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Vorwort

Die vorliegende Studie beschäftigt sich mit der Methodik der Vergleichenden Poli-
tikwissenschaft. ImMittelpunkt steht dabei die Ausarbeitung von MVQCA (Multi-
Value Comparative Qualitative Analysis). Bei der Einführung neuer Methoden ist
es nötig, dass die Möglichkeiten, Bedingungen und Grenzen der methodischen
Innovationen klar dargestellt werden, um potentiellen Nutzern eine deutliche Vor-
stellung des Verwendungszweckes zu geben. Im Folgenden wird daher die Methode
nicht nur vorgestellt, sondern es werden auch gezielt die Einsatzmöglichkeiten be-
handelt und anhand eines längeren Fallbeispiels dargestellt. Die vorliegende Dis-
sertation ist daher in zwei Teile aufgeteilt.
Im ersten Teil wird die MVQCAMethode entwickelt und in den Kontext kon�gu-

rationell-vergleichender Analyse eingeordnet. Dazu wird zuerst die Gruppe der
kon�gurationell-vergleichenden Methoden allgemein vorgestellt und auf die Beson-
derheiten dieser Methoden gegenüber anderen methodischen Ansätzen der Verglei-
chenden Politikwissenschaft eingegangen. In Kapitel 3 wird dann die von Charles
Ragin (1987) entwickelte �Qualitative Comparative Analysis� (QCA) im Detail
vorgestellt, wobei die einzelnen Rechenschritte ebenso diskutiert werden wie ei-
ne Reihe von Problemen, welche mit der Analyse mit QCA verknüpft sind. In
Kapitel 4 wird dann die mehrwertige Erweiterung von QCA, Multi-Value QCA,
vorgestellt. Diese erlaubt es, mehrwertige Variablen (Konditionen) mit den Ideen
von QCA zu analysieren. Damit ermöglicht MVQCA eine wesentliche Einschrän-
kung dieser für die Vergleichende Politikwissenschaft wichtigen Methode zu über-
winden, da QCA bislang auf die Benutzung dichotomer Werte angewiesen war.
Abgerundet wird der Teil zur Methodenentwicklung mit einer Besprechung we-
sentlicher Anwendungsprobleme von sowohl MVQCA als auch QCA in Kapitel 5.
Um ein Verständnis für die in QCA verwendete Boolesche Algebra zu erhalten
und um einen einheitlichen Wortgebrauch in der Methodendiskussion zu ermög-
lichen, wird den methodischen Ausführungen ein Kapitel zur Booleschen Algebra
und der Terminologie in QCA vorweg gestellt, welches die grundlegenden Begri�e
und Ideen der Booleschen Algebra vorstellt.
Zur Illustration der Anwendung von MVQCA wird dann im zweiten Teil eine

Studie zu dem Erfolg der Grünen Parteien in den achtziger Jahren durchgeführt.
Dabei soll der Frage nachgegangen werden, warum die in den siebziger und acht-
ziger Jahren entstandenen Grünen Parteien in vielen Staaten erfolgreich waren,
während dies in anderen Staaten nicht der Fall war. Zwar sind bereits von anderen
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Autoren einige wichtige Faktoren des Erfolges Grüner Parteien bestimmt worden
(siehe Kapitel 7), allerdings existiert keine eindeutige Erklärung für den Erfolg
Grüner Parteien.
Dazu sollen in Kapitel 6 zuerst kurz die wesentlichen Merkmale Grüner Parteien

bestimmt werden, und festgestellt werden, welche Parteien überhaupt als �Grüne
Parteien� im Sinne dieser Untersuchung gelten. In Kapitel 7 werden dann aufbau-
end auf ältere Studien über den Erfolg Grüner Parteien erste wesentliche Bedin-
gungen für deren Erfolg ausgemacht. Diese werden dann in Kapitel 8 mit Hilfe von
MVQCA unter der Hinzunahme weiterer Konditionen zu einem einheitlichen Er-
klärungsmuster zusammengefügt, welches tatsächlich alle hier untersuchten Fälle
zu erklären vermag. Neben der inhaltlichen Analyse soll die Untersuchung auch
dem Zweck dienen, die Anwendungsbedingungen und Probleme von MVQCA auf-
zuweisen.
Die Methodenentwicklung ist ein stetiger Prozess. Methoden werden entwickelt,

und aus ihrer Anwendung entstehen Probleme und Verbesserungswünsche, welchen
dann in weiterentwickelten Ansätzen entsprochen wird. Bei der Weiterentwicklung
ist es aber auch stets wichtig, die Anwendungsmöglichkeiten, Probleme und Gren-
zen der Methoden klar darzulegen, damit potentielle Anwender ein klares Bild
über die Vorteile, aber auch Probleme einer Methode erhalten, um in der Lage zu
sein, die Methode einzuschätzen. Zielsetzung dieser Arbeit war es daher nicht nur,
eine �neue Methode� zu entwickeln, sondern auch die Bedingungen für einen er-
folgreichen Einsatz, bei aller hier gebotenen �technischen Trockenheit� des Textes,
klar zu umreiÿen. Zur besseren Anwendung wurde auch die TOSMANA Software
entwickelt, bei deren Erstellung ein groÿer Wert auf Benutzerfreundlichkeit ge-
legt wurde, und in welche eine Vielzahl der hier vorgestellten Ideen implementiert
wurden (siehe Kapitel 5.4).
Im Anhang �nden sich auÿer den für die Analyse des Erfolges Grüner Parteien

benutzten Daten auch die ausführlichen Ergebnisse der Berechnungen in den Kapi-
teln 7 und 8. Der Abdruck soll der Transparenz der durchgeführten Berechnungen
dienen. Desweiteren �nden sich im Anhang ebenfalls Ausführungen zu den zur Be-
rechnung in MVQCA selbst entworfenen Algorithmen, welche auch in TOSMANA
enthalten sind.

An dem Gelingen einer Promotion sind viele Personen in unterschiedlichster
Hinsicht beteiligt. Zu allererst bin ich dem Betreuer meiner Promotion, Herrn
Prof. Dr. Dirk Berg-Schlosser, für seine vielfältige Unterstützung zu gröÿtem Dank
verp�ichtet. Die durchgeführten Arbeiten zur Entwicklung der MVQCA Methode
gehen nicht zuletzt auf seine Anregung zurück. Durch die Anstellung als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter wurde mir nicht nur aus �nanzieller Hinsicht die Mög-
lichkeit gegeben, diese Promotion zu verfassen, sondern es war mir auch möglich,
vielfältige Kontakte zu knüpfen, welche zu dem Gelingen dieser Arbeit beigetra-
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1. Der Vergleich in der
Politikwissenschaft

In dem oft zitierten Aufsatz über �Comparative Politics and the Comparative Me-
thod� führt Arend Lijphart (1971) an, dass die Vergleichende Politikwissenschaft
das einzige der vielen Teilgebiete der Politikwissenschaft ist, dessen Name nicht
davon abgeleitet ist, welche Thematik analysiert wird, sondern angibt, wie in die-
sem Teilgebiet gearbeitet wird. Lijphart stellt dabei fest, dass viele Analysen ohne
methodisches Bewusstsein durchgeführt wurden, da die Methoden und die Logik in
der empirischen Wissenschaft nur geringe Beachtung fanden. Er führte dies unter
anderem darauf zurück, dass der �Vergleich� als solcher ein sehr simples Instrument
der Analyse ist, während es aber keine explizite Methodologie der vergleichenden
politischen Analyse gibt (vgl. Lijphart 1971: 682, siehe auch Sartori 1970).

Der Vergleich. Søren Aabye Kierkegaard wird das Zitat zugeschrieben, dass �der
Vergleich [...] das Ende des Glücks und der Anfang der Unzufriedenheit [ist]�.
Dieses Zitat spielt auf die menschliche Eigenschaft an, sich selbst mit anderen
Menschen zu vergleichen und nicht zuletzt auch zu identi�zieren und zu bewer-
ten. Bereits kleine Kinder vergleichen sich selbst mit anderen, um etwas über sich
selbst zu bestimmen (ich bin klein) und auch Erwachsene vergleichen sich selbst
mit anderen, um sich selber zu positionieren. Kierkegaards Zitat bezieht sich dabei
auf den Vergleich als Kontrollinstrument der eigenen Errungenschaften, welcher,
fokussiert man ihn falsch, stets negativ ausfallen muss. Es wird immer jeman-
den geben, der die gerade betrachtete Eigenschaft besser realisiert hat, ob diese
nun materielle Besitztümer, sozialer Status oder die allgemeine Lebenssituation
darstellt.
Der Vergleich muss aber nicht so destruktiv angewendet werden, wie dies das Zi-

tat von Kierkegaard suggeriert. Er kann auch dazu verwendet werden, eigene Ideen
und Erfahrungen mit den Kenntnissen anderer zu vergleichen, um festzustellen,
ob diese wie gedacht funktionieren werden, oder wie man Verbesserungen sinnvoll
unterbringen kann: Hat man bei der Durchführung einer bestimmten Aktion mit
einzelnen Faktoren schlechte Erfahrungen gemacht, so wird man die Aktion bei
dem nächsten Mal sicherlich anders ausführen und die negativen Faktoren umge-
hen, womit durch den Vergleich mit ähnlichen Aktionen andere Verbesserungen in
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1. Der Vergleich in der Politikwissenschaft

die eigene Aktion ein�iessen.
Der Vergleich dient so als Kontrolle und erlaubt es eigene Ideen und Wissen

durch den Vergleich mit anderen zu optimieren. Diese Kontrollfunktion macht den
Vergleich zu einem wissenschaftlichen Instrument (vgl. Sartori 1991). Erst durch
die Überprüfung von aufgestellten Thesen ist es möglich diese zu bewerten und
zutre�ende von unzutre�enden Thesen zu unterscheiden. Oft entstehen sozialwis-
senschaftliche Hypothesen bei der Betrachtung weniger Fälle, und die Frage, ob
eine Theorie allgemein stichhaltig ist, lässt sich erst durch die Überprüfung weite-
rer Fälle feststellen.
Dabei wurden verschiedene Ansätze entwickelt, nach welchen eine solche Kon-

trolle durchführbar ist. In den meisten Wissenschaften sind statistische Verfahren
verbreitet, welche mit einer weiten Palette an Instrumenten Gütemaÿe errechnen,
anhand welcher allgemein anerkannte Aussagen über das Zutre�en der zu kontrol-
lierenden Hypothese gemacht werden.
Kontrolle kann aber auch durch den direkten Vergleich von mehreren Fällen

geschehen, welcher sich besonders dann anbietet, wenn nicht genügend Fälle vor-
liegen, um eine ausreichende Basis für statistische Verfahren zu bilden. Die in dieser
Dissertation geführte Methodenentwicklung befasst sich gerade mit einer Methode
für Forschungsdesigns mit �kleinen Fallzahlen�, welche oft in der Vergleichenden
Politikwissenschaft auftreten.
In diesem ersten Kapitel sollen zunächst die Rahmenbedingungen der Verglei-

chenden Analyse beschrieben werden, welche bei der Wahl der zu benutzenden
Methodik beachtet werden müssen. Danach soll dann die Gruppe der kon�gura-
tionellen Methoden vorgestellt werden, welche für die Vergleichende Analyse gut
geeignet ist, und zu denen die im Rahmen dieser Dissertation entwickelte MVQCA
Methode auch gehört.

1.1. Ansätze des Vergleiches in der
Politikwissenschaft

Die Vergleichende Politikwissenschaft ist stets empirisch ausgerichtet: Ein Ver-
gleich stellt zwei Objekte (hier: Fälle) in Relation zu einander und muss hierfür
eine oder mehrere Eigenschaften erfassen, um dies tun zu können. Diese können
sowohl originär quantitativer Natur sein, also in Zahlen ausdrückbar sein (Gröÿe
eines Landes, Wahlergebnisse einer Partei), wie auch konzeptioneller Natur sein
und aus der Einordnung eines Falles in ein Konzept (Regierungsform, Organisati-
onsform einer Partei, soziale Permissivität einer Gesellschaft) hervorgehen.
Die Bezeichung Vergleichende Politikwissenschaft ist für unterschiedliche Unter-

suchungsdesigns verwendet worden: So wird vor allem im amerikanischen Raum
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1.1. Ansätze des Vergleiches in der Politikwissenschaft

der Begri� der comparative politics auch für Studien verwendet, welche sich mit
nur einem Fall (auÿerhalb der Vereinigten Staaten) befassen und in denen kein
eigentlicher Vergleich statt�ndet. Für solche Studien ist die Bezeichnung beschrei-
bende Fallstudie passender.1 Aarebrot und Bakka (2003) führen diese im weiteren
Sinne zur Vergleichenden Politikwissenschaft gehörende Vorgehensweise in ihrer
Typologie der Vergleichenden Politikwissenschaft (siehe auch Schaubild 1.1) auf,
hierzu gehören ebenso Untersuchungen, welche nach dem Prinzip des paarweisen
Vergleiches nach Stein Rokkan (1970a) vorgehen. Diese Ansätze gehören im wei-
terem Sinne zur Vergleichenden Politikwissenschaft, wobei diese nicht zu den von
Lijphart beschriebenen, methodologisch begründeten Vergleichen gehören (siehe
unten).2

1.1.1. Die vergleichende und die statistische Methode

Lijphart (1971) unterscheidet bei der Typologisierung sozialwissenschaftlicher Me-
thoden zwischen der vergleichenden Methode und der statistischen Methode, was
sich am besten im Verhältniss dieser zu der experimentellen Methode begründen
lässt, welche nach Lijphart alle zusammen die fundamentalen Strategien der wis-
senschaftlichen Forschung ausmachen.
Lijpharts Artikel gehört zu einer Reihe von Verö�entlichungen aus den späten

60er und frühen 70er Jahren (u.a. Eckstein & Apter 1963; Kalleberg 1966; Mer-
ritt 1970; Przeworski & Teune 1970; Rokkan 1970b; Sartori 1970; Lasswell 1971;
Vallier 1971), welche versuchten, die Vergleichende Politikwissenschaft, die, wie be-
reits Macridis (1955) bemängelt hatte, bis dahin eher deskriptiv und auf einzelne
Fallstudien ausgerichtet war, stärker methodenbewusst auszurichten (vgl. zusam-
menfassend hierzu Collier 1993 sowie Berg-Schlosser & Müller-Rommel 2003).
Diese sind seitdem um eine Reihe weiterer konträr diskutierter Beiträge ergänzt

worden (u.a. Dogan & Pélassy 1984; Sartori 1984; Ragin 1987; King, Keohane &
Verba 1994; Goldthorpe 1997; Mahoney 2000; Ragin 2000; Mahoney & Ruesche-
meyer 2003; Brady & Collier 2004). Wichtig ist es aber hervorzuheben, dass es
keine allgemein als �Vergleichende Methode� akzeptierte, einzige Methode gibt,
sondern es existieren eine Reihe von Ansätzen, wie der Vergleich in der Politik-
wissenschaft durchgeführt werden kann.3

1Um es mit den Worten Giovanni Sartoris auszudrücken: �Thus, a scholar who studies only
American presidents is an Americanist, whereas a scholar who studies only French presidents is
a comparativist. Do not ask me how this makes sense - it does not� (Sartori 1991: 243)

2Dies gilt ebenfalls für die hier nicht aufgeführten Weltsystemanalysen, bei denen versucht
wird, alle möglichen Variablen und Untersuchungskriterien in einem Modell unterzubringen, und
dieses dann als quasi Einzelfallstudie zu untersuchen. Wallersteins (1979) �Geschichte des Welt-
systems� ist ein oft zitiertes Beispiel für eine solche Weltsystemanalyse (vgl. Aarebrot & Bakka
2003: 62-66).

3Es soll aber nicht verschwiegen werden, dass das Buch von Charles Ragin, auf welchem die
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1. Der Vergleich in der Politikwissenschaft

Abbildung 1.1.: Typologie verschiedener Ansätze der Vergleichenden Politikwis-
senschaft
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/ Rihoux (2002, 41).

Ziel von Wissenschaft ist es laut Lijphart, allgemein gültige Aussagen über den
Zusammenhang zwischen zwei oder mehreren Variablen zu erstellen, welches dann
erreicht werden kann, wenn alle anderen Variablen konstant gehalten werden kön-
nen. Die Annahme, dass alle anderen Bedingungen konstant gehalten werden kön-
nen, auch ceteris paribus-Klausel genannt, lässt sich am einfachsten in einem Expe-
riment verwirklichen: In der einfachsten Form können zwei passende Gruppen, d.h.
Gruppen, deren Fälle sehr ähnlich sind, zur Gewinnung solchen Wissens benutzt
werden. Die eine Gruppe wird einem bestimmten Stimulus ausgesetzt, während
dies bei der anderen Gruppe nicht der Fall ist. Falls die Gruppen nun einen Un-
terschied aufweisen, kann dieser auf den Stimulus zurückgeführt werden, da alle
anderen Variablen gleich gehalten wurden und somit die Veränderung ausschlies-

in dieser Dissertation betriebene Methodenentwicklung beruht, genau diesen Titel trägt: The
Comparative Method (Ragin 1987).
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1.1. Ansätze des Vergleiches in der Politikwissenschaft

slich auf den zugeführten Stimulus zurückzuführen ist. Daher ist die experimentelle
Methode zwar die fast vollkommene Methode für wissenschaftliche Forschung, wel-
che aber leider nur selten für sozialwissenschaftliche Zwecke benutzt werden kann,
da es selten möglich ist, ein solches Verfahren für sozialwissenschaftliche Zwecke zu
benutzen, und wenn dies möglich wäre, es in manchen Fällen auch aus ethischen
Gründen zu unterbleiben hätte(vgl. Lijphart 1971: 683).
Die statistische Methode bietet hierzu eine Alternative, da diese es ermöglicht,

den Ein�uss anderer Variablen auf den Zusammenhang zwischen zwei Variablen zu
ermitteln (und so zu entfernen). Die Statistik bietet eine Vielzahl von Verfahren,
diese partiellen Korrelationen zu erkennen, und somit im Nachhinein den Malus
der fehlenden Kontrolle über die Fälle, welche in der Idealform des experimentel-
len Designs vorliegt, teilweise zu kompensieren. Lijphart spricht daher auch von
der statistischen Methode als Approximation der experimentellen Methoden (vgl.
Lijphart 1971: 684). Problematisch im Rahmen der auf der Vergleichenden Poli-
tikwissenschaft ist aber, dass eine hohe Anzahl von Fällen für die Überprüfungen
für solche partiellen Korrelationen gerade bei hoher Variablenzahl notwendig ist,
weshalb die Anwendungsmöglichkeiten bei kleinen Fallzahlen stark eingeschränkt
ist.4

Unter dem Begri� der Vergleichenden Methode versteht Lijphart eher eine breit
angelegte Forschungsstrategie als eine bestimmte Methode. Ziel der vergleichenden
Methode ist es laut der De�nition von Lijphart, empirische Beziehungen zwischen
Variablen zu �nden. Der wesentliche Unterschied zu der statistischen Methode be-
�ndet sich in der Fallzahl, welche zu gering ist, um systematisch nach partiellen
Variablen zu suchen. Giovanni Sartori führt an, dass der Vergleich als solcher eben-
falls zur Kontrolle verwendet wird. Wird eine These (zum Beispiel �Revolutionen
werden durch relative Verarmung verursacht�) aufgestellt, muss diese überprüft
werden. Dies geschieht durch das Nachprüfen dieser These in vielen Fällen, wo-
durch der Vergleich ein Instrument der Kontrolle wissenschaftlicher Aussagen ist
(vgl. Sartori 1991: 244-245).5

4Dies ist für den Vergleich auf der Makro-Ebene der Fall, auf welche die folgenden Ausführun-
gen basieren. Die Vergleichende Politikwissenschaft umfasst auch Vergleiche auf der Mikro-Ebene,
auf welcher das Problem der kleinen Fallzahlen nicht in dieser Form gegeben ist.

5Lijphart ordnet daher den Nutzwert der �komparativen Methoden� unter den der �statisti-
schen Verfahren� ein, und fügt an, dass unter anderem die Fallzahl erhöht werden sollte, falls
möglich, um den Nutzwert vergleichender Analysen zu erhöhen (vgl. Lijphart 1971: 684). Sartori
stimmt zwar zu, dass die vergleichende Methode ein weniger mächtiges Kontrollverfahren ist, die
experimentelle Methode aber in den Sozialwissenschaften nur geringe Anwendungsmöglichkeiten
�ndet und die statistische Methode viele Fälle benötigt, welches in der vergleichenden Politik-
wissenschaft ebenfalls zu Problemen führen kann (vgl. Sartori 1991: 245). Zur Problematik der
kleinen Fallzahlen siehe Kapitel 1.1.3.
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1.1.2. Variablen-orientierte und Fall-orientierte Analyse

Den Variablen-orientierten Ansätzen der Vergleichenden Methode bei Lijphart ste-
hen Fall-orientierte Ansätze gegenüber. Statt den Zusammenhang zwischen Varia-
blen zu untersuchen, zielen Fall-orientierte Methoden darauf ab, Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede zwischen Gruppen von Fällen festzustellen (vgl. auch Land-
man 2000: 27-32). Der Wissensgewinn erfolgt bei Fall-orientierten Methoden durch
einen eigentlichen Vergleich der Fälle. Dies bedeutet aber auch, dass die Art der
Aussagen, welche durch solche Verfahren bestimmt werden, grundlegend anderer
Natur sind als die Aussagen, welche durch den Einsatz Variablen-orientierter Me-
thoden gefunden werden, da nicht mehr Aussagen über den (durchschnittlichen)
Ein�uss einer oder mehrerer Variablen auf die abhängige Variable gemacht werden,
sondern komplexere Aussagen erstellt werden, welche auch den jeweiligen Kontext
berücksichtigen (siehe hierzu ausführlich Kapitel 1.2.1.).
Die in dieser Dissertationsschrift diskutierte kon�gurationelle Methodik agiert

im vergleichendem Kern des Schaubildes von Aarebrot / Bakka, wo mehrere Va-
riablen über mehrere Fälle studiert werden, also �echte� Vergleiche durchgeführt
werden. Kon�gurationelle Methoden versuchen dabei die Ziele von Fall-orientierten
Methoden mit denen der Variablen-orientierten Methoden zu vereinen, sind also
weder als rein Fall-orientiert noch als rein Variablen-orientiert einzustufen (siehe
Kapitel 1.2, vgl. auch Berg-Schlosser i.E.).

1.1.3. Die �kleinen� Fallzahlen in der Vergleichenden
Politikwissenschaft

Ein Hauptargument für den Einsatz von vergleichenden Methoden im Lijphart-
schen Sinne ist die oft vorhandene �kleine Fallzahl� als Ausgangsbedingung für ver-
gleichende Analysen, welche es nicht erlaubt, aussagekräftige statistische Analysen
durchzuführen. Im Gegensatz zu Untersuchungen auf der Mikroebene zum Beispiel
in der empirischen Sozialforschung ist das Forschungsfeld, und somit die Anzahl
der möglichen Untersuchungsfälle, begrenzt. Diese allgemein als �viele Variablen,
kleine Fallzahlen� (Berg-Schlosser 2003: 105, siehe auch Landmann 2000, Lijphart
1971) benannte Problematik komparativer Analyse bezieht sich darauf, dass sehr
komplexe Fälle mit vielen möglichen Variablen untersucht werden, aber nur weni-
ge Untersuchungseinheiten vorliegen, welche untersucht werden können. Unkritisch
durchgeführte makro-quantitative Untersuchungen auf statistischer Basis sind da-
bei der Gefahr ausgesetzt, dass diese nur zu �ober�ächlichen und inhaltlich oft
fragwürdigen Ergebnissen� (Berg-Schlosser 2003: 105-106) kommen, da die ange-
wandten Verfahren nicht für die vorliegenden Daten geeignet sind. So werden häu-
�g einfache Regressionsanalysen durchgeführt, um den Zusammenhang zwischen
zwei oder mehreren Variablen zu untersuchen. Diese Verfahren sind aber gerade
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bei kleinen Fallzahlen fehleranfällig, da bereits die Hinzunahme oder Herausnah-
me eines einzelnen Falles genügt, um das Ergebnis einer Analyse maÿgeblich zu
verändern.6 Auÿerdem sind häu�g auch Prämissen statistischer Verfahren (wie die
Verwendung von zufallsgesteuerten Stichproben bei Vorlage einer anzunehmenden
Normalverteilung) bei geringen Fallzahlen nicht sichergestellt (vgl. Berg-Schlosser
2003: 106).
Da die Anzahl der Fälle bei Studien von Nationalstaaten auf der Makroebene

auf die Anzahl der real existierenden Staaten (knapp 200) begrenzt ist, liegt die
Obergrenze der potentiellen Fälle zwar durchaus in einem Bereich, in dem stati-
stische Verfahren anwendbar sind.7 Allerdings entspricht diese Zahl nicht der Zahl
der möglichen Untersuchungseinheiten, da nicht jeder Fall relevant ist. So macht
es wenig Sinn, zum Beispiel nicht-demokratische Staaten bei der Analyse von Par-
teien und Parteiensystemen einzubeziehen, da Parteien in autoritären Systemen
eine andere Bedeutung haben als Parteien in Demokratien.
Ragin (1987) kritisiert an dem Mainstream der statistischen Anwendungen die

Art und Weise, wie mit der Problematik der kleinen Fallzahl umgegangen wird.
Um die für die meisten statistischen Verfahren benötigten höheren Fallzahlen zu
erreichen, wird oft angeregt, die Fallzahl in einem Datensatz nach Möglichkeit zu
erhöhen.8 Ragin kritisiert, dass bei der Erhöhung der Fallzahl die Frage nach der
Vergleichbarkeit der Fälle oft auf der Strecke bleibt. Da möglichst viele Fälle ein-
bezogen werden müssen, verhindert dies die Möglichkeit nach der Bedeutung von
historischen, kulturellen oder geographischen Gründen eines bestimmten Phäno-
mens zu fragen, welches letztendlich bezüglich der Variablenauswahl einen Bias

6Dieses Phänomen ist auch bekannt als das �outlier Problem�: Ein einzelner Ausreiÿer genügt,
um bei kleinen Fallzahlen eine Regressionslinie komplett umzusetzen, und die gefundene Aussage
zu negieren (schön dargestellt bei Pennings et al. (1999: 195-197) sowie Berg-Schlosser & Quenter
1996).

7Die Frage �Wie viele Staaten gibt es überhaupt� ist schwierig zu beantworten und auch
politisch-emotional hoch beladen. Nimmt man die Anzahl der UNO Mitglieder als Maÿstab,
so gibt es 191 Staaten, wobei allerdings hierbei der allgemein als Staat anerkannte Vatikan
nicht mitgezählt worden ist, da dieser beschlossen hat, nicht Mitglied der Vereinten Nationen zu
werden. Die aktuelle Mitgliederliste der UNO verzeichnet 192 Mitgliedsstaaten (United Nations
2006). Betrachtet man noch die Tatsache, dass es auÿerdem sich als Staaten verstehende Regionen
gibt, welche international nicht anerkannt sind, so ist die korrekte Antwort auf die Frage, wie
viele Staaten es gibt, wohl tatsächlich knapp 200.

8Dies ist auch eine der Hauptanregungen des in der politikwissenschaftlichen Methodendis-
kussion kontrovers debattierten Bandes von King, Keohane und Verba (1994: vor allem 208-228).
Neben der Notwendigkeit von gröÿeren Fallzahlen wurde qualitativen Fallstudien mit kleinen Fall-
zahlen auch ein �selection Bias� vorgeworfen (vgl. Geddes 1990; King et al. 1994), da die Fälle
hier aufgrund ihres hervorgehobenen Ergebnisses ausgewählt worden sind, welches zu fehlgelei-
teten Schlüssen führen kann, da ausschliesslich Fälle mit einem bestimmten Outcome untersucht
werden (vgl. Ebbinghaus 2005). Dies tri�t aber nicht auf die hier vorgestellten kon�gurationell-
vergleichenden Methoden zu, da diese auch Fälle mit unterschiedlichem Outcome analysieren,
und so die erstellten Thesen auch anhand von Fällen mit anderem Ergebnis überprüft werden.
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zu Ungunsten solcher möglicher erklärender Faktoren bedeutet (vgl. Ragin 1987:
vii). Eine Erweiterung der Fallzahl kommt daher nur dann in Frage, wenn die
Vergleichbarkeit der Fälle noch gewährleistet ist.
Wird die Fallzahl durch das Hinzufügen von vielen weiteren Fällen vergröÿert,

so besteht zusätzlich die Problematik, dass die zur Kodierung der Variable be-
nutzten theoretischen Konzepte unter Umständen überdehnt werden. Sartori be-
schreibt dieses conceptional stretching als das Überdehnen von Konzepten durch
die Übertragung von Konzepten auf Fälle, welche sich nicht mit diesen Konzepten
korrekt messen lassen. Um dennoch die Konzepte anwenden zu können, müssen
diese erweitert werden, welches zu vagen, amorphen Konstrukten führt, was letzt-
endlich bedeutet, dass die Erweiterung der Fallzahl auf Kosten der konzeptionellen
Präzision zustande kommt (vgl. Sartori 1970: 1034-1035).9

Das Problem der kleinen Fallzahlen scheint daher im Allgemeinen nicht durch
eine wie auch immer gestaltete Erweiterung der Fallzahl lösbar zu sein. Es scheint
vielmehr notwendig zu sein, in diesem Fall die verwendete Methode an die kleine
Fallzahl anzupassen, anstatt die Fallzahl an die Methode anzupassen.10

9Neben der Erhöhung der Fallzahl durch die Hinzunahme neuer Fälle ist auch angeregt wor-
den, die Fallzahl durch die Einbeziehung von Untereinheiten der Fälle zu erhöhen. Dieses scheint
aber nur in ganz speziellen Untersuchungsszenarien sinnvoll. Liegen wichtige Entscheidungsfak-
toren für ein zu untersuchendes Phänomen auf subnationaler Ebene, so kann es durchaus möglich
sein, Fälle auf subnationaler Ebene auch (national-) staatenübergreifend zu untersuchen (wie zum
Beispiel die Wohnungsbaupolitik in Groÿstädten), wobei dabei auch jeweilige nationale Kontexte
mit in die Analyse einbezogen werden müssen. King et al. führen an, dass die untersuchten Fälle
aber nur dann sinnvoll in die Analyse ein�ieÿen können, wenn die untersuchten Einheiten auch
Ein�uss auf das untersuchte Phänomen haben - es macht z.B. o�ensichtlich wenig Sinn, in Indien
oder Pakistan auf Ebene der Gemeinde nach Erklärungen dafür zu suchen, warum diese Länder
Atomwa�en produzieren wollen, da die Entscheidung hierfür dort nicht getro�en wird (vgl. King
et al. 1994: 220-221).
Erschwerend kommt hinzu, dass die identi�zierbaren Subsysteme in den einzelnen untersuchten

Staaten unterschiedliche Bedeutung haben: So ist die Stellung der Bundesländer eine ganz andere
als die der Ämter in Dänemark, welche sich wiederum unterscheidet von der Bedeutung der
Regionen in Belgien. Es wird also schwierig sein, vergleichbare Untereinheiten zu de�nieren.
Eine zweite Möglichkeit die Fallzahl zu erhöhen besteht in der Erfassung von mehreren Zeit-

punkten für jeden (geographischen) Fall. Problematisch hierbei ist allerdings die Frage, ob die
so gewonnenen Fälle tatsächlich neue Informationen in die Analyse einbringen, oder ob sie sich
so ähnlich sind, dass man nicht mehr von unabhängigen Fällen sprechen kann. Auÿerdem muss
sichergestellt werden, dass das untersuchte Phänomen überhaupt zu den verschiedenen Zeitpunk-
ten relevant ist (vgl. King et al. 1994: 221-222).

10Siehe hierzu auch Ragin et al. (1996) sowie Munck (2004).
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1.2. Kon�gurationell-Vergleichende
Politikwissenschaft

Die besondere Ausgangssituation der Vergleichenden Politikwissenschaft grenzt
diese von qualitativen Fallstudien genauso ab wie von der empirischen Sozial-
forschung und anderen statistisch-geprägten empirischen Studien, was auch Be-
deutung für die Verwendbarkeit qualitativer sowie quantitativer Methoden in der
Vergleichenden Politikwissenschaft hat.
Charles Ragin (1987: 34-82) bezeichnet die Herangehensweise in QCA als einen

Mittelweg zwischen Fall-orientierten und Variablen-orientierten Methoden. Er be-
zieht sich hierbei auf die Tatsache, dass Daten nicht losgelöst von den Fällen beob-
achtet werden, wie dies bei statistischen Verfahren passiert, wo Zusammenhänge
zwischen Variablen gefunden werden sollen. Ausgehend von der Grundannahme,
dass die Erklärung für ein bestimmtes Phänomen stets auch in einem kontextuellen
Zusammenhang zu sehen ist, lehnt Ragin diese rein auf Variablenwerte orientierte
Herangehensweise ab, da diese nicht in der Lage ist, bestimmte kontextuelle Fak-
toren für einen kausalen Zusammenhang zu erkennen (siehe hierzu Kapitel 1.2.1).
Im Gegensatz hierzu sieht Ragin es als das Ziel Fall-orientierter Methoden an,
kausale Komplexität, welche auch kontextuelle Zusammenhänge berücksichtigt, zu
erkennen. Soziale Zusammenhänge können demnach nur durch die Beobachtung
von Fällen als Ganzes erfasst werden (vgl. Ragin 1987: 167). Kon�gurationell-
vergleichende Ansätze sind in diesem Sinn Fall-orientiert, da stets die gesamte
Kon�guration des Falles in die Analyse einbezogen wird, und nicht nur einzelne
Fälle.
Kon�gurationell-vergleichende Methoden zeigen aber dabei auch Züge von

Variablen-orientierten Ansätzen, da mögliche Konditionen vor der formalen Ana-
lyse identi�ziert werden müssen (vgl. Ragin 1987: 169). Dabei werden Variablen
ausgewählt und für jeden Fall erhoben, welche als mögliche Konditionen für das zu
untersuchende Phänomen in Frage kommen. Die jeweiligen Variablenwerte werden
zu einer Kon�guration des jeweiligen Falles zusammengesetzt und diese Kon�gu-
rationen werden dann als Einheit in die kon�gurationell-vergleichende Analyse
einbezogen (siehe hierzu Kapitel 2.2.2).
Kon�gurationell-vergleichende Analysen bewegen sich somit zwischen Fall- und

Variablen-orientierten Methoden, da zum einen versucht wird, die Komplexität von
Kausalität wie in Fall-orientierten Ansätzen zu erfassen. Zum anderen sollen aber
auch möglichst viele Fälle einbezogen werden, um so, wie dies Ziel von Variablen-
orientierten Ansätzen ist, möglichst breite Erklärungen zu �nden (vgl. Ragin 1987:
168), auch wenn dies nur in engen Grenzen möglich ist, wie dies in Kapitel 1.2.1
gezeigt werden soll.
Im Folgenden werden Methoden vorgestellt, welche zu den kon�gurationell-
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vergleichenden Methoden gehören. Diese führen über Kon�gurationen von Fäl-
len formelle, durch bestimmte Rechenregeln de�nierte Berechnungen durch. 1987
nannte Ragin noch den Booleschen Ansatz als Mittelweg zwischen Fall-orientierten
und Variablen-orientierten Ansätzen. Mittlerweile sind weitere Verfahren entstan-
den, welche ebenfalls diesen Mittelweg gehen, aber zum Teil nicht mehr mit Boo-
leschen Werten rechnen (z.B. MVQCA und fsQCA), weshalb es korrekter ist von
kon�gurationell-vergleichender Analyse zu sprechen.11

1.2.1. Komplexe Kausalität

Die Motivation Ragins zur Erstellung von QCA lag wie beschrieben in der Art
der Kausalität, welche in multivariaten Verfahren zu Grunde gelegt ist und nicht
in der Lage ist, soziale Phänomene korrekt zu erfassen. Bei der Überprüfung von
Zusammenhängen zwischen Variablen wird bei multivariaten Verfahren der durch-
schnittliche E�ekt einer oder mehrerer unabhängiger Variable(n) auf die abhängige
Variable bei allen Fällen überprüft. Ragin hält es aber für notwendig nach dem
jeweiligen Kontext zu suchen, in welchem eine bestimmte Bedingung auf das zu
untersuchende Phänomen zum Tragen kommt (vgl. Ragin 1987: vii und 58-64 sowie
Ragin 2006).

1.2.1.1. Konjunktionale und multiple Kausalität

Dem zu Grunde liegt die Annahme, dass soziale Phänomene nur durch ein viel-
schichtiges Modell von Komplexität erklärt werden können. Ragin sieht Kausalität
stets als ein konjunktional (aus mehreren Konditionen zusammengesetztes) Phäno-
men an. Auch muss ein zu erklärendes Phänomen nicht stets auf den selben Grund
zurückzuführen sein, sondern kann auch auf unterschiedliche Weise erreicht werden
(multiple Kausalität). Eine Methode, welche soziale Kausalität adäquat aufdecken
soll, muss in der Lage sein, diese komplexen Kausalstrukturen zu erkennen (vgl.
Ragin 1987: 19-33).
Formell kann man den Unterschied zwischen dem Kausalitätsbegri� in quantita-

tiver gegenüber qualitativer �Tradition� durch das Gegenüberstellen zweier Glei-
chungen darstellen, welche nach Mahoney und Goertz (vgl. 2006: 234-237) als
typische Modelle der jeweiligen Tradition gelten können:

(1.1) Y = A ∗B ∗ c+A ∗ C ∗D ∗ E

(1.2) Y = β0 + β1X1 + β2X2 + β3X3 + ...+ β12X1 ∗X2 + ε

11Dies ist auch Titel des von Benoit Rihoux und Charles Ragin herausgegebenen Buches
�Con�gurational Comparative Methods. Qualitative Comparative Analysis, Multi-Value QCA
and Fuzzy Sets� (Rihoux & Ragin i.E.), welches zwanzig Jahre nach dem Erscheinen von Ragin's
�The Comparative Method� (Ragin 1987) diese kon�gurationellen Ansätze zusammenfasst.
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Während Modell (1.1) ein typisches Modell einer qualitativen Untersuchung
darstellt, ist (1.2) ein typisches statistisches Modell (wenn auch ergänzt um einen
Interaktionsterm quantitativer Natur). Diese Modelle unterscheiden sich dabei
grundsätzlich. Während (1.1) ein Boolesches Modell ist, bei dem die Kombination
von Konditionen im Mittelpunkt steht und der individuelle E�ekt einer einzelnen
Variable wenig Beachtung �ndet, steht die Bestimmung der geschätzten E�ekte
der einzelnen Variablen im Mittelpunkt der quantitativen Forschung, wie dies auch
durch (1.2) wiedergegeben wird (vgl. Mahoney & Goertz 2006: 234-235).12

Es besteht dabei eine grundlegend unterschiedliche Au�assung von der Kausa-
lität. Während das statistische Modell einen durchschnittlichen Ein�uss jeder un-
abhängigen Variable auf die abhängige Variable annimmt und diesen bestimmen
will, basiert das Boolesche Modell auf dem von Mackie (1965, 1980) formulier-
ten INUS Ansatz von Kausalität. Dabei wird davon ausgegangen, dass Ursachen
meist INUS Ursachen (�Insu�cient but Necessary part of a condition�) sind, wel-
che alleine weder notwendig noch ausreichend sind, um ein bestimmtes Ergebnis
zu bewirken. Eine Ursache führt nur in Kombination mit anderen Ursachen zur
dem Ergebnis, und es gibt möglicherweise auch weitere Kombinationen von Ur-
sachen, welche zu dem selben Ergebnis führen. In (1.1) ist zum Beispiel B eine
solche INUS Ursache: Nur zusammen mit den Ursachen A und c hat B zu dem
Ergebnis Y geführt, und es gibt auch noch eine andere Kombination von Ursachen
A ∗ C ∗D ∗ E, welche Y als Ergebnis hat. B ist also weder notwendig noch aus-
reichend für Y . Hier würde es keinen Sinn machen die Frage zu stellen, welchen
E�ekt B hat, da B zwar in Verknüpfung mit A und c Bedeutung zu haben scheint,
B aber in anderem Zusammenhang keine Bedeutung hat. Daher ist es nicht sinn-
voll, alle Fälle übergreifend etwas über den E�ekt von B auszusagen, da Aussagen
über B nur in Verbindung mit dem entsprechenden Kontext Sinn machen. Auch
die Angabe eines durchschnittlichen Ein�usses bildet so keine reale Abbildung der
tatsächlichen Kausalstrukturen (vgl. Mahoney & Goertz 2006: 235).

1.2.1.2. Ausreichende und notwendige Konditionen

Die Beschreibung von Konditionen als ausreichende Konditionen (su�cient condi-
tions) und notwendige Konditionen (necessary conditions) ist zudem ein zentrales
Element kon�gurationell-vergleichender Ansätze, welche die Grundlagen der Ana-
lyse mit diesen Ansätzen bietet. Ragin (1987: 99-101) geht davon aus, dass es zum

12Zwar ist es möglich, wie in (1.2) einen Interaktionsterm einzubeziehen, durch welchen ein
E�ekt eingebunden werden kann, welcher durch die Interaktion von zwei Variablen entsteht. Ma-
honey und Goertz (vgl. Mahoney & Goertz 2006: 235) stellen aber mit Verweis auf einige aktuelle
dies untersuchende Beiträge zu diesem Thema fest, dass der Ansatz, nur den individuellen Ein-
�uÿ der unabhängigen Variablen zu untersuchen, weiterhin die Norm in den Sozialwissenschaften
ist (vgl. Braumoeller 2004, siehe auch Achen 2005; Braumoeller 2003).

15



1. Der Vergleich in der Politikwissenschaft

einen INUS Konditionen für ein Phänomen gibt, welche nur in Verbindung mit an-
deren Konditionen zu dem untersuchten Phänomen führen und ohne die Präsenz
dieser zusätzlichen Kondition nicht diese Konsequenz hätten, während es ande-
rerseits auch Konditionen gibt, welche alleine ein bestimmtes Phänomen erklären
können. Solche Konditionen, welche alleine ohne das Zutun anderer Konditionen
ein Phänomen erklären können, werden ausreichende Konditionen genannt. For-
mell ausgedrückt ist eine Kondition dann ausreichend, um das untersuchte Phä-
nomen (Outcome) zu erklären, wenn die Präsenz der Kondition auch die Präsenz
des Ergebnis mit sich führt, dieses also immer vorkommt, wenn die Kondition vor-
kommt. Dies heisst nicht, dass es nicht auch Fälle geben kann, in dem das Outcome
existiert, die Kondition aber nicht präsent ist. Es kann auch andere (Kombinatio-
nen von) Konditionen geben, welche das Outcome hervorrufen. Es gibt aber keinen
Fall mit der Präsenz der ausreichenden Kondition, in welchem das Outcome nicht
gegeben ist.
Von einer notwendigen Kondition spricht man dann, wenn diese Kondition prä-

sent sein muss, damit ein bestimmtes Outcome vorkommt. Es gibt also keinen Fall
mit dem entsprechenden Outcome, in dem die notwendige Kondition nicht erfüllt
ist. Andererseits kann es aber Fälle geben, in dem zwar die Kondition präsent ist,
das untersuchte Outcome aber nicht hervorgerufen worden ist (siehe auch Kapi-
tel 3.4). Stellt man zum Bespiel wie in Kapitel 8 fest, dass sich die Grünen Parteien
in allen Fällen mit Mehrheitswahlrecht oder einem geringen Pro Kopf Bruttoin-
landsprodukt (BIP) nicht etablieren konnten, so sind diese beiden Konditionen in
diesem Sinne ausreichende Erklärungen für das Ausbleiben des Erfolges Grüner
Parteien. Umgekehrt gilt auch, dass Grüne Parteien nur in Staaten mit sowohl Ver-
hältniswahlrecht wie auch mittlerem oder hohen Pro Kopf Bruttoinlandsprodukt
erfolgreich sein konnten, weshalb diese beiden Bedingungen notwendige Konditio-
nen für den Erfolg Grüner Parteien waren.

1.3. Methoden des kon�gurationellen Vergleiches

Der Begri� der kon�gurationellen Methoden umfasst eine Reihe von methodischen
Ansätzen, welche allesamt durch die Analyse der Kon�gurationen aller Fälle zu
neuen Erkenntnissen gelangen möchten.13 Voraussetzung eines kon�gurationellen
Vergleiches ist stets, dass die in die Kon�gurationen eingehenden Konditionen
identisch sind: Die Fälle können also nicht beliebig verglichen werden, sondern
es müssen für alle Fälle die gleichen, vorher festgelegten Variablenwerte erhoben

13Unter einer Kon�guration versteht man eine Kombination von erfassten Werten zu einem
Fall. Der Begri� wird in Kapitel 2.2.2 de�niert.
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werden, um die formelle Analyse durchführen zu können.14

Kon�gurationelle Methoden beruhen in ihrem Ursprung auf den von John Stu-
art Mill formulierten Übereinstimmungs- und Di�erenzmethoden (vgl. Mill 1843
[1961]). Bei der Übereinstimmungsmethode werden für eine Reihe von Fällen, wel-
che das gleiche zu untersuchende Phänomen aufweisen, unabhängige Variablen ge-
sucht, welche für alle Fälle den gleichen Wert aufweisen.15 In diesem Fall kann es
einen Zusammenhang zwischen der unabhängigen Variable und dem beobachteten
Phänomen geben - allerdings lässt sich nichts über die Richtung der Kausalität
sagen, und es ist genauso wenig möglich, eine Scheinkorrelation auszuschliessen.
Bei der Di�erenzmethode wird dagegen versucht zu observieren, ob ein hinzuge-
fügter Stimulus ein bestimmtes Phänomen beein�usst: Es wird untersucht, ob in
einem Experiment unterschiedliche Werte einer unabhängigen Variable in Fällen,
die ansonsten identisch sind, unterschiedliche Werte der abhängigen Variablen zur
Folge haben. Da die Zufügung von Stimuli in den Sozialwissenschaften aus so-
wohl praktischen wie auch ethischen Gesichtspunkten nur sehr selten möglich ist
(siehe Kapitel 1.1.1), wird auf die ebenfalls von Mill abgeleitete indirekte Di�e-
renzmethode zurückgegri�en. Dabei wird die Übereinstimmungsmethode zweifach
angewendet: In einem ersten Schritt wird für eine vermutete kausale Ursache er-
mittelt, ob diese für alle Fälle zutri�t, in denen auch das untersuchte Phänomen
zutri�t. Ist dies der Fall, so wird in einer zweiten Überprüfung kontrolliert, ob die
Ursache in den Fällen, in denen das untersuchte Phänomen nicht beobachtet wird,
nicht vorliegt. Ist dies auch der Fall, so gilt, dass das Phänomen dann, und nur
dann vorliegt, wenn auch die Ursache vorliegt (vgl. Berg-Schlosser 2003: 110-113;
Ragin 1987: 34-42).16

Die von Mill eingeführte Logik des Vergleiches gibt einfache, aber abstrakte
Untersuchungsdesigns vor, auf welchen die im Folgenden vorgestellten Methoden
im Prinzip beruhen.

1.3.1. MSSD / MDSD

Eine allgemeine Anwendung der Millschen Methoden in der Sozialwissenschaft
wurde von Przeworski und Teune in ihrem Buch �The Logic of Comparative So-
cial Inquiry� (1970) vorgestellt. Dabei stellten die Autoren fest, dass viele ver-

14Kon�gurationelle Methoden werden vor allem im Bereich der (Staaten) Vergleichenden
Politikwissenschaft eingesetzt, weshalb zum Beispiel Berg-Schlosser diese auch den makro-
qualitativen Verfahren zuordnet (vgl. Berg-Schlosser 2003).

15Die Übereinstimmungsmethode wird im deutschen Sprachraum auch Konkordanzmethode
genannt (vgl. z.B. Nohlen 1994).

16Eingeschränkt muss allerdings hinzugefügt werden, dass diese Verfahren stets nur mögliche
Erklärungen liefern, welche validiert werden müssen, da sie zwar die Menge möglicher Erklä-
rungen einschränken, diese von sich aus allerdings keine eigentlichen Beweise darstellen (siehe
Kapitel 3.7).
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gleichende Studien bereits implizit mit dem so genannten most similar systems
design (MSSD) gearbeitet hatten, in dem ähnliche Fälle ausgewählt wurden, um
möglichst viele unabhängige Variablen, welche für alle Fälle den gleichen Wert
aufweisen, bei der Untersuchung einer zwischen den Fällen varierenden zu er-
klärenden Variable ausschlieÿen zu können. Diese können nach dem Prinzip der
indirekten Di�erenz nicht die Unterschiede der zu erklärenden Variable erklären:
Variablen, welche für diese ähnlichen Fälle unterschiedliche Werte aufweisen, kön-
nen als mögliche Erklärungen für das untersuchte Phänomen in Betracht gezogen
werden, insofern die Unterschiede der abhängigen und der unabhängigen Variable
korrespondieren (vgl. Przeworksi & Teune 1970: 32-34; auch Pennings et al. 1999:
45). Allerdings kann mit dieser Vorgehensweise nicht direkt auf tatsächlich be-
deutende Determinanten geschlossen werden. Durch ein solches Verfahren werden
viele mögliche beein�ussende Variablen gefunden, welches die E�zienz von MSSD
basierten Verfahren erheblich schmälert, da alle potentiell erklärenden Variablen
nochmals auf ihre theoretische Stichhaltigkeit überprüft werden müssen.
Dagegen versuchen nach dem most dissimilar systems design (MDSD) vorge-

hende Untersuchungen durch die Hinzuziehung möglichst unterschiedlicher Fälle
Faktoren zu bestimmen, welche in diesen unterschiedlichen Fälle die gleiche Aus-
wirkung auf die zu erklärenden Variablen haben. Dabei wird davon ausgegangen,
dass kontextuelle Unterschiede keinen Ein�uss auf die zu erklärende Variable ha-
ben, wobei laut Przeworski und Teune die zu untersuchenden Fälle dabei auch auf
einer niedrigeren Systemebene zu �nden sind (Individuen, aber auch Gruppen)
und auch Fälle auf verschiedenen Ebenen in eine solche Analyse eingehen können
(vgl. Przeworski & Teune 1970: 39). Eine allgemeinere Au�assung der Anwendung
von most dissimilar systems designs beruht darauf, dass möglichst unterschiedli-
che Fälle auf der gleichen Systemebene untersucht werden (vgl. z.B. Collier 1993:
111, Lauth & Winkler 2002: 60, Pennings et al. 1999: 45).17

1.3.2. MSDO / MDSO

Das Most Similar Di�erent Outcome (MSDO) beziehungsweise Most Di�erent
Similar Outcome (MDSO) Verfahren bietet die Möglichkeit, nach formalisierten
Regeln möglichst ähnliche beziehungsweise unterschiedliche Fälle zu bestimmen.
Diese können dann auch in einer MDSD oder MSSD Analyse oder einer Fallstudie
untersucht werden, anstatt diese Fälle nach stark personenbezogenen intuitiven
oder pragmatischen Gründen auszuwählen. Dieses von Gisèle De Meur und Dirk
Berg-Schlosser (1994) formalisierte Verfahren identi�ziert in zwei Stufen die ge-
eignesten Fälle für eine solche Analyse, und ermöglicht es durch die Betrachtung

17Dieses Verfahren ist auch für dichotome Werte in der Software TOSMANA (Cronqvist
2006a) implementiert.
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von unterschiedlichen Kategorien von Daten ein di�erenziertes Bild von den Un-
terschieden und Ähnlichkeiten zwischen Fällen zu erhalten.
Vor einer MSDO Analyse werden zuerst alle verfügbaren Variablen nach inhalt-

lichen Gesichtspunkten in Kategorien eingeteilt. Innerhalb jeder Kategorie werden
aus allen Paaren von Fällen mit unterschiedlichem Outcome die Paare herausge-
sucht, welche die meisten Ähnlichkeiten aufweisen. Für jedes Paar von Fällen mit
unterschiedlichem Outcome wird ein Ähnlichkeitswert bestimmt, welcher relativ zu
dem ähnlichsten Paar angibt, wie ähnlich sich die Fälle sind. In einer zweiten Stu-
fe werden dann diese relativen Werte über alle Kategorien betrachtet, und daraus
können dann die ähnlichsten Fälle mit unterschiedlichem Outcome identi�ziert
werden. Mit diesen Fällen kann man eine Analyse nach dem oben diskutierten
MSSD Verfahren durchführen, um in diesen sehr ähnlichen Fällen Erklärungen
für das unterschiedliche Outcome zu erhalten. Ähnlich kann das MDSO Verfahren
angewendet werden, um unter den Fällen mit gleichem Outcome die Fälle her-
auszu�ltern, welche am unterschiedlichsten sind. Hierauf aufbauend können dann
mit einer MDSD Analyse die Faktoren bestimmt werden, welche für diese sehr
unterschiedlichen Fälle identisch sind und somit mögliche Erklärungsfaktoren für
das identische Outcome darstellen.18

Mit diesem Verfahren lassen sich auch konjunktionale Zusammenhänge zwischen
Konditionen erarbeiten (Berg-Schlosser & De Meur i.E.), allerdings müssen diese
immer noch auf ihre theoretische Stichhaltigkeit überprüft werden.

1.3.3. QCA

Die Namensgebung der �Qualitative Comparative Analysis�-Methode kann zu
Missverständnissen bei der Einordnung dieser Methode führen. Die Wahl von
Charles Ragin, die Methode als qualitativ-vergleichend zu bezeichnen, ist nicht
nur aus Sicht der deutschsprachigen Methodendiskussion problematisch, stellt die
Namensgebung die Methode doch (zumindest implizit) gegen quantitative Metho-
den. Trotz der Ablehnung einiger Ziele des statistisch geprägten Mainstreams der
quantativen Forschung weist QCA aber sowohl Gemeinsamkeiten zur quantitati-
ven als auch zur qualitativen Methodik auf.
Nimmt man Erläuterungen von King, Keohane und Verba als Grundlage, so

zeichnen sich quantitative Methoden dadurch aus, dass diese basierend auf nu-
merischen Messungen von spezi�schen Aspekten eines Phänomens versuchen, sich
von partikularen Fällen zu lösen, um allgemeingültige Beschreibungen zu erhalten
oder Theorien zu testen. Der Begri� der qualitativen Methoden umfasst eine weite
Reihe von Methoden, welche nicht nur auf numerischen Messungen beruhen. Diese

18Die genaue Prozedur mit weiteren Informationen zur Identi�zierung möglichst ähnlicher
beziehungsweise unterschiedlicher Fälle ist in De Meur & Berg-Schlosser (1994) beschrieben.
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Methoden basieren auf der intensiven Untersuchung von wenigen Fällen mit histo-
rischen und/oder diskursiven Vorgehensweisen, welche ein bestimmtes Phänomen
tiefgehend analysieren, um ein umfassendes Verständnis dafür zu entwickeln (vgl.
King et al. 1994: 3-4, siehe auch Nohlen 1994, Kersting 1999, Collier et al. 2006,
Flick 2006).
Versteht man also unter quantitativen Methoden eher formell orientierte Vor-

gehensweisen, welche mit in Zahlen wiedergegebenen empirischen Beobachtungen
arbeiten und somit einer intersubjektiven Überprüfbarkeit unterliegen, so müs-
sen QCA und die Erweiterungen davon als eine solche quantitative Methode ver-
standen werden, welche aber mit qualitativ kodierten Daten benutzt wird (siehe
Kapitel 1.3.3.2 hierzu).
Aus diesem Grund ist es sinnvoller, diese Methode als eine kon�gurationell-

vergleichend arbeitende Methodik zu bezeichen, da die in QCA durchgeführten
Berechnungen die Kombinationen von Eigenschaften der Fälle (Kon�gurationen)
als Grundlage haben.

1.3.3.1. QCA: Eine formelle Methode für kleine Fallzahlen

Wie bereits in Kapitel 1.1.3 ausgeführt, sind in der Vergleichenden Politikwissen-
schaft oft durch die geringe Fallzahl die Anwendungsmöglichkeiten inferenzstati-
stischer Verfahren eingeschränkt, und es ist oft weder wünschenswert noch durch-
führbar, die Fallzahl wesentlich zu erhöhen. Andererseits scheinen aber auch rein
qualitative Methoden bei der Behandlung von �Small-N� Fallzahlen überfordert,
da die Fallzahl letztendlich doch zu groÿ ist, um zufriedenstellende vergleichende
Fallstudien durchzuführen. Die bislang vorgestellten Verfahren können die in Ka-
pitel 1.2.1 getro�enen Überlegungen zur Kausalität zum Teil umsetzen, da diese
Gruppen von Variablen identi�zieren können, welche möglicherweise im kausalen
Zusammenhang zur abhängigen Variable stehen. Eine formelle Darstellung von
konjunktionaler und multipler Kausalität ist aber alleine aus diesen Methoden
heraus nicht möglich.
QCA bietet ein formelles Verfahren für kleine und mittlere Fallzahlen, kom-

plexe Kausalität zu erkennen.19 Die mit QCA durchgeführten Berechnungen sind
durchwegs transparent, da die Berechnungen nach festgelegten Regeln ablaufen,
und so die gefundenen Ergebnisse nicht von der durchführenden Person abhängig
sind. Bei identischen verwendeten Parametern werden stets die gleichen Ergebnisse
geliefert.20

19Auch wenn QCA als eine Methode für kleine Fallzahlen beschrieben wird, so ist ein Einsatz
bei weniger als zehn Fällen selten sinnvoll, da dann die in Kapitel 3 beschriebenen Berechnungen
keine deutlichen Ergebnisse liefern. Der Einsatzbereich für QCA liegt bei etwa 10-40 Fälle, mit
MVQCA auch etwas höher.

20Es ist durchaus möglich für den gleichen Datensatz durch die Verwendung von unterschied-
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1.3.3.2. Präsenz und Absenz von Eigenschaften

Durch die Verwendung von Boolescher Algebra (siehe Kapitel 2.2) unterschei-
det sich QCA in einigen Punkten von statistischen Verfahren. Die verwendeten
empirischen Beobachtungen in QCA werden nicht als Rohwerte in die Analyse
einbezogen, sondern als Aussagen der Form von �für den Fall X tri�t Y zu�. Wird
in der klassischen Regressionsanalyse zum Beispiel die Variable �Pro Kopf Brutto-
inlandsprodukt� durch einen intervallskalierten Wert direkt angegeben, so wird in
QCA ein Boolescher Wert zugeordnet, welcher angibt, ob die Aussage �In X liegt
das Pro Kopf BIP über dem Schwellenwert S � zutri�t (Boolescher Wert WAHR
(1)) oder nicht (FALSCH (0)).21 Hierdurch werden die Daten nicht länger als rein
quantitative Daten analysiert, sondern als im Verhältnis zu einem theoretisch be-
gründeten Konzept interpretiert, weshalb Charles Ragin von qualitativen Daten
spricht (vgl. Ragin 2000: 9).
Die Verwendung einer solchen qualitativen Aussage über eine Variable hat den

Vorteil, dass quantitativ nicht direkt beobachtete theoretische Konstrukte (zum
Beispiel Grad des Korporatismus, Wahlsystem) nicht anhand einer (fehleranfäl-
ligen) Dummyoperationalisierung für die technische Analyse benutzbar gemacht
werden müssen, sondern direkt als qualitative Eigenschaft kodiert werden kön-
nen.22 Dies soll aber nicht darüber hinweg täuschen, dass die Kodierung einer
solchen Variablen durchaus kontrovers sein kann, da zwar keine Operationalisie-
rung statt�nden muss, es jedoch dennoch unterschiedliche Meinungen über das
einer Kodierung zu Grunde liegende Konzept geben kann. So ist die Einteilung in
Staaten, welche demokratisch sind, und solche, die nicht demokratisch sind, abhän-
gig von dem jeweilig zugrundeliegenden Konzept von Demokratie, nach welchem
die Fälle eingestuft werden. Somit können Fälle auch aufgrund konzeptioneller
Unterschiede verschieden kodiert werden.
Nachteilig in QCA kann aber sein, dass es durch die erzwungene Dichotomi-

sierung der Werte zu einem Informationsverlust kommt, wenn es zu einer inter-
vallskalierten Variable keine nachvollziehbare Zweiteilung der Werte gibt, und z.B.
eine Dreiteilung in einen niedrigen, mittleren und hohen Wertebereich empirisch
und/oder theoretisch eher begründbar scheint.23

Die Bezeichnung qualitativ in QCA bezieht sich daher weniger auf die (zumin-
dest im deutschen Sprachraum mehrheitlich) assoziierten qualitativen Methoden

lichen Parametern unterschiedliche Ergebnisse zu bekommen, weshalb stets eine genaue Doku-
mentierung der gewählten Parameter erfolgen sollte. Zu dieser subjektiven Dimension von QCA
Berechnungen siehe Kapitel 5, zu den allgemeinen Berechnungen in QCA siehe Kapitel 3.

21Dies tri�t so in dem nur mit dichotomen Werten arbeitenden QCA zu. In dem in Kapitel 4
vorgestellten mehrwertigen QCA (MVQCA) können die Werte auch andere Werte als 0 und 1
annehmen. Zu der Booleschen Algebra siehe auch Kapitel 2.2.

22Ein Beispiel hierfür �ndet sich in Kapitel 7.2.2.1.
23Zu der Problematik der Dichotomisierung siehe Kapitel 3.5.
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wie Diskursanalyse, Hermeneutik oder qualitative Inhaltsanalyse, sondern auf die
Darstellung der Daten als qualitative Angabe, ob ein bestimmtes Phänomen beob-
achtet worden ist oder nicht, und nicht als quantitative Angabe eines bestimmten
Wertes.

1.3.3.3. Ziele der QCA Analyse

Ziel von QCA ist es, wie dies noch in Kapitel 3 im Detail dargestellt werden soll,
komplexe Kausalitätsstrukturen aufzudecken. Durch die Minimierung der Boole-
schen Kon�gurationen werden Muster berechnet, welche ausschliesslich in Fällen
auftreten, in welchen sich ein bestimmtes Phänomen beobachten lässt. Diese Mu-
ster (Hauptimplikanten genannt - siehe Kapitel 2.3.6) stellen veristische Aussagen
über kausale Zusammenhänge dar: Wird ein Hauptimplikant identi�ziert, so tritt
das untersuchte Phänomen in jedem Fall auf, in dem dieser Hauptimplikant auf-
tritt.24 Durch die Berechnung der veristischen Hauptimplikanten wird die Forde-
rung nach der Berücksichtigung von komplexer Kausalität bereits zum Teil erfüllt:
Jeder Hauptimplikant kann mehrere Konditionen enthalten, welche nur zusammen
das untersuchte Phänomen hervorrufen können. Somit können konjunktional ver-
knüpfte Faktoren durch die QCA Analyse gefunden werden.
QCA geht zur Erkennung von komplexer Kausalität noch weiter, in dem in ei-

nem zweiten Schritt versucht wird, eine möglichst kurzgefasste Kombination von
Hauptimplikanten (Lösung genannt) zu �nden, welche alle Fälle, die ein bestimm-
tes Phänomen aufweisen, abdeckten. Hiermit werden auch multiple Kausalitäten
identi�ziert, da mehrere Hauptimplikanten in den Lösungen der QCA Analyse an-
gegeben werden, falls diese zur umfassenden Erklärung aller Fälle benötigt werden.
Ergänzend soll noch hinzugefügt werden, dass QCA auch zur Überprüfung von

Theorien herangezogen werden kann. Erstellt man einen auf einschlägige Hypothe-
sen bezogenen binären Datensatz und erhält man hierbei eine groÿe Anzahl von
Widersprüchen, bei denen Fälle mit der gleichen Kon�guration unterschiedliche
Outcomes aufweisen, so muss die betrachtete Theorie in Frage gestellt werden.
Obwohl Fälle der Theorie nach das gleiche Outcome aufweisen müssten, tri�t dies
nicht zu.25 Dabei lässt sich nicht nur feststellen, ob Widersprüche vorliegen, son-
dern es lässt sich ebenfalls erkennen, in welchen Fällen dies vorkommt. Aufbauend
auf die QCA Analyse kann dann eine vergleichende Fallstudie durchgeführt wer-
den, um eventuelle weitere Entscheidungsfaktoren zu identi�zieren. So kann QCA

24Der Umkehrschluss ist allerdings nicht gültig: Das Phänomen kann auch dann auftreten,
wenn dieser Hauptimplikant nicht in einem Fall zu erkennen ist. Hauptimplikanten sind stets
ausreichend, um eine Phänomen zu erklären, nicht aber unbedingt notwendig (zu den Begri�-
lichkeit der notwendigen und ausreichenden Konditionen siehe Kapitel 1.2.1.2 sowie 3.4).

25Zu Widersprüchen siehe auch Kapitel 5.5.1. Ein Beispiel für die Überprüfung von Theorien
�ndet sich in Berg-Schlosser und De Meur (1994).
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zudem auch zur Theorieentwicklung benutzt werden (vgl. Kapitel 5.5).

1.3.4. MVQCA

Der innovative Beitrag zur Methodik der Vergleichenden Politikwissenschaft be-
steht hier in der Vorstellung von Multi-Value Qualitative Comparative Analysis
(MVQCA). MVQCA verfolgt die gleichen Ziele wie QCA und zielt darauf ab,
Hauptimplikanten zu gewinnen, welche Fälle mit einem bestimmten Outcome ein-
deutig beschreiben. Mit diesen Hauptimplikanten soll eine Lösung gefunden wer-
den, welche eine möglichst einfache Erklärung aller Fälle mit diesem Outcome
darstellt.
MVQCA unterscheidet sich von QCA darin, dass es möglich ist, auch mehr-

wertige Konditionen in die Analyse einzubeziehen und somit der Zwang zu der
Verwendung von dichotomen Kodierungen entfällt. Dies löst eine Reihe von Pro-
blemen, welche mit dem in QCA vorhandenen Dichotomisierungszwang verbunden
sind, und ermöglicht einen Einsatz der Ideen von QCA, bei denen die in die Ana-
lyse eingehenden Werte näher an der empirischen Realität liegen. MVQCA wird
in Kapitel 4 im Detail vorgestellt.

1.3.5. fsQCA

Auch in dem Fuzzy Set QCA (Ragin 2000) sind die Überlegungen von Charles
Ragin zur Komplexität kausaler Strukturen wieder zu �nden. Auch in diesem An-
satz werden komplexe Erklärungsmuster gesucht und notwendige und ausreichende
Konditionen identi�ziert, wobei hierbei ein probabilistischer Ansatz benutzt wird,
um diese zu berechnen.
Anders als für QCA werden die Daten nicht dichotom erfasst. Jede Konditi-

on wird als Fuzzy Set kodiert und die Werte entsprechen dem Grad, zu welchem
ein Fall zu dem jeweiligen Konzept gehört.26 Die Zuordnung der Werte der Fälle
zu jedem Fuzzy Set Membership Scores kann dabei anhand einer festen Umrech-
nungstabelle oder aber auch einer manuellen Einstufung durchgeführt werden,
was bedeutet, dass fuzzy sets sowohl quantitativer wie auch qualitativer Natur
sind (vgl. Ragin 2000: 154).27

26Fuzzy Set lässt sich als unscharfe Menge übersetzen. Die Werte werden dabei auf einem
Intervall von 0 bis 1 kodiert. Der Wert 1 gibt an, dass ein Fall voll dazu gehört, während der Wert
0 angibt, dass der Fall gar nicht dazu gehört. Die Werte zwischen 0 und 1 geben eine abgestufte
Mitgliedschaft an. Für das Konzept Hoher Wohlstand lassen sich so graduelle Unterschiede gut
wiedergegeben. Während sich für Deutschland ein hoher Wohlstand feststellen lässt (fuzzy set
Wert 1) und Sierra Leone als sehr armes Land den Wert 0 zugewiesen bekommen muss, können
Länder mit einem mittlerem Wohlstand wie Brasilien oder Kroatien Werte zwischen 0 und 1
zugewiesen bekommen.

27Bei der Erstellung dieser Fuzzy Sets gibt es eine Reihe von Optionen, welche zur Berechnung
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Die jeweiligen Werte sind zusammengefasst wiederum die fuzzy set Kon�gura-
tion der einzelnen Fälle, welche dann zur Berechnung von notwendigen und aus-
reichenden Kon�gurationen herangezogen werden. Als Ergebnis liefert die fsQCA
Analyse eine Menge von Hauptimplikanten, welche aus Minimierungen der als
ausreichend geltenden Kombinationen hervor gegangen sind. Für die Ausdrücke
gilt, dass sie im probabilistischen Sinne ausreichend sind, um ein untersuchtes
Phänomen zu erklären, und dabei auch im probabilistischen Sinne notwendige
Konditionen berücksichtigen.28

Während die gefundenen Hauptimplikanten in QCA veristischer Natur sind, also
für alle der im Datensatz enthaltenen Fälle gelten, sind die gefundenen Hauptim-
plikanten in fsQCA probabilistischer Natur. Für diese Hauptimplikanten gilt, dass,
insofern ein Fall für die in diese Hauptimplikanten eingehenden Konditionen hohe
Werte aufweist, mit einiger Wahrscheinlichkeit auch ein hoher Wert der abhängi-

herangezogen werden können. Eine vollständige Vorstellung von fsQCA würde den Rahmen die-
ser Arbeit sprengen, weshalb zur Erstellung der Membership Scores sowie weiterer technischer
Schritte dieser Methode auf den Originaltext von Ragin (2000) verwiesen wird.

28Die Berechnungen in fsQCA geschehen wie folgt: Zuerst werden alle notwendigen Kondi-
tionen berechnet, indem für jede Kondition sowie deren Komplement überprüft wird, ob diese
Kondition notwendig für das Outcome ist. Eine Notwendigkeit ist dann gegeben, wenn für eine
bestimmte, vorher festzulegende Anzahl von Fällen gegeben ist, dass der Wert der Kondition
gröÿer oder gleich dem Wert des Outcomes ist und dies zudem eine signi�kante Verteilung dar-
stellt (vgl. Ragin 2000: 203-226). Zur Überprüfung der Signi�kanz wird ein probabilistischer Test
verwendet (je nach Fallzahl entweder ein einfacher z Test oder die binominale Wahrscheinlich-
keitsformel)(vgl. Ragin 2000: 111). Die jeweilig benutzten Testwerte werden durch den Anwender
gesetzt, welcher eine Begründung für die Wahl dieser Werte geben muss (vgl. Ragin 2000: 212).
Bei der Berechnung der notwendigen Konditionen werden auÿerdem Fälle mit einem Wert für
das Outcome von 0 ausgeschlossen, da diese Fälle zu künstlich signi�kanten Zusammenhängen
beitragen würden und nicht relevant sind, da �noninstances of an outcome [...] are not directly
relevant to statements about the outcome [...]� (Ragin 2000: 218).
In einer zweiten Stufe werden dann die ausreichenden Konditionen berechnet. Hierzu wird

für jede mögliche Kon�guration von Konditionen sowie deren Komplemente überprüft, ob die-
se eine ausreichende Kon�guration darstellen, wobei nur Kombinationen berücksichtigt werden,
welche sämtliche notwendigen Konditionen beinhalten, falls solche existieren. Wird zum Beispiel
festgestellt, dass A sowie ¬B (das Komplement von B) notwendig sind, so werden nur die Kom-
binationen von Konditionen bewertet, welche sowohl A wie ¬B beinhalten (z.B. A∗¬B ∗C ∗D).
¬A ∗¬B ∗C ∗D würde nicht berücksichtigt werden, da in dieser Kon�guration das Komplement
von A enthalten ist, und nicht A, welches eine notwendige Kondition ist. Eine Kon�guration
ist dann ausreichend, wenn der kombinierte Wert der Kon�guration kleiner ist als der Wert des
Outcomes für den entsprechenden Fall. Der kombinierte Wert einer Kon�guration ist in fsQCA
durch das Minimum aller Werte de�niert (vgl. Ragin 2000: 239).
Dieses wird wie für notwendige Konditionen mit einem probabilistischen Test überprüft. Dazu

wird berechnet, ob die Anzahl der Kon�gurationen, für welche gilt, dass der kombinierte Wert
der Kon�gurationen kleiner ist als das Outcome, über einem bestimmten Wert liegt, und dies
auch eine signi�kante Verteilung darstellt.
Letztendlich werden die gefundenen ausreichenden Kombinationen mit der Minimierungsregel

(vgl. Regel 3.1) vereinfacht. Die nicht weiter minimierbaren Ausdrücke sind das Ergebnis der
fsQCA Berechnungen.
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gen Variable zu beobachten ist.
Anwendungsbezogen ergeben sich durch die verwendeten probabilistischen Tests

deutliche Unterschiede zu QCA: Da diese Tests auf einer gewissen Mindestzahl von
Fällen beruhen, ist diese Methode für Analysen von mittleren Fallzahlen (ab 30
Fälle) zu empfehlen, da diese Tests ansonsten keine Ergebnisse hervorrufen: Gerade
bei kleinen Fallzahlen müssen die benutzten Parameter sehr abgeschwächt werden,
damit überhaupt Ergebnisse gefunden werden. Auÿerdem werden Kombinationen,
welche nur sehr wenige Fälle abdecken, nicht gefunden, da diese zu wenige Fälle
abdecken, um einen probabilistischen Test zu bestehen(vgl. Berg-Schlosser i.E.;
Herrmann & Cronqvist 2006).
Im Gegensatz zu MVQCA ist die abhängige Variable in fsQCA nicht dichotom

und wird wie alle anderen Variablen auf einem Intervall von 0 bis 1 kodiert. Aller-
dings ist es nötig, dass alle Variablen in diesem Intervall skaliert werden können, da
es in fsQCA nicht möglich ist, dichotome Variablen mit intervallskalierten Daten
zu mischen. fsQCA ist daher vor allem dann für die Analyse mittlerer Fallzahlen
günstig, wenn alle Daten ohne gröÿere Probleme als intervallskalierte Daten ver-
fügbar sind und es Probleme bereiten würde, diese zu dichotomisieren bzw. für
MVQCA in geeignete mehrwertige Skalierungen zu konvertieren(vgl. Herrmann &
Cronqvist 2006).29

1.3.6. Kriterien zur Wahl einer kon�gurationellen Methode

Die in diesem Kapitel vorgestellten Methoden bieten eine breite Reihe von An-
wendungsmöglichkeiten vor allem im Bereich der Vergleichenden Analyse auf der
Makro Ebene, welche es ermöglichen, in Studien mit kleiner und mittlerer Fallzahl
formelle Analysen durchzuführen, welche sowohl konjunktionale wie auch multiple
Erklärungen für ein bestimmtes Phänomen liefern.
Die Wahl einer günstigen Methode zur Analyse hängt insgesamt entscheidend

von der Bescha�enheit der jeweiligen Forschungsfrage ab. Wichtige Faktoren sind
die Fallzahl sowie die Skalierung der jeweiligen Variablen. Ist die Fallzahl gering
und eine einfache Dichotomisierung der Variablen möglich beziehungsweise bereits
in den Rohdaten gegeben, so sollte die QCA Methode vorrangig benutzt werden.
Ist die Fallzahl klein oder mittelgroÿ, eine einfache Dichotomisierung einzelner
Variablen aber nicht möglich, so sollte MVQCA benutzt werden. Ist die Fallzahl

29Die fsQCA Methode aus dem Buch von Charles Ragin aus dem Jahre 2000 darf nicht ver-
wechselt werden mit einer neueren Verö�entlichung von Ragin (2006b), bei welcher mit Fuzzy
Sets Angaben über die Konsistenz (consistency) und die Abdeckung (coverage) gemacht werden.
Charles Ragin diskutiert in diesem Artikel verschiedene Möglichkeiten, den Zusammenhang zwi-
schen Variablen besser quanti�zieren zu können und somit Aussagen über die Spezi�zität und
Stärke verschiedener Elemente der (auch in fsQCA) angenommen komplexen Kausalstruktur zu
erhalten. Anwendungen dieser neuen Ansätze �nden sich zum Beispiel bei Jackson(2006) und
Skaaning(2005).
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1. Der Vergleich in der Politikwissenschaft

dagegen gröÿer und keine einfache Dichotomisierung möglich, so sollte fsQCA an-
gewendet werden(vgl. ausführlich Herrmann & Cronqvist 2006). Allerdings muss
zu fsQCA angemerkt werden, dass zur Benutzung dieser Methode eine identische
Skalierung aller Variablen vorliegen muss und es nicht möglich ist, dichotome Va-
riablen mit mehrstu�gen (oder intervallskalierten) Variablen zu mischen, während
es bei MVQCA möglich ist, sowohl dichotome wie auch mehrstu�ge Variablen in
einer Analyse zusammenzuführen.30

Der innovative Teil dieser Dissertation besteht in der Weiterentwicklung des
QCA Ansatzes zur MVQCA Methode, wie dies in Kapitel 4 geschehen soll. Um
diese Methode einzuführen, soll zuvor die Ausgangssituation in QCA vorgestellt
werden. Zuerst sollen aber in dem folgenden Kapitel einige terminologische Begri�-
lichkeiten geklärt werden, welche für das Verständnis beider Verfahren notwendig
sind.

30Eine Übersicht vieler Anwendungen von QCA �ndet sich auf der Webseite der COMPASSS
Gruppe (http://www.compasss.org), welche auch eine sehr ausführliche Bibliographie enthält.
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Bislang gibt es keine eindeutige Terminologie für die in Zusammenhang mit QCA
verwendeten Begri�e. Zur Sicherung einer solchen eindeutigen Terminologie ist
daher dem methodischen Teil eine längere Begri�sde�nition vorangestellt. Bei der
Erstellung dieser Terminologie wurde vor allem der entsprechende Wortgebrauch
von Dirk Berg-Schlosser (1999, 2003) benutzt. Bei den tiefer gehenden methodo-
logischen Erläuterungen muÿten aber andere Quellen herangezogen werden, da es
sich bei den Texten von Berg-Schlosser um Anwendungen bzw. anwendungsorien-
tierte Einführungen in die Methodik handelt, welche sich nicht mit den detaillierten
mathematischen Grundlagen beschäftigen.

Die hier benutzte Terminologie beruht daher auf den Ausführungen zur Boole-
schen Algebra bei Horst Stöcker (1993: 703-717), welche eine knappe, aber voll-
ständige Vorstellung der Booleschen Algebra und des Algorithmus von Quine-
McCluskey geben, der zuerst zur Berechnung von QCA Lösungen verwendet wur-
de. Dabei gibt es auch einzelne Abweichungen zu der Terminologie der vorher
genannten Texte, die im Folgenden aber aufgeführt werden.

Insgesamt ist hieraus die folgende, etwas umfangreichere Terminologie entstan-
den, welche einen ersten Einblick in die für die Politikwissenschaft etwas fremde
Welt der mehrwertigen Logik sowie der in QCA und MVQCA dazugehörigen Men-
genlehre gestattet.

Diese Begri�e werden anhand eines einfachen Beispieles eingeführt. Zum einfa-
cheren Verständnis wurde dabei ein Datensatz benutzt, der die Antworten eines
Probanden auf die Alltagsfrage �Schmeckt Ihnen dieses Gericht?� aufzeichnet, und
dabei acht verschiedene Gerichte umfasst, die anhand dreier Aussagen kategorisiert
wurden (siehe Tabelle 2.1 auf Seite 31).

Für jede Speise wurde kodiert, ob diese Sahne enthält, im Ofen gebacken wird
und Nudeln als Komponente hat. Eine 0 gibt an, dass diese Eigenschaft nicht ge-
geben ist, während eine 1 die Präsenz der Eigenschaft angibt. Die Spalte schmeckt
ist das �Ergebnis� (Outcome) des Falles, welches angibt, ob das Gericht dem Pro-
banden schmeckt (Wert 1) oder nicht (0).
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2.1. Ursprung der Booleschen Algebra

Die Boolesche Algebra ist nach ihrem Begründer, dem englischen Mathematiker
George Boole (1815-1864) benannt. George Boole schuf eine Reihe von wichtigen
Beiträgen zur Mathematik und erhielt dafür 1844 als erster die Goldmedaille für
Mathematik der Royal Society of London. Am bekanntesten ist sicherlich die nach
George Boole benannte Boolesche Algebra, wobei Boole auch wichtige Beiträge
zur Di�erential- und Wahrscheinlichkeitsrechnung lieferte.31

2.1.1. Die Grundidee von George Boole

Um die Boolesche Logik nachvollziehen zu können, muss zuerst der Begri� der
Klasse, welcher wesentlich für die Denkweise Boole's war, erläutert werden. Boole
erkannte früh, dass der Begri� der Klasse Hauptvoraussetzung für das von ihm
angestrebte �logische Denken� sei (vgl. M. Davis 2000: 20). Elemente einer Ge-
samtheit können nach ihren Eigenschaften in Klassen eingeteilt werden, so gehört
zum Beispiel ein Teil der Menschheit zur Klasse �männlich�, während der andere
Teil der Menschheit zur Klasse �weiblich� gehört.
Klassen werden bei Boole durch Kleinbuchstaben gekennzeichnet. Bezeichnet y

das Adjektiv männlich, so verweist y auf alle �männlichen� Elemente. Die UND
Verknüpfung wurde von Boole durch ein Aneinanderreihen zweier oder mehrerer
Kennzeichnungen notiert. Werden die Kennzeichnungen männlich groÿ zusammen
geschrieben, so bezeichnet dies alle Elemente, welche sowohl der Klasse männlich
wie auch der Klasse groÿ zugehörig sind. Wird dies berücksichtigt, ist es daher
auch leicht verständlich warum xx = x gilt: Gehört ein Element zur Klasse groÿ
und zur Klasse groÿ, ist es also sowohl groÿ wie auch groÿ, dann gilt immer, dass
das Element zur Klasse groÿ gehört (vgl. M. Davis 2000: 28).
Ausgangsfrage für Boole bei der De�nition dessen, was später als Boolesche

Algebra bekannt wurde, war es, herauszu�nden, wie er diese Hauptregel (xx = x)
in Symbolen darstellen konnte. Er kam schliesslich zu dem Schluss, dass dies nur
möglich sei, wenn nur die Zahlen 0 und 1 betrachtet werden (und sonst keine
andere Zahl). Dabei steht �0� für die Klasse, zu der nichts gehört, während �1�
die Klasse darstellt zu der alles gehört (Univers). Diese Zahlen haben nun die

31George Boole stammte aus ärmlichen Verhältnissen, musste selber früh die Schule verlassen
und besuchte nie eine Universität. Als Autodidakt studierte er Philosophie, Sprachen und Ma-
thematik und galt aufgrund seiner Fähigkeiten als ein Wunderkind. Nach dem Zusammenbruch
der väterlichen Schuhmacherwerkstatt arbeitete er zuerst als Mathematiklehrer, um später mit
19 Jahren seine eigene Schule in seiner Heimatstadt Lincoln zu erö�nen(vgl. M. Davis 2000). Die
Hauptbeiträge Booles enstanden in dieser Zeit. 1849 nahm er eine Professur für Mathematik an
dem damals neu gegründeten Queen's College in Dublin an, an welchem er bis zu seinem durch
eine Lungenentzündung verschuldeten Tod blieb. Eine sehr ausführliche Biographie zu George
Boole ist von Desmond MacHale (1985) geschrieben worden.
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de�nierten Eigenschaften, dass stets 0x = 0 gilt. Das heisst, dass eine Klasse mit
UND mit der leeren Klasse immer die leere Klasse ergibt. Auÿerdem gilt, dass
die Multiplikation einer Klasse mit dem Univers immer die Klasse selber ergibt
(1x = x) (vgl. M. Davis 2000: 32).

2.1.2. Operatoren

Boole benutzte die Bezeichnung x+y, um die Klasse von Elementen zu kennzeich-
nen, die zur Klasse x oder zur Klasse y gehören. Dabei ist es wichtig zu verstehen,
dass dieses �+� mit dem arithmetischen plus-Zeichen (3+4=7) nicht in Verbindung
steht, und dass das Boolesche ODER kein umgangssprachliches entweder oder ist,
sondern dass die Zugehörigkeit zur Klasse x+ y auch dann gegeben ist, wenn ein
Element sowohl zu x als auch zu y gehört. Bezeichnet x die Staaten mit über
10 Millionen Einwohnern und y die Staaten, welche eine hohe Bevölkerungsdichte
(de�niert als Fälle mit mehr als 100 Einw./km2) haben, so gehört auch Deutsch-
land zur der Klasse x + y, da Deutschland sowohl zu x als auch zu y gehört.
Aus diesem Grund gilt auch die auf den ersten Blick verwunderliche Gleichung
1 + 1 = 1, welche aber leicht nachvollziehbar ist, wenn man sich bewusst macht,
dass es sich um das + der Booleschen Algebra (das ODER) handelt, welches wie
bereits angemerkt nichts mit dem geläu�gen arithmetischen + zu tun hat.
Neben dem UND und dem ODER benutzt Boole noch den − Operator, um

Mengen auszudrücken, deren Elemente in x, aber nicht in y vorkommen. Die Menge
männlich - groÿ gibt dementsprechend die Fälle an, welche zur Klasse männlich
gehören, aber nicht groÿ sind (sprich kleine Männer). Die Negation einer Menge
lässt sich mit diesem Operator auch realisieren: 1 - männlich gibt die Negation
der Menge der männlichen Elemente an (vgl. M. Davis 2000: 32-34).
Mit diesen drei Operatoren lässt sich die komplette Boolesche Algebra aufbauen.

2.2. Boolesche Algebra

Im Folgenden wird beruhend auf der Terminologie von Stöcker (1993: 703-717)
die Boolesche Algebra vorgestellt. Als Notation wird hierzu die von Ragin (1987)
mit QCA eingeführte Notation verwendet, welche sich von der gängigen Notation
Boolescher Algebra in der Mathematik unterscheidet (siehe 2.2.4).

2.2.1. Variablen als Aussagen

In der Booleschen Algebra wird jede Variable als eine Aussage aufgefasst, deren
Wahrheitswert entweder wahr oder falsch ist. Dabei gilt der Satz der Zweiwer-
tigkeit (vgl. Stöcker 1993: 703): Eine Aussage kann nicht gleichzeitig Wahr und

29



2. Terminologie

Falsch sein.
Für das Speisenbeispiel heisst die zur Variable Sahne gehörende Aussage X

enthält Sahne. Für die Variable Ofen heisst die Aussage X wird im Ofen gebacken.

2.2.2. Fälle als Kon�gurationen / Konjunktionsterme

In QCA wird jeder Fall durch einen Konjunktionsterm der Booleschen Alge-
bra repräsentiert. Ein Konjunktionsterm besteht aus einer �Konjunktion einfacher
oder negierter Variablen, wobei jede Variable höchstens einmal auftritt� (Stöcker
1993: 703). Unter einem Konjunktionsterm versteht man dementsprechend eine
Verknüpfung mehrerer Aussagen mit dem logischen UND (siehe hierzu Kapi-
tel 2.2.5.2).
Im Folgenden werden Konjunktionsterme auch als logische Ausdrücke bezeich-

net. Die Konjunktionsterme, welche alle Variablen für einen Fall beinhalten sind
eine Untergruppe dieser logischen Ausdrücke und werden im Folgenden als Kon�-
guration des Falles bezeichnet. So ist der Ausdruck sahne*ofen*nudeln die Kon�-
guration des Falles Salat.

2.2.3. Logische Ausdrücke

Unter einem logischen Ausdruck versteht man jede Kombination von einzelnen
Aussagen, welche mit den noch in Kapitel 2.2.5 vorzustellenden Booleschen Ver-
knüpfungen erstellt werden können. Sowohl einzelne Aussagen wie auch Kon�gu-
rationen gehören zu den logischen Ausdrücken.

2.2.4. Notation in QCA

Die Notation in QCA ist anders als die mathematische Notation bei Stöcker (1993),
in der die Konjunktionsterme durch Kleinbuchstaben notiert werden. In der mathe-
matischen Notation werden wahre Aussagen mit der Bezeichnung der Aussagen-
variable angegeben werden (z.B. a), während falsche Aussagen durch einen Strich
über die kleingeschriebene Aussagenvariable angeben werden (für a dementspre-
chend ā). In der Notation von QCA werden wahre Aussagen mit Groÿbuchstaben
notiert (A), während falsche Aussagen mit Kleinbuchstaben (a) notiert werden.
Auÿerdem ist die Benutzung des ganzen Namens der Aussagenvariable statt ein-
zelner Buchstaben in QCA gängig. Die Notation von Ragin soll hier für die Ein-
führung von Boolescher Algebra sowie QCA benutzt werden, allerdings muss die
Groÿ- und Kleinschreibung bei der Erweiterung von QCA durch mehrwertige Lo-
gik aufgegeben werden, da bei der mehrwertigen Logik die einzelnen Aussagen
mehr als zwei mögliche Werte haben, und somit die Benutzung von Klein- und
Groÿbuchstaben nicht mehr anwendbar ist (siehe Kapitel 4.1.2).
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Tabelle 2.1.: Dichotome Kodierung des Speisebeispiels

Fall (Gericht) Sahne Ofen Nudeln Schmeckt
Salat 0 0 0 1
Napoli 0 0 1 0
Pizza 0 1 0 1
Gratinierte Nudeln 0 1 1 0
Eistorte 1 0 0 1
Carbonara 1 0 1 1
Karto�elau�auf 1 1 0 0
Nudelau�auf 1 1 1 1

Kodierung: Sahne Gericht enthält Sahne, 1 ja, 0 nein. Ofen Gericht wird im Ofen gebacken, 1 ja,
0 nein. Nudeln Gericht enthält Nudeln, 1 ja, 0 nein. Schmeckt Gericht schmeckt gut (Outcome),
1 ja, 0 nein.

Für den Fall Pizza in Tabelle 2.1 gilt, dass weder die Aussagen Pizza enthält
Sahne noch Pizza enthält Nudeln gelten, dafür aber die Aussage Pizza wird im
Ofen gebacken wahr ist. Der Konjunktionsterm für den Fall Pizza kann somit in
der QCA Notation geschrieben werden als KPizza = sahne ∗OFEN ∗ nudeln.

2.2.5. Boolesche Verknüpfungen

In QCA werden mehrere Aussagen unter der Benutzung von logischen Operatoren
zu logischen Ausdrücken kombiniert. Es gibt für die Boolesche Algebra drei ele-
mentare Verknüpfungen, von denen sich sämtliche weiteren Booleschen Funktionen
ableiten lassen (vgl. Stöcker 1993: 703-707).

2.2.5.1. Das Boolesche NICHT

Das Boolesche NICHT - die Boolesche Negation - wird im Folgenden durch ein ¬
symbolisiert. Der negierte Wert einer Aussage ist dann wahr, wenn der Wert der
Aussage falsch ist. Gilt a ist falsch, so ist A wahr. Dies folgt direkt aus dem Satz
der Zweiwertigkeit, nachdem alle Werte entweder falsch oder wahr sein müssen
(vgl. Stöcker 1993: 704).

2.2.5.2. Das Boolesche UND

Um mehrere Aussagen in einem Konjunktionsterm zu verknüpfen wird das Boole-
sche UND benutzt. In der Literatur wird dieses UND manchmal auch als Boolesche
Multiplikation (Boolean Multiplication � (vgl. Ragin 1987: 91)) beschrieben, ein
Ausdruck welcher verwirrend sein kann, da die Boolesche Multiplikation gänzlich
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unterschiedlich von der gewöhnlichen arithmetrischen Multiplikation ist. Das Boo-
lesche UND wird hier mit einem ∗ notiert. Allerdings wird in der QCA spezi�schen
Literatur dieses Zeichen oft weggelassen, sofern klar ist, wie die Notation zu verste-
hen ist. Symbole, welche mit einem ∗ oder ohne andere Zeichen aneinander gereiht
aufgeführt werden, sind somit als Konjunktionsterme zu verstehen. Ein logischer
Ausdruck bestehend aus zwei Aussagen, welche durch ein Boolesches UND ver-
knüpft sind, ist dann, und nur dann wahr, wenn die beiden (Teil-) Aussagen wahr
sind. A ∗B ist also dann wahr, wenn sowohl Aussage A wie Aussage B wahr sind.
Unter Anwendung des Booleschen UND können nicht nur zwei einzelne Aus-

sagen zu einem logischen Ausdruck vereint werden, sondern es können auch zwei
logische Ausdrücke zu einem neuen logischen Ausdruck kombiniert werden. Es kön-
nen so beliebig viele Aussagen mit dem Booleschen UND verknüpft werden. Ein
solcher längerer logischer Ausdruck ist genau dann wahr, wenn alle einbezogenen
Aussagen wahr sind.

2.2.5.3. Das Boolesche ODER

Die zweite Möglichkeit zwei logische Ausdrücke zu kombinieren, ist diese mit dem
Booleschen ODER zu verbinden. Ein solcher, durch eine Disjunktion entstanden-
der logischer Ausdruck, ist dann wahr, wenn einer der beiden einbezogenen logi-
schen Ausdrücke für sich wahr ist. A+B ist also dann wahr, wenn A oder B wahr
sind. Das Boolesche ODER darf, wie bereits in Kapitel 2.1.2 angemerkt, nicht mit
der �Entweder � Oder�-Aussage (Antivalenz) der Alltagssprache verwechselt wer-
den, denn das Boolesche ODER tri�t auch dann zu, wenn beide ursprünglichen
Ausdrücke wahr sind.32 Das Boolesche ODER wird mit einem gewöhnlichen +
notiert (vgl. Ragin 1987: 89).
Ebenso wie für das Boolesche UND können beliebig viele logische Ausdrücke mit

dem Booleschen ODER verknüpft werden. Ein langer logischer Ausdruck, welcher
mit dem Booleschen ODER verknüpft ist, ist genau dann wahr, wenn mindestens

32Der alltagssprachliche Ausdruck �Wir gehen ins Kino oder in den Zoo� impliziert, dass
wir entweder ins Kino gehen oder aber in den Zoo gehen wollen, aber nicht beides gleichzeitig.
Dagegen gilt a + b auch dann wenn beide Teilausdrücke wahr sind. Die Antivalenz kann durch
die Boolesche Funktion XOR berechnet werden: A XOR B = ¬A ∗ B + A ∗ ¬B (vgl. Stöcker
1993: 707)
Es sollte auch erwähnt werden, dass das umgangssprachliche ODER nicht mathematisch de-

�niert ist, sondern seine Bedeutung aus der allgemeinen Verwendung des Begri�es erlangt hat.
So ist mit dem obigen Ausdruck (Kino oder Zoo) klar, dass entweder in den Zoo oder ins Kino
gegangen wird und diese Aussage falsch wäre, würde beides geschehen. Spitz�ndig müsste jetzt
gefragt werden, wie denn mit einer (zugegeben umgangsprachlich aufgefasst sinnfreien) Aussage
wie �Wir gehen in den Zoo oder wir gehen in den Zoo� verfahren werden sollte. Intuitiv wür-
de diese wohl mit wahr gewertet werden wenn man in den Zoo geht. Allerdings gelten dann
wohl beide Teilausdrücke, weshalb, würde man die XOR Funktion verwenden, die Aussage stets
verneint werden würde, also eine logische Kontradiktion ist.
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einer der in die Disjunktion eingehenden logischen Ausdrücke wahr ist.

2.2.6. Die Wahrheitsfunktion

Zum besseren Verständnis wird für die folgenden Ausführungen eine Wahrheits-
funktion für logische Ausdrücke und Aussagen eingeführt. Diese ist zwar nicht zur
Benutzung von Booleschen Ausdrücken notwendig, ist aber für das Verständnis der
Vorgehensweise der Algorithmen vor allem bei der Einbeziehung von mehrwertiger
Logik vorteilhaft.
Die Wahrheitsfunktion eines logischen Ausdruckes für einen Fall Y gibt an,

ob der logische Ausdruck für den Fall wahr ist. In diesem Fall sagt man auch,
dass der Ausdruck den Fall impliziert (Y → A).33 In dem Speisenbeispiel ist die
Aussage sahne*OFEN für den Fall Pizza wahr, da die Aussagen des logischen
Ausdruckes sahne*OFEN Teil des Konjunktionsterms des Falles Pizza sind (sah-
ne*OFEN*nudeln).
Die Wahrheitsfunktion soll im Folgenden durch den griechischen Buchstaben

τ (kleines Tau) notiert werden. Die Auswertung einer Wahrheitsfunktion ergibt
dabei stets entweder den Wert wahr oder falsch. F steht dabei im Folgenden für
Falsch (false), während T für Wahr (true) steht. Für die Wahrheitsfunktion des
Falles Pizza mit der Aussage sahne*OFEN gilt: τPizza(sahne ∗OFEN) = T .
Die Ergebnisse der Wahrheitsfunktionen eines kombinierten logischen Ausdruck-

es L können über die Ergebnisse der Wahrheitsfunktionen der Teilaussagen von L
berechnet werden. Dabei werden die oben vorgestellten Booleschen Verknüpfungen
benutzt. Bei einer negierten Aussage wird der Wert der Wahrheitsfunktion negiert:
Der negierte Wert der Wahrheitsfunktion eines Ausdruckes ist dann wahr, wenn
die Wahrheitsfunktion des Ausdruckes falsch ist. Gilt also τX(A) = T so gilt für
das Komplement der Aussage A (hier ¬A) τX(¬A) = ¬τX(A) = F .
Die Wahrheitsfunktion eines logischen Ausdruckes bestehend aus zwei Aussagen,

welche durch ein Boolesches UND verknüpft sind, ist dann, und nur dann wahr,
wenn die Wahrheitsfunktionen der beiden Aussagen auch wahr sind. Es gilt also
zum Beispiel τa∗b(a ∗ b) = τa(a ∗ b) ∗ τb(a ∗ b) = T ∗ T = T während τa∗b(A ∗ b) =

33Die genaue De�nition der Implikation folgt weiter unten in Kapitel 2.3.3. Ein Konjunkti-
onsterm A wird von einem anderem Konjunktionsterm B impliziert, wenn B Teil von A ist.
a ∗ b impliziert also a. Man spricht auch von einer �Wenn X dann Y � Aussage (X → Y ). Diese
ist nur dann falsch, wenn X zutri�t und Y nicht. Wenn X nicht zutre�end ist, ist die Aussage
immer wahr. Für QCA ist nur der spezielle Fall von Interesse, in dem die Dann- Aussage ein
Teilausdruck von der Wenn- Aussage ist: Falls a ∗ b zutri�t, dann sind a und b wahr. Daher wird
das Symbol a von dem logischen Ausdruck a∗b impliziert. Umgangssprachlich gesehen entspricht
die logische Implikation dem Satz �Wenn die Sonne scheint, dann gehen wir in den Zoo�. Falls
die Sonne scheint und wir nicht nicht in den Zoo gehen ist diese Aussage falsch. In allen anderen
Fällen - die Sonne scheint nicht oder sie scheint und wir gehen tatsächlich in den Zoo - ist die
Aussage wahr.
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τa(A ∗ b) ∗ τb(A ∗ b) = F ∗ T = F . Da die Wahrheitsfunktion von sowohl a wie
auch b für a∗ b wahr ist, ist auch die Wahrheitsfunktion der kombinierten Aussage
wahr. Andererseits ist die Wahrheitsfunktion von a für die Aussage A ∗ b nicht
wahr, und somit ist die Wahrheitsfunktion für die kombinierte Aussage ebenfalls
nicht wahr.
Die Wahrheitsfunktion eines durch das Boolesche ODER verknüpften logischen

Ausdruckes ist dann wahr, wenn mindestens eine der Wahrheitsfunktionen der
beiden ursprünglichen Aussagen wahr ist. So gilt, dass beide Wahrheitsfunktionen
τab(a+b) wie auch τab(A+b) wahr sind, da in beiden Fällen die Wahrheitsfunktion
der ursprünglichen Aussage b wahr ist, und somit in beiden Fällen mindestens eine
Wahrheitsfunktion der beiden ursprünglichen Wahrheitsfunktionen wahr ist.

2.2.7. Auswertung kombinierter Ausdrücke

Oft kommen bei der Verwendung von QCA und MVQCA kombinierte Aussagen
der Form a ∗ b + A ∗ c vor, in denen sowohl das Boolesche UND wie auch das
Boolesche ODER benutzt werden. Um die Wahrheitsfunktion dieses Ausdruckes
zu berechnen, muss die Ordnung der Operatoren beachtet werden: Es gilt stets,
dass UND stärker als ODER bindet, das heisst, dass zuerst die Wahrheitsfunktion
der mit UND kombinierten Unterausdrücke berechnet wird, und dann am Ende
die Wahrheitsfunktion des ODER berechnet wird.34

Für den logischen Ausdruck a ∗B +A ∗ c gilt zum Beispiel für den Fall M mit
der Kon�guration Abc: τa∗B+A∗c(M) = τa∗B(M)+ τA∗c(M) = (τa(M)∗ τB(M))+
(τA(M) ∗ τc(M)) = (F ∗ F ) + (T ∗ T ) = F + T = T . Die Wahrheitsfunktion ist
also wahr, da der logische Ausdruck rechts des ODERs wahr ist. Weder τa(M)
noch τB(M) sind wahr, da weder a noch B Teil der Kon�guration von M sind
(Abc). Dagegen sind sowohl τA(M) wie auch τc(M) wahr, da A wie c Teil der
Kon�guration von M sind.

2.3. Sprachgebrauch in QCA

Nach dieser allgemeinen Einführung in die Boolesche Algebra soll nun der Sprach-
gebrauch für die Implementierung der Booleschen Algebra in QCA de�niert wer-
den, wie diese im Folgenden angewendet wurde.

34Dies ist identisch mit der Berechnung von * und + in der arithmetrischen Mathematik, in
der zuerst das * berücksichtigt wird und danach das +. Es gilt 2*3+4*5 = 6+20 = 26 und nicht
etwa 2*3+4*5= 2*(3+4)*5= 2*7*5 = 70.

34
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2.3.1. Konditionen, Outcome

Abweichend von dem Sprachgebrauch in der Statistik, wird in QCA nicht von
unabhängigen Variablen gesprochen, sondern von Konditionen. Der Grund hierfür
ist, dass die Bedeutung von Variablen in der Statistik und Konditionen in kon-
�gurationellen Methoden auf Grund der unterschiedlichen zu Grunde liegenden
Kausalmodelle unterschiedlich ist, und es vermieden werden soll, dass die mit dem
Begri� der unabhängigen Variable verknüpften Eigenschaften auf die QCA Analy-
se übertragen werden (vgl. Kapitel 1.2.1). Allerdings zeigt sich in der Literatur kein
durchgängiges Bild der benutzten Terminologie, und es wird im QCA Zusammen-
hang auch häu�g von unabhängigen Variablen gesprochen. Hier wird in Zusam-
menhang mit QCA und MVQCA Analysen stets der Begri� Kondition verwendet,
während bei allgemeinen Ausführungen sowie bei der Analyse älterer Studien, wel-
che nicht mit QCA gearbeitet haben, auch der Begri� der unabhängigen Variable
benutzt wird. Zusätzlich zu dem Begri� der Kondition �ndet sich auch der Begri�
der Bedingung als Kennzeichnung in deutsch-sprachigen Verö�entlichung wieder
(vgl. z.B. Schneider (2006)). Diese beiden Begri�e können äquivalent angewendet
werden.
Für die Bezeichnung des zu erklärenden Phänomens, welches in der Statistik

als abhängige Variable bezeichnet wird, wird auch auf Deutsch der Begri� des
Outcome (deutsch: Ergebnis, Resultat) verwendet.

2.3.2. Fallgruppe

Ein im Folgenden oft benutzter Terminus ist der Begri� der Fallgruppe. Damit ist
eine Gruppe von Fällen gemeint, welche den gleichen Wert für das zu erklärende
Phänomen (Outcome) haben. Untersucht man eine Reihe von Speisen auf die zu
erklärende Eigenschaft schmeckt gut, so machen diejenigen Speisen, welche dem
Probanden gut schmecken, eine Fallgruppe aus, während die Speisen, welche nicht
gut schmecken, eine andere Fallgruppe ausmachen.

2.3.3. Implizieren

Ein logischer Ausdruck A impliziert einen anderen logischen Ausdruck B wenn
B Teil von A ist. Ein logischer Ausdruck A wird von einen Fall F impliziert,
wenn A Teil des logischen Ausdruckes von F ist. Der logische Ausdruck von B
ist im logischen Ausdruck von A enthalten, daher wird mit der Aussage A die
Aussage B implizit mitgestellt.35 Übertragen auf unser Speisenbeispiel wird die

35Wenn die kombinierte Aussage Z besagt, dass ABC gilt, also sowohl A wie auch B und C
gelten, so beinhaltet dies die kombinierte Aussage W , die AB besagt, da wenn Z gilt, gilt auch
W (wenn ABC gilt, so gilt auch AB). Allerdings gilt die Umkehrung nicht: Falls W gilt, muss
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Eigenschaft NUDELN zum Beispiel von jedem Gericht impliziert, in dem Nudeln
als Komponente vorkommen (zum Beispiel Spaghetti Napoli oder Nudelau�auf).

2.3.4. Implikant

Ein Implikant ist ein logischer Ausdruck, welcher nur von Fällen der gewählten
Fallgruppe impliziert wird. Keine Fälle einer anderen Fallgruppe implizieren den
Implikanten. Für die Fallgruppe schmeckt gut existiert unter anderem der Im-
plikant sahne*nudeln: Die Speisen, in denen sowohl keine Sahne wie auch keine
Nudeln als Komponenten eingehen (Salat und Pizza) haben beide in der untersuch-
ten Eigenschaft schmeckt den Wert 1, schmecken also dem Probanden, und es gibt
keinen Fall in der Fallgruppe schmeckt nicht, für den diese beiden Eigenschaften
gelten.

2.3.5. Abdecken eines Ausdruckes durch einen anderen
Ausdruck

Impliziert ein logischer Ausdruck m einen anderen logischen Ausdruck n, so sagt
man, dass n den Ausdruck m abdeckt. Dies ist am besten durch Betrachten von
Schaubild 2.1 verständlich.

Abbildung 2.1.: Abdeckung eines logischen Ausdruckes durch einen anderen logi-
schen Ausdruck

In diesem Schaubild ist ein zweidimensionaler Datensatz abgebildet. Die ver-
tikale Teilung unterteilt den Datenraum nach der ersten Kondition, während die

Z nicht gelten (W gilt für ABc, aber Z gilt nicht.)
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2.3. Sprachgebrauch in QCA

horizontale Teilung den Datenraum nach der zweiten Kondition unterteilt. Wäh-
rend der Implikant m nur die Fälle in dem oberen, rechten Feld repräsentiert,
umfasst der Implikant n auch die Fälle des unteren, rechten Feldes. Da die Fläche
des von n umfassten Raumes komplett die Fläche des von m umfassten Raumes
beinhaltet, überdeckt der logische Ausdruck m den logischen Ausdruck n.
Der Implikant sahne*nudeln deckt die Fälle Salat und Pizza ab, da die Felder

mit diesen Fällen in Abbildung 2.2 durch die Fläche des Implikanten abgedeckt
werden. In der graphischen Darstellung sind die Speisen mit Sahne rechts der ver-
tikalen Trennlinie zu �nden, während die Speisen ohne Sahne links davon sind.
Die Gerichte, welche im Ofen angefertigt werden be�nden sich oberhalb der ho-
rizontalen Trennlinie, während die Gerichte mit der Eigenschaft ofen (d.h. die
Gerichte, die nicht im Ofen angefertigt werden), unterhalb dieser Linie zu �nden
sind. Letztendlich be�nden sich die Gerichte mit Nudeln innerhalb des inneren
Rechtecks, während nudelfreie Gerichte auÿerhalb dieses Rechtecks gefunden wer-
den können.

Abbildung 2.2.: Graphische Darstellung des Speisenbeispiels mit Implikanten sah-
ne*nudeln

Anmerkung: Die Fläche des Implikanten ist grau hinterlegt. Diese Art der Darstellung lässt
sich mit TOSMANA direkt erzeugen und beruht auf den Ausführung von Giséle DeMeur zur
Visualisierung dichotomer Datensätze (vgl. De Meur & Rihoux 2002: 64-69).
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Der Implikant sahne*nudeln umfasst das grau hinterlegte Gebiet und umfasst
die Fälle Pizza und Salat. Diese beiden Fälle werden somit durch diesen Implikan-
ten abgedeckt.

2.3.6. Hauptimplikanten

Ein Implikant J ist genau dann ein Hauptimplikant, wenn J keinen anderen Im-
plikanten impliziert. Das heisst, dass es keinen anderen Implikanten gibt, welcher
weniger Aussagen hat als J und dessen Aussagen eine Teilmenge der Aussagen von
J sind. Nimmt man die Anzahl der in einen Implikanten eingehenden Aussagen
als Länge eines Implikanten, so kann dies auch so ausgedrückt werden, dass ein
Implikant I dann kein Hauptimplikant ist, wenn ein kürzerer Implikant existiert,
welcher aus einer Untermenge der Aussagen von I besteht.
Würden zum Beispiel alle Speisen, in die keine Sahne eingeht, dem Probanden

schmecken, so wäre die logische Kombination sahne ein Hauptimplikant für die
Fallgruppe schmeckt gut. Die logische Kombination sahne*nudeln wäre zwar wei-
terhin ein Implikant der untersuchten Fallgruppe, aber da mit sahne ein kürzerer
Hauptimplikant bestehen würde, dessen Eigenschaften auch sämtlich Bestandteil
von sahne*nudeln wären, würde für diesen Implikanten die Hauptimplikantenei-
genschaft nicht gelten, und sahne*nudeln wäre somit kein Hauptimplikant.

2.3.7. Repräsentationsmenge eines Implikanten

Die Fälle, welche einen Implikanten J implizieren, machen die Repräsentations-
menge von J aus. Die Repräsentationsmenge des Hauptimplikanten sahne*nudeln
ist {Salat, Pizza}. Für den Implikanten der Fallgruppe schmeckt gut, SAHNE*ofen
ist die Repräsentationsmenge gleich {Eistorte, Carbonara}.

2.3.8. Hülle (einer Fallgruppe)

Eine Hülle ist eine Menge von Implikanten, deren Vereinigung der jeweiligen Re-
präsentationsmengen sämtliche Fälle der Fallgruppe umfasst. Alle Fälle der Fall-
gruppe implizieren mindestens eines der Elemente der Hülle.
Eine Hülle der Fallgruppe schmeckt besteht in diesem Fall z.B. aus zwei Haupt-

implikanten: sahne*nudeln sowie SAHNE*ofen. Durch diese beiden
Hauptimplikanten werden alle Fälle mit dem Ergebnis schmeckt abgedeckt.

2.3.9. Hauptimplikantenhülle

Eine Hauptimplikantenhülle ist eine Hülle, deren Implikanten alle Hauptimpli-
kanten sind. Die in 2.3.8 angebene Hülle {sahne*nudeln, SAHNE*ofen} ist ei-
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2.3. Sprachgebrauch in QCA

ne Hauptimplikantenhülle, da alle in diese Hülle eingehenden Implikanten auch
Hauptimplikanten sind.

2.3.10. Minimale Hauptimplikantenhülle

Eine Haupimplikantenhülle ist minimal, falls kein Hauptimplikant entfernt werden
kann, ohne dass die Hülleneigenschaft verletzt wird. Das Entfernen eines Hauptim-
plikanten aus der Hülle würde dazu führen, dass nicht mehr alle Fälle der Fallgrup-
pe durch die restlichen Hauptimplikanten repräsentiert werden würden, und die
Menge somit keine Hülle mehr wäre. Stöcker (1993: 715) bezeichnet diese Menge
auch als die minimale Überdeckung.
Für die Fallgruppe schmeckt nicht gibt es drei mögliche Hauptimplikanten, die

sich zur Hülle {SAHNE*OFEN, sahne*NUDELN, OFEN*NUDELN } zusammen-
setzen lassen. Diese Hülle ist aber keine Hauptimmplikantenhülle, da das Element
OFEN*NUDELN aus der Hülle entfernt werden kann, ohne dass die Hüllenei-
genschaft der restlichen Menge verloren geht. Die Menge {SAHNE*OFEN, sah-
ne*NUDELN } ist immer noch eine Hülle, da alle Fälle der Fallgruppe schmeckt
nicht einen Hauptimplikanten dieser Menge implizieren. In der in 2.3.9 genannten
Hauptimplikantenhülle {sahne*nudeln, SAHNE*ofen} kann kein Element entfernt
werden, ohne dass diese Eigenschaft verletzt wid. Die Hauptimplikantenhülle ist
also eine minimale Hauptimplikantenhülle.

2.3.11. Länge eines logischen Ausdruckes

Die Länge eines logischen Ausdruckes wird in QCA einfach durch das Zusammen-
zählen der Anzahl der in den Hauptimplikanten benutzten Konditionen berechnet.
Ist eine Kondition in mehreren Primimplikanten eingebunden, so wird diese jedes
Mal mitgezählt. Der logische Ausdruck sahne*nudeln + SAHNE*ofen hat somit
die Länge 4, der logische Ausdruck sahne*nudeln* ofen die Länge 3.

2.3.12. Optimale Hülle

Ziel von QCA ist es, die minimale Hauptimplikantenhülle zu �nden, deren logischer
Ausdruck der kürzestmögliche ist. Der logische Ausdruck der kürzestmöglichen
Hauptimplikantenhülle wird bei Ragin (1987: 98) als logically minimal Boolean
Expression bezeichnet. Die Optimale Hülle bezeichnet die gesuchte Menge von
Hauptimplikanten mit dem kürzesten logischen Ausdruck, welcher wiederum mit
dem kürzest möglichen logischen Ausdruck notiert wird.
In dem Speisenbeispiel gibt es zu der Fallgruppe schmeckt gut nur eine mögliche

Hülle {sahne*nudeln, SAHNE*ofen}. Da es keine weitere, und somit auch keine
kürzere Hülle gibt, ist diese Hülle eine optimale Hülle.
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2.3.13. Lösung

Bei der Anwendung von QCA wird die Suche nach kürzest möglichen logischen
Ausdrücken auch oft als die Suche nach der Lösung (Solution) beschrieben. Wird
im Folgendem also von einer QCA Lösung gesprochen, so ist somit der (bezie-
hungsweise einer der) aus der QCA Berechnung hervorgehenden kürzestmöglichen
logischen Ausdrücke, welche alle Fälle einer Fallgruppe abdeckt, gemeint.
Eine Lösung für die Frage, ob ein Gericht dem Probanden schmeckt, wäre also

sahne*nudeln + SAHNE*ofen, welche so interpretiert werden kann, dass ein Ge-
richt dem Probanden schmeckt, falls es weder Nudeln noch Sahne enthält, oder
aber Sahne enthält und dabei im Ofen gebacken wird.
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3. Qualitative Comparative
Analysis (QCA)

Die Qualitative Comparative Analysis - QCA Methode wurde in dem 1987 er-
schienenen Buch �The Comparative Method� von Charles Ragin vorgestellt. Die
wissenschaftstheoretische Motivation von Charles Ragin ist bereits in Kapitel 1.2
beschrieben worden. In diesem Kapitel sollen nun die technischen Grundlagen der
Methodik vorgestellt und anhand von Beispielen erläutert werden. Dabei sollen
auch Probleme der Anwendung von QCA angesprochen werden.
Durch die QCA Berechungen sollen Merkmale und Kombinationen von Merk-

malen (Hauptimplikanten) ausgearbeitet werden, welche für die Fälle mit einer
bestimmten Ausprägung (Fallgruppe) eines zu erklärenden Phänomens (Outco-
me) zutre�en und bei Fällen mit anderem Outcome nicht zutre�en. Ziel von QCA
ist es, die Hauptimplikanten zu �nden, welche möglichst einfach sämtliche Fälle
der Fallgruppe beschreiben. QCA ist dabei so de�niert, dass die möglichst kür-
zeste Kombination von Hauptimplikanten, welche alle Fälle mit dem untersuchten
Outcome abdeckt, als optimale Lösung gilt.36

QCA arbeitet dabei zweistu�g: Zuerst werden sämtliche Hauptimplikanten be-
rechnet. Hauptimplikanten sind, wie in Kapitel 2.3.6 eingeführt, diejenigen Impli-
kanten, welche nur in Fällen mit dem untersuchten Outcome enthalten sind und in
keinem Fall mit einem anderen Outcome vorkommen. Implikanten sind nur dann
Hauptimplikanten, wenn keines der im Implikanten vorkommenden Merkmale weg-
gelassen werden kann, ohne dass die exklusive Abdeckung der Fälle verschwindet.
In einem zweiten Schritt wird dann aus der Menge der Hauptimplikanten die Kom-
bination von Hauptimplikanten gesucht, welche alle Fälle abdeckt und aus so we-
nigen Merkmalen wie möglich zusammengesetzt wird (kürzeste Lösung). Dadurch
können mit QCA multikausale Erklärungen erkenntlich gemacht werden, da in
einer Lösung mehrere Hauptimplikanten angegeben werden, falls die kürzeste Lö-
sung aus mehreren Hauptimplikanten besteht. Die gefundene QCA-Lösung A+B
entspricht dann einer Aussage X tritt dort auf, wo A oder B gilt.
QCA arbeitet dabei rigoros veristisch: Nur logische Ausdrücke, die eindeutig in

36Ein Fall wird durch einen Hauptimplikanten abgedeckt, wenn die Merkmale des Hauptimpli-
kanten in dem jeweiligen Fall auftreten. In der Ausdrucksweise von QCA spricht man dann davon,
dass der Hauptimplikant den Fall impliziert. Siehe zum Sprachgebrauch in QCA Kapitel 2.3.
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Fällen mit dem untersuchten Outcome vorkommen, können als Hauptimplikanten
in Betracht gezogen werden. Hat nur ein Fall von vielen mit diesem logischen Aus-
druck ein abweichendes Outcome, so wird dieser logische Ausdruck nicht von QCA
als Hauptimplikant berücksichtigt. Dadurch wird erreicht, dass die letztendlich
gefundene QCA-Lösung nur diejenigen Fälle beschreibt, welche das untersuchte
Outcome tatsächlich aufweisen.

3.1. Berechnungen in QCA

QCA baut, wie bereits mehrfach angeführt, auf die in Kapitel 2.2 eingeführte Boo-
lesche Algebra auf. Die Berechnungen von QCA wie auch die der Erweiterung von
QCA um mehrwertige Konditionen � MVQCA - werden in zwei Stufen durchge-
führt.

Die zur Illustrierung dargestellten Rechenschritte sind dem Quine-
McCluskey Algorithmus (siehe McCluskey 1956; Quine 1952) nachempfunden.
Dieser kam auch in früheren Softwareprogrammen zum Einsatz, welche für QCA
benutzt wurden (QCA 2.0 (Drass & Ragin 1986), QCA 3.0 (Drass & Ragin 1992),
fs/QCA (Ragin, Drass & Davey 2006)), wogegen bei der Implementierung in TOS-
MANA (Cronqvist 2006a) zur Steigerung der E�zienz sowie zur Implementierung
von mehrwertigen Konditionen ein anderer, selbsterstellter Algorithmus zugrunde
liegt (siehe Anhang B.6).

3.1.1. Erstellung der Wahrheitstabelle

Bevor die eigentliche Minimierung in QCA statt�nden kann, muss eine Wahrheits-
tabelle erstellt werden. In dieser werden Fälle mit der gleichen Kon�guration zu
Gruppen zusammengelegt. Jeder dieser Gruppen (auch einfach Kon�guration ge-
nannt) wird ein Wert für das Outcome zugewiesen, welcher dem Wert der Fälle
entspricht, falls alle Fälle der Kon�guration den gleichen Wert haben. Widerspre-
chen sich die Fälle in ihrem Outcome, so wird die Kon�guration als Contradicti-
on (Widerspruch) markiert. Diese Kon�gurationen werden meist von der weiteren
Analyse ausgeschlossen und stellen für die Analyse der Ergebnisse ein Problem dar.
Werden Wahrheitstabellen minimiert, welche Widersprüche enthalten, so decken
die berechneten Lösungen nicht alle Fälle ab, da die Fälle, welche in den wider-
sprüchlichen Kon�gurationen gruppiert sind, nicht enthalten sind (siehe hierzu
Kapitel 3.4.2)
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3.1.2. Berechnung der Hauptimplikanten

Um das Ziel der Berechnung einer kürzest möglichen Hauptimplikantenhülle zu
einer Fallgruppe zu erreichen, müssen zuerst die Hauptimplikanten der Fallgruppe
berechnet werden. Dies wird in QCA durch die Minimierungsregel erreicht:

(Regel 3.1) �If two Boolean expressions di�er in only one causal condition yet
produce the same outcome, then the causal condition that distinguishes the two
expressions can be considered irrelevant and can be removed to create a simpler,
combined expression.�(Ragin 1987: 93)

Hierbei werden die Konjunktionsterme der Fälle in der Wahrheitstabelle zusam-
mengefasst und irrelevante Bedingungen eliminiert. In QCA ist diese Synthese
denkbar einfach: Falls zwei Konjunktionsterme zu Fällen der gleichen Fallgruppe
sich nur in einer Aussage unterscheiden, ist diese Aussage für das Outcome dieser
beiden Fälle irrelevant und kann gestrichen werden. Falls zwei Fälle zu der gleichen
Fallgruppe gehören und ihre Konjunktionsterme durch AbC und Abc gegeben sind,
dann ist die Aussage C irrelevant und die Konjunktionsterme können mit Regel 3.1
zu Ab zusammengefasst werden. Da sowohl AbC wie auch Abc zu der Fallgruppe
gehören, reicht die Aussage Ab aus, um Fälle korrekt zu klassi�zieren, da Fälle mit
Ab zur Fallgruppe gehören, egal welchen Wert C hat.37 Da beide der ursprüngli-
chen Konjunktionsterme zu Fällen der gleichen Fallgruppe gehören, ist gesichert,
dass der reduzierte Ausdruck, der nur von diesen beiden Konjunktionstermen im-
pliziert werden kann, von keinem Fall einer anderen Fallgruppe impliziert wird.
Somit ist die oben eingeführte Eigenschaft des Implikanten gewährleistet.
Implikanten können wiederum �unter sich� weiter reduziert werden: Würde z.B.

ein anderer Implikant durch den Konjunktionsterm AB gegeben sein, so würde
dieser mit dem Implikanten Ab den Implikanten A hervorbringen. Dabei ist zu
beachten, dass sich die Fälle in der gleichen Kondition widersprechen müssen und
es bei weitergehenden Reduktionen nicht möglich ist, unterschiedliche Konditionen
als widersprechend anzusehen. Eine Minimierung von AC und BC zu C ist so zum
Beispiel nicht zulässig.38

Die Gewährleistung der Implikanteneigenschaft erfolgt dadurch, dass die beiden
ursprünglichen Konjunktionsterme Implikanten der Fallgruppe sind, d.h. nur Fälle
der Fallgruppe implizieren diese. Daher kann es nun keine weiteren Fälle geben,

37Gelten zum Beispiel die beiden Aussagen �Ich gehe immer spazieren wenn es warm ist und
die Sonne scheint� und �Ich gehe immer spazieren wenn es kalt ist und die Sonne scheint�, so
kann die Aussage auf �Ich gehe immer spazieren wenn die Sonne scheint� reduziert werden. Die
Information über die Temparatur ist über�üssig, da ich immer spazieren gehe wenn die Sonne
scheint, egal wie warm/kalt es ist.

38Leider �nden sich solche falschen Reduktionen in einigen Verö�entlichungen wieder. Ein
schlechtes Beispiel hierfür ist der Artikel von Gordin (2001).
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welche den weiter reduzierten Implikanten A implizieren.
Die Minimierung wird iterativ so lange wiederholt, bis keine Minimierungsschrit-

te mehr möglich sind, es also keine logischen Ausdrücke (auch unter den neuge-
wonnen Implikanten) mehr gibt, welche miteinander verschmolzen werden können.
Nachdem die Implikanten berechnet worden sind, müssen noch die Hauptim-

plikanten bestimmt werden. Ein Implikant I ist dann ein Hauptimplikant, wenn
es keinen anderen Implikanten gibt, welcher von I impliziert wird, es also keinen
Hauptimplikanten Î gibt, dessen logischer Ausdruck Teil des logischen Ausdruckes
von I ist (siehe De�nition unter 2.3.6). Dieser Test wird von der Software automa-
tisch durchgeführt und es werden alle Implikanten entfernt, welche einen kürzeren
Implikanten als Teil haben.

3.1.3. Bestimmung der Optimalen Hülle

In dem zweiten Schritt von QCA werden die gefundenen Hauptimplikanten zu kür-
zest möglichen Lösungen zusammengesetzt, es wird die Optimale Hülle gesucht.
Die Suche nach einer solchen Hülle ist rechnerisch anspruchsvoll, da sie nicht de-
terministisch ist.39 Es kann unter Umständen mehrere solcher Hüllen geben, wel-
ches die Benutzung eines Algorithmus bedingt, der alle diese Hüllen berechnen
kann. Da in Anhang B.3 detailliert auf mögliche Algorithmen zur Bestimmung
der optimalen Hülle eingegangen werden soll, sollen hier nur einige grundsätzli-
che Überlegungen gemacht werden, welche zur Berechnung der kürzest möglichen
Lösungen von grundlegender Bedeutung sind.
Am einfachsten kann das Verfahren anhand einer Matrix dargestellt werden,

in der in den Reihen die logischen Ausdrücke der Hauptimplikanten und in den
Spalten die logischen Ausdrücke der Fälle notiert werden, und in jedem Kreu-
zungspunkt der Fälle und Spalten ein X notiert wird, falls der Hauptimplikant
durch den Fall impliziert wird. Tabelle 3.1 zeigt eine solche Matrix mit drei Fällen
einer Fallgruppe und drei Hauptimplikanten.
Die Suche nach einer Hülle kann man sich nun wie folgt vorstellen: Es werden

Hauptimplikanten ausgewählt, und zu jedem X, welches in der Zeile des Haupt-
implikanten steht, wird die entsprechende Spalte durchgestrichen - dieser Fall ist
durch den ausgewählten Hauptimplikanten abgedeckt. Würde z.B. in der oben
aufgeführten Matrix der Hauptimplikant bc ausgewählt, so könnten die Fälle mit
den Konjunktionstermen AbcD und abcd durchgestrichen werden, da diese durch
den Hauptimplikanten bc abgedeckt sind. Sind sämtliche Reihen durchgestrichen,
dann sind alle Fälle abgedeckt und eine Hülle gefunden. Allerdings kann durch
diese einfache Auswahl nicht garantiert werden, dass eine optimale Hülle gefun-

39Ein Algorithmus ist dann deterministisch, wenn �zu jedem Zeitpunkt, gleichgültig, was der
Algorithmus tut, nur eine Sache existiert, die er als Nächstes tun könnte� (Sedgewick 1991: 719).
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Tabelle 3.1.: Matrix zur Bestimmung der Optimalen Hülle

ABcD AbcD abcd
A X X
bc X X
cd X

Ein 'X' zeigt an, dass der in der Zeile gegebene Hauptimplikant die Kon�guration der entspre-
chenden Spalte abdeckt.

den wird, da durch die manuelle Auswahl nicht gesichert ist, dass eine minimale
Lösung gewählt wird.
Um eine optimale Hülle zu errechnen, können eine Reihe von Eigenschaften der

Datenstruktur der Matrix benutzt werden. Diese Eigenschaften wurden bereits
früh von McCluskey (1956) erkannt und sind auch Grundlage der ersten Algo-
rithmen zur Berechnung von Schaltkreisreduktionen, wie der Quine-McCluskey
Algorithmus gewesen.
Die erste Eigenschaft, welche benutzt werden kann, ist die Unterteilung in nötige

Hauptimplikanten, welche auf jeden Fall in die Hülle aufgenommen werden müs-
sen, um eine Abdeckung aller Fälle der Fallgruppe zu sichern, und nicht nötige
Hauptimplikanten, welche in die Hülle aufgenommen werden können, alternativ
aber auch andere Hauptimplikanten benutzt werden können. Ein Hauptimplikant
ist genau dann nötig, wenn es Fälle gibt, welche nur durch diesen Hauptimplikanten
erklärt werden, und daher nicht erklärt werden würden, falls dieser Hauptimplikant
nicht in die Lösung einbezogen werden würde.
In einem ersten Schritt können so die nötigen Hauptimplikanten bestimmt wer-

den. Diese Hauptimplikanten, man spricht auch von dem Kern der Lösung (siehe
Anhang B.3) sind einfach zu bestimmen, und können direkt aus der Fall/ Haupt-
implikanten Matrix bestimmt werden. In der Matrix werden die Fälle (Spalten)
ausgewählt, in welchen es nur ein Kreuz gibt. Für diese Fälle muss der Hauptim-
plikant, welcher als einziger den Fall erklärt, in die Hülle ein�ieÿen, da sonst kein
Hauptimplikant den entsprechenden Fall abdeckt, und somit ohne diesen Haupt-
implikanten keine sämtliche Fälle erklärende Hülle möglich wäre. In der Tabelle
3.1 hat der Fall in der ersten Spalte (ABcD) nur ein Kreuz in der gesamten Spal-
te, und zwar in der Zeile zu dem Hauptimplikanten A. Nur dieser Hauptimplikant
kann den Fall mit dem Konjunktionsterm ABcD abdecken und deshalb muss der
Hauptimplikant A in die Hülle einbezogen werden. A ist somit Teil des Kerns der
Hülle. A wird auch von dem zweiten Fall (AbcD) impliziert, so dass lediglich noch
der dritte Fall (abcd) in der Hülle berücksichtigt werden muss. Dafür gibt es zwei
Möglichkeiten: Sowohl bc wie auch cd werden von diesem Fall impliziert und somit
existieren zwei QCA Lösungen: A + bc und A + cd. Beide dieser Lösungen erfüllen
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die Hülleneigenschaft und sind gleich lang (Länge 3) und kommen somit als QCA
Lösung gleichermaÿen in Frage.
Natürlich ist die Berechnung der Lösungen in komplexen Datensätzen nicht so

einfach wie in dieser Rechnung. Im Prinzip aber arbeitete der in der frühen Soft-
ware benutzte Algorithmus wie oben beschrieben. Zuerst werden die unbedingt
nötigen Hauptimplikanten berechnet und dann wird für die noch nicht erklärten
Fälle mit den nicht zum Kern gehörenden Hauptimplikanten nach der kürzest-
möglichen Lösung gesucht. Die genaue Vorgehensweise der Algorithmen wird in
Anhang B vorgestellt werden.

3.1.4. Beispiel

Nach dieser an sehr einfachen Daten geleiteten Einführung der Funktionsweise von
QCA soll diese nun an einem längeren Beispiel verdeutlicht werden. Untersucht
werden soll dabei ein exemplarischer Datensatz, welcher aus vier Konditionen be-
steht, und in dem alle sechzehn möglichen Kombinationen von (genau) einem Fall
abgedeckt werden. Diese Konstellation ist in realen Datensätzen ungewöhnlich,
da selten alle Kombinationen abgedeckt sind. Das Problem der logisch möglichen,
aber real nicht existierenden Fälle (hypothetischen Fälle) soll in Abschnitt 3.2 dis-
kutiert werden. Zur exemplarischen Durchrechnung eines QCA Szenarios soll aber
dennoch zuerst ein Beispiel mit einem vollständigen Datensatz, d.h. alle logisch
möglichen Kombinationen sind durch einen Fall abgedeckt, benutzt werden.
In diesem Beispiel geht es um sechzehn mittelgroÿe Gemeinden, in denen der

Bürgermeister direkt gewählt wird. Die untersuchte abhängige Variable (ABWAHL)
gibt an, ob der Amtsinhaber bei einer Neuwahl abgewählt worden ist (Wert 1) oder
nicht (0). Als mögliche Konditionen wurden vier Konditionen in Betracht gezogen.
Die erste Kondition PERS (P) hat den Wert 1, falls der Bürgermeister während
seiner Amtszeit wegen persönlichen Fehlverhaltens in die Kritik geraten ist, und
0, falls dies nicht der Fall ist. Die Kondition FINANZ (F) gibt an, ob die Ge-
meinde�nanzen generell negativ gewertet werden (Wert 1), oder ob dies nicht der
Fall ist (Wert 0). Die Kondition UNABHÄNGIG (U) gibt an, ob der Bürgermei-
ster als parteiunabhängiger Kandidat gewählt worden ist (Wert 1) oder ob er als
Kandidat einer Partei gewählt wurde (Wert 0). Schlieÿlich gibt die Kondition OP-
POSITION (O) an, ob der Bürgermeister im Gemeindeparlament eine Koalition
hinter sich hat (Wert 0), oder die Koalition im Gemeindeparlament dem Bürger-
meister eher oppositionell gegenüber steht (Wert 1). Für diese Konditionen in den
untersuchten sechzehn Gemeinden ergibt sich die in Tabelle 3.2 wiedergegebene
Wahrheitstabelle.
Zuerst soll nun die QCA-Lösung für die Fälle berechnet werden, in denen der

Bürgermeister bei der Neuwahl erfolgreich war, er also nicht abgewählt wurde (AB-
WAHL = 0 ). In die Ausgangsmenge der Booleschen Minimierung werden alle Fälle
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Tabelle 3.2.: Wahrheitstabelle für das Abwahlbeispiel
Fall PERS(P) FINANZ(F ) UNABHÄNGIG(U ) OPPOSITION(O) ABWAHL
G1 0 0 0 0 0
G2 0 0 0 1 1
G3 0 0 1 0 0
G4 0 0 1 1 0
G5 0 1 0 0 0
G6 0 1 0 1 1
G7 0 1 1 0 0
G8 0 1 1 1 1
G9 1 0 0 0 0
G10 1 0 0 1 1
G11 1 0 1 0 0
G12 1 0 1 1 0
G13 1 1 0 0 0
G14 1 1 0 1 1
G15 1 1 1 0 0
G16 1 1 1 1 1

mit dem Wert 0 für ABWAHL aufgenommen, und unter diesen Fälle werden alle
möglichen Minimierungen vorgenommen. So können zum Beispiel die Konjunkti-
onsterme p*f*u*o (Fall G1) und p*f*U*o (G3) zu p*f*o verschmolzen werden, da
sie sich nur durch U unterscheiden. Auch können zum Beispiel P*f*U*o (Fall G11)
und P*f*U*O (G13) zu P*f*U verschmolzen werden.
Tabelle 3.3 zeigt sämtliche minimierte Ausdrücke an, wobei lediglich die unter-

strichenen logischen Ausdrücke nicht selbst einen kürzeren Implikanten implizie-
ren und somit Hauptimplikanten sind. Dabei sind für jeden Minimierungsschritt
zu einer logischen Kon�guration der Länge n mindestens zwei Kon�gurationen
der Länge n+1 in die Minimierung eingebunden worden. Zur Minimierung der
logischen Kon�guration o sind also acht Konjunktionsterme der Länge 4 nötig.
Zur Bildung der Kon�guration f*U sind vier Kon�gurationen nötig. Zuerst wur-
den p*f*U*o und p*f*U*O zu p*f*U und P*f*U*o sowie P*f*U*O zu P*f*U
verschmolzen. Die beiden gewonnenen Implikanten konnten dann wieder zu f*U
verschmolzen werden.40

In diesem Beispiel gibt es nur zwei Hauptimplikanten: opposition (o) und �-
nanz*UNABHÄNGIG (f*U). Alle anderen in Tabelle 3.3 aufgeführten Implikanten
sind durch mindestens einen dieser Hauptimplikanten abgedeckt. Die Berechnung
der optimalen Hülle ist in diesem Fall problemlos, da beide Hauptimplikanten in
die Lösung einbezogen werden müssen, um sämtliche Fälle der Fallgruppe 0 zu

40Der Vollständigkeit halber sollte erwähnt werden, dass es unter Umständen (wie auch hier)
mehrere Möglichkeiten gibt, zu einem bestimmten Implikanten zu gelangen. So wäre es auch
möglich, die logischen Kon�gurationen p*f*U*o, p*f*U*O, P*f*U*o, P*f*U*O zuerst zu f*U*o
und f*U*O zu minimieren und dann daraus den Implikanten f*U zu gewinnen.
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Tabelle 3.3.: Minimierungsschritte für ABWAHL = 0

Länge 4 Länge 3 Länge 2 Länge 1
pfuo
pfUo
pfUO
pFuo
pFUo
Pfuo
PfUo
PfUO
PFuo
PFUo

pfo
puo
fuo
pfU
pUo
fUo
fUO
pFo
Fuo
FUo
Pfo
Puo
PfU
PUo
PFo

po
fo
uo
fU
Uo
Fo
Po

o

Angabe aller Implikanten für das Outcome abwahl. Hauptimplikanten sind unterstrichen.

Tabelle 3.4.: Minimierungsschritte für ABWAHL = 1

Länge 4 Länge 3 Länge 2
pfuO
pFuO
pFUO
PfuO
PFuO
PFUO

puO
fuO
pFO
FuO
FUO
PuO
PFO

uO
FO

erklären, und somit gibt es keine Wahlmöglichkeiten. Die QCA-Lösung für die
Fallgruppe 0 lautet

abwahl = o + f*U

Diese Lösung sagt aus, dass der Bürgermeister dann nicht abgewählt wurde,
wenn er entweder die Mehrheit im Gemeindeparlament hinter sich hatte oder aber
als nicht-parteigebundener Kandidat gewählt worden war und er auf eine positive
Erfolgsbilanz im Bereich der Gemeinde�nanzen verweisen konnte. Genauso kann
für die Fallgruppe 1 die optimale Hülle berechnet werden (Siehe Tabelle 3.4).
Auch für die Fallgruppe ABWAHL gibt es zwei Hauptimplikanten, welche beide

in die QCA-Lösung einbezogen werden müssen, um alle Fälle abzudecken. Die
QCA-Lösung für die Fallgruppe mit dem Outcome 1 lautet
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ABWAHL = u*O + F*O = O*(u+F)

Es ist möglich, die Aussage OPPOSITION auszuklammern, welches auf die
notwendige Anwesenheit dieser Eigenschaft zurückzuführen ist: Damit ein Fall den
Wert 1 für Outcome hat, muss OPPOSITION den Wert 1 besitzen. Die Aussage
OPPOSITION ist also eine notwendige (aber nicht ausreichende) Bedingung für
das Outcome 1.
Übersetzt in den Kontext unseres Beispiels kann die Lösung so interpretiert

werden, dass ein Bürgermeister dann abgewählt wurde (ABWAHL) wenn er der
Koalition im Gemeindeparlament oppositionell gegenüber stand (OPPOSITION )
und entweder als Bürgermeisterkandidat einer Partei gewählt wurde (unabhängig),
oder die Gemeinde�nanzen generell als schlecht von den Bürgern bewertet worden
waren (FINANZ ).
Die Lösungen für ABWAHL und abwahl sind hier jeweils das Komplement von-

einander. Dies ist immer dann der Fall, wenn es keine widersprüchlichen Kon�gu-
rationen gibt und alle logischen Kon�gurationen von den Fällen abgedeckt werden.
Diese Eigenschaft Boolescher Ausdrücke, welche auch als deMorgan'sche Regel be-
kannt ist, wird in Anhang B.5.1 behandelt werden. Allgemein gilt aber nicht, dass
die Lösungen zu den Fallgruppen 0 und 1 komplementär sind.

3.2. Das Problem der fehlenden Diversität

In dem oben gerechneten Beispiel existieren alle sechzehn möglichen Kon�guratio-
nen des Datensatzes jeweils in einem Fall. In den meisten realen Anwendungen von
QCA wird dies nicht der Fall sein, und eine Reihe von Kon�gurationen, welche lo-
gisch möglich sind, werden in dem untersuchten Datensatz nicht existent sein. Dies
ist angesichts einer exponentiell anwachsenden Anzahl von logisch möglichen Kom-
binationen und einer kleinen bis mittleren Fallanzahl nicht überraschend: Bei der
Verwendung von dichotomen Konditionen berechnet sich die Anzahl der möglichen
Kon�gurationen durch die Formel K = 2|v|, wobei |v| die Anzahl der Konditionen
angibt. In einem Datensatz mit fünf erklärenden Konditionen gibt es in QCA be-
reits 25 = 32 mögliche Kon�gurationen. Dies ist bereits oft eine höhere Zahl als
die Anzahl der vorhandenen Fälle, weshalb es mehr logische Kon�gurationen gibt
als Fälle, und somit zwangsläu�g logische Kon�gurationen �übrig bleiben�, welche
in keinem Fall existieren.
Das Fehlen von logischen Kon�gurationen in Datensätzen mit vielen Konditio-

nen führt zu dem Problem, dass die Minimierungsregel nur wenig oder gar nicht
angewendet werden kann, da es kaum Fälle einer Fallgruppe gibt, die sich nur in
einer kausalen Bedingung unterscheiden (vgl. Ragin 1987: 104-113).
Daher können in QCA diese hypothetischen Fälle (logical remainder, vgl. Ragin
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1987: 105) zur Berechnung der Hauptimplikanten mit einbezogen werden.41 Dabei
werden diese logischen Kon�gurationen als sogenannte vereinfachende Annahmen
(simplifying assumption) bei der Berechnung der Hauptimplikanten so behandelt,
als ob sie ebenfalls Teil der Fallgruppe wären. Bei der anschlieÿenden Berech-
nung der Hauptimplikantenhülle werden nur diejenigen logischen Kon�gurationen
berücksichtigt, die tatsächlich existieren. Ist ABCD Teil der reduzierenden Fall-
gruppe und die Kombination ABCd nicht in einem Fall vertreten, so kann ABCd
zur Minimierung von ABCD zu ABC herangezogen werden. Bei der nachfolgen-
den Bestimmung der Lösungen wird aber nur ABCD berücksichtigt, während
ABCd nicht bei der Suche nach der Optimalen Hülle abgedeckt werden muss. Der
hypothetische Fall ABCd kann aber durch die gefundene Lösung durchaus mit-
erklärt werden, so dass auch nicht-existierende Kon�gurationen von der Lösung
umfasst werden können.
Dies ermöglicht oft sehr viel weiterreichende Minimierungen, ist aber bei der

Analyse der Ergebnisse zu beachten, da die Annahmen, welche zur Berechnung der
Ergebnisse gemacht worden sind, die Natur der gefundenen Lösung verändern. Bei
der Minimierung ohne hypothetische Fälle sind alle ableitbaren Kon�gurationen
von einer Lösung tatsächlich in einem realen Fall existent, das heiÿt, dass jeder
denkbare Fall auch existiert, welcher von einem Hauptimplikanten aus einer Lö-
sung ableitbar ist. Dies ist bei der Einbeziehung von hypothetischen Fällen nicht
weiter der Fall, da die Reduktion auch auf einbezogene logische Kon�gurationen
zurückzuführen ist. Dennoch gilt weiterhin, dass nur Fälle mit dem entsprechen-
den Outcome und keine Fälle mit einem anderen Outcome von den in der Lösung
vorkommenden Hauptimplikanten abgeleitet werden können.

3.2.1. Probleme bei der Einbeziehung hypothetischer Fälle

Kritik an QCA wird häu�g an der Einbeziehung von vereinfachten Annahmen
festgemacht (siehe u.A. Marko� (1990) und Romme (1995), vgl. auch Ragin &
Rihoux (2004: 7-10)). Marko� äuÿert über diese Vorgehensweise starke Bedenken:
Er sieht in dieser Vorgehensweise vor allem dann ein Problem, wenn die einbezo-
genen Kon�gurationen nicht nur im Datensatz fehlen, sondern schlicht unmöglich
sind. In diesem Fall beruht die Analyse auf Fantasievorstellungen, welche die ge-
fundenen Ergebnisse ordentlich aussehen lassen, diese aber im Wesentlichen nicht
veri�zierbar sind (vgl. Marko� 1990: 179).

41Hier wird die von Berg-Schlosser(2003) gebrauchte Übersetzung von � logical remainder � als
hypothetische Fälle verwendet. Es gibt noch weitere Bezeichnungen hierfür. Jahn spricht von ei-
nem �nicht eingetretenen Fall� (Jahn 2006: 422), Schneider von �logischen Rudimenten�(Schneider
2006: 279), Wagschal von �Fälle[n] mit unklarem Outcome�(Wagschal 1999: 299). Hier wurde die
Bezeichnung von Berg-Schlosser gewählt, da diese wiedergibt, dass es sich um nicht in realen
Fällen existente, jedoch logisch mögliche Kon�gurationen handelt.
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Diese Kritik weist auf einen wichtigen Aspekt der Einbeziehung von hypothe-
tischen Fällen hin. Durch die Einbeziehung verändert sich die empirische Klassi-
�kation der Analyse, da die Berechnungen nicht mehr rein induktiv entstanden
sind. Wird QCA nur mit existierenden Fällen durchgeführt, dann gibt es eine
eindeutige, induktiv erzeugte Beziehung zwischen der QCA-Lösung und den un-
tersuchten Fällen: Jede logische Kombination, welche von einem Hauptimplikanten
der QCA-Lösung ableitbar ist, existiert auch in einem realen Fall. Wenn also in
den Abwahlbeispiel aus Kapitel 3.1.4 mehrheit ein Hauptimplikant der Lösung für
ABWAHL ist, dann ist es sicher, dass für jeden Fall mit der Aussage mehrheit
das Outcome 1 (die Abwahl) zustande kam, und dass jeder dieser Fälle auch real
existiert. Dies ist nach der Einbeziehung von hypothetischen Fällen nicht mehr
zutre�end: Zwar implizieren die Hauptimplikanten weiterhin nur Fälle der unter-
suchten Fallgruppe, aber nicht jeder Fall, der logisch ableitbar wäre, existiert auch
tatsächlich (vgl. Romme (1995)). Dies führt dazu, dass ein zu sorgloser Umgang
mit QCA-Lösungen problematisch wird, da gefundene Hauptimplikanten (aus de-
nen theoretische Aussagen abgeleitet werden) sich nur auf wenige (im Extremfall
einen) existierende Fälle stützen können, und die restlichen Minimierungsschritte
durch hypothetische Fälle zustande gekommen sind. Dieses Problem lässt sich da-
durch abschwächen, dass zu den jeweiligen Hauptimplikanten berücksichtigt wird,
welche Fälle den jeweiligen Hauptimplikanten repräsentieren und bei Hauptimpli-
kanten mit wenigen Fällen zu weit führende Generalisierungen unterlassen werden
(siehe hierzu Kapitel 3.4 sowie Kapitel 5.2.1).

3.2.2. Problem der widersprüchlichen Annahmen

Ein weiteres Problem der Einbeziehung von hypothetischen Fällen besteht in der
Möglichkeit, dass die gleichen Konjunktionsterme bei der Berechnung der Optima-
len Hüllen von Fallgruppen mit entgegengesetztem Outcome einbezogen werden
können, und somit für beide Outcomes die gleichen Annahmen gemacht werden
(vgl. Ragin & Rihoux 2004; Vanderborght & Yamasaki 2004). In der Tat ist es
möglich, dass die gleichen hypothetischen Fälle für die Berechnung der Haupt-
implikanten von unterschiedlichen Fallgruppen herangezogen werden. Gibt es in
einem Datensatz nur zwei Fälle und zwei Konditionen A,B, und haben die Fälle
die Kon�gurationen F1 = AB und F2 = ab wobei F1 das Outcome 1 und F2 das
Outcome 0 hat, so gibt es bei der Berechnung der Hauptimplikanten die Mög-
lichkeit, für beide Outcomes entweder aB oder Ab einzubeziehen. Nimmt man für
beide Outcomes den hypothetischen Fall Ab zur Minimierung hinzu, so ergeben
sich folgende Lösungen: O(0) = b und O(1) = A. Dabei wird für beide Fallgrup-
pen angenommen, dass der nichtexistierende Fall mit dem Konjunktionsterm Ab
zur jeweiligen Fallgruppe dazu gehören würde. Je nach untersuchter Fallgruppe
würden also unterschiedliche Annahmen über diesen hypothetischen Fall gemacht
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werden.
Charles Ragin und Benoit Rihoux (2004) warnen daher davor, einfach alle hy-

pothetischen Fälle ohne weitere Analyse in die Reduktion einzubeziehen, weil so
viele �Schwächen der konventionellen quantitativen Analyse� (Ragin & Rihoux
2004: 8, Übersetzung durch den Autor)) übernommen würden. Auch wenn die
genaue Evaluierung der nichtexistierenden Fälle (counterfactual cases) auf den
ersten Blick sehr umfangreich erscheint, so sehen es die beiden Autoren als durch-
aus durchführbar an, �einfache� Annahmen zu erkennen und diese in die weitere
Analyse einzubeziehen. Die Einstufung als einfache Annahme beruht dabei auf
der Einschätzung, ob ein Fall mit dem entsprechenden Konjunktionsterm das ent-
sprechende Outcome haben würde oder nicht. Die subjektiven Einschätzungen zu
einzelnen Annahmen würden also in die Analyse ein�iessen und somit könnten
widersprüchliche Annahmen verhindert werden.
Die mit solchen �einfachen Annahmen� berechneten Ergebnisse sind von ihrer

Komplexität zwischen der Analyse ohne Einbeziehung von hypothetischen Fäl-
len und der Analyse mit allen hypothetischen Fällen einzuordnen: Während eine
QCA Analyse nur mit existierenden Fällen komplexe, nur wenige reduzierte Er-
gebnisse liefert, da nur wenige Reduktionsschritte möglich sind, ergeben Analysen
mit allen hypothetischen Fällen stark reduzierte Ergebnisse, da sehr viele Mini-
mierungsschritte möglich sind. Da in das von Ragin und Rihoux vorgeschlagene
Verfahren eine mittlere Zahl von Annahmen in die Analyse einbezogen werden, ist
die Anzahl der möglichen Reduktionen als mittelgroÿ einzustufen, und die daraus
folgenden Ergebnisse weisen somit eine mittlere Komplexität auf (vgl. Ragin &
Rihoux 2004: 8-9).
Allerdings ist hierzu anzumerken, dass durch die Einbindung von �einfachen An-

nahmen� in die QCA Analyse bereits subjektive Annahmen des Forschers in die
Analyse einbezogen werden. Im Gegensatz zu der Durchführung von QCA gänz-
lich ohne, beziehungsweise mit allen hypothetischen Fällen werden hier bereits vor
den Berechnungen spezielle Annahmen des Forschers gemacht, welche die Lösun-
gen direkt beein�ussen. Die Ergebnisse der Analyse beruhen also nicht mehr nur
auf den im Datensatz vorhandenen Daten (mit oder ohne hypothetische Fälle),
sondern beziehen auch die durch den Forscher getro�enen Annahmen ein, so dass
die QCA Lösungen stark von den Annahmen der durchführenden Person abhängig
sind.

3.2.3. Behutsamer Umgang mit hypothetischen Fällen

Das Problem der Einbeziehung von hypothetischen Fällen entsteht vor allem bei
der Benutzung von mehr als drei oder vier Konditionen. Hier muÿ bei der für QCA
typischen Fallzahl auf hypothetische Fälle zurückgegri�en werden, um überhaupt
Minimierungen durchführen zu können. Benutzt man QCA zur Komplexitätsre-
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duktion und fängt dabei mit einer groÿen Zahl von Konditionen an, so müssen
hypothetische Fälle einbezogen werden und die entsprechende Interpretation muss
auf die angesprochenen Probleme Rücksicht nehmen.
Wird QCA dagegen mit einer kleinen Zahl von Konditionen durchgeführt, kann,

vorausgesetzt es entstehen nicht zu viele widersprüchliche Kon�gurationen, auch
ohne Einbeziehung hypothetischer Fälle gerechnet werden. Diese Ergebnisse kön-
nen dann mit den Ergebnissen der Berechnungen mit hypothetischen Fällen ver-
glichen werden. In jedem Fall ist es aber ratsam, die einbezogenen Annahmen
genau zu überprüfen, um sicherzustellen, dass keine unmöglichen Annahmen ge-
macht werden. Zu diesem Zweck lassen sich in TOSMANA auch alle benutzten
vereinfachenden Annahmen durch die Aktivierung der Option �show simplifying
assumptions� anzeigen.

3.3. Fehlende Werte

Ein besonders Problem stellen fehlende Werte in QCA dar. Fehlende Werte ent-
stehen meist dann, wenn keine konkreten Daten für einen Fall vorliegen. Sehr viel
seltener ist es der Fall, dass sich ein Fall nicht in ein bestimmtes Konzept einordnen
lässt, und somit als nicht klassi�zierbar gilt.
Da QCA zur Minimierung der Wahrheitstabelle stets vollständige Kon�gura-

tionen benötigt, können fehlende Werte nicht als solche in die Berechnung mit
einbezogen werden.42 QCA ermöglicht zwar fehlende Werte in Datensätzen anzu-
geben und wendet ein bestimmtes, festgelegtes und somit transparentes Verfahren
an, um trotz dieser fehlenden Werte eine QCA Analyse durchführen zu können.
Durch dieses Verfahren werden allerdings eine Reihe von Problemen erzeugt, wes-
halb stets versucht werden sollte, fehlende Werte zu vermeiden. Da QCA mit
qualitativen Aussagen arbeitet, ist es möglich, solche fehlenden Werte zu vermei-
den, da es auch ohne konkrete Werte möglich ist, eine Angabe darüber zu machen,
ob eine Aussage wahr ist oder nicht (siehe Kapitel 3.3.3).

3.3.1. Einbeziehung fehlender Werte durch QCA

Da QCA zur Reduzierung der Wahrheitstabellen stets vollständige Kon�guratio-
nen benötigt, werden mögliche fehlende Werte durch ein bestimmtes Verfahren
aus dem Datensatz ersetzt. Dies geschieht dadurch, dass für jeden fehlenden Wert
sämtliche möglichen Werte (sprich in QCA 0 und 1 ) eingesetzt werden. Für je-
den fehlenden Wert werden dementsprechend mehrere abgeleitete Fälle erscha�en,
welche die ursprünglichen Werte des Falles beeinhalten sowie jeweils ein möglicher

42Unter einer vollständigen Kon�guration wird eine Kon�guration verstanden, welche für jede
einbezogene Kondition einen Wert aufweist, also kein Wert fehlend ist.
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Tabelle 3.5.: Datensatz zur Veranschaulichung des Vorgehens bei fehlenden Wer-
ten

Fall A B C O
c1 0 0 0 0
c2 0 0 1 0
c3 0 - 0 0
c4 0 - 1 1
c5 1 0 1 0
c6 1 1 0 1

c3(B = 0) 0 0 0 0
c3(B = 1) 0 1 0 0
c4(B = 1) 0 1 1 1

Wert für die in dem Fall fehlende Kondition. Für jeden abgeleiteten Fall wird über-
prüft, ob er einem anderen Fall aus dem Datensatz widerspricht oder nicht. Ist dies
so, wird der abgeleitete Fall nicht in die Analyse aufgenommen. Widerspricht der
abgeleitete Fall keinem anderen Fall, geht er in die QCA Analyse ein.43 In der
Wahrheitstabelle werden diese Fälle mit ihrer Kon�guration wie andere Fälle an-
gezeigt, und der Fallbezeichner gibt dabei zusätzlich an, welche angenommenen
Werte in den jeweilig abgeleiteten Fall ein�ieÿen. So zeigt in Tabelle 3.5 der Fall-
bezeichner c3(B=0) an, dass dies ein abgeleiteter Fall von c3 ist, für welchen für
die Kondition B der Wert 0 eingesetzt worden ist.
Wendet man diese Vorgehensweise auf die fehlenden Werte in Tabelle 3.5 an, so

werden für den Fall c3 zwei abgeleitete Fälle erzeugt (c3(B=0), c3(B=1)), welche
jeweils den Wert 0 oder den Wert 1 als angenommenen Wert für B eingesetzt
bekommen haben. Da die Kon�gurationen der beiden abgeleiteten Fälle (A0B0C0

und A0B1C0) keinem Fall im Datensatz widersprechen, werden diese auch in den
Datensatz zur QCA Analyse aufgenommen.44

Während für c3 beide abgeleiteten Fälle in den Datensatz aufgenommen wer-
den können, gilt dies nicht für den Fall c4, in dem ebenfalls der Wert für die
Kondition B fehlt. Während die abgeleitete Kon�guration mit dem Wert 1 für B
(A0B1C1) keinem Fall widerspricht und in die Analyse aufgenommen werden kann
(c4(B = 1)), gilt dies nicht für die abgeleitete Kon�guration mit dem Wert 0 für B

43Dies beschreibt die Vorgehensweise, welche in TOSMANA implementiert wird. Diese beruht
auf einer Beschreibung, welche dem Autor von Gisele De Meur auf Anfrage beschrieben worden
ist.

44A0B0C0 existiert auch im Datensatz. Fall c1 hat aber das gleiche Outcome wie c3, so dass
kein Wiederspruch erzeugt wird. A0B1C0 existiert in keinem anderen Fall, so dass c3(B = 1) in
den Datensatz aufgenommen werden kann.
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(A0B0C1). Dies ist auch die Kon�guration des Falles c2, welcher nicht das gleiche
Outcome hat wie c4. In diesem Fall greift die Regel, dass abgeleitete Fälle nicht in
die Analyse miteinbezogen werden, falls diese einem anderen Fall widersprechen.
So wird der abgeleitete Fall c4(B = 0) nicht weiter im Datensatz berücksichtigt,
während c2 enthalten bleibt.

3.3.2. Vorgehen bei mehreren fehlenden Fällen

Während die Vorgehensweise bei einzelnen fehlenden Werten noch einfach nach-
vollziehbar ist, wird die Situation bei mehreren fehlenden Werten schnell unüber-
sichtlich.
Gibt es zu einem Fall mehrere fehlende Werte, so wird für jede Kombination

möglicher Werte eine eigene abgeleitete Kon�guration erzeugt. Fehlen zwei Wer-
te, werden vier abgeleitete Kon�gurationen überprüft, fehlen drei Werte, sind es
schon acht abgeleitete Kon�gurationen. Alle diese Kon�gurationen werden auf
Widersprüche mit anderen Fällen überprüft und, falls keine solchen Widersprüche
existieren, in die QCA Analyse einbezogen. Existieren viele fehlende Werte, kann
dies zu einer unverhältnismäÿig groÿen Anzahl von abgeleiteten Fällen führen,
welche die Dauer der QCA Berechnungen erheblich verlängern. Auÿerdem müssen
deutlich mehr �Fälle� durch die QCA Lösung erklärt werden, weshalb die Kom-
plexität der Lösungen ansteigen kann. Hierdurch wird die folgende theoretische
Auswertung der QCA Lösungen erschwert, so dass der mögliche forschungsöko-
nomische Gewinn, welcher durch die Einbeziehung von fehlenden Werten erreicht
werden kann, durch die aufwändigere Auswertung der Lösungen verloren geht.
Ein weiteres Problem bei mehrfach auftretenden fehlenden Werten ist, dass sich

verschiedene Fälle gänzlich aus der Analyse ausschliessen können. Da abgeleitete
Fälle auch dann ausgeschlossen werden, wenn sie einem anderen abgeleiteten Fall
widersprechen, kann es geschehen, dass ein Fall gänzlich aus der Analyse ausge-
schlossen wird, falls alle von ihm für einen fehlenden Wert ableitbaren Fälle einem
anderen Fall (beziehungsweise einem anderen abgeleiteten) Fall widersprechen.
Würde in dem in Tabelle 3.5 aufgeführten Datensatz ein zusätzlicher Fall c7 mit
dem Outcome 1 existieren, welcher für sowohl B wie C den Wert 1 hat, während
der Wert für A fehlend ist, so würde für den Fall c4 kein abgeleiteter Fall in die
QCA Analyse ein�iessen. Während bereits c4(B = 1) durch den Widerspruch mit
c2 ausgeschlossen wäre, würde für c4(B = 0) ein Widerspruch mit dem von c7
ableitbaren Fall c7(A = 0) entstehen, welcher ebenfalls die Kon�guration A0B1C1

hat. Hierdurch würden sowohl c7(A = 0) wie auch c4(B = 0) aus der weiteren
Analyse herausfallen. Damit wären beide von c4 ableitbaren Fälle nicht in der
QCA Analyse enthalten.
Dies ist besonders problematisch, da dieser Wegfall von c4 nur indirekt aus

der in der Programmausgabe enthaltenen Wahrheitstabelle erkennbar ist: Da die
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Tabelle 3.6.: Wahrheitstabelle nach Ersetzung fehlender Werte

Fall A B C O
c1, c3(B = 0) 0 0 0 0
c2 0 0 1 0
c3(B = 1) 0 1 0 0
c5 1 0 1 1
c6 1 1 0 0
c7(A = 1) 1 1 1 1

Ersetzung fehlender Werte vor der eigentlichen QCA Analyse geschieht, basiert
die Ausgabe auf dem zur Durchführung der QCA Berechnungen verwendeten Da-
tensatz. Ist ein Fall aufgrund der angesprochenen Problematik nicht enthalten,
ist dies nur aus der Wahrheitstabelle ersichtlich und nicht aus den ausgegebe-
nen Lösungen. Übersieht man einen aufgrund fehlender Werte aus dem Datensatz
herausgefallenen Fall, so kann es passieren, dass eine Lösung angenommen wird,
welche mit dem herausgefallenen Fall nicht übereinstimmt. Reduziert man den
Datensatz in Tabelle 3.5 unter Einbeziehung von Fall c7, so erhält man die in
Tabelle 3.6 gegebene Wahrheitstabelle.
Reduziert man diese Wahrheitstabelle für das Outcome 0, so erhält man folgen-

de Lösung: O0 = A0B0 + B1C0. Diese ist zwar bezogen auf Tabelle 3.6 korrekt,
betrachtet man allerdings den Fall c4, so ist auch dieser durch den Hauptimpli-
kanten A0B0 die Lösung mit erklärt, obwohl c4 das Outcome 1 aufweist. Durch
die fehlenden Werte ist also die Lösung inkonsistent geworden, da diese nicht mit
den ursprünglichen Daten in Einklang gebracht werden kann.

3.3.3. Vermeidung fehlender Werte in QCA

Aufgrund der erhöhten Komplexität der Ergebnisse und dem im Extremfall vor-
kommenden Wegfall von Fällen in der Analyse ist es sehr empfehlenswert, fehlende
Werte in einer QCA Analyse zu vermeiden.
Da QCA mit Aussagen wie �In Fall X liegt das Pro Kopf Bruttoinlandsprodukt

über $10000� arbeitet, wird es oft auch möglich sein, fehlende Werte zu ergänzen.
Da keine exakte Zahl benötigt wird, kann durch die Betrachtung anderer Quellen
eine Einschätzung des Wertes vorgenommen werden, welcher sehr hoher Wahr-
scheinlichkeit nach korrekt ist. Liegt zu der oben formulierten Aussage für ein
sehr armes Land kein exakter Wert vor, so ist es nicht nötig, diesen als fehlenden
Wert zu kodieren, da aufgrund anderer Informationen mit ziemlicher Sicherheit
die Aussage getro�en werden kann, dass die Aussage für diesen Fall falsch ist, und
somit diese Kondition mit 0 kodiert werden kann.

56



3.4. Analyse der Ergebnisse

In vielen Fällen ist es daher möglich, fehlende Werte zu vermeiden. Es kann
aber dennoch Fälle geben, welche es nicht erlauben festzustellen, ob die durch
die Kondition repräsentierte Aussage erfüllt ist oder nicht, da es nur eine sehr
ungenaue Annäherung an diesen Wert gibt.
In diesen Fällen kann ein fehlender Wert kodiert werden, allerdings sollte dann

sehr genau auf die oben ausgeführten möglichen Folgen solcher fehlenden Werte
geachtet werden.45

3.4. Analyse der Ergebnisse

Zur Analyse der QCA Ergebnisse können die notwendigen und ausreichenden Be-
dingungen (siehe auch Kapitel 1.2.1.2) direkt aus der QCA-Lösung herausgelesen
werden. Kommt eine Kondition mit dem gleichen Wert in jedem in die Lösung
eingehenden Hauptimplikanten vor, so ist dies eine notwendige Bedingung für das
untersuchte Outcome: Diese Kondition kommt in jedem Fall mit dem untersuchten
Outcome vor und muss entsprechend bei der Analyse der Ergebnisse berücksichtigt
werden. Dies gilt in dem aufgeführten Beispiel bei der Analyse des Outcome 1 für
die Kondition OPPOSITION, welche in allen Fällen mit dem Outcome 1 präsent
ist und somit in QCA als notwendig für dieses Outcome gilt. Bei der nachfolgenden
Analyse muss also besonders berücksichtigt werden, dass die Präsenz der Konditi-
on �Bürgermeister hat nicht Mehrheit im Gemeindeparlament� stets in Fällen mit
dem Outcome 1 gegolten hat, oder, anders ausgedrückt, diese fehlende Mehrheit
notwendig (aber nicht ausreichend) ist, um bei der Wiederwahl zu scheitern.
Anders gilt für ausreichende Konditionen, dass diese alleine ausreichen, um ein

Outcome zu erklären. In dem obigen Beispiel gilt, dass die Abwesenheit von OP-
POSITION ausreicht, um das Outcome 0 zu erklären. In allen Fällen mit der
Kondition opposition ist das Outcome 0 zu �nden. Umformuliert heisst dies, dass
alle Fälle, für welche die Kondition �Bürgermeister hat nicht diese Mehrheit im
Gemeindeparlament� nicht gilt, das Outcome 0 aufweisen. Anders ausgedrückt, ist
die Mehrheit ein ausreichender (aber nicht notwendiger) Grund für die Wiederwahl
eines Bürgermeisters.
Während allein notwendige oder ausreichende Konditionen starke Aussagen

über die als solche identi�zierten Konditionen zulassen, gilt für Konditionen, wel-
che in kombinierten Hauptimplikanten auftreten, dass diese nur in Kombinati-
on mit anderen Konditionen zu dem entsprechenden Outcome führen. Für diese
INUS-Ursachen gilt, dass diese allein nicht ausreichend sind, um ein Phänomen zu
erklären, sondern immer in Kombination mit anderen Konditionen gelten.46 Für

45Fehlende Werte werden in TOSMANA durch ein '-' kodiert.
46Zu den INUS (�Insu�cient but Necessary part of a condition�) Konditionen siehe auch

Kapitel 1.2.1.1.
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das Outcome 0 ist �nanz*UNABHÄNGIG eine solche Kombination von zwei IN-
US Ursachen: Weder die Abwesenheit von F (gravierendes Missmanagement der
Finanzen) noch die Präsenz von C (Parteiunabhängiger Kandidat) sind für sich
ausreichend für die Wiederwahl. Kommen aber beide Konditionen zusammen, so
ist diese Kombination ausreichend zur Erklärung der Wiederwahl.

3.4.1. Fallzahl

Bei der Analyse der Ergebnisse von QCA ist auch die Anzahl der Fälle zu betrach-
ten, welche durch jeden Hauptimplikanten erklärt werden. Besonders sind Haupt-
implikanten zu beachten, welche nur sehr wenige (ein oder zwei) Fälle erklären.
In diesem Fall ist es möglich, dass dieser Hauptimplikant nur durch die durchge-
führten Berechnungen entstanden ist, und keinerlei kausale Relevanz hat. Diese
Hauptimplikanten entstehen dadurch, dass die anderen gefundenen Hauptimpli-
kanten nicht alle Fälle abdecken, und QCA nach einem Hauptimplikanten sucht,
welcher diese bisher nicht berücksichtigten Fälle erklärt, um eine vollständige, al-
le Fälle der Fallgruppe abdeckende Lösung zu berechnen. Falls die Kon�guration
dieser übrig gebliebenen Fälle sehr unterschiedlich zu den übrigen Kon�gurationen
der Fallgruppe ist, werden unter Einbeziehung der hypothetischen Fälle weitestrei-
chende Minimierungen vorgenommen, welche sich nicht mit den Kon�gurationen
der anderen Fallgruppen überschneiden und somit die abweichenden Fälle pro
forma erklären. Man kann bei diesen Hauptimplikanten annehmen, dass sie rein
technisch bedingt sind, und diese keine Erklärung für das untersuchte Phänomen
liefern (vgl. hierzu auch Kapitel 5.2.1).
Besonders problematisch wird dies, wenn die Lösungen ohne Beachtung der

Fallzahl interpretiert werden. Geschieht dies, erhalten alle Hauptimplikanten einer
Lösung die gleiche Bedeutung, und Hauptimplikanten, welche nur sehr wenige
Fälle erklären und unter Umständen ohne theoretische Relevanz sind, werden so
übergewichtet. Daher ist es wichtig, stets die Anzahl der Fälle zu beachten, welche
von den jeweiligen Hauptimplikanten erklärt werden, um solche nur Einzelfälle
erklärende Hauptimplikanten zu erkennen und kritisch zu hinterfragen.47

3.4.2. Widersprüche

Bei der Interpretation der Ergebnisse der QCA Analyse ist es ebenfalls wichtig, die
Anzahl der Fälle in widersprüchlichen Kon�gurationen zu beachten. Wie in Ka-
pitel 3.1.1 dargestellt werden die Fälle vor Beginn der eigentlichen Minimierung
in Gruppen zusammengefasst und für diese Gruppen wird jeweils ein gemeinsa-
mer Outcomewert bestimmt, welcher auf C (Contradiction - Widerspruch) gesetzt

47Aus diesem Grund gibt die TOSMANA Software stets automatisch zu jedem Hauptimpli-
kanten die Fälle an, welche von diesem erklärt werden.
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wird, falls sich die Fälle mit der gleichen Kon�guration in ihrem Outcome unter-
scheiden. Diese Kon�gurationen werden bei einer reinen QCA-Analyse nicht weiter
betrachtet, und so werden die Fälle in diesen widersprüchlichen Kon�gurationen
nicht von den Lösungen der QCA Analyse umfasst. Falls sich viele Fälle in wider-
sprüchlichen Kon�gurationen be�nden, wird zwar seitens der Software eine Lösung
berechnet, diese ist aber in ihrer Aussagekraft sehr gering, da nur sehr wenige Fäl-
le von der Lösung berücksichtigt werden und damit das Ziel von QCA, möglichst
viele Fälle möglichst einfach zu beschreiben, nicht erreicht wird.
Existieren in der Wahrheitstabelle viele Widersprüche, so weist dies erstmal

darauf hin, dass die bisherigen in die Analyse einbezogenen Konditionen (bezie-
hungsweise deren Konzeptionalisierung) nicht ausreichen, um die unterschiedlichen
Ausprägungen des Outcomes zu erklären.
Um die Widersprüche aufzulösen, gibt es mehrere Möglichkeiten: Erstens ist es

möglich, durch die Einführung weiterer Konditionen widersprüchliche welche tat-
sächlich die Fälle in den widersprechenden Kon�gurationen unterscheiden Kon�-
gurationen aufzulösen.
Eine weitere Möglichkeit besteht darin, die benutzten Operationalisierungen

zu überprüfen und durch eine (begründete) Änderung der Schwellenwerte, bezie-
hungsweise der Benutzung von mehrwertigen Skalen anders ausgerichtete Kon-
ditionen zu benutzen. Dies soll nicht heiÿen, dass die Schwellenwerte so gesetzt
werden sollen, dass diese passen und möglichst widerspruchsfreie Wahrheitstabel-
len aufrufen. Es kann aber sein, dass es Sinn macht, eine Kondition dahingehend
zu verändern, dass eine qualitativ andere Unterscheidung zwischen den Fällen
getro�en wird. Zum Beispiel könnte nicht mehr zwischen hohen und niedrigen
Werten einer Kondition unterschieden werden, sondern zwischen Fällen mit ei-
nem sehr hohen Wert und Fällen ohne einen hohen Wert. Ebenso kann es möglich
sein durch die Anwendung von mehrwertigen Skalen feinere Konzeptionalisierun-
gen zu verwenden, welches ebenfalls zu einer Minderung der Anzahl der sich in
widersprüchlichen Kon�gurationen be�ndlichen Fälle führen kann (siehe hierzu
Kapitel 4 zu MVQCA).
Letzlich kann es aber auch sein, dass die hohe Anzahl an Fällen in widersprüch-

lichen Kon�gurationen doch darauf zurückzuführen ist, dass die benutzten Kondi-
tionen schlicht nicht die beobachtete Varianz des Outcomes erklären können und
ein anderer Erklärungsansatz entwickelt werden muss.

3.5. Das Dichotomisierungsproblem

Ein weiterer häu�g angeführter Kritikpunkt ist die Beschränkung auf dichotome
Konditionen: Um QCA anwenden zu können, müssen alle Daten den Wert 0 oder
den Wert 1 haben. Jede Kondition muss einen dichotomen Wert zugewiesen be-
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kommen, welches zu einem unter Umständen hohen Verlust an Information führen
kann (Bollen, Entwisle & Alderson 1993; Goldthorpe 1997; Wagschal 1999; Cron-
qvist 2003; Herrmann & Cronqvist 2006). Problematisch bei der Kodierung von
intervallskalierten Daten auf dichotome Daten ist, dass unter Umständen eine sehr
grobe Vorgehensweise nötig ist, um eine solche Unterteilung zu vollziehen. Dabei
können sehr nahe liegende Datenpunkte unterschiedliche Werte zugewiesen be-
kommen und somit von einander getrennt werden, während sehr unterschiedliche
Daten den gleichen Wert zugewiesen bekommen.

Abbildung 3.1.: Schwer dichotomisierbare Verteilung

-

} } } } } } } } }1 2 3 4

Abbildung 3.1 verdeutlicht dieses Problem: Soll die hier abgebildete intervalls-
kalierte Variable auf einer Booleschen Kondition abgebildet werden, so ist ein
Informationsverlust nahezu unumgänglich. Die Punkte stellen je einen Fall dar,
welche relativ regelmäÿig gestreut sind. Müssen diese Werte nun in zwei Teilmen-
gen aufgeteilt werden, so könnte die Schwelle (Threshold) wie in dem Schaubild
illustriert um den Mittelwert gelegt werden (die vertikale Linie zwischen Punkt
2 und Punkt 3). Allerdings folgt hier ein groÿer Verlust an Information, da zum
einen zwei ähnliche Werte getrennt werden (Punkt 2 und Punkt 3) während sehr
unterschiedliche Werte (Punkt 1 und Punkt 2, Punkt 3 und Punkt 4) den gleichen
Booleschen Wert zugewiesen bekommen. Auch eine Platzierung des Schwellen-
wertes in der �Lücke� zwischen den drei am weitesten links stehenden Punkten
und dem Rest der Punkte ist problematisch, da hier der Informationsgehalt der
Booleschen Kondition deutlich reduziert wird, da die Daten sehr ungleich auf die
beiden Teilgruppen verteilt werden.48 Auÿerdem würden in der Teilgruppe rechts
von dem Schwellenwert mit Punkt 2 und Punkt 4 sehr unterschiedliche Werte den
gleichen Booleschen Wert zugewiesen bekommen.
Auch bei Kodierung von nicht intervallskalierten Daten kann eine erzwungene

Dichotomisierung zu Problemen führen. Viele Typologien bauen auf mehrwertigen
Skalen auf und sind nur schwer zu dichotomisieren. Die �Drei Welten des Wohl-
fahrtskapitalismus� von Esping-Andersen (1990) oder die Unterteilung von Poli-
tischen Kulturtypen in �parochiale�, �subject� oder �partizipatorische� Kulturen
bei Almond und Verba (1963) seien als einfache Beispiele in der Politikwissen-

48QCA benötigt möglichst diskriminierende Konditionen, um funktionell zu arbeiten, siehe
hierzu auch das Kapitel 5.1.4.
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schaft genannt. Jede Zusammenlegung von Einheiten führt bei diesen Konzepten
zu einem erheblichen Informationsverlust.
Die durch die Dichotomisierung entstehenden Probleme sind vor allem deshalb

zu beachten, weil die durch QCA gefundenen Lösungen durch die Wahl der Schwel-
lenwerte beein�usst werden. Je nach gewähltem Schwellenwert - und somit Ausprä-
gung des gesamten Datensatzes - können mit QCA ganz unterschiedliche Lösun-
gen gefunden werden. Die Lösungen werden sich zwar logisch nicht widersprechen,
aber sie beziehen ganz unterschiedliche Hauptimplikanten ein, wodurch der Fokus
der theoretischen Nachbearbeitung der QCA-Ergebnisse völlig unterschiedlich sein
kann.49

Abbildung 3.2.: Starker Informationsverlust bei Benutzung des Medians als
Schwellenwert

-

} } } } }}} }}} } } } }

Es hat bislang noch keine Antwort auf die Frage gegeben, wie die Dichotomi-
sierung optimal durchgeführt werden kann. In den meisten Untersuchungen mit
QCA wird auf die Schwellenwertsetzung auch nur kurz eingegangen. In den Analy-
sen, in denen eine rein mechanische Schwellenwertbestimmung durchgeführt wird,
verschärft sich dieses Problem zusätzlich. Im Extremfall geschieht dies durch die
automatische Übernahme des Medians als Schwellenwert (siehe z. B. Watanabe
(2003)). Hierdurch wird zwar die möglichst gleichmäÿige Unterteilung der Daten
in Teilmengen erreicht. Dabei besteht aber das Risiko, dass der Median in ei-
nem dichten Datenfeld liegt, welches zu einer sehr groben Trennung von ähnlichen
Fällen führt, was auch angesichts der möglichen Messfehler fast schon beliebig
erscheint (siehe Abbildung 3.2).
Die Problematik der Festlegung der Schwellenwerte soll in dem Kapitel zur den

Herausforderungen der QCA Analyse nochmals ausführlich diskutiert werden (vgl.
Kapitel 5.1).

49In dem in Kapitel 5.1.1 vorgestellten, konstruierten Beispiel sind die gefundenen Lösungen
disjunkt. Während bei der Benutzung einer niedrigen Schwelle die Lösung C angegeben wird,
wird bei der Benutzung der etwas höheren Schwelle die Lösung AB berechnet. Diese beiden
Lösungen widersprechen sich nicht, fokussieren inhaltlich aber auf zwei völlig unterschiedlichen
Hauptimplikanten. Würde nun unre�ektiert nur einer dieser beiden Hauptimplikanten für die
weitere Analyse verwendet werden, so würde die Bedeutung des jeweils anderen Hauptimplikan-
ten ausgeblendet.
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3.6. Beachtung aller Berechnungsschritte

Bei der Analyse der Ergebnisse einer QCA Berechnung sollte nicht ausschlieÿlich
auf die letztendliche QCA Lösung fokussiert werden. QCA führt nacheinander
drei verschiedene Stufen von Berechnungen aus (Erstellung der Wahrheitstabelle,
Berechnung der Hauptimplikanten, Berechnung der Lösungen), deren Ergebnis-
se alle relevant sein können. Die in Kapitel 1.3.3.3 angesprochene Überprüfung
von Theorien geschieht dabei zweimal, bindet man Hypothesen zur Überprüfung
als Kondition in eine QCA Analyse ein. Zum einen weist eine hohe Anzahl von
Widersprüchen in der Wahrheitstabelle darauf hin, dass die angenommenen Hy-
pothesen nicht den empirischen Befunden entsprechen, da Fälle mit identischen
Kon�gurationen unterschiedliche Outcomes produzieren, obwohl theoretisch das
gleiche Ergebnis erwartet wird. Desweiteren lassen sich Hypothesen auch falsi�-
zieren, falls diese in unerwarteter Form in die Lösungen der QCA Berechnungen
eingehen (vgl. auch Berg-Schlosser 2003).
Die Betrachtung der Wahrheitstabelle dient auch der Entdeckung von Daten-

sätzen mit vielen widersprüchlichen Kon�gurationen. Ist die Mehrheit der Fälle
in solche widersprüchliche Kon�gurationen eingebunden, macht es wenig Sinn die
Analyse weiter zu führen, da die berechneten Lösungen nur sehr wenige Fälle ab-
decken werden, und eine breite Erklärung der Lösungen nicht gegeben sein wird
(vgl. Kapitel 3.4.2).

3.6.1. Betrachtung nicht einbezogener Hauptimplikanten

Zu der Analyse von QCA Ergebnissen gehört es auch, zu überprüfen, ob es Haupt-
implikanten gibt, welche nicht in die eigentliche Lösung einbezogen worden sind,
aber dennoch von Belang sein können: QCA berechnet von sich aus nur die jeweils
kürzeste Kombination von Hauptimplikanten als Lösung. Meist existieren aber
Hauptimplikanten, welche nicht in der kürzesten Kombination vorkommen, und
dafür bei einer ausschlieÿlichen Betrachtung der Lösungen der QCA Berechnung
schlicht übersehen würden.
Als Lösung einer QCA Berechnung kann zum Beispiel in einem Untersuchungs-

szenario mit vier Konditionen (A,B,C und D) die Lösung A+B für ein Outco-
me berechnet werden. Dabei kann bei näherer Betrachtung aber auch CD als
Hauptimplikant existieren. Falls dieser Hauptimplikant nicht alle Fälle erklärt,
wird er nicht in eine QCA Lösung aufgenommen, da alle Lösungen mit CD länger
sein werden als A+B. Würden nur die Hauptimplikanten betrachtet, welche tat-
sächlich in die QCA Lösungen ein�iessen, würde hier die möglicherweise bedeuten-
de Erklärung CD nicht gefunden, und somit theoretisch relevante Informationen
unbeachtet bleiben. Daher muÿ stets überprüft werden, ob es bei einer QCA Be-
rechnung auch Hauptimplikanten gibt, welche nicht in den Lösungen eingebunden
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wird.
Dies ist umso mehr der Fall, da QCA es als Ziel hat, komplexe Kausalstrukturen

zu entdecken (vgl. Kapitel 1.2.1). Dies ist nur dann möglich, wenn alle berechneten
Hauptimplikanten betrachtet werden, damit ein möglichst vollständiges Bild der
Kausalstrukturen erfasst wird.50

3.7. Grenzen von QCA

Einschränkungen müssen bei der Verwendung von QCA bei der Generalisierung
der Ergebnisse und somit bei der Hypothesenüberprüfung gemacht werden. Da
QCA im Prinzip auf die Millschen Methoden aufbaut, gelten für diese die gleichen
Einschränkungen, welche Cohen und Nagel bereits 1934 in ihrer Diskussion zu den
Millschen Thesen darstellten (vgl. Berg-Schlosser 2003: 113): Zwar können mit den
Millschen Methoden Hypothesen widerlegt werden, welches die Menge von mögli-
chen Erklärungsfaktoren deutlich einschränkt, Beweise lassen sich aber durch diese
nicht durchführen. Dennoch klassi�zieren Cohen und Nagel den Einsatz als durch-
aus sinnvoll, da sich hiermit doch �annäherungsweise die Bedingungen des Auftre-
tens �conditions of occurence� eines Phänomens [...] bestimmen [lassen]� (Cohen
und Nagel 1934 nach Berg-Schlosser 2004, 113, Hervorhebungen im Original).
De�niert man Generalisierbarkeit als das Ziel quantitativer Forschung, so er-

gibt sich das Problem, dass die Generalisierbarkeit von QCA Ergebnissen nicht
gegeben ist. King, Keohane & Verba (1994) sehen es als allgemeines Ziel der Poli-
tikwissenschaft an, von beobachteten Daten auf weitere, nicht direkt beobachtete
Phänomene zu schliessen.51 Die mit QCA gefundenen Ergebnisse sind per se nicht
verallgemeinerbar, und eine Konvention zur Validierung von Ergebnissen wie das
5% Signi�kanzniveau zur Validierung von Hypothesen gibt es in QCA nicht.52

50TOSMANA bietet die Möglichkeit alle Hauptimplikanten anzeigen zu lassen (Button �show
implicants� im (MV-)QCA Fenster).

51Die Autoren unterscheiden dabei zwischen deskriptiver Inferenz und kausaler Inferenz. De-
skriptive Inferenz bezeichnet den Wissensgewinn durch das Schlieÿen von beobachteten Fällen
auf nicht beobachtete Fälle, während kausale Inferenz den Schluss von Fakten auf kausale Zu-
sammenhänge bezeichnet (vgl. King et al. 1994: 7-9).

52Ein Signi�kanztest gibt einen statistisch berechneten Wert an, der anzeigt, ob eine beobach-
tete Verteilung zufällig entstanden sein kann oder nicht. Liegt dieser Wert unter dem gewählten
Signi�kanzniveau (5% gilt als allgemein anerkannte Konvention), so gilt die beobachtete Ver-
teilung als statistisch signi�kant, d.h. es wird davon ausgegangen, dass, mit einer akzeptierten
Fehlertoleranz von 5%, die beobachtete Verteilung nicht zufällig zustande gekommen sein kann,
und dass die hinter dieser Verteilung vermutete Hypothese bestätigt werden kann(vgl. Berg-
Schlosser & Cronqvist 2006: 203). Die statistische Signi�kanz hat eine herausragende Rolle in
den Wissenschaften gewonnen, und in vielen Disziplinen ist die Vorlage von signi�kanten Er-
gebnissen Voraussetzung für die Verö�entlichung von Manuskripten, so dass kritische Autoren
auch von einer �heiligen Kuh� (Beck-Bornholdt & Dubben 2003: 47) der Wissenschaft sprechen.
Dabei führt die einseitige Suche nach signi�kanten Ergebnissen zu einer Vielzahl von Problemen,
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Auch �nden die für viele statistische Verfahren benötigten Stichprobenverfahren
der Fälle in der QCA Analyse keine Anwendung.53

Gerade die Auswahl von Stichproben führt aber durch die oben bereits aus-
führlich diskutierte kleine Fallzahl in der Vergleichenden Politikwissenschaft dazu,
dass inferenzstatistische Methoden selten valide Ergebnisse liefern können. Zum
einen ist die Fallzahl zu gering, um statistische Verfahren durchführen zu können,
und die Fallzahl kann auch nicht erhöht werden, ohne das von Sartori formulier-
te Vergleichbarkeitsprinzip zu verletzen und die benutzten Konzepte zu verzerren
(siehe Kapitel 1.1.3). Würde hier noch zusätzlich der Versuch gemacht werden,
eine Stichprobe aus dieser bereits sehr kleinen Grundgesamtheit zu ziehen, würde
sich das Problem der kleinen Fallzahl noch verdichten.
QCA ist daher eher zur Erstellung und Überprüfung von Thesen über Theorien

�mittlerer Reichweite� geeignet, welche zwar weniger imposant als �groÿe Theori-
en� in den Sozialwissenschaften sind, dafür aber besser fundierbar (Merton 1967).
Bei der Benutzung von QCA können Theorien für eine Menge von Fällen, welche
sowohl in ihrer geographischen wie ihrer zeitlichen Streuung begrenzt sind (auf
zum Beispiel eine Region während einer bestimmten Zeit), überprüft werden, oder
auch nach neuen Zusammenhängen gesucht werden. QCA ermöglicht so zwar keine
nach statistischen Kriterien geführten Tests auf generelle Gültigkeit von Hypothe-
sen (externe Validität), allerdings ermöglicht QCA es, die interne Validität von
Aussagen bei geringen Fallzahlen zu überprüfen. Dies gilt auch dann, wenn die
Fallzahl zu gering ist, um gängige statistische Analysen durchzuführen.
Zur Sicherung der höchstmöglichen internen Validität sollten daher möglichst

alle Fälle einbezogen werden, da nur so Fehlschlüsse aufgrund fehlender Infor-
mationen vermieden werden können. Sollte es aus forschungstechnischen Gründen
nicht möglich sein, alle Fälle in die Analyse einzubeziehen, so besteht aufgrund der
geringen Fallzahl immer noch die Möglichkeit, die gefundenen Ergebnisse zumin-
dest auf au�ällige Widersprüche zu den nicht in die Analyse einbezogenen Fällen
zu überprüfen.54

die unter anderem daher kommen, dass ein signi�kantes Ergebnis nicht unbedingt auf relevan-
te Zusammenhänge schliessen lässt. Beck-Bornholdt und Dubben (2003) haben dies ausführlich
für die medizinische Forschung dargestellt. Ein Blick in einige führende politikwissenschaftliche
Zeitschriften (wie das American Journal of Political Research oder das European Journal of
Political Research) zeigt aber auch, dass in der Politikwissenschaft auch der Suche nach signi�-
kanten Ergebnissen eine hohe Bedeutung zukommt, wenn auch nicht in dem selben Maÿe wie in
den Naturwissenschaften oder der medizinischen Forschung.

53Gültige inferenzstatistische Aussagen sind nur möglich, wenn korrekt ausgewählte Stichpro-
ben der Grundgesamtheit vorliegen, welche die Eigenschaften der Grundgesamtheit möglichst
genau wiederspiegeln (vgl. ausführlich Bortz 2004: 85-106).

54Bei einer mittelgroÿen Fallzahl besteht auÿerdem die Möglichkeit, die zu erhebende Fallzahl
durch das Weglassen von zu bereits erfassten Fällen überwiegend ähnlichen Fällen zu reduzieren,
da diese nur wenige Besonderheiten aufweisen, welche über die einbezogenen Fälle hinausgehen
(vgl. Berg-Schlosser 1999: 144). Allerdings sollte auch dann auf o�ensichtliche Widersprüche
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3.7.1. Einsatz von QCA auf der Mikro-Ebene

Wird QCA zur Analyse von Fragestellungen auf der Mikro-Ebene eingesetzt, so
greifen die Probleme, welche durch die Funktionsweise von QCA sowie durch die
Fallauswahl entstehen, in einem noch stärkerem Maÿe als dies bei Studien im Ma-
krobereich der Fall ist, falls die Gesamtheit der Fälle nicht stark eingegrenzt ist
und somit eine hohe Zahl an potentiell möglichen Fällen existiert. Ist dies der Fall,
so werden bei Einbeziehung aller Fälle sehr schnell Probleme durch die veristische
Arbeitsweise von QCA entstehen, da nur ein Fall mit einem zur Mehrheit der Fälle
mit der gleichen Kon�guration widersprechenden Outcome ausreicht, um die ge-
samte Kon�guration als widersprüchlich zu markieren, obwohl die überwiegende
Mehrheit der Fälle den gleichen Outcomewert aufweist. Dadurch kann es bei grö-
ÿeren Fallzahlen dazu kommen, dass keinerlei Reduktionen möglich sind, da die
meisten Kon�gurationen widersprüchlich, und somit der Zweck von QCA verfehlt
wird.
Charles Ragin versucht in einem neueren Ansatz, die QCA Analyse auch für

gröÿere Fallzahlen zu ö�nen, indem durch die Betrachtung der Verteilung der
Outcomewerte der einzelnen Kon�gurationen ein probabilistisch de�nierter QCA-
Charakter bestimmt wird.55 Problematisch ist hierbei die Festlegung, wann eine
Kon�guration welchem Outcomewert zugewiesen wird. Die fsQCA Software er-
möglicht es in der neuesten Version (2.0) Konsistenzwerte für jede Kon�guration
zu berechnen und ermöglicht es dem Benutzer dann manuell, jede Kon�guration
einem Wert zuzuordnen. So werden Kon�gurationen mit überwiegender Mehrheit
von Fällen mit einem bestimmten Outcome mit diesem Outcomewert kodiert, wäh-
rend Kon�gurationen mit gemischtem Outcome weiterhin als Widerspruch kodiert
werden.56 Der Nutzen dieses neuen Ansatzes ist noch abzuwarten, da die Benut-
zung dieser Konsistenzwerte noch nicht eindeutig festgelegt ist, und auch geklärt
werden muss, wann Kon�gurationen mit sehr wenigen Fällen berücksichtigt wer-
den sollen oder nicht.

zwischen den weggelassenen Fällen und den gefundenen QCA Lösungen kontrolliert werden.
55Dieser �Truth-Table-Algorithm� ist in der neuen fsQCA-Software (Ragin et al. 2006) ent-

halten.
56Die Konsistenz berechnet sich für dichotome Konditionen aus der Anzahl der Fälle in einer

Kon�guration, welche das untersuchte Outcome aufweisen, geteilt durch die Gesamtzahl der Fälle
in der Kon�guration (vgl. Ragin 2006b: 293). Gibt es in einer Kon�guration insgesamt 22 Fälle
und weisen 20 Fälle das untersuchte Outcome auf, so beträgt die Konsistenz für dieses Outcome
in dieser Kon�guration 20

22
= 0.909.
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3.8. QCA als Methode der Vergleichenden
Politikwissenschaft

QCA hat sich als Analyseinstrument der Vergleichenden Politikwissenschaft be-
währt und erlaubt die formelle Analyse zur Bestimmung komplexer kausaler Zu-
sammenhänge in Forschungsfragen mit eher kleinen Fallzahlen. Die Analyse ist
allerdings keineswegs trivial und es existieren wie bereits angesprochen wurde -
und in Kapitel 5 weiter ausgeführt werden soll - einige potentielle Fehlerquellen,
welche beachtet werden müssen, damit eine valide Analyse garantiert werden kann.
Ein Hauptproblem in QCA stellt das in Kapitel 3.5 vorgestellte Dichotomisie-

rungsproblem dar. Der Zwang, dichotome Konditionen zu benutzen, kann unter
bestimmten Umständen zu der Erstellung von Kodierungen führen, welche die
tatsächliche Datenlage nur unzureichend widerspiegeln. Dies kann die theoretische
Analyse der gefundenen Ergebnisse negativ beein�ussen. Der im folgenden Kapitel
vorgestellte MVQCA Ansatz ermöglicht es, diesen Zwang zur Dichotomisierung zu
umgehen, indem dieser die Einbindung von mehrwertigen Konditionen erlaubt.
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Der Gedanke mehrwertige Konditionen in QCA einzubinden ist nicht erst mit
MVQCA und dessen Einbindung in die TOSMANA Software (Cronqvist 2006a)
entstanden. Es bestand bereits in früherer Software die Möglichkeit, anhand von
Dummy-Konditionen eine mehrwertige Variable in Form von mehreren dichotomen
Konditionen in einen Datensatz einzubauen (siehe auch Ragin 2000: 153).57

Allerdings schränkte dies die Anzahl der möglichen Konditionen stark ein, da pro
mehrwertiger Kondition mehrere dichotome Konditionen nötig sind, und dies mit
der in früheren Programmen existierenden Beschränkung auf eine geringe Anzahl
von möglichen Konditionen kollidierte.58 Auÿerdem wird durch die Einbeziehung
von Dummy-Konditionen die Rechenzeit unnötig verlängert, da durch die Dummy-
Konditionen eine Vielzahl von theoretisch unmöglichen Kombinationen gescha�en
wird, welche in die Analyse mit einbezogen werden.59

MVQCA vermeidet die Benutzung von Dummy-Konditionen und ermöglicht es,
mehrwertige Konditionen direkt ohne Umkodierung in die Analyse mit einzubezie-
hen. Im Prinzip können diese Konditionen beliebig feingradig sein, allerdings führt
eine groÿe Zahl von möglichen Werten schnell zu einer Isolierung von Fällen, wel-
ches sinnvolle Reduktionsschritte schwierig macht. Es hat sich aber herausgestellt,
dass bereits eine mehrwertige Kondition mit drei oder vier möglichen Werten zum
einen viele kodierungsbedingte Widersprüche im Datensatz entfernen kann (siehe
Beispiele in Cronqvist 2003, 2004; Berg-Schlosser & Cronqvist 2005; Herrmann
& Cronqvist 2006). Auÿerdem reicht in vielen Fällen eine geringe Anzahl von
möglichen mehrwertigen Werten aus, um eine relativ verlustfreie Umkodierung zu
erlangen.

57Auch in der Elektrotechnik sind rein binäre Lösungen selten, so dass auch hier Ansätze
entwickelt worden sind, mehrstu�ge Schaltkreise zu minimieren (siehe hierzu Eschermann 1993:
131-164). Wesentlich für die Entscheidung, einen eigenen Algorithmus zur Synthese von MVQCA
zu erstellen, war die Tatsache, dass Wertebereiche, welche benachbart sind, zusammengeschla-
gen werden sollen, welches in Algorithmen der Elektrotechnik generell nicht vorgesehen ist, da
diese keine ordinalen Variablen kennt (vgl. Kapitel 4.3). Die mehrwertige Synthese wurde unter
anderem auch mit dem ebenfalls exakt minimierenden Espresso-Signature (vgl. McGeer, Sang-
havi, Brayton & Sangiovanni-Vincentelli 1993) realisiert, die zeitweise auch in der Software von
Charles Ragin enthalten war, mittlerweile aber nicht mehr in der Software enthalten ist.

58In früheren Programmen (QCA2 und QCA3) war die Anzahl der möglichen unabhängigen
Konditionen auf 12 beschränkt.

59Dieses Problem wird als �Ampelproblem� in Kapitel 4.1.1.1 diskutiert.
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4.1. MVQCA als Erweiterung von QCA

Da MVQCA, wie bereits erwähnt, auf QCA aufbaut, bezieht sich die Einführung
von MVQCA auf die in Kapitel 3 gegebenen Erläuterungen zu QCA, und kon-
zentriert sich dabei auf die Ausarbeitung der Gemeinsamkeiten und Unterschiede
zwischen QCA und MVQCA.
Die mehrwertige Analyse mit MVQCA setzt nicht mehr voraus, dass alle Kon-

ditionen dichotom kodiert sind, wie dies in QCA der Fall ist, sondern erlaubt auch
mehrstu�ge ordinale oder nominale Konditionen. Intervallskalierte Daten können
für MVQCA weiterhin nicht direkt benutzt werden, sondern müssen zu einer ordi-
nal skalierten Kondition umkodiert werden. Von der technischen Seite her gesehen
können diese Konditionen im Prinzip sehr fein skaliert sein, das heiÿt es können
beliebig viele Werte pro Kondition benutzt werden. Allerdings ist die Benutzung
von sehr feinen Skalen mit MVQCA nicht empfehlenswert, da eine solche sehr feine
Unterteilung dem Prinzip der Minimisierung von Komplexität im Weg steht, und
eine zu feine Skalierung die Fälle individualisiert und somit keine Minimierungen
möglich sind.
Die Kodierung von intervallskalierten Daten wird durch die Benutzung einer

Reihe von Schwellenwerten (thresholds) durchgeführt, anhand welcher die Daten
zur mehrwertig ordinal skalierten Kondition transformiert werden. Dieses führt
ebenfalls zu einem gewissen Verlust des Informationgehaltes der Daten, da im
transformierten Datensatz keine Unterschiede zwischen zwei Fällen mit dem glei-
chen Wert zu erkennen sind, obwohl die Originaldaten der beiden Fälle durchaus
unterschiedlich sein können. Daher müssen, wie in QCA, die Schwellenwerte mit
hoher Vorsicht gesetzt werden, um eine korrekte Analyse der Ergebnisse zu sichern.

4.1.1. MVQCA und Boolesche Algebra

MVQCA baut auf den Ideen von QCA auf. Die Ideen der Booleschen Algebra
werden übernommen, allerdings gibt es auch wesentliche Unterschiede zu QCA.
Der erste Unterschied zu QCA besteht in der Repräsentation der Fälle in der

Datenmatrix: Um MVQCA anzuwenden, müssen die Daten zuerst in einer Daten-
matrix zusammengefasst werden. In QCA werden diese Daten in einer Wahrheits-
tabelle zusammengefasst, deren Daten von nominaler, dichotomer Natur sind (vgl.
Ragin 1987: 87). Korrekterweise kann in MVQCA nicht von einer Wahrheitstabelle
gesprochen werden, da die Werte nicht mehr mit falsch/wahr angegeben werden,
sondern auch von mehrwertiger nominaler oder ordinaler Art sein können. Daher
soll anstelle des Begri�es der Wahrheitstabelle im Folgenden in MVQCA der Be-
gri� Kon�gurationstabelle benutzt werden. Zwar kann auch die Ergebnisvariable
mehrwertig sein, allerdings muss diese vor der Benutzung von MVQCA in eine
dichotome Variable umgewandelt werden.
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Durch die Einbeziehung mehrwertiger Konditionen steigt die Anzahl möglicher
Kombinationen und somit die Komplexität der Analyse: Ist in QCA die Anzahl
der möglichen Kombinationen eindeutig durch die Anzahl der benutzten Kondi-
tionen bestimmt, so hängt diese in MVQCA auch von der Anzahl der möglichen
Werte der verschiedenen Konditionen ab. In QCA ist die Anzahl der möglichen
Kombinationen durch die Formel K = 2|v| gegeben, wobei |v| die Anzahl der
Konditionen darstellt. Für einen Datensatz mit vier Konditionen ist die Anzahl
der möglichen Kombinationen also immer K = 24 = 16, für einen Datensatz mit
acht Konditionen 256. In MVQCA hängt die Komplexität von der Stufung der
einzelnen Konditionen ab. Die Anzahl der Kombinationen ist durch die Formel
KM = σv(1) ∗σv(2) ∗ ...∗σv(n−1) gegeben, wobei σv(n) jeweils die Anzahl möglicher
Werte für die Kondition v(n) angibt. Gibt es also in einem Datensatz zwei dicho-
tome Konditionen sowie je eine dreistu�ge und eine vierstu�ge Kondition, so gibt
es in diesem Datensatz KM = 2 ∗ 2 ∗ 3 ∗ 4 = 48 mögliche Kombinationen.

4.1.1.1. Mehrwertige Konditionen statt Dummy-Konditionen

Die Einbindung mehrstu�ger Konditionen führt zu einer höheren Anzahl von
möglichen logischen Kombinationen. Die Benutzung von mehrstu�gen Konditio-
nen war in QCA nur durch die Benutzung von sogenannten Dummy-Konditionen
möglich.60 Dabei wurde jede mehrstu�ge Kondition in eine dichotome Kondition
umkodiert, und zu jedem möglichen Wert der mehrstu�gen Kondition eine se-
parate dichotome Kondition benutzt. Für einen Datensatz mit einer vierstu�gen
und einer dreistu�gen Kondition sowie zwei dichotomen Konditionen werden vier
Dummy-Konditionen für die vierstu�ge Kondition, drei Dummy-Konditionen für
die dreistu�ge Kondition sowie zwei dichotome Konditionen, insgesamt also neun
Konditionen, benötigt. Diese ergeben insgesamt 29 = 512 mögliche logische Kom-
binationen, also deutlich mehr als die 48 Kombinationen bei MVQCA. Dies liegt
daran, dass die Benutzung von Dummy-Konditionen eine Reihe von unmöglichen
Kombinationen erzeugt, welche ebenfalls mit in die Berechung einbezogen werden
müssen (vgl. Brayton & Khatri 1999: 3). Würde man zum Beispiel eine (verein-
fachte) Ampel mit den möglichen Werten PAmpel = Rot, Gelb, Grün mit Dummy-
Konditionen realisieren, so würden die in Tabelle 4.1 aufgeführten Entsprechungen
zwischen mehrwertiger Kondition und dichotomen Dummy-Konditionen existie-
ren.
Dabei entsteht das Problem, dass nicht nur die real existierenden Kombinatio-

nen in die QCA Analyse einbezogen werden, sondern dass bei einer Einbeziehung
von hypothetischen Fällen auch solche logischen Kombinationen, in denen z.B.
sowohl ROT wie auch GRÜN den Wert 1 haben, einbezogen würden (siehe Fall

60Ein Beispiel hierfür �ndet sich bei Berg-Schlosser(2002).
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Tabelle 4.1.: Kodierung einer Ampel mit Dummy-Konditionen

Fall Rot Gelb Grün
AmpelRot 1 0 0
AmpelGelb 0 1 0
AmpelGrün 0 0 1

AmpelRotGrün 1 0 1

AmpelRotGrün in Tabelle 4.1). Dies führt in Kombinationen mit den übrigen unab-
hängigen Konditionen zu einer Vielzahl real unmöglicher Kombinationen, welche
nie auftreten, aber dennoch in die Berechnungen von QCA einbezogen werden.
Dieses steigert die Berechnungszeit bei komplexeren Aufgaben merkbar.
Daher scheint die Einbindung von mehrwertigen Konditionen durch

Dummy-Konditionen in die herkömmliche Boolesche Algebra nicht empfehlens-
wert (vgl. Brayton & Khatri 1999). Auÿerdem engt die Begrenzung der Anzahl
von Konditionen in der bisherigen Software die Anwendung von mehrwertigen
Konditionen mit Dummy-Konditionen deutlich ein.61 Aus diesen Gründen wurde
ein neuer Algorithmus entwickelt, welcher mit echten mehrwertigen Konditionen
arbeitet. Dieser ist in das Softwareprogramm TOSMANA implementiert und er-
laubt sowohl QCA wie auch MVQCAAnalysen und beschleunigt diese im Vergleich
zu bisherigen Rechenverfahren deutlich. Dieser Algorithmus wird mit anderen in
der Software eingesetzten Algorithmen in Anhang B.6.4 vorgestellt.

4.1.2. Notation mehrwertiger Kon�gurationen

Da Konditionen in MVQCA mehr als zwei Ausprägungen (mögliche Werte) ha-
ben können, kann die QCA-Notation mit Gross- und Kleinbuchstaben nicht weiter
angewandt werden. In MVQCA wird daher strikte Mengennotation benutzt, um
die Kon�gurationen der Fälle sowie der Implikanten darzustellen. Jede Kon�gu-
ration ist ein logischer Ausdruck, welcher aus einem oder mehrenen Symbolen
besteht. Jedes Symbol ist vom Typ X{S} wobei X eine Kondition aus dem Da-
tensatz ist, und S eine Teilmenge der möglichen Ausprägungen dieser Kondition.
I = A{0, 1} bedeutet zum Beispiel, dass der Implikant I von allen Fällen impli-
ziert wird, welche für die Kondition A die Ausprägung 0 oder 1 haben. Zur besseren

61In QCA 3.0. (Drass & Ragin 1992) war die Anzahl der Konditionen auf 12 beschränkt.
In fs/QCA (Ragin et al. 2006) gibt es keine Restriktion bezüglich der Anzahl der Konditionen,
allerdings rechnet die Software ab zehn bis zwölf Konditionen auch auf einem aktuellen Rechner
(mit 3.0 GHz Taktfrequenz) sehr langsam und bricht teilweise bei höheren Konditionenzahlen
ohne Fehlermeldung ab.
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Lesefreundlichkeit wird die Menge der Werte subskript gesetzt (A0,1). Auÿerdem
können mehrere, zusammenhängende Werte auch mit einem Bindestrich angege-
ben werden (A0−2 statt A0,1,2). Für zweistu�ge (also dichotome) Kodierungen,
wie sie oben für QCA eingeführt worden sind, wird für Konditionen, in denen die
Bedingung nicht zutri�t (a in QCA) der Wert 0 benutzt (A0) während für Fälle,
in denen die Bedingung zutri� (A in QCA) der Wert 1 benutzt wird (A1).

4.2. Funktionsweise von MVQCA

Das Ziel von MVQCA ist es, wie in QCA die Komplexität der Datensätze so weit
wie möglich zu reduzieren und Hauptimplikanten zu �nden, welche ausschlieÿ-
lich Fälle einer Fallgruppe erklären. Diese Hauptimplikanten sollen dann in einer
zweiten Stufe zu möglichst einfachen Lösungen kombiniert werden, welche alle
Fälle einer Fallgruppe möglichst knapp beschreiben.
Im folgenden soll nun die genaue Funktionsweise von MVQCA beschrieben wer-

den, wobei zuerst kurz das abstrakte Prinzip von MVQCA dargestellt wird. Dieses
soll dann anhand eines theoretischen Beispiels im Detail erläutert werden. Das
Beispiel ist dabei sehr einfach gestaltet und berücksichtigt weder widersprüchliche
Kon�gurationen (Contradictions) noch hypothetische Fälle (logical remainders),
welche beide für MVQCA von groÿer Bedeutung sind. Diese Probleme wurden be-
reits im Kapitel über QCA besprochen und �nden sich in MVQCA wieder, wobei
das Problem der logical remainders durch die angesprochene groÿe Anzahl von
hypothetischen Fällen in MVQCA verstärkt hervortritt.
Die Berechnungen von MVQCA verlaufen wie in QCA dreiteilig. Zuerst wird die

Kon�gurationstabelle erstellt, in der Fälle mit der gleichen Kon�guration zusam-
mengefasst werden. Danach werden die Hauptimplikanten berechnet und dann
aus diesen Hauptimplikanten die kürzestmöglichen Lösungen zusammengesetzt.
Die Zusammensetzung der Lösungen aus den Hauptimplikanten funktioniert dabei
identisch wie in QCA (siehe Kapitel 3.1.3). Die Berechnung der Hauptimplikanten
ähnelt ebenfalls der Berechnung in QCA, wobei allerdings die Minimierungsregel
aufgrund des Wegfalls der dichotomen Eigenschaft der Daten verändert werden
muss.

4.2.1. Minimierung in MVQCA

Wie oben bereits angedeutet, ist die Synthese in MVQCA eine Generalisierung der
Synthese in QCA: Eine Anzahl von logischen Ausdrücken kann dann von einem
minimierten logischen Ausdruck ersetzt werden, wenn alle möglichen Ausprägun-
gen der reduzierten Kondition von den Ausdrücken abgedeckt werden und alle
Ausdrücke der gleichen Fallgruppe entstammen. Man kann dementsprechend die
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Tabelle 4.2.: Beispielsdatensatz zur MVQCA Analyse

Fall A B C Outcome
1 0 0 0 0
2 0 0 1 0
3 0 0 2 0
4 0 1 0 0
5 0 1 1 1
6 0 1 2 1
7 0 2 0 1
8 0 2 1 1
9 0 2 2 0
10 1 0 0 0
11 1 0 1 0
12 1 0 2 0
13 1 1 0 1
14 1 1 1 1
15 1 1 2 1
16 1 2 0 1
17 1 2 1 1
18 1 2 2 0

fundamentale Regel der Booleschen Reduktion (Regel 3.1 auf Seite 43), wie sie
von Ragin beschrieben wurde, ändern, und für die Synthese von mehrwertigen
logischen Ausdrücken umschreiben zu:

(Regel 4.1) �Falls alle n mehrwertigen Ausdrücke c0Θ, ..., cn−1Θ das gleiche Outco-
me ergeben, und sich nur in der Kondition C unterscheiden, so kann die Kondition
C, welche die n Ausdrücke unterscheidet, als irrelevant angesehen werden und zu-
gunsten eines einfacheren Ausdruckes Θ reduziert werden.�62

Dabei soll beachtet werden, dass Regel 4.1 eine Generalisierung von Regel 3.1
ist, und die Regel für mehrwertige Synthese auch für dichotome Datensätze an-
gewandt werden kann.63 Der durch die Regel 4.1 erzeugte logische Ausdruck ist
genau so wie ein durch Regel 3.1 erzeugter logischer Ausdruck ein Implikant der
zur Minimierung einbezogenen Fallgruppe, da alle logischen Ausdrücke, welche in

62Θ bezeichnet den reduzierten logischen Ausdruck.
63Die Minimierung rein dichotomer Datensätze ist letztendlich eine Minimierung eines mehr-

wertigen Datensatzes, in dem alle Konditionen genau zwei Werte haben. Ersetzt man in Regel 4.1
n durch 2, so erhält man eine zu Regel 3.1 äquivalente Regel, da Boolesche Ausdrücke nur zwei
mögliche Werte haben und es so nur zwei logische Kon�gurationen gibt, welche sich in dieser
Kondition unterscheiden. Somit kann QCA als ein Spezialfall von MVQCA beschrieben werden,
oder, anders ausgedrückt, MVQCA ist eine Generalisierung von QCA.
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die Minimierung eingehen, Fälle der Fallgruppe darstellen oder, bei rekursiven
Minimierungen, selber Implikanten sind. Da alle möglichen logischen Ausdrücke,
welche den neuen Ausdruck implizieren, selber Fälle der untersuchten Fallgruppe
sind oder nur durch solche impliziert werden, ist die Implikanteneigenschaft ge-
sichert, da keine anderen Fälle den logischen Ausdruck implizieren können (vgl.
Kapitel 3.1.2).
Zur besseren Darstellung der Methode sollen die Reduktionsschritte an einem

theoretischen Datensatz durchgerechnet werden. Der in Tabelle 4.2 aufgeführte
Datensatz besteht aus drei unabhängigen Konditionen einer abhängigen Variable
(Outcome). Die 18 Fälle decken in diesem Fall alle möglichen logischen Kom-
binationen exakt ab. Die Kondition A ist dichotom kodiert, während B und C
dreistu�g (trichotom) kodiert sind, und es so 2*3*3=18 mögliche Kombinationen
gibt.
Benutzt man die Syntheseregel für mehrwertige Ausdrücke (Regel 4.1), können

die logischen Ausdrücke der Fälle 1 (A0B0C0), 2 (A0B0C1) und 3 (A0B0C2) zu
A0B0 zusammengefasst werden, da alle drei Fälle der Fallgruppe mit dem Outcome
0 angehören und sämtliche möglichen Ausprägungen der Kondition C abgedeckt
sind, und somit diese Kondition irrelevant ist und somit reduziert werden kann.
Wenden wir die (Regel 4.1) für den oben gegebenen Beispielsdatensatz für die

Fallgruppe 0 an, so ergeben sich insgesamt folgende Minimierungsschritte:

A0B0C0, A0B0C1, A0B0C2 → A0B0

A1B0C0, A1B0C1, A1B0C2 → A1B0

A0B0C0, A1B0C0 → B0C0

A0B0C1, A1B0C1 → B0C1

A0B0C2, A1B0C2 → B0C2

A0B2C2, A1B2C2 → B2C2

Die zweistelligen Implikanten können weiter reduziert werden:

A0B0, A1B0 → B0

B0C0, B0C1, B0C2 → B0

Auÿer dem einstelligen Hauptimplikanten B0 sind auch die Ausdrücke B2C2 sowie
A0B1C0 Hauptimplikanten für die Fallgruppe O0, und alle drei Hauptimplikanten
müssen benutzt werden, um alle Fälle dieser Fallgruppe zu erklären.64

64A0B1C0 ist die logische Kon�guration des Falles 4, welche in keine Minimierung einbezogen
werden konnte, und so muss dieser Fall individuell durch einen nur für diesen Fall geltenden
Hauptimplikanten erklärt werden.
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4.2.2. Hypothetische Fälle in MVQCA

Durch die höhere Anzahl von logischen Kombinationen bei der Verwendung von
mehrwertigen Konditionen ist die Anzahl der möglichen Minimierungen ohne Ein-
beziehung von hypothetischen Fällen geringer als in QCA. In einem Datensatz mit
fünf Konditionen mit je drei möglichen Werten müssten, um eine kausale Kondi-
tion A zu minimieren, drei Fälle der gleichen Fallgruppe existieren, welche sich
nur in der Kondition A unterscheiden. Dies kann für eine einzelne Minimierung
möglich sein, aber da nach möglichst weit reduzierten Ausdrücken gesucht wird,
scheint dieses Vorgehen wenig Früchte tragen zu können: Um einen Implikanten
der Länge 3 zu erhalten, müssten bereits minimierte Ausdrücke noch einmal mi-
nimiert werden. Dazu werden 3*3=9 Fälle mit dem gleichen Outcome benötigt.
Angesichts der geringen Fallzahl in Small-N designs erscheint dies nicht allgemein
umsetzbar zu sein.
Daher ist es auch in MVQCA nötig, die hypothetischen Fälle in die Minimierung

einbeziehen zu können. Durch die höhere Anzahl von hypothetischen Fällen steigt
bei MVQCA auch die Zahl der vereinfachenden Annahmen an, so dass die in
Kapitel 3.2 diskutierten Probleme bezüglich der Einbeziehung von hypothetischen
Fällen in MVQCA ebenfalls auftreten. Daher ist es auch nötig, nach möglichen
Problemfällen unter den vereinfachenden Annahmen zu suchen, um eine valide
Analyse zu sichern. TOSMANA bietet hierfür eine Reihe von Tools an, welche die
Bewertung von vereinfachenden Annahmen erleichtern (siehe hierzu Kapitel 5.4).

4.3. Berücksichtigung ordinaler Konditionen

Besonders berücksichtigt wird in MVQCA die Tatsache, dass es möglich sein kann,
dass mehrere Werte der gleichen mehrstu�gen Kondition die gleiche kausale Aus-
wirkung haben können. Möchte man zum Beispiel ermitteln, an welchen Tagen ein
Eisverkäufer keine guten Verkaufszahlen erzielen kann, und benutzt man hierzu die
Temperatur als dreistu�ge (warm, mittel, kalt) Kondition, sowie die Aussage �Es
ist Sonntag� als zweistu�ge Kondition (ja, nein), so ergibt sich der in Tabelle 4.3
dargestellte Datensatz.
Reduziert man nun für das Outcome 0 diesen Datensatz, so erhält man, betrachtet
man die Werte von Temparatur je für sich, die Lösung

O0 = T0S0 + T1S0

Es scheint also so zu sein, dass es an kalten (T0) Tagen, beziehungsweise Tagen
mit mittlerer Temperatur (T1), welche keine Sonntage (S0) sind, nur einen geringen
Umsatz gibt. Da es aber einen numerischen Zusammenhang zwischen den Tagen
mit niedriger und mittlerer Temperatur gibt, erscheint es angemessen zu sein,
diese in einem Hauptimplikanten zu vereinen, so dass MVQCA hier als Lösung
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Tabelle 4.3.: Beispielsdatensatz: Absatzzahlen eines Eisverkäufers

Fall Temperatur Sonntag Outcome
Tag1 0 0 0
Tag2 1 0 0
Tag3 2 0 1
Tag4 0 1 1
Tag5 1 1 1
Tag6 2 1 1

Kodierung: Temperatur: Warm (2), Mittel (1), Kalt (0); Sonntag: Ja (1), Nein (0), Outcome:
Hohe Verkaufzahlen (1), keine hohen Verkaufszahlen (0)

O0 = T0,1S0 angibt.
Diese Zusammenziehung von Werten wird in TOSMANA automatisch

durchgeführt. Dies hat allerdings nicht nur eine Auswirkung auf die optische Dar-
stellung der Ergebnisse.65 Vielmehr hat die Zusammenziehung auch Auswirkung
auf die Berechnung der MVQCA Lösungen. Per De�nition wird in MVQCA bei
der Berechnung der Länge der jeweiligen Hauptimplikanten nur die Anzahl der in
den Hauptimplikanten eingehenden Konditionen gezählt, die Anzahl der Werte,
welche durch die einzelnen Konditionen der Hauptimplikanten einbezogen werden,
spielen hierbei keine Rolle. Der Ausdruck T0,1S0 hat also wie der Ausdruck T0S0

die Länge zwei. Gäbe es nun zwei Möglichkeiten die Lösung zu einem Outcome
zu bestimmen, und würde die eine durch die Hauptimplikanten A0B0 sowie A1B0

gegeben sein, während sich die andere Lösung aus den Hauptimplikanten A0C0

sowie D0 zusammensetzen, so würde dies in MVQCA zu der Angabe der Lösung
A0,1B0 führen. Diese Lösung ist mit der Länge 2 kürzer als A0C0 + D0 mit der
Länge 3, obwohl die Länge der in A0,1B0 eingehenden �rohen� Hauptimplikanten
A0B0 und A1B0 länger ist, bevor die Hauptimplikanten verschmolzen wurden.

4.4. Beispiel: Demokratieindikatoren nach
Vanhanen

Die Einbindung von mehrwertigen Konditionen kann auch dann vorteilhaft sein,
wenn es einen Zusammenhang zwischen einer erklärenden Kondition A und einer
zu erklärenden Variable O gibt, es aber eine Mittelgruppe an Werten gibt, für
die weder eine positive noch eine negative Auswirkung feststellbar ist: Ist der
Wert von A besonders hoch oder besonders niedrig, so ist ein Zusammenhang mit
O feststellbar, ist aber der Wert von A eher im mittleren Bereich zu �nden, so

65Die Ausdrücke T0S0 + T1S0 und T0,1S0 sind logisch äquivalent
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scheint keine Auswirkung auf O feststellbar zu sein. Liegt eine solche Kondition
vor, so kann eine dreistu�ge Kondition einer dichotomen Kondition vorgezogen
werden. Das folgende Beispiel benutzt eine solche dreistu�ge Kondition und zeigt
die Arbeitsweise von MVQCA auf.
In einer der ersten Anwendungen von QCA überprüften Dirk Berg-Schlosser und

Giséle DeMeur (1994) eine Reihe von Aussagen über die Ursachen des Zusammen-
bruches beziehungsweise des Überlebens von Demokratien in der Zwischenkriegs-
zeit. Einer der überprüften Erklärungsansätze war die Demokratisierungsindices
von Vanhanen. Hauptannahme Vanhanens ist es, dass die Verteilung von Machtres-
sourcen den wichtigsten Unterscheidungsfaktor politischer Systeme darstellt: Sind
die Ressourcen bei einer hegemonialen Gruppe konzentriert, so ist eine Ausprägung
der politischen Strukturen und Institutionen zu erwarten, welche diese Hegemo-
nie widerspiegelt. Ist andererseits keine gesellschaftliche Gruppe im Besitz einer
solchen hegemonialen Position und die Machtressourcen dementsprechend gleich-
mäÿig verteilt, so werden politische Institutionen entstehen, welche die Macht-
verteilung zwischen verschiedenen Gruppen regulieren. Letztendlich wird dies zur
Einführung demokratischer Strukturen führen, wenn keine Gruppe mehr in der
Lage ist, alle anderen Gruppen zu unterdrücken (vgl. Vanhanen 1984: 15-18).
Vanhanen erstellte zur Ermittlung der Ressourcenverteilung drei Indices: Ein

Index, welcher sich auf die Arbeitsteilung in der Gesellschaft insgesamt bezieht
(Index of Occupational Distribution - IOD), ein Index, welcher die Bildungs- und
Wissensverteilung in der Gesellschaft misst (Index of Knowledge Distribution -
IKD) und ein Index, welcher den Prozentsatz der kleinbäuerlichen Betriebe an
allen landwirtschaftlichen Betrieben darstellt (Family Farms - FF) (vgl. auch
Berg-Schlosser 1999: 149). Diese drei Indikatoren messen die Verteilung der öko-
nomischen und intellektuellen Ressourcen, welche nach Vanhanen die wichtigsten
Machtressourcen darstellen (vgl. Vanhanen 1984: 33-37).
Der Index of Occupational Distribution kombiniert den Anteil der städtischen

Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung mit der Zahl der nicht in der Landwirt-
schaft Beschäftigten. Vanhanen begründet die Wahl dieses Indikators damit, dass
diese den Grad der ökonomischen Entwicklung messen können. Vanhanen nimmt
an, dass ein höherer Grad an wirtschaftlicher Entwicklung zu einer breiteren Ver-
teilung der wirtschaftlichen Ressourcen führt, da ein höherer Anteil an Stadt-
bewohnern und ein geringerer Anteil an Beschäftigten in der Landwirtschaft zu
einer höheren Diversi�zierung der wirtschaftlichen Aktivitäten führt. Dieses führt
wiederum zu Kon�ikten zwischen verschiedenen wirtschaftlichen Interessen, wel-
ches zur Gründung von Interessengruppen führt, welches letztendlich eine breitere
Verteilung der ökonomischen Machtressourcen mit sich bringt.
Zur Messung der Verteilung der Wissensressourcen (Index of Knowledge Dis-

tribution) kombiniert Vanhanen den Anteil an Studenten in Universitäten sowie
die Alphabetisierungsquote. Nur hohe Werte dieser Indikatoren führen zu einer
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breiteren Verteilung der Machtressourcen, da ein niedriger Studentenanteil dazu
führt, dass sämtliche Universitätsabsolventen in bisher existierende hegemonia-
le Machtstrukturen eingebunden werden können, während bei gröÿeren Gruppen
von Universitätsabsolventen nicht alle in bisherige Strukturen eingebunden wer-
den können, und somit einer möglichen Opposition zur Verfügung stehen. Ebenso
geht Vanhanen davon aus, dass eine geringe Alphabetisierungsquote Anzeichen
für einen generell geringeren Bildungsstand ist, und es in Staaten mit einem sol-
chen nur wenige gibt, welche in der Lage sind, sich an dem politischen Leben zu
beteiligen. Letztendlich benutzt Vanhanen noch den Anteil an kleinen landwirt-
schaftlichen Betrieben, da ein hoher Anteil eine breitere Verteilung der ökonomi-
schen Ressourcen in der ländlichen Bevölkerung anzeigt (vgl. zu den Indikatoren
Vanhanen 1984: 33-37).

4.4.1. Dichotome Analyse

Tabelle 4.4 zeigt den benutzten Datensatz mit den Indexwerten von Vanhanen
(1984) und den dichotomen Werten, wie sie von Berg-Schlosser / DeMeur benutzt
wurden. Für jede Ursprungsvariable wurde ein Schwellenwert von 50% festgesetzt,
da dieser Wert von Vanhanen nebst einem Schwellenwert von 30% selber vor-
geschlagen wurde, und weil �die 50%-Schwelle die gröÿere Trennschärfe besaÿ�
(Berg-Schlosser 1999: 150).

Wie im folgenden zu sehen sein wird, war die Entscheidung für die 50%-Schwelle
unglücklich. Wenn für den dichotomisierten Datensatz eine Wahrheitstabelle (sie-
he Tabelle 4.5) berechnet wird, werden zwölf der sechzehn einbezogenen Fälle wi-
dersprüchlichen Kon�gurationen zugeordnet: Nur je zwei Fälle mit dem Outcome
0 (Polen, Deutschland) beziehungsweise dem Outcome 1 (Schweden, Frankreich)
sind in nicht widersprüchlichen Kombinationen gruppiert.

Dieses ist angesichts der Anzahl nicht erklärter Fälle nicht befriedigend und wirft
zwangsläu�g die Frage auf, ob die Indikatoren von Vanhanen überhaupt in der Lage
sind, die Unterschiede in der Stabilität der Demokratien in der Zwischenkriegszeit
erklären zu können.

Allerdings fallen bei der Betrachtung der Verteilung der Daten sowie der Durch-
führung der Dichotomisierung einige Probleme auf, welche durch die Wahl der
Schwellenwerte entstanden sind. Schaubild 4.1 auf Seite 79 zeigt die Verteilung
der Variable IOD.

Die Festlegung des Schwellenwertes sieht nach Betrachtung dieses Schaubil-
des willkürlich aus, schlieÿlich werden dadurch zwei relativ ähnliche Datenpunkte
(48%, 51,5%) in unterschiedliche Kategorien eingeordnet. Auÿerdem werden die
Fälle in zwei, in der Gröÿe doch deutlich unterschiedliche Teilmengen aufgeteilt.
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Tabelle 4.4.: Ursprungsdaten der Vanhanen Indikatoren

Fall IOD D(IOD) IKD D(IKD) FF D(FF) Outcome
Belgien 64 1 51,5 1 30 0 1
Deutschland 53 1 54 1 54 1 0
Finnland 21,5 0 46,5 0 47 0 1
Frankreich 48 0 50,5 1 35 0 1
Griechenland 34 0 28 0 28 0* 0
Groÿbritannien 78,5 1 50 1 25 0 1
Italien 38 0 39,5 0 22 0 0
Niederlande 61 1 51,5 1 40 0 1
Österreich 51,5 1 55 1 45 0 0
Polen 17,5 0 37,5 0 53 1 0
Portugal 30,5 0 18,5 0 20 0 0
Rumänien 16,5 0 25 0 41 0 0
Spanien 35 0 33 0 20 0 0
Schweden 39,5 0 52,5 1 50 1 1
Tschechoslowakei 38,5 0 49 0 40 0 1
Ungarn 37 0 47 0 40 0 0

Die Daten entsprechen den jeweiligen Werten für die Jahre 1920-1929 bei Vanhanen (1984).
Die dichotomisierten Daten entsprechen den Schwellenwerten, wie sie bei Berg-Schlosser und
DeMeur (1994) zu �nden sind. (*: Obwohl der Fall Griechenland für die FF einen Wert von
28% aufweist, wurde ihm der dichotomisierte Wert 1 zugewiesen (vgl. Berg-Schlosser & De Meur
1994: 258). Dieser Fehler hat jedoch keine Konsequenzen für die weiteren Berechnungen, da
Griechenland mit 0 als dichotomisiertem Wert der widersprüchlichen Gruppe von Fällen mit
dem logischen Ausdruck O0K0F0 zugeordnet werden würde und Polen als einziger Fall mit der
logischen Kombination O0K0F1 weiterhin für diese Gruppe das Outcome 0 ergeben würde. In der
folgenden Diskussion wird der Korrektheit halber der richtige dichotomisierte Wert (0 ) benutzt.

Teilt man die Fälle mit einer einfachen hierarchischen Clusteranalyse66 in zwei
Teilmengen auf, so geschieht die Trennung zwischen den Fällen mit den Werten
39,5% und 48% - die Benutzung eines Schwellenwertes von 45% erfüllt diese Un-
terteilung.67

66Zur Bestimmung der Cluster wurde ein Simple-Average Cluster Verfahren gewählt. Bei
diesem Verfahren wird zu Beginn jeder Fall in ein eigenes Cluster platziert, und es werden nach
und nach jeweils die beiden ähnlichsten Cluster zu einem neuen Cluster vereint. Die Ähnlichkeit
zweier Cluster ergibt sich bei dem Simple-Average Cluster durch die durchschnittliche Di�erenz
aller Elemente des einen Clusters mit allen Elementen des anderen Clusters. Da es sich um
die Clustereinteilung eines eindimensionalen Datenraumes handelt, ist die Di�erenz zwischen
zwei Elementen einfach durch deren absolute Di�erenz gegeben. Die Fusionierung von Clustern
wird so lange wiederholt, bis die gewünschte Anzahl von Clustern erreicht ist. Dieses einfache
Clusterverfahren ist auch in dieser Form in TOSMANA eingebunden. Zu Clusterverfahren siehe
unter anderem auch Bortz (2004, 565-584), Wagschal (1999, 242-288), Aldenderfer & Blash�eld
(1984).

67Es soll hier nochmals angemerkt werden, dass die Benutzung eines Clusterverfahrens zur
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Tabelle 4.5.: Wahrheitstabelle für den dichotomisierten Datensatz von Vanhanen

Fall / Fälle IOD IKD FF Outcome
Finnland, Griechenland, Italien,
Portugal, Rumänien, Spanien,
Tschechoslowakei, Ungarn

0 0 0 C

Polen 0 0 1 0
Frankreich 0 1 0 1
Schweden 0 1 1 1
Belgien, Groÿbritannien, Niederlande,
Österreich

1 1 0 C

Deutschland 1 1 1 0

Daten aus Tabelle 4.4. Kodierung: IOD : 1 falls über 50%, 0 sonst. IKD : 1 falls über 50%, 0 sonst.
FF : 1 falls über 50%, 0 sonst.

Abbildung 4.1.: Verteilung der Werte der Variable IOD (Index of Occupational
Distribution).

Die dünnen Linien entsprechen jeweils den Schwellenwerten 45% und 50%.

Tabelle 4.6.: Wahrheitstabelle für den dichotomisierten Datensatz von Vanhanen
mit veränderten Schwellenwerten

Fälle IOD IKD FF Outcome
Griechenland, Italien,
Portugal, Rumänien, Spanien

0 0 0 0

Polen 0 0 1 0
Finnland, Tschechoslowakei, Ungarn 0 1 0 C
Schweden 0 1 1 1
Belgien, Frankreich, Groÿbritannien,
Niederlande, Österreich

1 1 0 C

Deutschland 1 1 1 0

Daten aus Tabelle 4.4. Kodierung: IOD : 1 falls über 45%, 0 sonst. IKD : 1 falls über 45%, 0 sonst.
FF : 1 falls über 50%, 0 sonst.
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Auch für die Variable IKD scheint ein Schwellenwert von 50% eine unglückliche
Wahl zu sein, da dieser einige eng bei einander liegende Datenpunkte trennt, wie
aus Abbildung 4.2 ersichtlich ist. Hier scheint ebenfalls die Wahl eines Schwellen-
wertes von 45% günstiger zu sein, da diese Trennung von ähnlichen Datenpunkten
nicht vorkommt.
Mit diesen beiden neuen Schwellenwerten wird eine neue Wahrheitstabelle für

den Datensatz erstellt (siehe Tabelle 4.6). Im Vergleich zu Tabelle 4.5 sind eini-
ge Fälle nun anderen logischen Kombinationen zugeordnet. So gilt jetzt für die
logische Kombination IOD0IKD0FF0, in der alle Indizes einen niedrigen Wert
aufweisen, dass diese Kombination stets zum Zusammenbruch der Demokratie
führte. Anderseits gilt dies aber auch für den einzigen Fall (Deutschland), welcher
für alle Indikatoren einen hohen Wert aufweist. Auÿerdem �nden sich immer noch
die Hälfte der Fälle (acht von sechzehn) in widersprüchlichen Kombinationen, so
dass die Aussagekraft der Indikatoren auch mit den veränderten Konditionen im-
mer noch als gering einzustufen ist, obwohl die eindeutige Zuordnung der Fälle
mit niedrigen Werten in allen Konditionen eine teilweise Bestätigung der These
von Vanhanen zulässt.

4.4.2. Analyse mit MVQCA

Nachdem die beiden anderen Konditionen neu kon�guriert worden sind, bleibt
letztlich die Betrachtung der letzten Kondition FF (Family Farms). Da sich die
Werte der Ursprungsvariable recht gleichmäÿig verteilen, ist es sehr schwierig, eine
gute Unterteilung in zwei Teilmengen vorzunehmen. Die von Berg-Schlosser / De-
Meur benutzte Unterteilung anhand eines Schwellenwertes von 50% teilt zusätzlich
die Fälle in zwei in ihrer Gröÿe sehr unterschiedliche Teilmengen auf.68

Um einen zu groÿen Datenverlust zu vermeiden, sollen nun zwei Schwellenwerte
benutzt werden, um die Fälle in drei Teilmengen zu unterteilen. Anhand einer
einfachen Clusterberechnung werden diese bei 32% und 43% festgelegt. Die erste
der drei Teilmengen besteht aus den Fällen mit einem niedrigen Wert der Variable
FF (unter 32%, 5 Fälle), die zweite Teilmenge besteht aus Fällen mit Werten der
Variable FF zwischen 32% und 43% (5 Fälle), und die letzte Teilmenge besteht
aus den Fällen mit einem Wert höher als 43% für die Kondition FF (6 Fälle).
Schaubild 4.3 zeigt die Verteilung der Fälle für die Kondition FF.

Bestimmung der Schwellenwerte insofern problematisch ist, da so eine rein induktive Bestimmung
von Schwellen vorgenommen wird. Falls möglich sollen wie in Kapitel 5.1 beschrieben theoretisch
begründbare Schwellen verwendet werden. Ist dies nicht möglich, sichert die Benutzung von
Clusterverfahren, dass zumindest annäherungsweise homogene Untergruppen gebildet werden,
und dass keine künstlichen Trennungen von sehr ähnlichen Fällen vorgenommen werden.

68Die Menge mit dem Booleschen Wert 0 für FF hat zwölf Fälle, die andere Teilmenge jedoch
nur vier Fälle.
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Mit den drei neu kon�gurierten Konditionen ergibt sich die Kon�gurationsta-
belle 4.7. In dieser Wahrheitstabelle gibt es nur zwei Fälle (Tschechoslowakei und
Ungarn) in einer widersprüchlichen Kon�guration, während die restlichen vierzehn
Fälle in eindeutigen Kon�gurationen zu �nden sind.
Betrachtet man die beiden sich widersprechenden Fälle genauer (siehe Tabel-

le 4.4, so sieht man, dass diese Daten über sehr ähnliche Werte in den ursprüngli-
chen Daten verfügen, was eine Trennung nur unter Benutzung eines unzulässigen,
künstlichen Schnittes erlauben würde: Man müsste zum Beispiel für die Kondition
IOD den Schwellenwert zwischen 37% und 38,5% legen, um diese beiden Fälle zu
trennen, welches nicht nur theoretisch schwer erklärbar wäre, sondern, würde dies
absichtlich mit der Intention der Trennung der beiden Fälle gemacht werden, gar
als Manipulation des Datensatzes einzustufen ist.
Durch diese neue Festlegung der Schwellenwerte konnte die Anzahl der Fälle in

widersprüchlichen Kon�gurationen (Contradictions) von zwölf auf zwei reduziert
werden. Dieses erhöht die Aussagekraft der reduzierten Ausdrücke, da jeweils nur
ein Fall mit dem Outcome 0 bzw. dem Outcome 1 nicht durch die reduzierten
Ausdrücke umfasst ist.
Falls nun die Kon�gurationstabelle aus Tabelle 4.7 reduziert wird, so erhalten

wir für das Outcome 0 unter Einbeziehung der hypothetischen Fälle den Ausdruck
IKD0+IOD1FF2. Dieses impliziert, dass die Demokratie in allen Fällen mit einer
niedrigen Verteilung von Bildung und Wissen (IKD0) zusammenbrach, und dass
dies auch für alle Fälle mit einem hohen Anteil an Kleinbauern (FF2) und einer
hohen Arbeitsteilung (IOD1) der Fall war. Während die erste Aussage (IKD0) die
Thesen Vanhanens bestätigt, tri�t dies nicht für den zweiten Hauptimplikanten
zu (IOD1 ∗ FF2). Hierzu muss gesagt werden, dass der erste Implikant von deut-
lich mehr Fällen impliziert wird (sechs Fälle) als der zweite (zwei Fälle), und dass
dieser (IOD1 ∗FF2) nur von den beiden Fällen Österreich und Deutschland impli-
ziert wird, wobei Deutschland auch von Vanhanen als Ausreiÿer bezeichnet wurde
(�incalculable historical accident�, Vanhanen 1984, 121). Hier zeigt sich auch, dass
stets zu jeder Lösung die dazugehörigen Fälle zu jedem Hauptimplikanten betrach-
tet werden müssen, da ansonsten Hauptimplikanten, die nur wenige Fälle erklären,
in der folgenden Analyse überbewertet werden.69

Andererseits werden die Fälle mit dem Outcome 1 unter Einbeziehung der hy-
pothetischen Fälle zu dem Ausdruck IOD1 ∗FF0,1 + IOD0IKD1FF2 zusammen-
gefasst. Vier dieser Fälle (Frankreich, Niederlande, Belgien und Groÿbritannien)
wiesen eine hohe Verteilung der Arbeit in der Gesellschaft (IOD1) sowie einen
niedrigen bis mittleren Anteil an Familienbetrieben im Landwirtschaftssektor auf
(FF0,1), während Finnland und Schweden nur durch ihre eigentliche Kon�gura-
tion IOD0IKD1FF2 erklärt werden können, welche nicht in irgendeiner Weise

69Zu der Problematik der technisch bedingten Hauptimplikanten siehe Kapitel 5.2.1.
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Abbildung 4.2.: Verteilung der Werte der Variable IKD (Index of Knowledge Dis-
tribution).

Die dünnen Linien entsprechen dem gewählten Schwellenwert von 50% sowie dem neuen Schwel-
lenwert von 45%.

Abbildung 4.3.: Verteilung der Werte der Variable FF (Family Farms).

Die Linien entsprechen dem ursprünglich von Berg-Schlosser / DeMeur (1994: 256) benutzten
Schwellenwert von 50% sowie den neuen Schwellenwerten von 32% und 43%.

Tabelle 4.7.: Kon�gurationsmatrix mit der dreistu�gen Kondition FF sowie den
neu kon�gurierten Konditionen IOD und IKD.

Fälle IOD IKD FF Outcome
Portugal, Griechenland,
Spanien, Italien

0 0 0 0

Rumänien 0 0 1 0
Polen 0 0 2 0
Ungarn, Tschechoslowakei 0 1 1 C
Finnland, Schweden 0 1 2 1
Belgien, Groÿbritannien 1 1 0 1
Frankreich, Niederlande 1 1 1 1
Österreich, Deutschland 1 1 2 0

Daten aus Tabelle 4.4. Kodierung: IOD : 1 falls über 45%, 0 sonst. IKD : 1 falls über 45%, 0 sonst.
FF : 0 falls unter 32%, 1 falls zwischen 32% und 50%, 2 falls über 50%.
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reduziert werden kann.
Durch die Verwendung von MVQCA lässt sich im Vergleich zur rein dichotomen

Analyse mit QCA ein weit di�erenzierteres Bild erstellen, welches die Analyse
Vanhanens für viele Fälle bestätigt. Einige Fälle sind aber weiter nicht mir der
Theorie vereinbar.

4.5. Mehrwertige Outcomes

Während die mögliche Einbeziehung von mehrwertigen Konditionen in MVQCA
einfach nachvollziehbar ist, ist die Benutzung von mehrwertigen Outcomes (ab-
hängigen Variablen) problematisch, da es zwei mögliche Arten gibt, ein solches
mehrwertiges Outcome zu betrachten. Daher kann es zu Missverständnissen be-
züglich der Implementierung mehrwertiger Outcomes in der Software kommen.70

Das Problem besteht darin, dass zwar seitens der Software (TOSMANA) die Be-
nutzung von mehrwertigen Outcomes erlaubt wird. Die Software fordert in diesem
Fall zu Beginn der Berechnungen, dass der Benutzer angibt, für welche Outcome-
werte der Kon�gurationen die Fälle in die Reduktion einbezogen werden und für
welche nicht. Allerdings wird zuerst die Kon�gurationstabelle berechnet und erst
dann werden die jeweiligen Kon�gurationen zur Minimierung ausgewählt. Haben
zwei Fälle die gleiche Kon�guration, aber unterschiedliche Outcomes, so werden
diese auf jeden Fall einer widersprüchlichen Kon�guration zugeordnet, auch dann,
wenn die beiden unterschiedlichen Outcomewerte danach beide in die Reduktion
mit einge�ossen wären. Während dies für nominal skalierte abhängige Variablen
Sinn macht, ist dies für ordinal skalierte abhängige Variablen nicht intuitiv. Sollen
für ein ordinales Outcome zwei zusammenhängende Werte (zum Beispiel niedrig
(0 ) und mittel (1 ) auf einer dreistu�gen Skala) zusammen reduziert werden, dann
wird intuitiv angenommen, dass Kon�gurationen, welche nur Fälle mit diesen Out-
comewerten aufweisen, sämtlich in die Reduktion einbezogen werden. Dies wird
aber nicht der Fall sein, da bei der Berechnung der Datenmatrix die Kon�gura-
tionen, welche sowohl Fälle mit dem Outcome 0 wie dem Outcome 1 enthalten,
als widersprüchliche Kon�gurationen eingestuft werden, und somit nicht in die
Reduktion ein�iessen können.

4.5.1. Beispiel

Das folgende Beispiel soll diese Problematik verdeutlichen. Ein Datensatz (siehe
Tabelle 4.8) besteht aus zwei dichtomen Konditionen X,Y sowie dem dreistu�gen
Outcome O. Es soll eine Lösung für die Werte 0 und 1 für O berechnet werden.
Für diesen Datensatz wird die Kon�gurationstabelle wie in Tabelle 4.9 berechnet.

70Dieses Problem wird auch in Cronqvist (2006c) besprochen.
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Tabelle 4.8.: Beispielsdatensatz: Problem mehrwertiger Outcomes
Fall X Y O
a1 0 0 0
a2 0 0 1
a3 0 1 1
a4 1 0 2
a5 1 1 2

Tabelle 4.9.: Kon�gurationstabelle für den Datensatz in Tabelle 4.8
Fall X Y O
a1, a2 0 0 C

a3 0 1 1
a4 1 0 2
a5 1 1 2

Die Kon�guration X0Y0, welche die Fälle a1 und a2 enthält, wurde widersprüch-
lich kodiert, obwohl die Outcomes der beiden Fälle beide in die Lösung einbezogen
wurden. Intuitiv hätten die meisten Benutzer sicherlich erwartet, dass die Kon-
�guration X0Y0 in die Lösung einbezogen worden wäre, da alle Fälle in dieser
Kon�guration einen der einbezogenen Outcomewerte haben. Dies hätte zu der Lö-
sung O0+1+R = X0 geführt, anstatt O0+1+R = X0Y1, wie dies mit den Daten in
Tabelle 4.9 tatsächlich berechnet wird.

4.5.2. Rekodierung mehrwertiger Outcomes

Das Problem kann dadurch gelöst werden, dass das Outcome explizit neu kodiert
wird. In diesem Beispiel sollte ein neues dichotomes Outcome O′ benutzt werden,
in dem den Fällen, welche in die Lösung ein�iessen sollen (also 0 und 1 ) ein Wert
zugeordnet wird (hier: 0), während allen anderen Fällen der andere Wert (hier: 1)
zugeordnet wird. Dies führt zu dem Datensatz in Tabelle 4.10.

Tabelle 4.10.: Datensatz in Tabelle 4.8 mit neukodiertem Outcome
Fall X Y O O′

a1 0 0 0 0
a2 0 0 1 0
a3 0 1 1 0
a4 1 0 2 1
a5 1 1 2 1
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Für den Datensatz mit Outcome O′ wird die Datenmatrix wie in Tabelle 4.11
berechnet.

Tabelle 4.11.: Kon�gurationstabelle für den Datensatz in Tabelle 4.10
Fall X Y O′

a1, a2 0 0 0

a3 0 1 1
a4 1 0 2
a5 1 1 2

Das Ergebnis für den Datensatz mit dem neukodierten Outcome O′ ist nun für
den Outcomewert 0 (entsprechend den Werten 0 und 1 für O) gleich O0+R = X0,
und entspricht dem erwarteten Ergebnis.
Es soll hier betont werden, dass das oben aufgeführte Problem bei der Benutzung

von mehrwertigen Outcomes nicht zu erwarten ist. Gerade bei der Verwendung
mehrwertiger Outcomes bei groÿen Fallzahlen wird mit groÿer Wahrscheinlichkeit
für jeden Fall eine eigene Kon�guration in der Kon�gurationstabelle entstehen, was
bedeutet, dass keine Widersprüche in der Kon�gurationstabelle entstehen können.
Allerdings ist die Wahrscheinlichkeit dennoch vorhanden, dass dies in Datensätzen
mit wenigen Konditionen geschehen kann.
Daher ist es nötig, vor der Durchführung einer MVQCA Analyse mit mehr-

wertigen abhängigen Variablen eine manuelle Umkodierung des Outcomes vor-
zunehmen, um sicherzustellen, dass die durchgeführten Berechnungen auch dem
entsprechen, was intendiert war. TOSMANA ermöglicht mit dem Thresholdssetter
sowie einem Tool zur manuellen Rekodierung von Daten eine einfache Erstellung
von dichotomen abhängigen Variablen, welche sichern, dass die durchgeführten
MVQCA Analysen auch inhaltlich korrekt sind.

4.6. MVQCA als Methode des kon�gurationellen
Vergleiches

Bei der Anwendung von MVQCA ist darauf zu achten, dass sich zwar mit dieser
Methode das Dichotomisierungsproblem (siehe Kapitel 3.5) zumeist lösen lässt,
es aber bei einer übermässigen Anwendung mehrwertiger Skalen zu Problemen
durch eine �Individualisierung� der Fälle kommen kann: Werden viele mehrwertige
Konditionen benutzt, so entsteht ein höchst komplexer Datenraum in dem jeder
Fall eine eigene Kon�guration einnimmt und sehr viele Kon�gurationen ohne Fälle
gebildet werden. Hier wird es nicht möglich sein, ohne die Einbeziehung von logical
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remaindern ausreichend viele Reduktionen durchzuführen, und Ergebnisse werden
nur unter der Einbeziehung sehr vieler vereinfachender Annahmen möglich sein.
Da auÿerdem die Gefahr von rein technisch bedingten Hauptimplikanten an-

steigt, sollte ein zu sorgloser Einsatz von mehrwertigen Skalen vermieden werden.
Meist kann bereits der Einsatz einer dreistu�gen oder einer vierstu�gen Kondition
eine deutlich bessere Einteilung der Fälle ermöglichen und auch die Anzahl der
Widersprüche lässt sich bereits wie in dem in Kapitel 4.4 aufgeführten Beispiel
gezeigt, durch den Einsatz weniger mehrstu�ger Konditionen deutlich reduzieren.
MVQCA sollte daher als Möglichkeit gesehen werden, Probleme in der QCA

Analyse, welche durch den Zwang zur Dichotomisierung aller Konditionen entste-
hen, durch den Einsatz mehrwertiger Skalen zu lösen. Konditionen, welche ohne
Probleme dichotom kodiert werden können, sollten aber auch als solche benutzt
werden, so dass in einem Datensatz zur MVQCA Analyse sowohl dichotome wie
auch mehrwertige Konditionen vorkommen.
Dennoch existieren eine Reihe weiterer potentieller Probleme bei der Anwen-

dung von QCA und MVQCA, welche nicht mit dem Einsatz mehrwertiger Kon-
ditionen in Verbindung stehen, welche in dem folgenden Kapitel angesprochen
werden sollen.
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Während die eigentlichen Berechnungen mit (MV-)QCA relativ einfach nachzu-
vollziehen sind, ergeben sich bei der Benutzung dieser Methoden einige Probleme
bei der Vor- und Nachbereitung der Analyse: An sich sind MVQCA und QCA for-
melle Methoden, deren Berechnungsroutinen deterministisch sind, was bedeutet,
dass bei der Benutzung der gleichen Parameter stets die gleichen Ergebnisse ent-
stehen. Dies gilt aber nur für die eigentlichen Berechnungsschritte der Minimierung
von Hauptimplikanten sowie der Kombination der Lösungen. Vor und nach diesen
Berechnungen gibt es eine Reihe von Problemen, welche auch Auswirkungen auf
die Ergebnisse beziehungsweise der Analyse dieser Ergebnisse haben können.
So hat die Bestimmung der Schwellenwerte einen direkten Ein�uss auf die Be-

rechnungen, welche von QCA durchgeführt werden (siehe Kapitel 5.1). Weitere
Probleme entstehen durch die Überbewertung von technisch bedingten Hauptim-
plikanten, welche nur einen Fall abdecken und eher zufällig zustande kommen, aber
dennoch wie normale Hauptimplikanten behandelt werden (siehe Kapitel 5.2). Au-
ÿerdem wird in vielen Publikationen nur auf die letztendliche QCA Lösung geach-
tet, was auch zu einer mangelhaften Auswertung der QCA Analyse führen kann,
besonders dann, wenn der Benutzer, wie dies in der Software möglich ist, bei der
Existenz mehrerer Lösungen die Wahl hat, die Lösung selber zu kombinieren (siehe
Kapitel 5.3).
Besonders problematisch ist dabei, dass durch die Setzung der Schwellenwerte

sowie der Auswahl der Hauptimplikanten ein subjektiver Ein�uss auf die letztend-
lichen Ergebnisse der QCA Analyse entsteht, welcher die ansonsten transparente
und formelle Natur von QCA in Frage stellt. Durch die Wahl von Schwellenwerten
und Hauptimplikanten ist es dem Benutzer möglich, bewusst oder unbewusst, auf
die Ergebnisse der Analyse einzuwirken. Daher ist eine kritische Diskussion dieser
Punkte unumgänglich.
Auÿerdem soll ein Ansatz zur Theorieentwicklung mit QCA erläutert werden,

welcher statt mit vielen Konditionen zu Beginn nur sehr wenige Konditionen be-
nutzt. Aufbauend auf die entstehenden Widersprüche können dann weitere Er-
klärungsfaktoren identi�ziert werden, welche in die weitere Analyse einbezogen
werden können.
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5.1. Schwellenwerte

Insofern ursprünglich als intervallskalierte Daten vorliegende Variablen mit
(MV-)QCA benutzt werden sollen, so muss bei der Kodierung beachtet werden,
dass die Wahl der Schwellenwerte (thresholds) Auswirkungen auf die Ergebnisse
der QCA Analyse haben kann. Durch die Benutzung unterschiedlicher Schwellen-
werte können durchaus unterschiedliche Ergebnisse berechnet werden, was bedeu-
tet, dass die Wahl der Schwellenwerte durch den Anwender direkten Ein�uss auf
die Ergebnisse hat. Daher ist es zwingend erforderlich, dass alle Schwellenwerte
aufgeführt werden und auch eventuelle Änderungen der Lösungen durch die An-
wendung alternativer Schwellenwerte untersucht und dokumentiert werden. Auf
keinen Fall sollten Schwellenwerte so gewählt werden, dass möglichst �glatte� Er-
gebnisse entstehen.71

5.1.1. Bedeutung der Schwellenwerte

Die Wahl der Schwellenwerte kann entscheidenden Ein�uss auf die Lösung der
(MV-)QCA Analyse haben. Zwar werden durch die Wahl unterschiedlicher Schwel-
lenwerte keine logisch widersprechenden Lösungen erzeugt, jedoch kann es durch
die Einbindung unterschiedlicher Hauptimplikanten zu gänzlich unterschiedlichen
Lösungen kommen. In dem folgenden Beispiel soll gezeigt werden, wie durch die
Veränderung des Schwellewertes und der dadurch folgenden Neukodierung eines
einzigen Falles eine völlig andere Lösung berechnet wird.
In dem in Tabelle 5.1 aufgeführten Datensatz sind drei Konditionen enthalten. A

und B sind bereits ursprünglich dichotom kodiert, während C eine zwischen 0 und
1 kodierte, intervallskalierte Variable ist, welche noch dichotom rekodiert werden
muss. Da die Werte der Fälle für die Variable relativ stetig über die Spannweite
verteilt sind, gestaltet sich die Dichotomisierung schwierig. Problematisch wird
dies dadurch, dass die Wahl des Schwellenwertes unterschiedliche QCA Ergebnisse
liefert:
Wird der Schwellenwert bei 0.6 festgesetzt, wird C für den Fall c3 mit 0 kodiert

und der Fall c3 erhält die logische Kon�guration Abc. Führt man nun eine QCA
Minimierung für das Outcome 1 durch, so lässt sich die Kon�guration ABc unter
Einbeziehung der logical remainder auf AB reduzieren, weitere Reduktionen sind
aber nicht möglich. Hieraus ergibt sich für die QCA Lösung O = AB.
Setzt man aber den Schwellenwert für C auf 0.4, so wird C für den Fall c3 mit 1

kodiert und dieser Fall erhält die logische Kodierung AbC. Führt man nun wieder
eine QCA Minimierung für das Outcome 1 durch, so lässt sich unter Einbeziehung

71Unter einer �glatten� Analyse wird hier eine QCA Analyse verstanden, in welcher eine (fast)
widerspruchsfreie Wahrheitstabelle erzeugt wird und zudem ein kurze Lösung gefunden wird.
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Tabelle 5.1.: Auswirkung von Schwellenwerten

Fall A B C C (Schwelle 0.6) C (Schwelle 0.4) Outcome
c1 0 0 1.0 1 1 0
c2 0 1 0.8 1 1 0
c3 1 0 0.5 1 0 0
c4 1 1 0.3 0 0 1
c5 1 1 0.1 0 0 1

der logical remainder die Kon�guration der Fälle c4 und c5 auf c reduzieren. Die
QCA Lösung lautet dementsprechend O = c.
Durch die Verwendung von zwei unterschiedlichen Schwellenwerten ergeben sich

hier zwei völlig unterschiedliche Lösungen. Diese widersprechen sich zwar nicht, da
die Aussagen c und AB in keinem logischen Verhältnis zu einander stehen, lenken
aber den Fokus des Betrachters der QCA Lösungen auf zwei völlig unterschiedli-
che Aspekte. Daher ist es nötig bei der Wahl der Schwellenwerte sehr vorsichtig
vorzugehen und im Zweifelsfall auch die Auswirkungen von geänderten Schwel-
lenwerten zu beachten, da ansonsten durch das Übersehen anderer bedeutender
Hauptimplikanten wichtige Informationen verloren gehen.
Das oben aufgeführte Beispiel ist zwar ein konstruiertes Beispiel, in dem die

Auswirkungen der veränderten Schwelle als extrem zu bezeichnen sind. Allerdings
können durch die Veränderung von Schwellen auch in �angewandten� Datensätzen
unterschiedliche Hauptimplikanten oder - bei MVQCA - unterschiedliche Stufen
der Hauptimplikanten in die Lösungen einbezogen werden, so dass diese Proble-
matik auch in realen QCA Analysen von Belang ist.

5.1.2. Wahl der Schwellenwerte

Diese durch die Festlegung des Schwellenwertes hervorgerufenen subjektiven Ver-
änderungsmöglichkeiten sollten nicht als generelle Schwäche von
(MV-)QCA verstanden werden, da es durch die Verwendung von unterschiedlichen
Schwellen möglich ist, verschiedene Unterteilungen der Fälle zu untersuchen: So
kann zum Beispiel einerseits unterschieden werden zwischen �groÿen� und �kleinen�
Staaten, es kann aber auch untersucht werden, ob es Unterschiede zwischen �sehr
groÿen� und �nicht sehr groÿen� Staaten in Bezug auf ein bestimmtes Phänomen
gibt. Wichtig ist dabei stets, dass die Unterteilung nicht im Verborgenen vorge-
nommen wird, sondern explizit dokumentiert und begründet wird, so dass auch
nachvollziehbar ist mit welchem Hintergrund die Schwellenwerte gesetzt worden
sind.
Es gibt keine allgemeine Regel, wie Schwellenwerte zu setzen sind. Dennoch kön-
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nen einige Regeln aufgestellt werden, welche bei der Auswahl der Schwellenwerte
beachtet werden sollten. Gibt es einen theoretisch begründbaren Schwellenwert,
so sollte dieser benutzt werden. Gibt es einen solchen Schwellenwert nicht, so soll-
te der Schwellenwert so gewählt werden, dass möglichst homogene Untergruppen
entstehen und es zu keiner Trennung sehr ähnlicher Werte kommt. Als Beispiel
für einen theoretisch begründbaren Schwellenwert wäre bei einer Vergleichsstudie
über den Erfolg neuer Parteien in den deutschen Bundesländern die 5% Hürde ein
geeigneter Schwellenwert zur Einteilung von Parteien in erfolgreiche und erfolglose
neue Parteien. Die Benutzung dieses Schwellenwertes lässt sich damit begründen,
dass Parteien über dieser Schwelle in das jeweilige Parlament einziehen (und somit
als �erfolgreich� einzustufen sind), während Parteien mit weniger Wählerstimmen
nicht den Einzug gescha�t haben.72

5.1.3. Vermeidung künstlicher Unterteilung

In vielen Fällen wird es aber nicht möglich sein, einen solchen einfach zu be-
gründenden Schwellenwert zu benutzen, weshalb die Schwelle durch die Wahl des
Anwenders manuell gesetzt werden muss. Bei einer nicht theoretisch begründe-
ten Schwellenwertsetzung muss gesichert sein, dass die gewählten Schwellenwerte
möglichst homogene Untergruppen erzeugen und keine künstlichen Trennungen
hevorrufen, bei der Fälle mit sehr ähnlichen Werten in der ursprünglichen Kodie-
rung in unterschiedlichen Kategorien platziert werden. Auch bei der Benutzung
von rechnerischen Verfahren ist stets darauf zu achten, dass keine künstlichen
Gruppierungen statt�nden. Eine einfache Übernahme von statistischen Werten
wie dem Median oder dem Mittelwert als Schwellenwerte sollte auf jeden Fall ver-
mieden werden, da deren Benutzung zu der Trennung von ähnlichen Werten führen
kann. Der Median liegt zum Beispiel oft innerhalb einer Anhäufung von mehreren
Fällen, und eine Übernahme des Medians als Schwellenwert würde eine Trennung
ähnlicher Fälle bewirken.

5.1.4. Gleichverteilungsprinzip

Wichtig für die Wirkungsweise von QCA ist es, dass nicht nur künstliche Ko-
dierungen vermieden werden, sondern dass die benutzten Schwellenwerte in etwa
gleich groÿe Untergruppen hervorbringen. Ist dies nicht der Fall, besteht das Pro-
blem, dass die meisten Fälle den gleichen Wert für eine Kondition haben. Damit
besitzen diese Konditionen keine diskriminierende Wirkung, da die meisten Fälle

72Dabei existieren für andere Parteien in anderen Kontexten sicherlich andere De�nitionen
von Erfolg. Groÿe Parteien wie die CDU oder die SPD würden sicherlich nicht ihren Erfolg an
dem Bewältigen der 5% Hürde festlegen, sondern einen anderen Maÿstab anlegen.
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in der gleichen Gruppe zu �nden sind und so diese Werte nicht zur Erklärung un-
terschiedlicher Outcomes verwendet werden können. Andererseits kann aber auch
das Problem bestehen, dass die kleinere Untergruppe nur Fälle mit einem Outcome
erklärt und es so für eine sehr kleine Anzahl von Fällen einen sehr kurzen Haupt-
implikanten gibt, welcher diese Fälle exklusiv erklärt. Kommt dies bei mehreren
Konditionen vor, so erhält man am Ende eine hoch individualisierte Lösung mit
vielen unterschiedlichen Hauptimplikanten, welche jeweils nur sehr wenige Fälle
erklären. Dies widerspricht dem Ziel von QCA, möglichst einfache Lösungen zu
�nden.
Bei der Festlegung der Schwellenwerte sollte also zum einen darauf geachtet wer-

den, dass dieses Gleichverteilungsprinzip eingehalten wird, und dass die durch die
Anwendung der Schwellenwerte entstehenden Untergruppen in etwa gleich groÿ
sind. Andererseits muss aber auch darauf geachtet werden, dass die verwendeten
Schwellen keine künstlichen Trennungen zwischen sehr ähnlichen Fällen hervor-
rufen. Ein automatisiertes Verfahren gibt es hierzu nicht, und oft muss die Wahl
zwischen mehreren möglichen Schwellenwerten getro�en werden. Daher ist es stets
wichtig diese Entscheidung mit Vorsicht zu tre�en und sorgfältig zu begründen und
zu dokumentieren.

5.1.5. Clusterverfahren

Eine Möglichkeit, künstliche Trennungen zu vermeiden und möglichst homoge-
ne Untergruppen zu errechnen, besteht in der Anwendung von Clusterverfahren.
Hierbei werden nach hier nicht weiter zu erläuternden Verfahren die Fälle so zu-
sammengefasst, dass Fälle nach Ähnlichkeit gruppiert werden.73 Allerdings muss
auch vor einer automatischen Übernahme von durch Clusterverfahren ermittel-
ten Aufteilungen gewarnt werden, da es vorkommen kann, dass einzelne Ausreiÿer
durch die Clusteranalyse in das eigene Cluster einstuft werden, oder dass es zu
sehr ungleich verteilten Untergruppen kommt, welches beides wiederum dem oben
erwähnten ungefähren Gleichverteilungsprinzip widerspricht. Bei einer kontrollier-
ten Anwendung können Clusterverfahren dennoch wichtige Hinweise auf mögliche
Aufteilung von Daten liefern, wenn keine theoretischen Schwellenwerte vorliegen.

5.2. Überbewertung von Einzelfällen und technisch
bedingten Hauptimplikanten

Durch die ausschliessliche Betrachtung der QCA Ergebnisse ohne Berücksichtigung
der zu den jeweiligen Hauptimplikanten der Lösung gehörenden Fälle kann es zu

73Zu den Clusterverfahren in TOSMANA siehe auch die Ausführungen zum Thresholdsetter
in Kapitel 5.4.1, vor allem Fuÿnote 80 auf Seite 96.
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einer Überwertung einzelner Fälle kommen, da bei der ausschliesslichen Betrach-
tung der Lösung nicht erkannt werden kann, von wie vielen Fällen die einzelnen
Bestandteile der Lösung erklärt werden. Überführt man nun die Ergebnisse direkt
in die folgende theoretische Analyse, so kann es passieren, dass Einzelfälle erklä-
rende Hauptimplikanten zur Begründung herangezogenen werden, um fragwürdige
Folgerungen zu bestätigen. Dabei kann es sich bei den Einzelfällen um Ausreiÿer
handeln, für welche eine fallspezi�sche Erklärung für das Outcome verantwortlich
ist. Werden solche nur Einzelfälle erklärenden Hauptimplikanten zu stark hervor-
gehoben und mit Hauptimplikanten gleichgestellt, welche eine Vielzahl von Fällen
erklären, so führt dies zu einer Übergewichtung der Hauptimplikanten, welche we-
nige Fälle erklären, zu Lasten der viele Fälle erklärenden Hauptimplikanten, so
dass die Erklärung der Mehrheit der Fälle nur unzureichend berücksichtigt wird.
Ein Beispiel für einen solchen Einzelfall, welcher sich aufgrund spezieller Gege-

benheiten von anderen Fällen unterscheidet �ndet sich in der Re-analyse der sozio-
ökonomischen Thesen zur Demokratisierung von Lipset (1963) bei Berg-Schlosser
und Cronqvist (2005), in der für 18 europäische Staaten in der Zwischenkriegszeit
untersucht wird, ob die Hypothese zutri�t, dass die Demokratie in ökonomisch
höherentwickelten Staaten bessere Bedingungen hat als in weniger entwickelten
Staaten. Die unterschiedliche Entwicklung wurde anhand von vier Faktoren (Pro
Kopf Bruttoinlandsprodukt, Urbanisierunsquote, Alphabetisierung sowie Anteil
der Industriearbeiterschaft) kodiert und mit MVQCA analysiert, wobei das Pro
Kopf BIP dreistu�g und die restlichen Konditionen dichotom kodiert wurden.
Für die Fälle, in denen die Demokratie sich zwischen dem ersten und dem zwei-

ten Weltkrieg nicht halten konnte, wurde folgendes Ergebnis berechnet (mit Ein-
beziehung der hypothetischen Fälle):74

O0 = G0 +G1 ∗ U0 ∗ I1
Betrachtet man dieses Ergebnis isoliert, so scheint kein eindeutiges Ergebnis

festzustehen. Zum einen war ein niedriges pro Kopf BIP ein ausreichender Grund
um einen Zusammenbruch der Demokratie zwischen dem ersten und dem zwei-
ten Weltkrieg hervorzurufen. Anderseits aber führte auch ein hohes Pro Kopf BIP
zusammen mit einer niedrigen Urbanisierungsquote sowie einem hohen Anteil an
Industriearbeitern zu einem Zusammenbruch. Einerseits wird also die Modernisie-
rungsthese bestätigt (G0), andererseits scheinen aber auch Kon�gurationen von
Konditionen zu Zusammenbrüchen geführt zu haben, welche eher für eine stabile
Demokratie sprechen sollten (G1 ∗ U0 ∗ I1).

74Folgende Bezeichnungen und Kodierungen wurden angewandt: G: Pro Kopf BIP (ca. 1930);
Wert 0 falls unter $550, 1 falls zwischen $550 und $850, 2 falls über $850. U : Urbanisierungsgrad:
0 falls der Anteil der Bevölkerung in Städten mit über 20000 Einwohner unter 50% liegt, 1 falls
darüber. L: Alphabetisierung, 0 falls unter 75%, 1 falls darüber. I Anteil der Industriearbeiter-
schaft an der Erwerbsbevölkerung, 0 falls unter 30 %, 1 falls darüber.
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Betrachtet man aber zusätzlich die Anzahl der Fälle zu den jeweiligen Haupt-
implikanten, so stellt man fest, dass der zweite, den Grundannahmen widerspre-
chende Hauptimplikant nur einen Einzelfall erklärt:

O0 = G0 (7 Fälle75) + G1 ∗ U0 ∗ I1 (1 Fall, Österreich)

Während also sieben Fälle die Modernisierungsannahme bestätigen, liefert ein
Fall (Österreich) eine widersprüchliche Aussage. Dieser Fall scheint hier nicht von
den angenommenen Hypothesen erklärt werden zu können, und es muss wohl eine
Erklärung ausserhalb der angewandten Konditionen gesucht werden.

5.2.1. Technisch bedingte Hauptimplikanten

Von einem technisch bedingten Hauptimplikanten ist dann zu sprechen, wenn ein
Hauptimplikant, welcher auf den ersten Blick zwar eindeutig Fälle quali�ziert, nur
aufgrund von technischen Berechnungen über einen einzelnen Fall entstanden ist
und theoretisch keine vernünftige Erklärung darstellt.
Auch in dem österreichischen Fall in dem aufgeführten Beispiel scheint ein sol-

cher technisch bedingter Hauptimplikant berechnet worden zu sein. Es gibt keine
inhaltliche Erklärung, warum die Kombinationen eines hohen Pro Kopf BIP mit
einer niedrigen Urbanisierungsquote und einem hohen Anteil von Industriearbei-
tern zum Zusammenbruch der Demokratie in Österreich führen sollte. Da aber
Österreich in einer Kon�guration mit einem eindeutigen Outcome zu �nden ist,
wurde dieser Fall in die MVQCA Berechnungen miteinbezogen. Da der Hauptim-
plikant, welcher die restlichen Fälle in eindeutigen Kon�gurationen erklärt, nicht
Österreich erklärt, wurde für diesen Einzelfall ein zusätzlicher Hauptimplikant in
die Lösung mit aufgenommen.76 Dieser besteht aus dem im Sinne von QCA besten,
also dem kürzesten, Hauptimplikanten, welcher Österreich erklärt.77

Daher ist es wichtig zu jedem Hauptimplikanten auch die tatsächlich abgedeck-
ten Fälle zu berücksichtigen. Würde dem Hauptimplikanten G1U0I1 der gleiche
Stellenwert wie G0 eingeräumt, würde dies unter Umständen zu einer Fehlinter-
pretationen führen, da G1U0I1 möglicherweise technisch bedingt ist, und sich keine
theoretische Aussage aus diesem ableiten lässt.

75Estland, Italien, Griechenland, Portugal, Rumänien, Spanien, Ungarn.
76Deutschland wird zwar auch in der Analyse mit einbezogen, be�ndet sich aber in einer

widersprüchlichen Kon�guration (mit der Tschechoslowakei) und wird so nicht bei den Lösungen
berücksichtigt.

77Existieren mehrere Hauptimplikanten der gleichen Länge, so können mehrere Hauptimpli-
kanten für den Einzelfall in der Lösung benutzt werden.
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5.2.2. Nichtangabe der Fälle durch die Software

Problematisch bei der bisherigen Anwendung der für QCA bereitgestellten Softwa-
re war, dass die von den jeweiligen Hauptimplikanten erklärten Fälle nicht direkt
aus der Ausgabe der Software ersichtlich waren und nur nach gezieltem Abfragen
in der Software angegeben wurden, was dazu geführt hat, dass QCA Ergebnisse
ohne Bezug auf die zugrundeliegenden Fälle (und Fallanzahl) der jeweiligen Haupt-
implikanten analysiert werden können. Dieses kann beim Auftreten eines technisch
bedingten Hauptimplikanten zu dessen Übergewichtung führen, da die Tatsache,
dass dieser Hauptimplikant nur von einem Fall begründet wird, bei der Nichtin-
betrachtziehung der zu den jeweiligen Hauptimplikanten gehörenden Fällen nicht
erkannt werden kann.78

Dieses Problem ist in TOSMANA so nicht gegeben, da stets zu jedem Haupt-
implikanten alle Fälle angegeben werden, und auch die Anzeige aller existierenden
Hauptimplikanten möglich ist (vgl. Kapitel 5.4.2)

5.3. Auswahl der Hauptimplikanten

Einen weiteren subjektiven Eingri� erlaubt QCA bei der Auswahl der in die Lösung
ein�iessenden Hauptimplikanten. In früheren Programmen (QCA2, QCA3) wurde
der Benutzer aufgefordert, in Situationen, wo es nicht nur eine kürzeste Lösung
gibt, sondern mehrere Kombinationen als kürzeste Lösung in Frage kommen, selber
die Hauptimplikanten auszusuchen, welche in die eine Lösung ein�iessen sollten.
Geschieht dies, ist die letztendlich angezeigte Lösung durch die Wahl der Haupt-
implikanten abhängig, und nicht ohne weiteres reproduzierbar. Eine Auswahl von
Hauptimplikanten sollte stets begründet sein. Im Zweifelsfall ist es besser, sämt-
liche Lösungen zu beachten und in der theoretischen Analyse einzubeziehen, da
somit mehr mögliche kausale Beziehungen berücksichtigt werden und die Gefahr
geringer ist, dass wesentliche Aspekte der komplexen Kausalität, welche ja gerade
durch QCA entdeckt werden sollen, übergangen werden. Daher werden in TOS-
MANA per Grundeinstellungen alle kürzesten Lösungen angegeben, auch wenn es
möglich ist, explizit eine Auswahl der Hauptimplikanten zu tre�en.
Hier soll noch einmal erwähnt werden, dass nicht nur die Lösung der QCA Ana-

lyse Aufschlüsse über kausale Zusammenhänge liefert, sondern dass im Prinzip
jeder Hauptimplikant möglicherweise eine solche Aussage enthält und es somit
eigentlich nötig ist, sämtliche Hauptimplikanten in die theoretische Analyse einzu-
beziehen, auch wenn sich dabei einige Hauptimplikanten sicherlich als nicht theore-

78In der Software QCA 3.0 war es möglich, die zu einem Hauptimplikanten gehörenden Kon-
�gurationen anzeigen zu lassen. In der neuen fsQCA Software scheint dies nicht möglich zu sein,
allerdings kann die Anzahl der Fälle in jeder Kon�guration berechnet werden.
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tisch stichhaltig erweisen werden. Eine ausschliessliche Betrachtung einer Lösung,
welche unter Umständen auch durch die Wahl von Hauptimplikanten durch den
Anwender entstanden ist, birgt die Gefahr, dass nur ein Teil der komplexen Kau-
salität erfasst wird.
Ähnlich wie bei der subjektiven Bestimmung der Schwellenwerte gilt hier auch,

dass es an sich nicht in jedem Fall problematisch ist, bestimmte Hauptimplikanten
auszulassen, da es hierfür gute Gründe geben kann. Allerdings sollte ein solcher
Ausschluss o�en dokumentiert werden, um eine intersubjektive Überprüfbarkeit
der Ergebnisse zu gewährleisten.

5.4. TOSMANA

Im Rahmen der Entwicklung von MVQCA wurde auch die Software TOSMANA
(TOol for SMAll-N Analysis, siehe Cronqvist (2006a)) entwickelt, welche auÿer
der Implementierung der mehrwertigen Logik auch verschiedene Werkzeuge zur
Lösung der aufgeführten Probleme bei der QCA und MVQCA Analyse bietet.
TOSMANA dient somit nicht nur der reinen technischen Analyse durch QCA,
sondern bietet auch eine Reihe von Funktionen, welche die Analysen qualitativ
verbessern können.79

Desweiteren war es bei der Entwicklung der Software das Ziel, eine möglichst
benutzerfreundliche Ober�äche zu gestalten, welche ohne groÿe Einarbeitung die
Verwendung des Programms ermöglicht. Daher wurde für das Programm ein Er-
scheinungsbild gewählt, welches möglichst nahe an den Stil gängiger Windows-
Programme erinnert, damit das Programm der breiten Scienti�c Community leicht
zugänglich ist.
Ein besonderes Augenmerk wurde auf die Realisierung von Tools beziehungs-

weise Programmfunktionalitäten gelegt, welche zur Lösung der in diesem Kapitel
besprochenen Probleme beitragen können.

5.4.1. Der 'Thresholdsetter'

Zur Auswahl bestmöglicher Schwellenwerte bietet TOSMANA den �Thresholdset-
ter� (Schwellenwertsetzer) an. Dieser besteht im Prinzip aus einer graphischen
Anzeige aller Datenpunkte einer Kondition, in welche direkt mit der Maus die
entsprechenden Schwellenwerte gesetzt werden können. Durch die graphische An-
zeige kann sofort erkannt werden, ob ein Schwellenwert sehr ähnliche Datenpunk-
te trennt und somit eine künstliche Unterteilung vornimmt (siehe Kapitel 5.1.3).

79TOSMANA ist kostenfrei unter http://www.tosmana.net erhältlich. Auÿer der Software
sind auch eine kurze Bedienungsanleitung (Cronqvist 2006b) sowie weitere Ressourcen zu dem
Programm und dem MVQCA Ansatz verfügbar.
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Auch die Benutzung eines Schwellenwertes, welcher die Fälle in sehr uneinheitliche
Teilmengen trennt, kann durch die Benutzung der graphischen Ober�äche einfach
erkannt werden. Somit können auch Verletzungen des Gleichverteilungsprinzips
(siehe Kapitel 5.1.4) vermieden werden.
Als weitere Hilfestellung zur Bestimmung der bestmöglichen Schwellenwerte bie-

tet TOSMANA die Möglichkeit an, im Thresholdsetter ein hierarchisches Cluster-
verfahren durchzuführen, welches Fälle nach Ähnlichkeit gruppiert. Die hieraus
resultierenden Einteilungen sollten aber vor der Verwendung kritisch auf Sinn
überprüft werden.80

Insgesamt ist auch mit dem Thresholdsetter keine automatische Bestimmung
optimaler Schwellenwerte möglich. Dennoch bietet dieses Tool die Möglichkeit,
viele Probleme bei der Schwellenwertsetzung zu erkennen, und ermöglicht es so,
falsch gesetzte Schwellenwerte zu vermeiden.

5.4.2. Angabe aller Hauptimplikanten

Bei der Entwicklung der Software wurde auch Wert darauf gelegt, einen einfa-
chen Zugri� auf die Information zu haben, welche Fälle von einem bestimmten
Hauptimplikanten abgedeckt werden, um die in Kapitel 5.2 diskutierte Gefahr der
Überbewertung technisch bedingter Hauptimplikanten zu mindern. In TOSMANA
werden daher stets die von den jeweiligen Hauptimplikanten erklärten Fälle ange-
geben, um diese Fehlerquelle auszuschliessen. Zur Erkennung des Zusammenhangs
zwischen den Fällen und den gefundenen Hauptimplikanten sind auÿerdem weitere
Funktionen eingebaut. So ist es einerseits möglich, zu einem Fall sämtliche Haupt-
implikanten aufzulisten, welche den jeweiligen Fall ableiten, und andererseits wird
auch angezeigt, welche Fälle einen bestimmten Hauptimplikanten ableiten.
Dabei werden nicht nur die in die Lösungen ein�iessenden Hauptimplikanten an-

gezeigt, sondern alle aus dem jeweiligen Datensatz ableitbaren Hauptimplikanten
gelistet (also auch solche, welche in keine Lösung ein�iessen). 81 Dies ermöglicht es
auch nach Hauptimplikanten zu suchen, welche theoretisch von Bedeutung sind,
aber nicht in die Lösungen eingehen (vgl. Kapitel 3.6).
Zur graphischen Darstellung der Hauptimplikanten ist in TOSMANA auch ein

Visualisierungstool eingebunden worden, welches es ermöglicht, für bis zu fünf di-
chotome Konditionen eine graphische Darstellung des Datensatzes anzuzeigen. So

80TOSMANA ermöglicht es, ein einfaches hierarchisches Clusterverfahren anzuwenden, in
dem die Fälle zu erst je ein Cluster ausmachen und dann nach und nach die ähnlichsten Cluster
verschmolzen werden. Zu den Details dieser hierarchischen Clusterverfahren, sowie weiterer Clu-
sterverfahren, siehe zum Beispiel Bortz (2004) sowie Aldenderfer & Blash�eld (1984). Ein Beispiel
für die Anwendung von Clusteranalyse zur Erstellung von kon�gurationellen Datensätzen �ndet
sich in Kapitel 4.4.

81Diese Funktion lässt sich durch einen Klick auf den Button �show implicants� im Fenster
zur Auswahl der Optionen der (MV-)QCA Analyse aufrufen.
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ist es möglich, einen einfachen Überblick über die Verteilung der Kon�gurationen
zu erhalten, und auch die Präsenz problematischer hypothetischer Fälle lässt sich
mit diesem Tool studieren.82

5.4.3. Weitere Funktionen

TOSMANA bietet weiterhin eine Reihe von nützlichen Tools und Funktionalitä-
ten ein. So lassen sich alle einbezogenen hypothetischen Fälle (die vereinfachenden
Annahmen) von dem Programm berechnen.83 Es ist auch möglich, Berechnungen
über logische Ausdrücke mit dem Tool �Boolean Calculator� durchzuführen. Hier-
durch ist es auch möglich, viele der in Kapitel 3.2 angesprochenen Probleme, wel-
che durch die Einbeziehung von hypothetischen Fällen entstehen, zu mildern, da
so unsinnige Annahmen ebenso wie widersprechende vereinfachende Annahmen
identi�ziert werden können.
Desweiteren wird eine einfache Import- und Export-funktion für die verwendeten

Daten bereitgestellt, welche den direkten Im- und Export nach fsQCA ermöglicht.
Zum anderen wird das einfache CSV -Format unterstützt, was den Datenaustausch
mit den meisten gängigen Datenverarbeitungsprogrammen erlaubt.84

Letztendlich be�ndet sich eine internetbasierte Anwendung von TOSMANA in
der Entwicklung, welche basierend auf dem Programmcode von TOSMANA eine
onlinebasierte Durchführung von MVQCA und QCA anbieten soll und auch als
Grundlage für eine interaktive Lerneinheit gedacht ist.85

5.5. Theorieentwicklung mit (MV-)QCA

Anders als bei der induktiven Anwendung von QCA �iessen bei dem folgenden
Ansatz zur Theorieentwicklung mit (MV-)QCA nicht eine Vielzahl von Kondi-
tionen in die Analyse ein, sondern es wird ausgehend von wenigen Konditionen
ein interaktiver Arbeitsprozess vollzogen, an dessen Ende ein weiterentwickeltes

82Das Visualisierungstool wird über die Schalt�äche �Visualizer� im Fester zur Auswahl der
(MV-)QCA Analyse aufrufen. Weitere Informationen hierzu �nden sich in der Bedienungsanlei-
tung zu TOSMANA (2006b).

83Dies ist durch die Aktivierung der Option �show simplifying assumptions� im
(MV-)QCA Menü möglich. Allerdings sollte diese Funktion mit Bedacht benutzt werden, da
es bei groÿen Datensätzen zu langen Rechenzeiten kommen kann, vor allem dann, wenn mehrere
Lösungen möglich sind, da die Berechnung der vereinfachenden Annahmen für jede Lösung neu
vorzunehmen ist.

84Eine genaue Beschreibung dieser Funktionen ist in der Bedienungsanleitung von TOSMANA
enthalten (Cronqvist 2006b).

85Diese Anwendung be�ndet sich noch in der Versuchsphase, ist aber unter http://online.
tosmana.net bereits (wenn auch mit deutlichen Einschränkungen gegenüber der Desktopversion)
verfügbar.
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Theoriemodell steht. Hauptkern dieses Interaktionsprozesses, welcher der Forde-
rung von Charles Ragin nach einem �Dialogue of Ideas and Evidence� (Ragin 1987:
164) nachkommt, ist die Analyse von widersprüchlichen Kon�gurationen zur Be-
stimmung weiterer erklärender Faktoren.

5.5.1. Analyse von widersprüchlichen Kon�gurationen

Entstehen bei der Berücksichtigung von nur wenigen Konditionen Widersprüche,
so können diese ertragreich auf weitere wichtige Faktoren untersucht werden. Die
widersprüchlichen Kon�gurationen entsprechen zum einen Widersprüche gegen die
ursprünglichen Erklärungsansätze, welche den bisher einbezogenen Konditionen
zugrunde liegen. Andererseits entsprechen diese Fälle auch �most similiar cases
with di�erent outcome� (MSDO - vgl. Ragin et al. 1996: 756, siehe auch Kapi-
tel 1.3.2). Obwohl die Fälle identische Werte in den benutzten Konditionen auf-
weisen, ist das Outcome unterschiedlich. Zurückgreifend auf die Ausführung von
Przeworski und Teune können diese widersprüchlichen Kon�gurationen auf mög-
liche weitere erklärende Konditionen untersucht werden. Findet man eine Kon-
dition, welche die Fälle mit einem Outcome in der (MV-)QCA Analyse von den
Fällen mit dem anderen Outcome unterscheidet, so kann mit dieser Kondition der
Widerspruch aufgelöst werden.
Przeworski und Teune (1970) führen hierzu aus, dass Faktoren, welche für alle

Fälle identisch sind, aus der weiteren Analyse ausgeschlossen werden können, da
sie nichts zur Erklärung der Unterschiede zwischen den Fällen beitragen können.
Dagegen können aber Faktoren, welche in den Fällen variieren, möglicherweise die
Varianz im Outcome erklären.
Die Autoren schränken aber die E�zienz dieser bereits von Mill86 benutzten Dif-

ferenzmethode dahingehend ein, dass sicherlich eine Reihe von Faktoren gefunden
werden kann, welche sich in den untersuchten Fälle unterscheiden. So ist es allein
durch die rein mechanische Anwendung der Millschen Logik nicht möglich, einzelne
Faktoren herauszukristaliesieren, welche als determinierende Faktoren bestimmt
werden können. Diese müssen auch auf ihre inhaltliche Stichhaltigkeit überprüft
werden(vgl. Przeworski & Teune 1970: 34). Allerdings unterscheidet sich die hier
vorliegende Situation von einem reinen MSDO Design, da auf die restlichen Fälle
des Datensatzes, welche sich nicht in der widersprüchlichen Kon�guration �nden,
zurückgegri�en werden kann. Falls ein möglicher zusätzlicher Erklärungsfaktor die
unterschiedlichen Outcomes der Fälle in der widersprüchlichen Kon�guration un-
terscheidet, diese Erklärung sich aber nicht auf andere Fälle, welche nicht zur
widersprüchlichen Kon�guration gehören, anwenden lässt, so sollte dieser Faktor
nicht in die weitere Analyse einbezogen werden, da er zwar die Fälle in der wider-

86Die Millsche Logik wird in Kapitel 1.3 diskutiert.

98



5.5. Theorieentwicklung mit (MV-)QCA

Tabelle 5.2.: Beispieldatensatz Theorieerweiterung

Fall Outcome A B C D E F
c1 1 1 1 0 1 0 1
c2 1 1 1 0 1 0 1
c3 1 1 0 1 0 1 1
c4 1 1 0 1 0 1 1
d1 0 1 1 0 0 0 0
d2 0 1 0 1 0 0 0
d3 0 0 0 0 0 1 1

sprüchlichen Kon�guration erklärt, allerdings für keinen der restlichen Fälle rele-
vant ist. Würde für jede widersprüchliche Kon�guration ein beliebiger Faktor zur
Unterscheidung benutzt werden, welcher nur die Fälle der jeweiligen widersprüch-
lichen Kon�guration unterscheidet, ohne die restlichen Fälle dabei zu betrachten,
so würde man im Extremfall eine Lösung mit vielen Einzelerklärungen erhalten,
und das eigentliche Ziel der (MV-)QCA Analyse, die Aufstellung einer möglichst
�sparsamen� (parsimonious) Erklärung, wäre verfehlt.
Werden aus einer vertiefenden vergleichenden Analyse von ähnlichen Fällen mit

unterschiedlichem Outcome aber Erklärungsfaktoren gefunden, welche auch auf
andere Fälle übertragbar sind, so kann sich dieser Faktor als eine sinnvolle Erwei-
terung des Erklärungsmodells erweisen. Durch die Einbeziehung dieser Kondition
in die weitere QCA Analyse lassen sich so Widersprüche au�ösen, wodurch die
ansonsten im Rahmen der QCA Analyse eher problematischen Widersprüche sich
gezielt zur Verbesserung der Theorie in den Forschungsprozess einbeziehen lassen.

5.5.2. Probleme bei der Erweiterung

In Tabelle 5.2 ist ein Datensatz gegeben, welcher die Konsequenzen einer un-
überlegten Wahl von zusätzlichen Erklärungsfaktoren für die letztendliche Lösung
zeigt. In die ursprüngliche Analysen wurden die drei Konditionen A,B und C
einbezogen. Für die QCA Analyse des Outcomes O1 ergibt sich keine Lösung, da
sämtliche Fälle mit diesem Outcome in widersprüchlichen Kon�gurationen zu �n-
den sind. Die Fälle c1 und c2 mit der Kon�guration A1B1C0 widersprechen dabei
dem Fall d1. In der zweiten widersprüchlichen Kon�guration A1B0C1 widerspre-
chen sich die Fälle c3, c4 und d2.
Um diese Widersprüche aufzuklären, werden vertiefende Vergleichstudien der

widersprüchlichen Kon�gurationen gemacht. Dabei fällt zuerst auf, dass für die
Kondition D für c1 und c2 zutri�t, während diese für d1 nicht zutri�t. Somit löst D
die widersprüchliche Kon�gurationA1B1C0 auf. Ähnlich kann die widersprüchliche
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Kon�guration A1B0C1 durch die Kondition E aufgelöst werden, welche für c3 und
c4 zutri�t, während dies für d2 nicht der Fall ist. Führt man nun eine QCA Analyse
für den um die Konditionen D und E ergänzten Datensatz durch, so ergibt sich
nun die Lösung O1 = A1D1 +A1E1, wobei für jedes Paar c1, c2 und c3, c4 mit dem
Outcome O1 ein individueller Hauptimplikant benutzt wird.

Bei näherer Betrachtung der Fälle fällt allerdings auf, dass die Kondition F
die Fälle c1, c2 von d1 unterscheidet. Auÿerdem scheint diese Kondition auch c3
und c4 von d2 zu unterscheiden. Würde nun statt D,E die Kondition F in die
erweiterte Analyse aufgenommen werden, so würde die Lösung O1 = A1F1

berechnet werden, wobei alle Fälle durch einen Hauptimplikanten erklärt werden.

Dabei ist hier zu beachten, dass die kürzeste Lösung natürlich berechnet worden
wäre, wären alle Konditionen von Anfang an im Datensatz enthalten. Hier sind
aber nur die Konditionen A,B und C vorher in die Analyse einbezogen worden,
während die zusätzlichen Konditionen erst während der vergleichenden Fallstudien
hinzugefügt worden sind. Wäre nun nach dem Finden der Konditionen D und E
die Analyse beendet worden, ohne die jeweiligen Konditionen auf ihre Validität
für andere, nicht in die jeweilige vergleichende Fallstudie ein�iessenden Fälle zu
überprüfen, und wäre nicht nach weiteren Konditionen gesucht worden, wäre nur
die längere Lösung gefunden worden.

5.5.3. Vorteile von einer geringen Zahl von Konditionen

Durch die Benutzung weniger Konditionen ist es möglich, QCA sowohl mit als auch
ohne hypothetische Fälle zu benutzen. Dies entschärft die Problematik, welche
sich durch die Einbeziehung von hypothetischen Fällen ergibt, wie in Kapitel 3.2.1
angesprochen. Bei einer geringen Anzahl von Variablen ist es, im Gegensatz zu
QCA Untersuchungen mit vielen Konditionen, möglich, auch ohne die Einbezie-
hung der hypothetischen Fälle weitreichende Minimierungen durchzuführen, so
dass bei einer solchen kleinen Zahl an Konditionen auch eine QCA Analyse ohne
hypothetische Fälle sinnvolle Ergebnisse liefert.

Da sowohl Lösungen mit als auch ohne Einbeziehung von hypothetischen Fällen
vorliegen, können diese verglichen werden. Auÿerdem ist die Anzahl der zu über-
prüfenden vereinfachenden Annahmen bei der Einbeziehung von hypothetischen
Fällen durch die geringe Zahl an Konditionen gering, was die Überprüfung der
gemachten Annahmen deutlich erleichtert.
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5.6. Methodische Schlussbemerkung: Erfassung
komplexer Kausalstrukturen

Je nach Anwendungsweise von QCA und MVQCA ergeben sich unterschiedliche
Probleme bei der Bestimmung der gesuchten komplexen Kausalstrukturen.
Werden die Methoden zur Dimensionsreduktion eingesetzt, und versucht man,

aus einer mittelgroÿen bis hohen Anzahl von Konditionen die �wichtigen� Kondi-
tionen herauszu�ltern, so besteht vor allem die Gefahr, dass wichtige Hauptim-
plikanten nicht berücksichtigt werden, da nur die in die letztendliche Lösung ein-
�iessenden Hauptimplikanten beachtet werden. Dieses lässt sich letztendlich nur
dadurch vermeiden, dass sämtliche Hauptimplikanten, welche bei der Minimierung
des Datensatzes reduziert werden, bei der Analyse beachtet werden, und nicht nur
die Hauptimplikanten, welche letztendlich in die Lösung ein�iessen. Vor allem ist
dabei zu beachten, dass die Hauptimplikanten, welche manuell gezielt nicht als Teil
der Lösung ausgewählt werden, berücksichtigt werden, so dass die Analyse der Er-
gebnisse nicht auf Hauptimplikanten basiert, welche explizit durch Wahl des An-
wenders anderen Hauptimplikanten vorgezogen wurden. Geschieht dies nicht, sind
in der QCA-Lösung unter Umständen Hauptimplikanten vertreten, welche vom
Anwender aus welchen Gründen auch immer als �besser� angesehen werden, so
dass die QCA-Lösung einen stark personenbezogenen, subjektiven Ursprung hat.
Dadurch wird auch der Anspruch von QCA gefährdet, multiple Kausalstrukturen
zu entdecken, da diese zwar von der Methode her entdeckt werden können, durch
eine selektive Auswahl aber nur eine Teilmenge dieser Kausalitäten tatsächlich be-
rücksichtigt wird.87 Nur durch eine kritische Betrachtung aller möglichen kausalen
Zusammenhänge lässt sich ein vollständiges Bild der gesuchten Kausalstrukturen
ableiten. Von diesen können sicherlich auch wieder einige verworfen werden, da sie
nur sehr wenige Fälle erklären oder o�ensichtlich inhaltlich nicht haltbar sind.
Wendet man den in Kapitel 5.5 vorgestellten, umgekehrt vorgehenden Ansatz

an, in dem man mit nur wenigen Konditionen beginnt und diese nach Untersu-
chung von widersprechenden Fällen um weitere Konditionen ergänzt, so ist die
Gefahr geringer, dass wichtige Hauptimplikanten übersehen werden. In diesem
Fall wird mit weniger Konditionen gearbeitet, somit werden auch weniger Haupt-
implikanten erzeugt (vgl. hierzu die Beispielsanwendung in Kapitel 8). Bei einer
QCA Analyse mit wenigen Konditionen besteht eher die Gefahr, dass man sich
wie oben gezeigt mit anscheinend passenden Lösungen zufrieden gibt, obwohl es

87Hier tri�t die frühe Analyse von Cohen und Nagel (1934) zu, dass Methoden, welche auf die
Millsche Logik aufbauen, zwar geeignet sind Aussagen zu falsi�zieren, es aber nicht möglich ist
Aussagen auf ihre Korrektheit zu überprüfen (siehe Kapitel 3.7). Daher sind solche Methoden
von einer geringen E�ektivität geprägt, da jede durch die Methode gegebene Erklärung nur als
ein Vorschlag gesehen werden kann, welcher noch weiter auf Korrektheit und Sinn überprüft
werden muss.

101



5. Herausforderungen der (MV-)QCA Analyse

unter Umständen doch weitere Konditionen gibt, welche eine bessere Erklärung
darstellen.88 Durch die enge Bindung der Berechnungen in QCA mit der Analyse
von Fällen in Widersprüchen ist jedoch ein ständiger �Dialog zwischen Theorie
und Fakten� (Ragin 1987: 164) möglich, welcher es dem Anwender ermöglicht, ein
sehr breites Bild über seinen Forschungsgegenstand zu erhalten, und somit die
wesentlichen Faktoren zu erkennen.
(MV-)QCA ist insgesamt eine geeignete Methode, um für kleine Fallzahlen for-

melle Analysen durchzuführen, um kausale Strukturen zu entdecken. Allerdings
gilt wie für jede andere Methode auch, dass der Einsatz nur dann zu validen Er-
gebnissen führen kann, wenn sich der Benutzer der Probleme und Herausforderun-
gen der verwendeten Methode bewusst ist. In dem Fall von (MV-)QCA heisst dies,
dass die Probleme der Kodierung beachtet werden, und dass verstanden wird, dass
nicht nur die letztendliche Lösung der QCA-Analyse theoretisch relevant ist, son-
dern dass die Ergebnisse aller bei einer QCA Berechnung durchgeführten Stufen
(Erstellung der Wahrheitstabelle, Reduktion der Hauptimplikanten, Kombination
der Lösung) von theoretischem Interesse sein können.
In dem zweiten Teil dieser Dissertation soll nun anhand einer Untersuchung der

Erfolgsfaktoren Grüner Parteien gezeigt werden, wie MVQCA zur Theoriebildung
angewendet werden kann, indem verschiedene Erklärungsansätze kombiniert, und
letztendlich aussagekräftige Ergebnisse gefunden werden.

88Dies stellt allerdings ein generelles Problem einer jeden technisch unterstützten Methode dar,
da nur Variablen, welche in die Berechnung mitein�iessen, bei den Berechnungen berücksichtigt
werden.
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Grüne Parteien haben die Parteienlandschaft in Europa vielfach verändert. Sie
stellen neben den aufkommenden neuen Rechtspopulistischen Parteien die einzige
Parteiströmung dar, welche in den meisten westlichen Staaten nach 1950 neu en-
standen ist, und die somit die von Stein Rokkan und Seymour M. Lipset (1967)
postulierten festgefrorenen Parteiensysteme aufgebrochen hat.
So stellt der Einzug der Grünen in den Bundestag im Jahre 1983 ein einmaliges

Ereignis in der Geschichte der �alten Bundesrepublik� dar. �Die Grünen� scha�ten
es als einzige Partei nach 1957 als neue Partei neben SPD, CDU, CSU und FDP
in den Bundestag gewählt zu werden, und veränderten mit ihren bis dahin un-
gesehenen politischen Programm, aber auch ihrem Auftreten die deutsche Politik
nachhaltig, welches in der Regierungsbeteiligung 1998 - 2005 kulminierte.
Die Entstehung der Grünen Partei darf dabei aber nicht isoliert als rein deut-

sches Phänomen betrachtet werden. In fast allen westlichen Demokratien entstan-
den ab den späten sechziger Jahren Parteien, welche sich dem Label �Grün� ver-
schrieben. Teilweise konnten diese Parteien den �Marsch durch die Institutionen�
vollenden. Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich und Italien haben Regie-
rungen mit Beteiligung Grüner Parteien gesehen. In anderen Staaten dagegen
haben es die Grünen nicht einmal gescha�t, über den Status von Randparteien
hinauszukommen, welche stets bei Wahlen gescheitert sind.
Für die vergleichende Parteienforschung stellt sich damit die Frage, warum die

Grünen Parteien in vielen Staaten erfolgreich waren, während sie sich in anderen
Staaten nicht etablieren konnten. Im Folgenden sollen mit der in Kapitel 4 vor-
gestellten MVQCA Methode bisherige Analysen zum Erfolg Grüner Parteien neu
betrachtet werden und aufbauend auf diese ein eigenes Erklärungsmodell für den
Erfolg Grüner Parteien entwickelt werden.
In diesem Kapitel soll daher zuerst geklärt werden, was unter einer �Grünen

Partei� zu verstehen ist. Auÿerdem wird de�niert, nach welchen Kriterien eine
solche Partei als erfolgreich angesehen wird und für jeden der untersuchten Fälle
festgestellt, ob es in dem jeweiligem Staat eine erfolgreiche Grüne Partei in den
achtziger Jahren gegeben hat oder nicht. In Kapitel 7 sollen dann zwei Studien
(Müller-Rommel 1993a; Redding & Viterna 1999) zum Erfolg von Grünen Partei-
en analysiert werden, um wichtige Erfolgsfaktoren zu �nden, welche in das vor-
gestellte Erklärungsmodell ein�iessen sollen. Dieses baut dabei teilweise auf den
Erkenntnissen dieser Studien auf, bezieht aber auch weitere Erklärungsfaktoren
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mit ein.
Ziel soll es sein, ein umfassendes Erklärungsmodell des Erfolges Grüner Par-

teien zu �nden, welches sowohl Gründe für den Erfolg, wie auch den Misserfolg
Grüner Parteien gleichermaÿen präzisieren kann. Zum anderen sollen aber durch
diese konkrete Anwendung die Besonderheiten der MVQCA Analyse exemplarisch
dargestellt werden, um die Vorteile, aber auch Probleme dieser Methode zu ver-
deutlichen.

6.1. Fragestellung

Im Folgenden soll untersucht werden, warum sich Grüne Parteien in einem Teil
der westlichen Demokratien erfolgreich in den nationalen Parlamenten etablieren
konnten, während dies in anderen Staaten nicht der Fall war. Dabei werden alle
westeuropäischen Demokratien sowie die beiden nordamerikanischen und ozeani-
schen Demokratien in die Analyse eingebunden, wobei Staaten mit weniger als
100.000 Einwohnern nicht berücksichtigt worden sind.
Eingegrenzt wird diese Fragestellung zeitlich auf den Zeitraum bis 1989. Die Be-

nutzung dieses Jahres als Schnittpunkt ist durch den Zusammenbruch des Kom-
munismus begründet. Durch diesen Zusammenbruch veränderte sich nicht nur im
Bereich der Auÿenpolitik die Grundlage des politischen Handelns für alle Partei-
en, nach dem Zusammenbruch des bipolaren Weltsystems war auch eine Neuaus-
richtung vieler anderer Politikfelder nötig. Daher scheint es legitim zu sein, eine
Untersuchung über Grüne Parteien auf die Zeitspanne von ihrer Gründung bis
1989 zu begrenzen. Dies gilt umso mehr, da es in den Jahren nach 1990 kaum
Veränderungen bezüglich der untersuchten abhängigen Variable, dem Erfolg Grü-
ner Parteien, gegeben hat: Lediglich in Irland gewann die Comhaontas Glas ab
Beginn der 90er Jahre an Bedeutung hinzu (siehe hierzu Kapitel 6.4.2). In allen
weiteren Staaten gab es in den Jahren nach 1990 keine wesentliche Veränderung
bezüglich der hier untersuchten abhängigen Variable, so wie diese in Kapitel 6.3
de�niert wird.

6.1.1. Begri�sbestimmung: Was ist eine Grüne Partei?

Um der Frage nachzugehen, wie der unterschiedliche Erfolg der Grünen Partei-
en zu erklären ist, muss zuerst festgestellt werden, welche Parteien als �Grüne�
Parteien zu verstehen sind. Die Festlegung, welche Parteien hierzu gehören, soll
nicht an Hand einer selbst erstellten De�nition erfolgen, welche festlegt, welche
Inhalte eine Partei zu vertreten hat, um als Grüne Partei gewertet zu werden. Es
soll stattdessen nach empirischen Kriterien nach solchen Parteien gesucht werden.
In den folgenden Ausführungen wird daher auch keine eigentliche De�nition von
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Grünen Parteien gegeben werden, sondern es sollen wesentliche Punkte dargestellt
werden, welche einen ersten Eindruck über die Natur Grüner Parteien geben, und
es sollen wesentliche Unterscheidungsmerkmale gegenüber anderen Parteiströmun-
gen ausgemacht werden.

6.1.2. Grüne Parteien

Die Bezeichnung �Grüne Partei� stellt sich bei näherem Betrachten als eine durch-
aus schwierige Bezeichnung heraus. Zwar verfolgen alle in Frage kommende Partei-
en grüne, sprich ökologisch orientierte Politikinhalte, allerdings stellen sie hiermit
keine reinen Single-Issues Parteien dar: Bereits bei ihrer Gründung bezogen die
Grünen Parteien eine Reihe von weiteren Themen in ihre Programmatik ein, was
auch mit der Nähe zu sozialen Bewegungen Grüner Parteien bei ihrer Gründung
zu erklären ist. Diese sozialen Bewegungen bewegten sich nicht nur im Umweltbe-
reich, sondern deckten auch eine Vielzahl von weiteren Politikfeldern ab.89 Auf der
anderen Seite ist nicht jede Partei, welche ökologische Ziele in ihre Parteiprogram-
me aufnimmt (und dies sind bei weitem die meisten), zu der Familie der Grünen
Parteien zu rechnen.

6.1.3. Typen �Neuer Parteien� in den 60er, 70er und 80er
Jahren

In den 70er und 80er Jahren entstanden eine Reihe neuer ökologischer und wei-
terer kleiner Linksparteien, für welche sich eine Reihe von Bezeichnungen �nden.
Während Müller-Rommel diese als �Parteien neuen Typs� (Müller-Rommel 1982)
bezeichnet, �nden sich diese bei Kitschelt als �left-libertarian Parties� (Kitschelt
1988, 1989) wieder. Poguntke bezeichnete diese als �Grün-Alternative Parteien�
(Poguntke 1987). Dabei scheinen aber mit wenigen Ausnahmen die selben Partei-
en gemeint zu sein.
Zu den Parteien der Neuen Politik werden dabei generell zwei Parteiströmungen

gerechnet, welche zeitlich versetzt entstanden. Die linkssozialistischen Parteien ver-
standen sich selbst als Alternativen zu den bestehenden sozialistischen, aber auch
kommunistischen Parteien und wurden zu ihrer Gründungszeit in der Mitte der
sechziger Jahre von der Studentenbewegung gestützt. Diese neuen Linkspartei-
en forderten eine stärkere ö�entliche Kontrolle von politischen und ökonomischen
Entscheidungen sowie eine aktive internationale Entwa�nungspolitik, welche auch
einen Austritt aus der NATO vorsah. Auch Fragen des Umweltschutzes sowie der
Anti-Atompolitik wurden von diesen Parteien in ihre Programmatiken aufgenom-
men. Die Grünen Parteien machen die zweite Strömung dieser neuen Parteien aus,

89Zu der Verbindung zwischen sozialen Bewegungen und Grünen Parteien siehe unter anderem
Kitschelt (1993), Kuechler und Dalton (1993) sowie Müller-Rommel(1993b).
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welche zeitlich etwas später entstanden, und ebenfalls viele dieser Forderungen ver-
traten (vgl. Müller-Rommel 1993b).
Ein genaues Unterscheidungsmerkmal zwischen den kleinen Linksparteien und

Grünen Parteien lässt sich nicht aufstellen. Generell kann aber festgehalten wer-
den, dass die kleinen Linksparteien sich primär als alternative sozialistische Partei-
en de�nierten und ökologische Aspekte als weiteres Thema aufnahmen, während
Grüne Parteien schon von der Namensgebung her eindeutig als primär ökologi-
sche Parteien auftraten. Dennoch gibt es viele Überschneidungen zwischen diesen
Parteien, welches die eindeutige Identi�zierung schwierig macht, und es ist daher
nachvollziehbar, dass die frühen wissenschaftlichen Beiträge diese Parteien meist
zusammenfassend als eine Gruppe von Parteien untersucht haben. Eine Trennung
dieser beiden Strömungen ist dennoch legitim, da die Grünen Parteien eigene in-
ternationale Kooperationsstrukturen aufbauten, welche im Verlauf der Zeit auch
andere Linksparteien explizit ausschlossen, und es so anscheinend auch bei den
Parteien einen gefühlten Unterschied zwischen kleinen Linksparteien und Grünen
Parteien gab.90

6.1.4. Programmatik Grüner Parteien

Auch wenn die Grünen Parteien im Vergleich unterschiedliche Schwerpunkte setz-
ten, so lassen sich einige zentrale Themen bestimmen, welche von den meisten
Grünen Parteien, wenn auch in unterschiedlicher Ausprägung, getragen wurden.
Generell stellt die Umweltpolitik eines der hervortretenden Themen dar. Das la-
tent existierende Bedürfnis nach einer intakten Umwelt wurde in den sechziger
und siebziger Jahren durch den sich entwickelten �Postmaterialismus� zusätzlich
genährt (siehe Kapitel 7.2.1.2). Durch den ansteigenden Wohlstand fühlten sich
immer gröÿere Bevölkerungsgruppen materiell abgesichert und strebten nach der
Verwirklichung von persönlichen Zielen, welche nicht materieller Natur waren und
auch ökologische Aspekte verfolgten. Dies führte auch dazu, dass eine die öko-
logische Balance gefährdende Politik, welche ein unlimitiertes und unreguliertes
Wirtschaftswachstum zum Ziel hat, immer häu�ger abgelehnt wurde (vgl. Pog-
untke 1989: 179).
Der individuellen Selbstbestimmung wurde innerhalb der Parteien der �New

Politics� ebenfalls ein hoher Stellenwert beigemessen. Zu dieser Selbstbestimmung
gehören Forderungen, welche sich auch im klassischen Liberalismus (o�enes Ab-
treibungs- wie Scheidungsrecht, Respekt vor Minderheiten) wieder�nden. Betont
werden aber dabei die individuellen Freiheiten (minimaler Ein�uss des Staates auf
das Leben des Einzelnen, maximale Toleranz gegenüber 
alternativen' Lebensfor-
men), sowie spezi�sch die Selbstbestimmung der Frau(vgl. Poguntke 1989: 180).

90Zu den Zusammenschlüssen Grüner Parteien siehe Kapitel 6.2.2.
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Aus dem Streben nach einem individualistischen, durch mehr Selbstbestimmung
geprägten Leben, leitet sich auch die Forderung nach einer stärker partizipatori-
schen Demokratie ab. Ausgehend vom Konzept der Basisdemokratie sollte die
politische Entscheidungs�ndung näher an das Individuum gerückt werden. Poli-
tische Entscheidungen sollen dabei möglichst basisnah getro�en werden und hö-
here Ebenen nur dann einbezogen werden, wenn dies unbedingt nötig erscheint.
Ziel der Einführung basisdemokratischer Strukturen sollte es dabei sein, durch die
Verteilung der Macht auf mehrere politische Einheiten ein Höchstmaÿ an Parti-
zipationsmöglichkeiten zu erreichen, um Politik transparenter und verständlicher
zu machen (vgl. Poguntke 1989: 180f).
Die Parteien der �New Politics� wurden �sowohl empirisch als auch logisch� (Pog-

untke 1987: 374) mit einer linken Politik verbunden. Allerdings ist das Verhältnis
zwischen der traditionellen Linken und den Grünen Parteien kompliziert: Zwar
sind bei den Grünen Parteien politische Ansätze zu erkennen, welche eher �links�
als �rechts� einzustufen sind: Die Grünen kritisieren wie die Sozialdemokraten die
Folgen des kapitalistischen Systems und befürworten diesbezüglich gesellschaft-
liche Umwandlungen, allerdings wird ein zu starker Korporatismus, wie er von
sozialdemokratischer Seite zur Bekämpfung der durch den Kapitalismus erzeugten
Probleme favorisiert wird, abgelehnt. Dies geschieht vor allem deshalb, weil die Art
und Weise des korporatistischen Handelns durch seine hierarchische und bürokrati-
sche Struktur nicht mit dem Demokratieverständnis Grüner Parteien vereinbar ist.
Auÿerdem lehnten die Grünen Parteien auch die Teile des sozialistischen bzw. so-
zialdemokratischen Denkens ab, welche zwar die Ausbeutung des Menschen durch
den Menschen kritisieren, aber die Ausbeutung der Natur zugunsten des Menschen
gutheiÿen (vgl. Kaelberer 1993).
Letztendlich sorgte auch der Widerstand gegen die stetige Aufrüstung im Allge-

meinen und gegen den NATO-Doppelbeschluss im Besonderen für weiteren Auf-
schwung der Grünen, welche sich mit der Forderung nach einseitiger Abrüstung
pro�lierten, und so auch weite Teile der Friedensbewegung anziehen konnten (vgl.
O'Neill 1997: 5). Der Pazi�smus wurde herausragendes Merkmal vieler neu ent-
stehender Grüner Parteien in den 70er und 80er Jahren.

6.1.4.1. Politischer Stil

Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal der Parteien der �New Politics� gegenüber
anderen Parteien sieht Poguntke in dem �unkonventionellen politischen Stil� (vgl.
Poguntke 1987: 374), welcher von diesen Parteien bevorzugt verfolgt wurde. Dieser
zeichnet sich zum einen in einer partizipatorischen Parteiorganisation wie auch in
einem unkonventionellen Verhalten der Parteimitglieder ab. Unter unkonventionel-
lem Parteiverhalten wird die Teilnahme der Partei an Boykottaufrufen, Demon-
strationen und Blockadeaktionen etc. verstanden. Die partizipatorische Parteior-
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ganisation �ndet ihren Ursprung in der anti-elitären Einstellung der Mitglieder
Grüner Parteien, welche sich gegen die Oligarchisierung innerhalb der Partei wen-
det und eine ausgeprägte basisdemokratische Struktur der Partei fordert.91

6.1.4.2. Typen Grüner Parteien

In der Regel können Parteien aus anderen Parteienfamilien (wie Sozialdemokraten
oder Konservative Parteien) leicht von Grünen Parteien unterschieden werden, da
sie zwar auch ökologische Ziele verfolgen, andere Ziele aber über diese stellen und
auch nach allgemeiner Au�assung nicht als �Grüne Parteien� gelten. Schwieriger
wird es aber bei der Unterscheidung zwischen Grünen Parteien und Parteien,
welche von sich aus behaupten, stark ökologisch orientiert zu sein, letztendlich aber
nicht in die unten de�nierte Gruppe von Grünen Parteien eingeordnet werden.
Zudem muss festgestellt werden, dass die Grünen Parteien keineswegs eine ho-

mogene Masse darstellen, und es zwischen diesen Parteien durchaus groÿe Unter-
schiede gibt. O'Neill (1997) versucht, Grüne Parteien anhand von zwei Faktoren zu
typologisieren. Zum einen untersucht er das Verhältnis der jeweiligen Grünen Par-
tei zu den etablierten Parteien, welches sich in dem �radikalen Dilemma� (O'Neill
1997: 16) widerspiegelt. Dabei geht es um die grundlegende Frage, ob die von
den Grünen Parteien verfolgten Ziele im Rahmen des konventionellen Parteien-
modells erreichbar sind, oder ob radikalere Handlungsformen zu deren Durchset-
zung angewandt werden sollen. Zum einen sahen moderate Kräfte es als nötig an,
Kompromisse einzugehen, um überhaupt Teile grüner Programmatik durchsetzen
zu können, welches für radikalere Teile der Grünen Parteien nicht akzeptabel war.
Dabei ging es auch um die Frage, inwieweit sich die Grünen Parteien als konventio-
nelle Parteien sahen oder nicht. Die Vertreter des radikaleren Flügels andererseits
kritisierten die Funktionsweise des politischen Systems allgemein und verstanden
die Grünen als �Anti-System Partei�. Daher standen sie jeder Zusammenarbeit
mit älteren Parteien sehr kritisch gegenüber und konnten der Organisationsform
Partei nur wenig Positives abgewinnen. Dagegen stellten sich moderatere Kräfte
dem Dilemma, welches sich aus dem Wunsch ergab, einerseits an den fundamen-
talen politischen Zielen und Prinzipien fest halten zu wollen, und andererseits von
den Möglichkeiten, die eine Teilnahme an dem �konventionellen politischen Spiel�
(O'Neill 1997: 20) bietet zu pro�tieren, und befürworteten eine solche Teilnahme.
Diese Debatten wurden in jeder Grünen Partei energisch geführt. Die Ergebnisse

dieser Debatten waren jedoch unterschiedlich. Während sich die moderaten Kräfte
in vielen Staaten (z.B. die �Realos� in Deutschland) durchsetzen konnten und die

91Poguntke zählt die Beteiligung der Basis an spezi�schen Entscheidungen, den Zugang aller
Mitglieder zu allen Gremien, die Vermeidung von Ämterhäufung, die Kontrolle der Mandatsträger
sowie das Prinzip der kollektiven Führung zu den Elementen einer basisdemokratisch ausgelegten
Parteistruktur (vgl. Poguntke 1987: 374).
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Grünen Parteien sich nach und nach von Elementen einer �Anti-Parteien Partei�
trennten, blieben die radikaleren Flügel in kleineren Parteien länger bestimmend
(vgl. O'Neill 1997: 15-32).
Als zweites Unterscheidungsmerkmal di�erenziert O'Neill zwischen Öko-sozia-

listischen Parteien auf der einen Seite und solchen Parteien, welche er als �rein
Grüne� Parteien bezeichnet (Pure Greens). Während die Öko-sozialis-tischen Par-
teien ökologische Ziele mit linksorientierten Forderungen verknüpfen, betrachten
rein Grüne Parteien ökologische Fragen als ein für sich stehendes Paradigma, wel-
ches sich jenseits jeglicher sozialer und sonstiger ideologischer Fragen bewegt (vgl.
O'Neill 1997: 33).92

Zu diesen �rein Grünen� Parteien gehörte auch die ÖDP in Deutschland, welche
zuerst als konservative Abspaltung der Grünen im Jahre 1980 entstand. O'Neill
zählt eine Reihe von kleineren Parteien in Spanien, Griechenland, der Schweiz und
Irland zu diesem Parteityp (vgl. O'Neill 1997: 13). Für diese Parteien gilt, dass sie
nie auf nationaler Ebene erfolgreich geworden sind.93

Auch muss eine Abgrenzung hin zu Parteien in der Mitte des Parteienspektrums
gemacht werden. So haben zum Beispiel in Dänemark (Radikale Venstre) und in
den Niederlanden (D66 ) sozialliberale Parteien ebenfalls viele Aspekte der �neuen
Politik� übernommen, und auch ökologische Fragen wurden früh und umfassend in
die Programmatik dieser Parteien einbezogen. Diese Parteien de�nieren sich selber
aber nicht primär als Grüne Parteien und haben auch nicht die Nähe zu Grünen
Parteien in den internationalen Zusammenschlüssen gesucht, so dass diese hier
ebenfalls nicht als zur Familie der Grünen Parteien gehörend betrachtet werden
sollen.

92O'Neill bezeichnet dabei Öko-sozialistische Parteien als �Wassermelonen� in Anspielung auf
die Tatsache, dass die Ober�ächen dieser Parteien ein Grünes Pro�l haben, während die Wurzeln
durchaus auch im Bereich �roter�, sozialistisch geprägter Bewegungen liegen. Dagegen sind die
rein grünen Parteien weit entfernt von jeglicher sozialistischer Idee, weshalb O'Neill diese als
durch und durch grüne �Gurken� bezeichnet.

93Nicht verschwiegen werden soll hier, dass, obwohl im allgemeinen Grüne Parteien heute meist
im linken, beziehungsweise mittleren Teil des Parteienspektrums platziert werden, es auch immer
schon eine rechtsgerichtete ökologische Strömung gegeben hat, deren Abgrenzung zu rechtsextre-
mem Gedankengut teilweise schwierig ist. Eine rechte Strömung lässt sich auch in Deutschland
ausmachen: Herbert Gruhl, welcher 1980 maÿgebend an der Gründung der ÖDP beteiligt war,
trat 1990 wiederum aus dieser aus, da eine von ihm gewünschte Revision eines Beschlusses,
welcher die ÖDP von Rechten Parteien abgrenzte, nicht erfolgreich war. Er gründete daraufhin
den Dachverband Unabhängiger Ökologen Deutschlands (UÖD), welche als rechtsextreme Partei
eingestuft wurde (vgl. Geden (1996: 88), Schulze(2004: 144)). Eine ausführliche Diskussion zu
rechten ökologischen Parteien in Deutschland �ndet sich bei Geden (1996).
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6.2. Identi�zierung Grüner Parteien

Wie aus den vorhergehenden Ausführungen deutlich wird, ist eine einfache De�ni-
tion von �Grünen Parteien� nicht möglich. Vor allem die vor und seit der Gründung
der Parteien entstandenen Überschneidungen mit anderen, stärker linksorientier-
ten Strömungen und Parteien erschweren dieses Unterfangen. Wie also können
�Grüne Parteien� identi�ziert werden?
In der vergleichenden Parteienforschung kann zur Bestimmung von Parteien-

familien das Instrument der gegenseitigen Anerkennung benutzt werden. Dieses
Verfahren beruht dabei auf der Idee, dass Parteien grenzüberschreitend mit Par-
teien ähnlicher Ausrichtung kooperieren, und es so möglich ist, anhand der Analyse
von diesen Kooperationen die ungefähre Positionierung der beteiligten Parteien zu
bestimmen (vgl. Steed & Humphreys 1988).

6.2.1. Auswertung der gegenseitigen Anerkennung

Bei der Identi�zierung von Parteienfamilien können grenzüberschreitende Inter-
aktionen von Parteien in auÿerparlamentarischen europäischen oder globalen Zu-
sammenschlüssen und, wenn auch nur für europäische Parteien innerhalb der EG
/ EU, parlamentarische Zusammenschlüsse im Europaparlament untersucht wer-
den. Dabei wird davon ausgegangen, dass sich in den diversen Parteienbündnissen
jeweils Parteien der gleichen politischen Ausrichtung zusammenschliessen. Auch
wenn dieses System der gegenseitigen Anerkennung nicht immer eindeutige Ergeb-
nisse liefert und stets validiert werden sollte, so kann es doch konkrete Hinweise
bei der Bestimmung unterschiedlicher Gruppen von Parteien geben.
Ein Problem bei der Benutzung des Systems der gegenseitigen Anerkennung

besteht gerade bei neu entstehenden Parteienströmungen darin, dass in der frü-
hen Phase der formellen Zusammenarbeit dieser Parteien auch Parteien anderer
politischer Ausrichtung teilnehmen können, und es erst im Laufe der Zeit zu einer
expliziten Trennung der verschiedenen Parteien kommt. Dies war zum Beispiel
bei der ersten zentral koordinierten, grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von
Grünen Parteien der Fall: In der KGRP, der Koordination Grüner und Radikaler
Parteien in Europa, waren sowohl neu entstandene Grüne Parteien, wie auch et-
was ältere, stärker links orientierte Radikale Parteien (Partito Radikale, Italien und
die Politieke Partij Radikalen � PPR, Niederlande) Mitglieder. Ziel des Zusam-
menschlusses war es unter anderem, die Kontakte zwischen Grünen und Radikalen
Parteien zu koordinieren und auch eine gemeinsame Fraktion im Europaparlament
zu gründen (vgl. Dietz 1997: 40).94

94Die KGRP zerbrach 1982 an den unterschiedlichen politischen Erwartungen der Radikalen
und der Grünen an die Zusammenarbeit in der KGRP. Die Grünen organisierten sich ohne die
radikalen Parteien in der EGC, der European Green Coordination, neu (vgl. Dietz 1997: 43-45).
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Ein zweites Problem bei der Berücksichtigung der gegenseitigen Anerkennung
besteht darin, dass unter Umständen nicht alle Parteien erkannt werden können,
welche zu einer bestimmten Parteienfamilie gehören. Da Parteien nicht unbe-
dingt dem jeweilig einschlägigen Zusammenschluss angehören müssen, kann es zu
�falschen Negativen� kommen, wenn eine Partei, welche inhaltlich durchaus als Teil
einer Parteienfamilie zu identi�zieren ist, formell nicht an der internationalen Zu-
sammenarbeit teilnimmt. Dies kann bei neuentstehenden Parteienfamilien daran
liegen, dass der jeweilige Zusammenschluss noch nicht bekannt genug ist, bezie-
hungsweise als nicht wichtig genug erachtet wird und somit potentielle Kandidaten
keine Bemühungen unternehmen, aufgenommen zu werden.95

Andererseits können auch Parteien gezielt aus den jeweiligen Bündnissen fernge-
halten werden. So existierte in der Sozialistischen Internationale das Exklusions-
prinzip, welches nur ein Mitglied pro Land zulieÿ (vgl. Steed & Humphreys 1988:
402). Ein solches Exklusionsprinzip scheint aber bei den Grünen Parteien nicht
angewendet worden zu sein, da die EGC bei ihrer Gründung 1983 zwei Mitglieder
aus Frankreich (Les Vérts � Confédération Ecologiste und Les Vérts � Parti Eco-
logiste) und auch aus Belgien (ECOLO und AGALEV ) hatte (vgl. Dietz 1997:
46). Dafür unterlagen sämtliche Aufnahmen in die EGC dem geltenden Einstim-
migkeitsprinzip, welches in dem in diesem Zusammenhang untersuchtem Zeitraum
bis 1989 vor allem bei der Aufnahme von Parteien aus Portugal und Spanien zu
ausführlichen Diskussionen innerhalb der EGC führte (vgl. Dietz 1997: 52).
Eine weitere Möglichkeit zur Erkennung von �Grünen Parteien� durch die An-

wendung des Systems der gegenseitigen Anerkennung bestünde in der Analyse von
parlamentarischen Zusammenschlüssen, hier der Fraktionen im Europaparlament.
Dieses erweist sich aber in diesem Fall als ungeeignet: Sieht man von der Proble-
matik ab, dass in diesem nur Parteien aus den Staaten der EG organisiert sein
konnten,96 muss vor einer voreiligen Operationalisierung entsprechender Frakti-
onszusammensetzungen gewarnt werden: Da die Grünen Parteien zunächst nur
mit sehr wenigen Abgeordneten im Europaparlament vertreten waren, schlossen
sie sich einer sogannten technischen Fraktion an. Technische Fraktionen bestehen
aus Abgeordneten von Parteien, welche nicht von sich aus Fraktionsstärke im Eu-
ropaparlament erlangen konnten. Diese Abgeordneten bildeten mit Abgeordneten
von Parteien, für die das Gleiche zutraf, eine Fraktion, um an die an den Frakti-
onsstatus gebundenen Leistungen des Europaparlaments zu gelangen.97

95Oskar Niedermayer hat bereits früh zu der Entstehung von �Europäischen Parteien� und
deren Restriktionen gearbeitet (Niedermayer 1983). Neuere Analysen zu der supranationalen
Zusammenarbeit von Parteien �nden sich u.a. bei Delwit (2001), Johansson (2002), Hix (2002)
und Kreppel (2002).

96Am Ende des hier untersuchten Zeitraums machten diese 15 der 22 untersuchten Staaten
aus.

97Dazu gehören laut Dietz (1997: 180) die Teilnahme der Fraktionsvorsitzenden am erweiter-
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Dies galt auch für die Regenbogenfraktion im zweiten direkt gewählten Europa-
parlament (1984-1989), in welcher die neun gewählten Vertreter Grüner Parteien
zusammen mit vier radikalen Abgeordneten sowie vier dänischen Parlamentariern
der �Volksbewegung gegen die EG� sowie zwei Vertretern der �ämisch regionalisti-
schen Volksunie (VU) aus Belgien und einem sardischen Regionalisten organisiert
waren (vgl. Dietz 1997: 180).98

Da die Gründung der Regenbogenfraktion weniger durch politische Gemeinsam-
keiten motiviert, sondern vielmehr rein pragmatischer Natur war, um entsprechen-
de Vorteile im Europaparlament geniessen zu können, scheint für die 80er Jahre die
Benutzung der Fraktionen im Europaparlament zur Bestimmung der gegenseitigen
Anerkennung nicht geeignet zu sein.

6.2.2. Europäische Zusammenarbeit Grüner Parteien

Die Bemühungen Grüner Parteien zur Bildung von grenzüberschreitenden Ko-
operationsstrukturen hat bislang zur Gründung von vier, sich zeitlich ablösenden
Organisationen geführt:99

• �Platform of ecopolitical action for a peaceful change of Europe�
(P.E.A.C.E., 1979-1980)

• �Koordination grüner und radikaler Parteien in Europe�
(KGRP, 1980 � 1982)

• �European Green Coordination� (EGC, 1983 � 1993)

• �European Federation of Green Parties� (EGF, ab 1994)

ten Präsidium des Europaparlamentes, die Bezahlung von Bediensteten auf Zeit, die Nutzungs-
möglichkeit von Dolmetschern und Räumlichkeiten des Europaparlamentes sowie der Zugang zu
der Druckerei des Europaparlamentes und die Möglichkeit, auÿerhalb von Brüssel und Straÿ-
burg auf Kosten des Europaparlamentes Fraktionssitzungen abzuhalten. Für diese Gruppen gilt
aber, dass sie ein Mindestmaÿ an politischer A�nität aufweisen müssen, weshalb im Jahre 1999
der Zusammenschluss von französichen Abgeordneten der rechtspopulistischen Front National
mit Abgeordeten der italischen Radikalen Liste Emma Bonino zu einer technischen Fraktion
abgelehnt wurde (vgl. Judge & Earnshaw 2003: 119-121). Diese Forderung schien aber für die
Regenbogenfraktion erfüllt gewesen zu sein. Zur Entstehung der Regenbogenfraktion siehe auch
Buck (1989).

981984 wurden sieben Parlamentarier der deutschen Grünen sowie zwei belgische Grüne in
das Europaparlament gewählt. Auÿerdem bestand die GRAEL-Liste aus vier weiteren Parla-
mentsmitgliedern radikaler Parteien, weshalb sich die beiden belgischen Grünen zwar in der
Regenbogenfraktion, aber nicht in der GRAEL Untergruppe beteiligten, da vor allem die wal-
lonischen Grünen (ECOLO) nicht bereit waren, mit ihrem Verständnis nach kommunistischen
Parteien zusammen zu arbeiten (vgl. Dietz 1997: 182).

99Die Geschichte dieser Zusammenschlüsse lässt sich den sehr ausführlichen Darstellungen von
Thomas Dietz entnehmen, welcher in seiner Dissertation über �[d]ie Grenzüberschreitenden In-
teraktionen Grüner Parteien in Europa� (1997) eine ausführliche Analyse der parlamentarischen
und ausserparlamentarischen Interaktion Grüner Parteien in Europa erstellt hat.
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Die ersten beiden Zusammenschlüsse organisierten laut Dietz (1997) sowohl
Grüne wie auch kleine Linksparteien und sind somit als Bestimmungshilfe für
Grüne Parteien nicht geeignet. Dagegen können die EGC sowie die EGF für die-
sen Zweck benutzt werden, da diese sich von Anfang an als Koorperation aussch-
liesslich Grüner Parteien verstanden, zu deren Gründungstre�en im März 1983
auch explizit keine Vertreter der bislang in der KGRP ebenfalls mitorganisierten
Radikalen Parteien eingeladen worden waren.

Da die parlamentarischen Zusammenschlüsse nicht zur Klassi�zierung herange-
zogen werden können, bleibt zur Bestimmung Grüner Parteien in den 80er Jahren
noch die EGC. Diese ist gut für dieses Vorhaben geeignet, da es sich um einen
Zusammenschluss ausschlieÿlich Grüner Parteien handelt, welches eine einfache
Bestimmung Grüner Parteien erlaubt. Die Mitglieder der EGC mit dem Jahr ih-
res Beitrittes können Tabelle 6.1 entnommen werden.

Tabelle 6.1.: Mitglieder der European Green Federation 1983-1989

Partei Staat Jahr des Beitrittes
Ecology Party GB 1983*
Les Verts - Confédération Ecologiste Frankreich 1983*
Les Verts - Parti Ecologiste Frankreich 1983*
Ecology Party Irland 1983*
ECOLO Belgien 1983*
AGALEV Belgien 1983*
De Groenen Niederlande 1984
Dei Greng Alternativ Luxemburg 1984
De Grønne Dänemark 1985
Die GRÜNEN Deutschland 1987
Grüne Partei der Schweiz Schweiz 1987
Vihreä Liitto Finnland 1988
Grüne Alternative Österreich 1988
Los Verdes Spanien 1988
Os Verdes Portugal 1988
MDP - Movimento Democratico Portugues Portugal 1988
Federazione delle Lista Verdi Italien 1989

Quelle: Dietz (1997: 45-54). Gründungsmitglieder sind mit einem * markiert.

In den ersten Jahren der EGC ab 1990 traten vor allem eine Vielzahl von ost-
europäischen Grünen Parteien der EGC bei. Aus den im Folgenden untersuchten
Fällen traten zwischen 1990 und 1994 die Groen Links (Niederlande), die Föde-
ration der ökologisch-alternativen Organisationen (Griechenland), die Miljøpartiet
de Grønne (Norwegen) und die Gréng Lescht-Ekologisch Inititativ � GLEI (Lu-
xemburg) bei.
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In den hier untersuchten Staaten kann es durchaus Grüne Parteien geben, welche
nicht Mitglied der EGC waren und in das jeweilige Parlament einziehen konnten.
Eine solche Partei lässt sich aber bei der Betrachtung der Zusammensetzung der
Parlamente der westeuropäischen Staaten in dem in Frage kommenenden Zeitraum
nicht erkennen, so dass die Liste der EGC Mitglieder als Liste der möglichen
erfolgreichen Grünen Parteien in Westeuropa übernommen werden kann.

6.2.3. Grüne Parteien ausserhalb Westeuropas

Für die vier nichteuropäischen Fälle kann eine Klassi�zierung über die Mitglied-
schaft in der EGC nicht vorgenommen werden. Um festzustellen, welche Parteien
in Australien, Kanada, Neuseeland und den USA als Grüne Partei einzustufen
sind, kann dennoch das System der gegenseitigen Anerkennung benutzt werden,
da es auch einen weltweiten Zusammenschluss Grüner Parteien, die Global Greens,
gibt. Laut Mitgliederliste gibt es in allen vier Staaten heute Grüne Parteien.100

Für alle diese Parteien gilt aber, dass sie in den achtziger Jahren nicht in die
jeweiligen nationalen Parlamente gewählt worden sind.
Auch für diese Fälle gilt, dass das System der gegenseitigen Anerkennung nicht

eine vollständige Liste Grüner Parteien ergeben muss, da es durchaus weitere Par-
teien geben kann, welche als Grüne Parteien einzustufen sind, die aber nicht Mit-
glied bei den Global Greens sind. Für die Anwendung von MVQCA spielen derlei
Überlegungen allerdings nur eine nachrangige Bedeutung. Wichtig ist es hier, dass
für alle auÿereuropäischen Fälle gilt, dass es bis 1989 keine Partei in den Parla-
menten dieser Staaten gab, welche mit Grünen Parteien in Verbindung gebracht
werden kann. Daher kann für alle nichteuropäischen Staaten in diesem Datensatz
festgelegt werden, dass es in diesen keine erfolgreiche Grüne Partei in den achtziger
Jahren gab.

6.3. Wahlerfolg als abhängige Variable

Als abhängige Variable wird im Folgenden der Erfolg Grüner Parteien betrachtet.
Dieser basiert auf den Wahlergebnissen der jeweiligen Parteien zu den nationa-
len Parlamenten. Dabei wird aber in der MVQCA Analyse keine rein mechanische
Projektion der Wahlergebnisse auf einer quantitativen Skala durchgeführt, sondern
eine qualitativ begründete Bewertung des Erfolgs der Grünen Parteien vorgenom-
men.
100Laut Au�istung auf der Webseite der Global Greens sind die Australian Greens, die Green

Party of Canada/Parti Vert du Canada, die Green Party of Aotearoa New Zealand sowie die
Green Party of the United States Mitglied einer der regionalen Verbände von Grünen Parteien,
welche sich wiederum zu den Global Greens zusammen geschlossen haben (siehe Global Greens
(2006)).
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Der Erfolg wird als eine qualitativ de�nierte, dichotom kodierte Variable gemes-
sen, welche angibt, ob in einem Staat eine Grüne Partei nachhaltig in das jeweilige
nationale Parlament Einzug erhalten hat oder nicht. Eine rein mechanische Pro-
jektion unter der Verwendung eines Schwellenwertes zur Unterscheidung zwischen
erfolgreichen und erfolglosen Grünen Parteien würde unter Umständen zu uner-
wünschten Kodierungen führen: Nimmt man zum Beispiel den Mittelwert aller
Wahlergebnisse der jeweiligen Parteien, so würde man diejenigen Parteien, welche
bereits früh zu Wahlen antraten und bei den ersten Antritten mehrere marginale
Ergebnisse (weniger als 1%) erzielten, aufgrund der gemittelten Werte schlech-
ter einstufen als die Parteien, welche erst relativ spät zu Wahlen antraten und
dabei auf Anhieb einigermaÿen gute Ergebnisse erzielten, obwohl beide Parteien
Ende der achtziger Jahre auf dem gleichen Stimmenniveau lagen: So erreichten
die beiden österreichischen Grünen Parteien zusammen bei zwei Wahlen 1983 und
1986 im Durchschnitt 4,0%, während die �nnischen Grünen aufgrund einer frühen
Wahlbeteiligung im Jahre 1979, bei welcher ein Stimmenanteil von 0,1% erreicht
wurde, im Durchschnitt über drei Wahlen nur auf 1,9% kamen.101 Würden nun die
Durchschnittswerte als Massstab für den Erfolg Grüner Parteien genommen, würde
suggeriert, dass die österreichischen Grünen einen deutlich höheren Erfolg hatten
als die �nnischen Grünen, obwohl die Wahlergebnisse Ende der 80er Jahre ähnlich
waren (Finnland 4,0%, Österreich 4,9%) und sowohl im österreichischen National-
rat wie in dem �nnischen Parlament (Eduskunta) Grüne Abgeordnete vertreten
waren. Wird der Durchschnittswert als abhängige Variable benutzt und werden
diese Werte direkt in die angewandten Regressionsanalysen mit einbezogen, wird
den �nnischen Grünen in der gesamten Studie ein deutlich geringerer Wahlerfolg
zugesprochen als den österreichischen Grünen, obwohl qualitativ gesehen in etwa
der gleiche Erfolg erzielt wurde.
Eine weitere Möglichkeit besteht darin, anstatt von Durchschnittswerten die

101Die Geschichte der österreichischen Grünen ist von Spaltungen geprägt. Anfangs der acht-
ziger kristallisierten sich zwei Grüne Parteien heraus, von denen die eine - die Alternative Liste
Österreich - ALO von O'Neill als öko-sozialistische Partei eingestuft wird, während die Ver-
einte Grüne Österreichs - VGO als �rein grüne�, konservative Partei klassi�ziert wird (O'Neill
(1997: 139-142)). Wurz stuft die VGO teilweise gar als �zum Teil (wie in Niederösterreich) so-
gar rechtsextrem[..]�(Wurz 2004: 112) ein. Im Jahre 1986 traten die beiden Parteien mit einer
gemeinsamen Wahlliste zur Nationalratswahlen an, wobei die ALO den deutlich überragenden
Part dieser Wahlallianz darstellte und sieben der acht Sitze im neugewählten Parlament ein-
nahm. Aus dieser Wahlallianz entstand 1987 eine neue Partei (Die Grüne Alternative DGA),
welche als Ziel hatte, die Zusammenarbeit der Grünen in Österreich zu konsolidieren. Diese Al-
lianz hielt allerdings nur kurze Zeit, da sich ein Teil des konservativen Flügels abspaltete und
die VGO neu belebte. 1990 traten wiederum zwei Grüne Parteien zur Wahl an, wobei nur Die
Grüne Alternative mit 4.8% in den Nationalrat einziehen konnte, während die VGO mit 2.0%
an der 4% Hürde scheiterten (vgl. O'Neill 1997: 141-143). Nach dieser Trennung erfolgte eine
Abgrenzung der DGA gegenüber konservativen Strömungen, welche die Partei in eine stärker
öko-sozialistische Richtung positionierte (vgl. Wurz 2004: 112).
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Höchstwerte der Stimmenanteile zu benutzen. Dies würde zwar auf der einen Seite
unerwünschte E�ekte durch die Verwendung des arithmetischen Mittelwertes ver-
meiden, allerdings würden so Parteien, welche einmal ein sehr hohes Wahlergebnis
erzielen konnten, im Vergleich zu Parteien mit einem stetigen Wählerzuspruch
überbewertet.102

Die Verwendung von Durchschnitts- oder Maximumswerten bei der Einschät-
zung des Erfolges von Grünen Parteien scheint auch deswegen zweifelhaft, da die
genaue Höhe des Wahlergebnisses nichts darüber aussagt, ob eine Partei tatsäch-
lich in das jeweilige Parlament hineingewählt worden ist. Dies ist auch vom jewei-
ligen Wahlverfahren abhängig. Die abhängige Variable ERFOLG soll daher eine
qualitative Variable sein, welche anzeigen soll, ob eine Grüne Partei sich in den
achtziger Jahren nachhaltig im Parlament etablieren konnte. Die Nachhaltigkeit
wird in dem Sinne de�niert, dass die Partei bis 1989 in das jeweilige Parlament
(auf nationaler Ebene) mit mehr als zwei Abgeordneten gewählt wurde und dieser
Wahlerfolg auch Anfang der 90er Jahre nicht abrupt endete.103

6.4. Einstufung des Erfolges Grüner Parteien

In den meisten Fällen ist die Klassi�kation der Fälle als erfolgreich (1) oder nicht
erfolgreich (0) einfach vorzunehmen. In allen Staaten, welche als erfolgreich klas-
si�ziert worden sind, sind bis 1989 Grüne Parteien in das jeweilige nationale Par-
lament eingezogen und dort auch in den neunziger Jahren vertreten gewesen.
Als schwierig erwies sich die Situation in Griechenland und Portugal, wo Abge-

ordnete aus nominell �Grünen Parteien� den Einzug in das Parlament scha�ten,
diese Fälle hier aber dennoch aus unterschiedlichen Gründen als Staaten ohne er-
folgreiche Grüne Partei kodiert wurden. Ebenfalls ambivalent ist die Kodierung
von Frankreich, wo die Grüne Partei zwar bei der Wahl zum Europaparlament
Sitze gewinnen konnte, aber in dem untersuchten Zeitraum bei den Wahlen zur
Nationalversammlung in den achtziger Jahren keine Sitze erziehlt.

102Die hier verwendete Kodierung unterscheidet sich weiterhin von der Kodierung in der im
Folgenden ebenfalls betrachteten Studie von Müller-Rommel (1993a) darin, dass in die Durch-
schnittsberechnung bei Müller-Rommel alle auf nationaler Ebene statt�ndende Wahlen ein�ies-
sen. Hierzu gehören die Wahlen zum europäischen Parlament. Da hier der Einzug in das natio-
nale Parlament untersucht wird, entspricht die Einbeziehung der Wahlen zum Europaparlament
streng genommen nicht der hier benutzten De�nition, so dass diese Wahlen hier nicht berück-
sichtigt werden. Um eine transparente Darstellung der Thesen von Müller-Rommel im Folgenden
zu gewährleisten, wurden daher in Kapitel 7.2 neu berechnete Durschnitts- und Maximumswerte
benutzt, welche nicht die Wahlen zum Europaparlament enthalten. Diese Ergebnisse �nden sich
wie alle anderen Werte im Anhang.
103Diese Schwelle wurde benutzt, um zu vermeiden, dass eine Partei, welche es mit einem

Abgeordneten ins Parlament scha�te, automatisch als erfolgreich angesehen wird. Letztendlich
traf diese Begrenzung nur den griechischen sowie den irischen Fall (siehe Kapitel 6.4.2).
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6.4.1. Staaten mit erfolgreicher Grüner Partei

In Belgien, Deutschland, Finnland, Luxemburg, den Niederlanden, Österreich,
Schweden sowie der Schweiz lässt sich eine Grüne Partei identi�zieren, welche be-
reits in den achtziger Jahren den Einzug in das jeweilige Parlament scha�te. Diese
Länder können daher alle als Fälle mit einer erfolgreichen Grünen Partei kodiert
werden. Für sämtliche Parteien gilt, dass sie Mitglied der EGC waren, Erfolge
bei den Parlamentswahlen hatten, und in der einschlägigen Literatur eindeutig als
Grüne Parteien beschrieben sind.104

Italien

Die italienischen Grünen stellen quantitativ betrachtet die Partei dar, welche die
niedrigsten Wahlergebnisse erzielt hatte, aber hier dennoch als erfolgreiche Grüne
Partei eingestuft wird. Aufgrund des für kleine Parteien günstigen Wahlsystems
reichten im Jahre 1987 2,5% der Wählerstimmen, um mit 13 Sitzen den Einzug
in das italienische Parlament zu sichern. Da die Grünen dies auch zu Beginn der
neunziger Jahre wiederholen konnten, ist das aufgestellte Erfolgskriterium somit
erfüllt.105

6.4.2. Staaten ohne erfolgreiche Grüne Partei

Für Australien, Kanada, Neuseeland, Norwegen, Spanien und die USA ist die
Einordnung relativ einfach vorzunehmen, da es in diesen Staaten keine Grüne
Partei gab, welche das gestellte Erfolgskriterium erfüllen konnte und mit mehr
als einem Abgeordneten in den 80er Jahren in das jeweilige nationale Parlament
einziehen konnte. In Norwegen, Kanada, Spanien und den USA ist dies bis heute

104Es wird hier auf eine detaillierte Vorstellung aller Parteien verzichtet. Eine Au�istung der
entsprechenden Parteien �ndet sich in Tabelle 6.1 auf Seite 113. Für die Argumentation wesentli-
che Fakten werden an der entsprechenden Stelle angegeben. Generell sei zu den Grünen Parteien
in den 80er Jahren auf die jeweiligen Ausführungen bei Michael O'Neill (1997) und Ferdinand
Müller-Rommel (1993a) sowie zu den ganz frühen Entwicklungen bei Sarah Parkin (1987) ver-
wiesen. Die International Encyclopedia of Environmental Politics (Barry & Frankland 2001)
enthält ebenfalls einige knappe Artikel zu ansonsten wenig behandelten Parteien. Zu den beiden
belgischen Grünen Parteien AGALEV und ECOLO siehe Deschouwer (1989), Kitschelt (1989)
sowie Rihoux (1995). Zu den Niederlanden siehe Lucardie et al. (1995) und Voermann (1995).
Zu Luxemburg siehe Koelble (1989). Zu den Grünen in Deutschland siehe Frankland (1995b),
Kitschelt (1989), Klein und Falter (2003), Kleinert (1992, 2004) sowie Tiefenbach (1998). Zu
Österreich siehe Frankland (1995a), Haerpfer (1989) sowie Kreuzer (1990). Zu Österreich siehe
auch Fussnote 101 auf Seite 115. Zu der Schweiz siehe Church (1995), Finger & Hug (1992) so-
wie Kreuzer (1990). Zu Schweden siehe Bennulf (1995), Bennulf & Holmberg (1990) sowie Jahn
(1993).
105Zu den italienischen Grünen siehe unter anderem Diani (1989), O'Neill (1997: 215-236) sowie

Rhodes (1995).
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der Fall, während Grüne Parteien in Australien und Neuseeland in den späten
neunziger Jahren Parlamentssitze gewinnen konnten.106

Griechenland

In Griechenland gewann im Jahr 1989 die Föderation ökologischer Organisationen
einen Parlamentssitz (0,58% Stimmenanteil) und konnte diesen aufgrund einer die
Regierungsbildung verhindernden Pattsituation im Parlament bei der bald folgen-
den Neuwahl im Jahre 1990 mit 0,8% der Stimmen verteidigen. Die Föderation
ökologischer Organisationen war ein Listenzusammenschluss einer groÿen Anzahl
von ökologischen Gruppierungen. Der Versuch der Gründung einer regulären Par-
tei miÿlang aber, welches nach der Wahl 1990 zu der Zersplitterung der Wahlliste
führte. Dies hatte zur Folge, dass keine der Grünen bzw. alternativen Listen 1994
den Einzug in das Parlament scha�te (vgl. Negro 2004: 126, O'Neill 1997:236-247).
Auÿer der 2% Schwelle ist hier somit die geforderte Nachhaltigkeit des Einzugs in
die nationalen Parlamente nicht gegeben, da der eine Sitz nur bis zur Wahl 1994 ge-
halten werden konnte. Auch von anderen Autoren werden die griechischen Grünen
aus mehreren Gründen als chronisch erfolglos eingeordnet (vgl. Demertzis 1995,
Negro 2004: 126, Müller-Rommel 1993: 194). Daher scheint es legitim zu sein, den
griechischen Fall als Fall ohne erfolgreiche Grüne Partei zu kodieren.

Portugal

Der Fall Portugal ist ebenfalls schwierig einzuordnen. Die Partido Os Verdes
begann als von der Kommunistischen Partei (Coligacao Democratica Uniaria �
CDU ) ins Leben gerufener Wahllistenpartner, um neue Wählergruppen zu er-
schliessen. Die CDU musste ihr Wählerpotential verbreitern und versuchte durch
die Einbeziehung von progressiven Gruppen, dieses zu erreichen (vgl. O'Neill 1997:

106Eine ausführliche Beschreibung der beiden ozeanischen Grünen Parteien �ndet sich in
der unverö�entlichten Dissertation von Christine Dann (1999), welche in Auszügen auf der
Webseite der Global Greens einsehbar ist (http://www.globalgreens.info/literature/dann/
chapterfive.html).
Grüne Bewegungen hatten bereits in den frühen neunziger Jahren in Neuseeland mit Vertre-

tern der neuseeländischen Ureinwohner (Maoris) sowie kleineren linken Gruppen zuerst in der
Values Partei und später in der Alliance Partei beachtliche Stimmenanteile bei den Wahlen in
Neuseeland gewinnen können. Einer eigenständigen Grünen Partei, welche auch einen Schwer-
punkt auf die Rechte der Maoris setzt, gelang im Jahre 1999 der Einzug ins Repräsentantenhaus.
Die Green Party of Aotearoa New Zealand gewann sieben Sitze (vgl. Vowles 2002).
In Australien nahm die Grüne Partei in Tasmanien ihren Ursprung, wo auch bereits 1983 der

erste regionale grüne Abgeordnete gewählt wurde. Es dauerte allerdings bis 1996, bis sich die
Grünen etablieren konnten und der erste Grüne Senator in den erstmals nach Verhältniswahlrecht
gewählten Senat gewählt wurde. Zu der Entwicklung der australischen Grünen siehe Turnbull &
Vromen (2004) und Zelko (2006), zu dem Parteiensystem generell siehe McAllister (2002).
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273f.). Daher ist es nicht verwunderlich, dass die Os Verdes in der Ökologiebewe-
gung keinen Rückhalt fand (vgl. Müller-Rommel 1993a: 83). Die Listenvereinigung
von CDU und Os Verdes konnte 1987 12,2 Prozent der Stimmen bei der Wahl zum
nationalen Parlament gewinnen und dieser Erfolg war auch in den neunziger Jah-
ren nachhaltig, wenn auch auf einem etwas geringeren Stimmenniveau. Allerdings
ist es sehr fragwürdig, ob die Os Verdes damit als erfolgreiche Grüne Partei ein-
zustufen ist, da zum einen der Anteil der Sitze, welche an diese Partei in dem
Wahlbündnis gingen, sehr gering war (1987 bekamen die Os Verdes zwei von 31
Sitzen) und zum anderen die sehr enge Verknüpfung zu den Kommunisten die Exi-
stenz einer eigenständigen erfolgreichen Grünen Partei fraglich erscheinen lässt.
O'Neill führt hierzu aus, dass zwar bei der Os Verdes eine ehrliche Hinwendung zu
umweltpolitischen Fragestellungen zu erkennen ist, aber insgesamt der Eindruck
besteht, dass eine freie Debatte über politische Themen nur sehr schwer innerhalb
der Partei zu führen ist, und dass die Partei generell als Ableger der Kommunisten
und Postkommunisten angesehen wird (vgl. O'Neill 1997: 274f.).
Die Movimento Democratico Portuguese (MDP) war das zweite portugisiesche

Mitglied der EGC. Diese Partei hatte ihre politischen Wurzeln in der Umbruchszeit
nach Ende der portugiesischen Diktatur. Nachdem sich die Partei von diversen
linken Gruppen getrennt hatte, welche die MDP zu Beginn führten, wandte sie sich
verstärkt ökologischen Zielen zu (vgl. O'Neill 1997: 273). Abgesehen von der ersten
Wahl 1975, wo die MDP eigenständig vier Sitze im Parlament gewinnen konnte,
trat sie bis 1986 in einer Wahlunion mit den Kommunisten an und konnte so einige
Parlamentssitze gewinnen (vgl. T. D. Mackie & Rose 1991: Table 20.3a). Wie für
Os Verdes ist es aber hier nicht möglich, von einem eigenständigen Wahlerfolg
der MDP zu sprechen, da dieser nur in Wahllisten mit den Kommunisten erfolgen
konnte.
Im folgenden soll daher, trotz der Aufnahme von Os Verdes und MDP in die

European Federation of Green Parties und der Präsenz im portugiesischen Parla-
ment für den Fall Portugal angenommen werden, dass dort keine Grüne Partei in
den achtziger Jahren Erfolg hatte.

Irland

Die irischen Grünen gewannen 1989 zum ersten Mal einen Parlamentssitz im Dáil.
Daher ist die Kodierung Irlands als Fall ohne erfolgreiche Grüne Partei auch durch
die gewählte Operationalisierung begründet, da das Kriterium Einzug in das Par-
lament mit mehr als zwei Abgeordneten nicht erfüllt wurde. Dennoch ist es im
irischen Fall deutlich, dass der politische �Take-O�� dieser Partei erst in den neun-
ziger Jahren stattfand, und es, auch unter Berücksichtigung der Literatur zu den
irischen Grünen zu dieser Zeit, falsch wäre, von einer in den achtziger Jahren
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erfolgreichen irischen Partei zu sprechen (vgl. Farrell 1989).

Frankreich und Groÿbritannien

Bei zwei weiteren Fällen, Groÿbritannien und Frankreich, spielt die De�nition der
abhängigen Variable eine ausschlaggebende Rolle: Die Festlegung des Erfolgs der
jeweiligen Partei wird ausschliesslich über den Parlamentseinzug bestimmt, und es
wird eine Beschränkung auf Wahlen auf der nationalen Ebene vorgenommen. Die
Tatsache, dass die Grünen Parteien in diesen Staaten in den achtziger Jahren nicht
den Einzug in das nationale Parlament scha�ten, aber dennoch bei den Wahlen
zum Europäischen Parlament teilweise über 10% der Stimmen gewinnen konnten,
wird hierbei ausgeblendet.107

Würden diese Ergebnisse mit einbezogen, müsste die Kodierung der abhängigen
Variablen einen anderen Wert annehmen. Dies hätte allerdings auch zu einer Aus-
di�erenzierung der aufgeführten Fälle geführt, da 1989 zumindest in Frankreich
das gute Abschneiden gemessen in gewonnenen Sitzen im Europäischen Parlament
der Les Verts auf das benutzte Verhältniswahlrecht zurückzuführen ist, und dies
in Widerspruch mit dem zur Wahl der Nationalversammlung verwendeten Mehr-
heitswahlrecht steht.108 Würde man dies bei der Fallbestimmung mit einbeziehen,
so müsste je ein Fall für die Wahlen in Frankreich nach dem Mehrheitswahlrecht
sowie nach dem Verhältniswahlrecht gebildet werden.
Im britischen Fall, in welchem die Grüne Partei bei der Europawahl 1989 auf

14,9% kam, aber wegen der Mehrheitswahl keinen Sitz gewann, erreichte die Grü-
ne Partei bei der darauf folgenden Wahl zum Europaparlament 1994 nur 3% und
konnte auf nationaler Ebene in den achtziger wie in den neunziger Jahren nie
mehr als 0,5% erreichen, so dass die in der Variablende�nition geforderte Nach-
haltigkeit des Erfolges nicht erzielt wurde, womit die Ecology Party auch bei der
Berücksichtigung der Europawahlen nicht im oben de�nierten Sinne als erfolgreich
einzustufen ist. Der französische Fall ist bezüglich der Wahlergebnisse in den neun-
ziger Jahren etwas anders gelagert, da Les Verts dort in den neunziger Jahren bei

107Dies war 1989 der Fall, als die britischen und französichen Grünen bei der Wahl zum Eu-
ropaparlament jeweils 14,9% (!) bzw. 10,6% erreichten. Zu den britischen Grünen siehe Rootes
(1995) sowie O'Neill (1997: 283-317).
108Das Wahlrecht wurde in Frankreich �unbedenklich als Instrument in der politischen Ausein-

andersetzung eingesetzt� (Nohlen 2000: 283), und veränderte sich in der Vergangenheit öfters.
In dem in diesem Kapitel untersuchten Zeitraum (ca. 1970 bis heute) existierte bei der Wahl
zur französischen Nationalversammlung bis 1985 das absolute Mehrheitswahlrecht. Als die regie-
renden Sozialisten unter Mitterand 1985 befürchteten, dass der mehrheitsbildende E�ekt dieses
Wahlrechts wieder dem bürgerlichen Lager zur Macht verhelfen würde, setzten sie das Verhältnis-
wahlrecht in Mehrpersonenwahlkreisen (entsprechend den Departements) durch. Die dann doch
gewählte bürgerliche Regierung unter Chirac kehrte dann im Herbst 1986 zum Mehrheitswahl-
recht zurück (vgl. Nohlen 2000: 295f).
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den Wahlen zur Nationalversammlung 7,6% (1993; kein Sitz) und 6,3% (1997, 7
Sitze) errangen und auch an der Regierung Jospin teilnahmen (zu den französi-
schen Grünen siehe Boy 1999; Rüdig 2001; Faucher 2001; Boy 2002).109 Streng
genommen aber erfüllen die französischen Grünen das gestellte Kriterium nicht
(Wahlerfolg in den achtziger Jahren), und werden daher als nicht erfolgreich im
obigen Sinne eingestuft, wobei die angeführten Bedenken bei der späteren Analyse
wieder berücksichtigt werden müssen (siehe Kapitel 8.5).

Dänemark und Island

Sowohl in Island wie auch in Dänemark hängt die Klassi�kation der abhängigen
Variable stark davon ab, welche Parteien als �Grüne Parteien� de�niert werden
und welche nicht. In Island gründete sich in den achtziger Jahren keine explizit
Grüne Partei, allerdings wies die Frauenallianz einige Gemeinsamkeiten zu Grünen
Parteien auf. Sara Parkin bezeichnet die Frauenallianz �as Green as Green can be�
(Parkin 1987: 236), und Francis Jacobs berichtet, dass die Frauenallianz vermehrt
ökologische Forderungen in ihre Parteiprogrammatik einband (vgl. Jacobs 1989:
563). Dennoch wird diese Partei hier nicht als Grüne Partei angesehen, da sie
weder in der einschlägigen Literatur zu Island als solche bezeichnet wird (vgl.
Eythorsson & Jahn 2003), noch Mitglied der Global Greens oder der Föderation
Grüner Parteien in Europa war oder ist.110

Auch die Grünen in Dänemark scha�ten es bislang nie in den Folketing. Strittig
ist allerdings für diesen Fall, inwieweit die Enhedsliste (Einheitsliste) als Grüne
Partei bezeichnet werden kann. In den späten achtziger Jahren wurde in Dänemark
der Versuch unternommen, die vielen kleinen Linksparteien zu sammeln, und auch
die Grüne Partei Dänemarks (De Grønne) war an einer solchen Zusammenarbeit
interessiert, nahm aber an der Gründung 1989 nicht teil und trat weiterhin als
eigenständige Partei an.111 Daher wird auch Dänemark als Fall ohne erfolgreiche
Grüne Partei kodiert.

109Wegen dem Mehrheitswahlrecht ist das Gewinnen eines Sitzes in der französischen Natio-
nalversammlung aus eigener Kraft der Les Verts nur schwer vorstellbar, weshalb die Kandidaten
von Les Verts auf Wahlabsprachen angewiesen sind. Die Kandidaten der Les Verts konnten
nur dort gewählt werden, wo die Sozialisten auf eigene Kandidaten verzichteten. Dies war in 29
Wahlkreisen der Fall, Les Verts verzichtete dagegen in 106 Wahlkreisen auf eigene Kandidaten
(vgl. Rüdig 2001: 13).
110Erst 1999 entstand die links-Grüne Allianz (Vinstrihrey�ngin - grænt framboð) als Zusam-

menschluss dreier links-orientierter Parteien (Sozialdemokraten, Volksallianz und Frauen Alli-
anz). Diese konnte mit 9,1% in den Althing einziehen (vgl. Hardason & Kristinsson 2000).
111O'Neill schreibt zwar, dass die Grünen seit 1989 mit Kommunisten und weiteren Links-

gruppierungen in der Einheitsliste kooperieren (vgl. O'Neill 1997: 376). Glaubt man aber der
Selbstdarstellung der Einheitsliste, so ist dies nicht der Fall, da die Grünen von der geplanten
Mitarbeit bereits vor der Gründung der Einheitsliste zurückgetreten sind (vgl. Clausen 2006).
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Tabelle 6.2.: Wahlerfolge Grüner Parteien bei Wahlen zu nationalen Parlamenten
in den achtziger Jahren

Kriterium erfüllt Kriterium nicht erfüllt
Belgien (4,5%-13,6%, 9 Sitze 1987)
Deutschland (1,5%- 8,4%, 44 Sitze 1987)
Finnland (1,5%-4,0%, 4 Sitze 1987)
Italien (2,5%, 13 Sitze 1987)
Luxemburg (5,8%-8,6%, 4 Sitze 1989)
Niederlande (4,1%, 6 Sitze 1989)
Österreich (3,2%-4,8%, 8 Sitze 1986)
Schweden (5,5%, 20 Sitze 1988)
Schweiz (6,4%-8,3%, 7 Sitze 1986)

Australien
Dänemark (1,2%)
Frankreich (0,4%-3,4%)
Griechenland (0,6%, 1 Sitz 1989)
Groÿbritannien (0,1%-1,3%)
Irland (0,2%-1,5%, 1 Sitz 1989)
Island
Kanada
Neuseeland
Norwegen
Portugal*
Spanien (0,4%-1,7%)
USA

Wahlergebnisse in Prozent der Gesamtstimmen, in Klammern die maximale Abgeordnetenzahl
mit Jahresangabe. Die einzelnen Wahlergebnisse sowie Quellen �nden sich in Tabelle A.1. Zu
Portugal siehe Kapitel 6.4.2.

Klassi�zierung der Fälle

Ausgehend von den in Kapitel 6.4 getro�enen Kodierungen, lassen sich, wie in
Tabelle 6.2 dargestellt, die Länder in neun Staaten mit erfolgreicher und 13 Staaten
ohne erfolgreiche Grüne Partei aufteilen. Dabei muss aber beachtet werden, dass
diese Einstufung in einigen Fällen durch die gewählte Operationalisierung und
auch die qualitative Einschätzung der jeweiligen Situtation bedingt ist.
Diese qualitativen Einstufungen müssen bei den der QCA Analyse folgenden

theoretischen Ausführungen berücksichtigt werden, da die qualitativen Entschei-
dungen über die Einstufung des Erfolges der Parteien einen wesentlichen Ein�uss
auf die letztendlichen Folgerungen aus der QCA Analyse haben können, und so-
mit die Resultate möglicherweise in hohem Grad von den subjektiven Prämissen
abhängig sind.
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Angesichts der umfangreichen Literatur zu einzelnen Grünen Parteien ist die de-
zidiert vergleichende Literatur überschaubar. Es liegen eine Reihe von Monogra-
phien (Parkin 1987; O'Neill 1997; Rihoux 2001; Burchell 2002) sowie Sammelbän-
de (Müller-Rommel 1989; Richardson & Rootes 1995; Delwit & De Waele 1999;
Müller-Rommel & Poguntke 2002) über Grüne Parteien vor, welche aber zum
groÿen Teil deskriptiver Natur und eher Sammlungen von Einzelfallstudien sind.
Auch ist die Anzahl der Studien gering, welche sich der Frage widmen, wie die un-
terschiedlichen Erfolge Grüner Parteien zu erklären sind. Als Ausnahme sind hier
die Studien von Ferdinand Müller-Rommel (1993a) sowie die mit QCA arbeiten-
de Studie von Kent Redding und Jocelyn Viterna (1999) aufzuführen, welche mit
unterschiedlichen Methoden nach Erklärungen für den unterschiedlichen Erfolg
Grüner beziehungsweise links-alternativer Parteien gesucht haben.112

7.1. Bisherige vergleichende Analysen zum Erfolg
Grüner Parteien

Im Folgenden werden diese beiden Studien kurz vorgestellt, um danach ihre Vali-
dität in allen hier untersuchten Fällen zu überprüfen. Hierauf aufbauend sollen die
wichtigsten Erfolgsbedingungen herausgearbeitet werden, und die Analyse unter
Berücksichtigung der neuen, durch MVQCA gegebenen Möglichkeit zur Einbe-
ziehung von mehrwertigen Konditionen verfeinert werden. Die dabei gefundenen
Hinweise auf Erfolgsfaktoren Grüner Parteien dienen der in Kapitel 8 folgenden
Aufstellung eines Erklärungsmodells für den Erfolg Grüner Parteien in den acht-
ziger Jahren, in welches auch weitere, in den beiden Studien nicht berücksichtigte
Konditionen miteinbezogen werden sollen.

112In den letzten Jahren sind schwerpunktmäÿig Verö�entlichungen über die Regierungsbeteili-
gung Grüner Parteien erschienen (Müller-Rommel & Poguntke 2002). Interessanterweise arbeiten
einige davon auch mit QCA (Dumont & Bäck-Hanna 2006; Rihoux 2006). Zum Wandel von Par-
teiensystemen allgemein siehe ausführlich Hauss & Rayside (1978), Harmel & Robertson (1985),
Mair (1997), Lucardie (2000), Hug (2001) und Tavits (2006).
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7.1.1. Regressionsanalysen von Müller-Rommel

In seiner Habilitation zu Grüne Parteien in Westeuropa analysiert Ferdinand
Müller-Rommel (1993a) die Wahlerfolge der Grünen Parteien in 15 westeuropäi-
schen Staaten bis 1989. Diese stellt die umfassendste vergleichende Studie zu dem
Wahlerfolg Grüner Parteien dar. Dabei werden eine Reihe möglicher Erklärungs-
faktoren durch einfache statistische Verfahren überprüft.113 Der Autor verzichtet
dabei bewusst auf den Versuch, inferenzstatistische Aussagen zu erarbeiten, da
zum einen die Fallzahl hierfür zu gering ist, aber zum anderen auch, weil die für
solche Aussagen gebotenen Zufallsstichproben nicht erhoben wurden und die Fälle
als Grundgesamtheit analysiert werden sollten (vgl. Müller-Rommel 1993a: 103).
Als abhängige Variable werden die durchschnittlichen Wahlergebnisse der Grü-

nen Parteien benutzt. Wie bereits in Kapitel 6.3 angemerkt wurde, ist diese Ope-
rationalisierung problematisch, da hierdurch die Parteien schlechter bewertet wer-
den, welche bereits früh zu Wahlen antraten und dabei nur sehr geringe Wahlergeb-
nisse erzielen konnten. Daher sollen bei den folgenden statistischen Diskussionen
auch zusätzlich die maximalen Wahlergebnisse berücksichtigt werden.
Müller-Rommel stellt fest, dass es vielschichtige Ursachen für den unterschied-

lich hohen Wahlerfolg der Grünen Parteien gab, und er fasst diese Ergebnisse in
sechs Einzelergebnissen zusammen. Zuerst wird festgestellt, dass die meist vermu-
teten Zusammenhänge zwischen dem sozio-ökonomischen System und dem Wahl-
erfolg Grüner Parteien nicht zutre�en. So kann kein Zusammenhang zwischen dem
Anteil der städtischen Bevölkerung, dem Anteil der Beschäftigten in den Dienstlei-
stungsbranchen, dem Wirtschaftswachstum sowie der Arbeitslosenquote einerseits
und den Wahlerfolgen Grüner Parteien andererseits festgestellt werden. Allerdings
ist zwischen den Faktoren Bevölkerungsdichte, In�ationsrate und industrielle Er-
werbsarbeit und dem Wahlerfolg Grüner Parteien durchaus ein statistischer Zu-
sammenhang zu beobachten: Bei der Anwendung von multiplen Regressionsver-
fahren hat sich die positive Korrelation zwischen der Bevölkerungsdichte und dem
Erfolg Grüner Parteien als am stärksten herausgestellt (vgl. Müller-Rommel 1993a:
104-114).
Zwischen den Strukturen des politischen Systems und dem Wahlerfolg Grüner

Parteien scheint es ebenfalls einen starken Zusammenhang zu geben. Besonders
stark scheint der Zusammenhang zwischen dem Wahlsystem und dem Wahlerfolg

113In die Analyse gehen 29 erklärende Variablen ein, welche in sechs Analyseblöcke eingeteilt
werden (sozioökonomisches System, politisches System, Parteiensystem, auÿerparlamentarische
Kräftekonstellation, politische Werte und Einstellung sowie parteiinterne Organisationsfähig-
keit). Innerhalb von jedem dieser Blöcke wurden alle Variablen bezüglich ihrer Bedeutung für
den Erfolg Grüner Parteien in einer einfachen Regression überprüft, und dann in einem weiteren
Schritt diejenigen Regressionskoe�zienten in eine multiple Regression einbezogen, deren Wert
die Schwelle von r = 0.40 überschritt. Dabei sollte berechnet werden, welche Faktoren innerhalb
der jeweiligen Blöcke den höchsten Erklärungswert haben (vgl. Müller-Rommel 1993a: 103).
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Grüner Parteien zu sein. Auch die Präsenz einer bürgerlich-dominierten Regie-
rungszusammensetzung sowie die Präsenz von föderalen
Strukturen und das Fehlen einer praktizierten Referendumsdemokratie korrelieren
mit den Wahlergebnissen Grüner Parteien (vgl. Müller-Rommel 1993a: 115-130).

Bezüglich des Parteiensystems stellt Müller-Rommel fest, dass es einen Zusam-
menhang zwischen dem Typ des Parteiensystems und demWahlerfolg Grüner Par-
teien gibt. Grüne Parteien waren vor allem in gemäÿigten Vielparteiensystemen
mit Verhältniswahlrecht erfolgreich, wobei sie auch in polarisierten Parteiensyste-
men, wenn auch mit geringeren Wahlerfolgen vertreten waren. Desweiteren scheint
es auch einen negativen Zusammenhang zwischen dem Wahlerfolg Grüner Partei-
en und starken Wähler�uktationen zu geben, da die Grünen Parteien in Ländern
mit hoher Wähler�uktation keine wesentlichen Stimmengewinne aufweisen können
(vgl. Müller-Rommel 1993a: 137-141).

Die vierte Dimension beleuchtet den Zusammenhang zwischen auÿerparlamen-
tarischen Kräfteverhältnissen und dem Wahlerfolg Grüner Parteien, wobei sich
herausstellt, dass vor allem die Stärke der neuen sozialen Bewegungen einen po-
sitiven Ein�uss auf die Wahlergebnisse der Grünen Parteien hatte, während die
Stärke neokorporatistischer Strukturen und die Stärke des Regionalismus unter-
geordnete Erklärungsfaktoren sind (vgl. Müller-Rommel 1993a: 146-161).

Ein starker Zusammenhang �ndet sich auch zwischen dem Anteil der Wähler,
welche eine �Neue� Werteorientierung aufwiesen und dem Wahlerfolg Grüner Par-
teien. Desweiteren stellt Müller-Rommel fest, dass es einen statistischen Zusam-
menhang zwischen dem Misstrauen gegenüber den Parlamenten und dem Wahl-
erfolg Grüner Parteien gibt: Je niedriger das Vertrauen, desto höher die Wahler-
folge Grüner Parteien. Überraschenderweise ist kein statistischer Zusammenhang
zwischen dem allgemeinen Umweltbewusstsein und den Wahlerfolgen der Grünen
Parteien festzustellen (vgl. Müller-Rommel 1993a: 162-171).

Letztlich scheint es einen wenn auch schwachen, inversiven Zusammenhang zwi-
schen den innerparteilichen Kon�ikten (Flügelkämpfe) und den Erfolgen Grüner
Parteien zu geben: Dort, wo starke innerparteiliche Kon�ikte ausgetragen wurden,
waren die Wahlerfolge geringer. Nur eine geringe Bedeutung scheint die Art der
Parteien�nanzierung sowie der Organisationsgrad der Grünen Parteien für den
Wahlerfolg zu haben(vgl. Müller-Rommel 1993a: 172-182).

Viele der von Müller-Rommel untersuchten Variablen scheinen eine gewisse Be-
deutung für den Erfolg Grüner Parteien gehabt zu haben, allerdings gibt es keine
Variable, die allein den Erfolg Grüner Parteien erklären kann. In den folgenden
Ausführungen soll daher auch versucht werden, ob es möglich ist, eine komplexe
Erklärung unter Einbeziehung mehrerer Konditionen durch MVQCA zu �nden,
welche die Teilergebnisse dieser Studie besser erklären lässt.
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7.1.2. QCA Studie von Redding und Viterna

In ihrer Studie zur Erklärung des Erfolges von links-libertären Parteien benutzen
Kent Redding und Jocelyn Viterna (1999) QCA zur Bestimmung der Erfolgsfak-
toren dieser Parteien in 18 Staaten. Getrennt wurde für die achtziger und neun-
ziger Jahre nach möglichen Faktoren gesucht, welche den Erfolg dieser Parteien
erklären können. Die Fallauswahl stimmt mit der Fallauswahl der in Kapitel 6.1.3
erwähnten Studie von Kitschelt (1988) überein und die Autoren übernehmen auch
die De�nition von links-libertären Parteien von Kitschelt. Dabei werden kleinere
Staaten (wie Island und Luxemburg) ebenso ausgeschlossen wie Staaten, die erst
spät zu Demokratien wurden (Griechenland, Portugal, Spanien).
Als mögliche erklärende Variablen schlieÿen Redding und Viterna sowohl nach-

frage- wie auch angebotsorientierte Variablen mit in die Analyse ein und berück-
sichtigen zusätzlich noch das geltende Wahlrecht. So gehen die Autoren der Argu-
mentation Ingleharts (1977, 1997) nach, dass es in wohlhabenderen Staaten eher
zu einer Verbreitung von postmaterialistischen Werten kommt, welches wieder-
um zur Gründung und Nachfrage von links-libertären Parteien führt, da gerade
diese postmaterialistische Werte politisch vertreten. Diese nachfrageorientierten
Variablen werden anhand des Pro Kopf Bruttoinlandsprodukts (BIP) sowie dem
Ausmaÿ der sozialen Absicherung operationalisiert.
Als angebotsorientierte Variablen wurden zwei unterschiedliche Variablen ein-

gebunden. Zum einen wird angenommen, dass ein hoher Grad an Korporatismus
sowie eine längerfristige Teilnahme von linken Parteien an Regierungskoalitionen
für die Chancen links-libertärer Parteien förderlich seien, da dieses zu einer gerin-
geren Fähigkeit wie auch Bereitschaft von Gewerkschaften beziehungsweise linken
Parteien führte, die neuen Forderungen und Ziele von links-libertären Wähler-
gruppen zu vertreten. Korporatistisch organisierte Wohlfahrtsstaaten wirken da-
bei doppelt positiv auf die Chancen von postmaterialistisch orientierten Parteien,
da der Wohlstand in diesen Staaten vermehrt postmaterielle Forderungen hervor-
ruft, aber gerade das Zusammenspiel der Akteure im Korporatismus die Adaption
solcher Forderungen in den politischen Prozess erschwert (vgl. Kitschelt 1999: 182,
siehe auch Todosijevic & Enyedi 2003, siehe auch Kapitel 7.2.2.4).
Letzlich werten Redding und Viterna ebenfalls das angewandte Wahlrecht als

entscheidend für die Wahlchancen links-libertärer Parteien, da neue Parteien in
Staaten mit Verhältniswahlrecht erfolgsversprechendere Aussichten haben, tat-
sächlich auch in das Parlament gewählt zu werden (siehe hierzu Kapitel 7.2.2.1).
In der von Redding und Viterna durchgeführten QCA Analyse erwiesen sich

die fünf Konditionen alle als wichtige Konditionen zur Erklärung des Erfolges
links-libertärer Parteien, da sie alle in die QCA Lösung ein�ieÿen (vgl. Redding
& Viterna 1999: 502).114 Da allerdings zum einen andere Fälle in diese Analyse

114Die Autoren führen die Analyse stets ohne Einbeziehung von hypothetischen Fällen durch,
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einbezogen werden sollen, und zum anderen, wie in diesem Kapitel noch dargestellt
werden soll, bedenkliche Schwellenwerte benutzt worden sind, werden alle fünf
benutzten Variablen hier nochmals auf ihre Stichhaltigkeit bei der Analyse aller
hier berücksichtigten Fälle überprüft.

7.2. Kon�gurationelle Analyse der Erfolgsfaktoren
Grüner Parteien

Die unterschiedlichen Variablen in den Studien von Müller-Rommel sowie Redding
und Viterna sollen in Kapitel 7.3.2 mit MVQCA nach bedeutenden
Hauptimplikanten, welche den Erfolg beziehungsweise den Misserfolg Grüner Par-
teien erklären können, untersucht werden. Da die hier vorliegende Analyse deut-
lich mehr Länder umfasst als die Studie von Müller-Rommel, und im Vergleich zur
Studie von Redding und Viterna teilweise andere Parteien berücksichtigt, sollen
die wesentlichen Faktoren dieser Analysen hier nochmals im Detail für alle hier
untersuchten Fälle neu betrachtet werden und auch die geänderte Wahl der be-
rücksichtigten Parteien soll dabei beachtet werden. Hierzu wurden alle Daten neu
erfasst und etwaige Abweichungen in der Operationalisierung in den folgenden
Ausführungen aufgeführt. Dabei konnten zum Teil die Quellen aus den Origi-
nalstudien verwendet werden, oft mussten aber auch andere Quellen einbezogen
werden, da die Originalquellen nicht alle hier untersuchten Fälle abdeckten. Zur
besseren Nachvollziehbarkeit der Analyse �nden sich alle Daten im Anhang A.2
wieder. Berücksichtigt wurden hierbei sämtliche Variablen in der Studie von Red-
ding und Viterna sowie alle Variablen bei Müller-Rommel, welche deutlich mit
dem Wahlerfolg Grüner Parteien korrelieren.115

7.2.1. Sozioökonomische Bedingungen

Sowohl bei Müller-Rommel wie auch bei Redding und Viterna spielen sozio-ökono-
mische Faktoren als mögliche Erklärung für den Erfolg beziehungsweise Miÿerfolg
Grüner Parteien eine zentrale Rolle.
Bei der Untersuchung des Ein�usses einer Reihe von sozio-ökonomischen Fakto-

ren auf die Wahlergebnisse Grüner Parteien erhält Müller-Rommel für drei Varia-
blen hohe Korrelationskoe�zienten. Es scheint eine bedeutende positive Korrelati-

und erhalten so keine besonders reduzierten Lösungen. Lediglich die Bedeutung aller Konditio-
nen lässt sich bestätigen, da sie stets in der angenommmenen Richtung in die entsprechenden
Ergebnisse ein�iessen.
115Als Schwellenwert wurde hierzu ein Wert von r > 0.4 bzw. r < −0.4 angewendet. Dies

entspricht auch der von Müller-Rommel selber verwendeten Klassi�zierung von bedeutenden
Variablen (vgl. Müller-Rommel 1993a: 103).

127



7. Vergleichende Analyse

on zwischen der Bevölkerungsdichte und den Wahlergebnissen Grüner Parteien zu
geben. Auch die Beschäftigungsstruktur gemessen am Anteil der Beschäftigten in
der Industrie an der gesamten arbeitenden Bevölkerung korreliert mit den Wahler-
gebnissen, ebenso wie es eine negative Korrelation zwischen der In�ationsrate und
den Wahlergebnissen Grüner Parteien zu geben scheint. Diese Tendenz lässt sich
auch bei einer Analyse aller in diese Studie einbezogenen Fälle bestätigen (siehe
Tabelle 7.1).

Tabelle 7.1.: Korrelationen (Pearson's R) zwischen sozio-ökonomischen Variablen
und durchschnittlichem beziehungsweise maximalem Wahlergebnis.

Durchschnittliches
Wahlergebnis

Maximales
Wahlergebnis

Bevölkerungsdichte .65 .55
Industrieanteil an
Gesamtbeschäftigten

.61 .65

In�ation -.32 -.33

Ursprungsdaten und Quellen siehe Tabelle A.2.

Redding und Viterna messen den Wohlstand eines Landes am BIP sowie an
der Höhe der Sozialausgaben. Für diese Variablen lassen sich, wie im Folgenden
gezeigt werden soll, ebenfalls statistische Zusammenhänge zu den Wahlergebnissen
Grüner Parteien berechnen.

7.2.1.1. Bevölkerungsdichte und Industriearbeiterschaft

Sowohl die Bevölkerungsdichte als auch der Anteil der Industriearbeiterschaft an
der gesamten erwerbstätigen Bevölkerung korrelieren deutlich mit den Wahler-
gebnissen der Grünen Parteien (egal, wie diese operationalisiert werden). Theo-
retisch werden die höheren Wahlergebnisse von Grünen Parteien in Staaten mit
hoher Bevölkerungsdichte auf die dort verstärkt auftretenden Umweltprobleme
wie Lärmbelästigung, Müllberge und generell stärkere Verschmutzung der Um-
welt zurückgeführt. Diese stärkere Konfrontierung mit Umweltproblemen führt zu
einem Bewusstseinswandel, von welchem letztendlich die Grünen Parteien pro�-
tieren (vgl. Müller-Rommel 1993a: 104). In die gleiche Richtung könnte man den
Zusammenhang zwischen dem Wahlerfolg Grüner Parteien und dem in der In-
dustrie tätigen Arbeitnehmeranteil deuten: Je höher die Industriedichte in einem
Staat ist, desto höher ist die Umweltbelastung. Dieses führt wiederum zu einer
höheren Konfrontation mit der Umweltproblematik und letztendlich zu höheren
Wahlergebnissen der Grünen.
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Abbildung 7.1.: Streudiagramm: Maximaler Wahlerfolg Grüner Parteien und Be-
völkerungsdichte

Ursprungsdaten und Quellen siehe Tabelle A.2.

Das Streudiagramm in Abbildung 7.1 für die Verteilung der Fälle anhand der
maximalen Wahlergebnisse und der Bevölkerungdichte zeigt an, dass die höchsten
Wahlergebnisse in Staaten mit einer hohen, aber nicht immer sehr hohen Bevöl-
kerungsdichte erzielt wurden, und dass der hohe Regressionskoe�zient auch auf
der Reihe von Fällen mit einer sehr niedriger Bevölkerungsdichte beruht (USA,
Kanada, Island, Norwegen, Neuseeland, Australien), in denen die Grünen Parteien
auf nationaler Ebene kaum Stimmen gewinnen konnten. Diese Fälle mit besonders
niedrigen Werten �ieÿen bei den Berechnungen der Regressionskoe�zienten stark
ein, da beide Werte der Fälle jeweils in der Nähe des Minimums der jeweiligen
Skala zu �nden sind. Andererseits ergibt sich aus den Fällen Schweden und Finn-
land das Problem, dass dies Staaten mit einer sehr geringen Bevölkerungsdichte
sind, in welchen eine Grüne Partei dennoch in das nationale Parlament gewählt
wurde.

Kon�gurationelle Betrachtung der Bevölkerungsdichte und Industriearbeiter-
schaft In der MVQCA Analyse in Kapitel 7.3.2 sollen die beiden Variablen IN-
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DUSTRIE und BEVDICHTE als dreistu�ge Konditionen eingebunden werden,
wobei die Einstufung anhand einer Clusteranalyse erfolgt. Wie aus Tabelle 7.2 zu
entnehmen ist, gibt es in allen Staaten mit hoher Bevölkerungsdichte auÿer Groÿ-
britannien eine erfolgreiche Grüne Partei, während es in Staaten mit mittlerer und
niedriger Bevölkerungsdichte nur wenige erfolgreiche Grüne Parteien gibt. Auch
bei dem Vergleich der dreistu�g kodierten Anteile der Industriearbeiterschaft mit
dem Erfolg Grüner Parteien ist eine gewisse Tendenz zu erkennen, da es kein Land
mit einem hohen Anteil der Beschäftigten in der Industrie gibt, in dem es keine
erfolgreiche Grüne Partei gab und gibt. Andererseits ist auÿer in den Niederlan-
den keine Grüne Partei in einem Staat mit niedrigem Anteil an Industriearbeitern
erfolgreich gewesen.

Tabelle 7.2.: Bevölkerungsdichte / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Hohe
Bevölkerungsdichte
(>140 Einw./km2)

Belgien, Deutschland,
Italien, Luxemburg,
Niederlande, Schweiz

Groÿbritannien

Mittlere Bevölkerungsdichte
(> 40 Einw. / km2

aber <140 Einw. /km2)

Österreich Dänemark, Frankreich,
Griechenland, Irland,
Portugal, Spanien

Niedrige Bevölkerungsdichte
(<40 Einw. / km2)

Finnland, Schweden Australien, Island,
Kanada, Neuseeland,
Norwegen, USA

Quelle: Bevölkerungsdichte ca. 1988 nach dem Fischer Weltalmanach (1990). Die Daten zur
Bevölkerungsdichte sind in Tabelle A.2 aufgeführt.

Tabelle 7.3.: Anteil Industriearbeiter / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Hoher Anteil an
Beschäftigten in der
Industrie (>26%)

Deutschland, Österreich,
Schweiz

-

Mittlerer Anteil
(>22% aber <26%)

Belgien, Finnland,
Italien, Luxemburg,
Schweden

Frankreich, Groÿbritannien,
Island, Portugal,
Spanien

Niedriger Anteil
(<22%)

Niederlande Australien, Dänemark,
Griechenland, Irland,
Kanada, Neuseeland,
Norwegen, USA

Quelle: Anteil der Arbeiter in der verarbeitenden Industrie sowie dem Bergbau nach Daten der
International Labour Organisation (1983�). Stand der Daten sowie Anmerkungen siehe Tabel-
le A.2.
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7.2.1.2. Postmaterialismus

Redding und Viterna räumen wie Müller-Rommel ebenfalls dem Aufkommen post-
materialistischer Werte eine hohe Bedeutung für das Entstehen (erfolgreicher)
Grüner Parteien ein.
Die �Postmaterialismustheorie� nimmt dabei Anleihe bei der durch die Huma-

nistische Psychologie unter anderem von Abraham Maslow begründeten Motiva-
tionstheorie. Allgemein baut Maslow eine mehrstu�ge Bedürfnishierarchie auf, an
deren unterem Ende physiologische Bedürfnisse zum Zwecke der Erhaltung der
Lebensfunktionen stehen, und an deren oberster Stelle der Wunsch nach der Rea-
lisierung ästhetischer Bedürfnisse steht. Zwischen diesen obersten und untersten
Bedürfnissen be�nden sich weitere Stufen, wie das Bedürfnis nach Sicherheit, nach
Liebe, nach Achtung und nach Selbstverwirklichung. Grundgedanke dieser Bedürf-
nishierarchie ist dabei, dass der Mensch diese Bedürfnisse der Reihe nach angeht,
und sich erst den Bedürfnissen einer höheren Stufe zuwendet, wenn die Bedürfnisse
einer unteren Stufe gedeckt sind. Dabei ist es Maslow wichtig, dass die einfacheren
Bedürfnisse nicht zu 100% erfüllt sein müssen, damit sich der Mensch der näch-
sten Stufe zuwendet, sondern es durchaus zu einer Orientierung hin zu höheren
Bedürfnissen kommen kann, wenn eine Stufe für den Einzelnen zu einem Groÿteil
zufriedenstellend erfüllt ist (vgl. Maslow 2005[1954]: 62-87).
Inglehart baut auf diese Bedürfnisstruktur auf, indem er materielle Bedürfnisse

von höheren ästhetischen Bedürfnissen und Bedürfnissen der Selbstverwicklichung
unterscheidet. Kern der �Postmaterialismustheorie� ist, dass diese höheren Bedürf-
nisse erst dann von Menschen verfolgt werden, wenn ihre materiellen Bedürfnisse
subjektiv erfüllt sind. Dabei muss das Individuum das Gefühl haben, dass es mate-
riell wohlgestellt und diese Position auch abgesichert ist. Das Interesse der Wähler
für Parteien, welche postmaterielle Ziele wie eine gröÿere individuelle Selbstbe-
stimmung oder eine nachhaltige Umweltpolitik verfolgen, tritt demnach erst dann
ein, wenn die Wähler materiell abgesichert sind.116

Müller-Rommel stellte für die in seiner Studie aufgeführten Fälle einen starken
Zusammenhang (r = 0.46) zwischen dem Anteil an Wählern mit einer postmateri-
ellen Einstellung und den durchschnittlichen Wahlergebnissen der Grünen Partei-
en fest (vgl. Müller-Rommel 1993a: 164). Problematisch bei der Ausweitung des
Datenbestandes ist aber nun, dass die Datenlage zur Bestimmung des Postmate-
rialistenanteils bei weitem nicht alle Fälle umfasst.
Für die hier untersuchte Zeitspanne liefert nur die 1990-1993 durchgeführte zwei-

te Welle des World Value Survey für die Mehrzahl der Fälle Daten, während die
früher durchgeführten Eurobarometer Erhebungen beziehungsweise die 1981-1983
durchgeführte erste Welle des World Value Survey nicht alle Staaten abdeckte

116Vgl. hierzu Inglehart (1997: 33-36). Zum Postmaterialismus allgemein siehe Abramson und
Inglehart (1995) sowie Inglehart (1981, 1997).
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und auch nicht in jedem Fall die Einstellung zu postmaterialistischen Werten ab-
gefragt wurde.117 Um eine hohe Zahl an fehlenden Werten zu vermeiden, müssten
verschiedene Quellen zur Bestimmung des Anteils an postmaterialistisch einge-
stellten Bürgern benutzt werden, welches möglicherweise zu einer inkonsistenten
Datenlage führen würde. Daher wird hier auf einen Vergleich zwischen dem Anteil
an Postmaterialististen und den Wahlergebnissen Grüner Parteien verzichtet.118

Indirekte Messung postmaterialistischer Einstellungen

Korreliert man das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf 1980 mit dem Erfolg
von Grünen Parteien in den untersuchten Staaten, so ergibt sich in der bivaria-
ten Regression ein positiver Zusammenhang von r=.44 mit den durchschnittlichen
Wahlergebnissen sowie von r=.47 mit den maximalen Wahlergebnissen. Katego-
risiert man das BIP pro Kopf, so bestätigt sich dieser Trend, wie aus Tabelle 7.4
hervorgeht. Dabei wurden die BIP pro Kopf Werte mittels eines einfachen single-
average-cluster Verfahrens (siehe Kapitel 6.1.3) in drei Cluster aufgeteilt.

Tabelle 7.4.: BIP pro Kopf / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Hohes BIP pro Kopf
(> 14000$)

Luxemburg, Schweden,
Schweiz

Island, Norwegen

Mittleres BIP pro Kopf
(>7000$ aber <14000$)

Belgien, Deutschland,
Finnland, Italien,
Niederlande, Österreich

Australien, Dänemark,
Frankreich, Groÿbritannien,
Kanada, USA

Niedriges BIP pro Kopf
(<7000$)

- Griechenland, Irland,
Neuseeland, Portugal,
Spanien

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des International Monetary Fund (2004).

Au�ällig ist hierbei, dass es in der Kategorie der Staaten mit niedrigem BIP
pro Kopf keine einzige erfolgreiche Grüne Partei in den 80er Jahren gab. Dagegen
gibt es in den beiden übrigen Kategorien sowohl erfolgreiche wie erfolglose Grüne
Parteien. Hier scheint also ein geringes BIP pro Kopf eine ausreichende (aber nicht
unbedingt notwendige) Bedingung für das Ausbleiben des Erfolgs Grüner Parteien
in den jeweiligen Staaten zu sein. Der Gegenschluss, also die Annahme, dass ein
mittleres oder hohes BIP für den Erfolg von Grünen Parteien ausreichend ist,

117Die Daten der vier Wellen des World Value Surveys sind mittlerweile als eine Datensamm-
lung verfügbar (siehe European Values Study Group and World Values Survey Association o. J.).
118Auch ist die benutzte Messmethode Gegenstand ausführlicher Debatten gewesen (vgl. Ab-

ramson & Inglehart 1999; Bürklin, Klein & Ruÿ 1994; D. W. Davis & Davenport 1999; Inglehart
& Klingemann 1996).
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scheint aber nicht der Fall zu sein: Es gibt genügend Fälle, in denen zwar ein
mittleres oder hohes BIP zu verzeichnen ist, aber kein Erfolg einer Grünen Partei
im Untersuchungszeitraum vorliegt (u.a. Dänemark, Norwegen, Island, Kanada).
Im Folgenden soll eine einfachere Einbeziehung der Bedürfnishierarchie von

Maslow erfolgen. Anstatt, wie bei der quantitativen Regressionsanalyse nötig, an-
zunehmen, dass der Wähleranteil der Grünen Parteien linear mit dem Wohlstand
einer Gesellschaft wächst, wird angenommen, dass der Wähleranteil steigt, wenn
ein gewisses Maÿ an Wohlstand erreicht worden ist. Dies schlieÿt die Annahme mit
ein, dass der Anteil der Grünen Wähler nicht unbedingt weiter steigen muss, wenn
ein wohlhabendes Land noch reicher wird. Es wird also eine qualitative Unterschei-
dung zwischen (relativ) armen und nicht armen Staaten durchgeführt, während die
Unterschiede zwischen reichen und sehr reichen Staaten nicht in Betracht gezogen
werden.

Sozialausgaben als Wohlfahrtsindikator Da auch gut versorgende Wohlfahrts-
staaten die ökonomische Sicherheit des Einzelnen gewähren, pro�tieren links-liber-
täre Parteien von ausgebauten Wohlfahrtsstrukturen. Gleichzeitig aber bringt ein
umfassender Wohlfahrtsstaat auch eine stärkere Regulierung des Lebens durch ver-
mehrte Bürokratisierung mit sich, gegen welche sich postmaterialistisch orientierte
Personen au�ehnen, da dies auch zu weniger demokratischen Strukturen der Zivil-
gesellschaft führt. Daher existiert imWohlfahrtsstaat nicht nur durch die Scha�ung
von ökonomischer Sicherheit ein breites Wählerpotential links-libertärer Parteien,
sondern auch die starke Regulierung trägt zum Wachstum dieser Parteien bei,
wenn dies zu einer zu starken Regulierung der individuellen Entwicklungschancen
durch den Sozialstaat führt (vgl. Redding & Viterna 1999: 495).
Eine Korrelationsanalyse zwischen den Sozialausgaben (wie bei Redding und

Viterna (1999) gemessen am Anteil von Sozialausgaben am BIP) und dem Erfolg
Grüner Parteien bestätigt diese These. Der statistische Zusammenhang zwischen
den sozialen Ausgaben und den durchschnittlichen Wahlergebnissen (r=.48 ) sowie
den maximalen Wahlergebnissen (r=.58 ) ist sogar noch deutlicher als zwischen
dem BIP pro Kopf und den Wahlergebnissen Grüner Parteien.
Die kategoriale Betrachtung für die Sozialstaatsausgaben ergibt ein ähnliches Bild
wie für das BIP pro Kopf (wenn auch die Fälle in den sechs Feldern der Tabelle
7.5 deutlich von denen in Tabelle 7.4 abweichen). So gibt es wieder keine Fälle
mit einem niedrigen Anteil an Sozialstaatsausgaben, in welchen sich eine Grüne
Partei im Parlament etablieren konnte. Andererseits gibt es für die beiden anderen
Kategorien der Sozialausgaben (mittlerer und hoher Anteil) sowohl Staaten mit
wie ohne erfolgreiche Grüne Parteien.
Allerdings stellt sich bei dieser Variable die Frage, ob die Operationalisierung

der theoretischen Überlegung Rechnung trägt: Redding und Viterna führen aus,
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Tabelle 7.5.: Sozialkosten gemessen am BIP (1980)/ Erfolg Grüner Parteien
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Hoher Anteil an
Sozialkosten
(>20%)

Belgien, Deutschland,
Luxemburg, Niederlande,
Österreich, Schweden

Dänemark, Frankreich

Mittlerer Anteil
(>15% aber <20%)

Finnland, Italien Groÿbritannien,
Irland, Norwegen,
Spanien, Neuseeland

Niedriger Anteil
(<15%)

Schweiz Australien, Griechenland,
Kanada, Portugal, USA

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten der OECD (2004). Für Island konnte kein Wert ermittelt
werden. Die Daten sind in Tabelle A.2 aufgeführt.

dass linkslibertäre Wählerschichten dort entstehen, wo die �nanzielle Sicherheit
durch einen wohlfunktionierenden Sozialstaat gegeben ist. Misst man dies nun
anhand des Anteils der Sozialausgaben am BIP, so ist dieser Wert in Staaten
mit einem hohen BIP, mit hohen Sozialstaatsausgaben unter Umständen genau
so hoch wie in Staaten mit niedrigerem BIP welche, absolut gesehen, deutlich
geringere Sozialausgaben hatten. So haben die Schweiz (14,2%) und Griechenland
(11,5%) 1980 ähnlich hohe Anteile der Sozialausgaben am BIP, aber in der Schweiz
lag die (kaufkraftbereinigte) durchschnittliche Sozialausgabe pro Kopf bei 1908$,
während sie in Griechenland bei nur $821 lag.

Tabelle 7.6.: Kaufkraftbereinigte Sozialkosten pro Kopf (1980) / Erfolg Grüner
Parteien

Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Hoher Anteil an
Sozialkosten
(>1900$)

Belgien, Deutschland,
Luxemburg, Österreich,
Niederlande, Schweden,
Schweiz

Dänemark, Frankreich,
Island

Mittlerer Anteil
(>1250$ aber <1900$)

Finnland,
Italien,

Groÿbritannien, Kanada,
Norwegen, Neuseeland,
USA

Niedriger Anteil
(<1250$)

- Australien, Griechenland,
Irland, Portugal, Spanien

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten der OECD (2004). Zu Island siehe Anmerkung zu Tabel-
le 7.19. Die Ursprungsdaten sind in Tabelle A.2 aufgeführt.

Daher scheint es auch notwendig zu sein, den Umfang des Schutzes des Einzelnen
durch den Staat anhand der kaufkraftbereinigten Sozialausgaben pro Kopf zu be-
rechnen. Mit dieser Operationalisierung verändert sich an der Verteilung in Tabelle
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7.5 überraschend wenig. Lediglich Irland und Spanien fallen aus der Kategorie der
Staaten mit einem mittleren Anteil an Sozialausgaben in die Kategorie der Fälle
mit geringen Sozialausgaben, während Kanada und die USA statt einem niedrigen
Anteil an Sozialausgaben einen mittleren Wert bei den Sozialausgaben pro Kopf
aufweisen. Letztlich steigt noch die Schweiz aus der Gruppe der Staaten mit einem
niedrigen Anteil an Sozialausgaben in die obere Kategorie. Tabelle 7.6 zeigt die
neu berechnete Verteilung auf. Die Schwellenwerte von 1250$ und 1900$ wurden
wiederum durch eine einfache Clusteranalyse berechnet und in TOSMANA mit
dem Thresholdsetter auf Unregelmäÿigkeiten überprüft.

In�ation Den nach der Bevölkerungsdichte zweitstärksten Zusammenhang über-
haupt �ndet Müller-Rommel in der negativen Korrelation zwischen der In�ations-
rate und den Wahlergebnissen Grüner Parteien, welche in seinen Ausführungen
einen Wert von r=-0.67 erreichten (vgl. Müller-Rommel 1993a: 111). Leider bie-
tet der Autor hier keinen kausalen Erklärungsansatz, wieso dies so ist, so dass
lediglich folgende induktiv vorgebrachte Aussage übernommen werden kann: �Ver-
mutlich setzen Wahlverluste für Grüne Parteien ein, wenn in einem nationalen
System die In�ationsrate steigt� (Müller-Rommel 1993a: 110). Allerdings macht
die Tatsache, dass die Parteien in Staaten, in welchen nur sehr geringe (bzw.
gar keine) Wähleranteile für Grüne Parteien feststellbar sind, keine Wählerantei-
le verloren haben, sondern nie hohe Wähleranteile erlangt werden konnten, eine
Neuformulierung dieser These notwendig: Es scheint korrekter zu sein, einfach da-
von auszugehen, dass die Grünen Parteien dann aus noch näher zu bestimmenden
Gründen erfolgreicher waren, wenn die In�ationsrate gering war.119

Die Bedeutung der In�ation tri�t, wenn auch in etwas geringerem Maÿe, auch für
den erweiterten Datensatz mit 22 Staaten zu. Hier korreliert die In�ationsrate mit
r=-0.43 mit dem maximalen Stimmenanteil und r=-0.48 mit dem durchschnitt-
lichen Stimmenanteil Grüner Parteien.120

Eine mögliche Erklärung hierfür lässt sich wiederum aus dem Grundgedanken
des Postmaterialismusansatzes herausarbeiten: Die Daten weisen darauf hin, dass
die Grünen Parteien dort bessere Wahlergebnisse erzielten, wo die In�ation gerin-

119Auch wenn die beiden Aussagen �Vermutlich setzten Wahlverluste für die Grünen ein, wenn
in einem nationalen System die In�ationsrate steigt� und �Grüne Parteien waren dort erfolgreich,
wo die In�ationsrate gering war� ähnlich erscheinen, so sind sie doch grundverschieden, da die
Ursprungsformulierung von Müller-Rommel prädiktiven Charakter hat, während die hier einfa-
cher gestaltete Aussage rein post-dictum erstellt ist (siehe auch die Ausführungen von Taagepera
(2006) zum dem Unterschied zwischen prädiktiven und post-diktiven Aussagen).
120Island wurde hier ausgeschlossen, da es in dem untersuchten Jahrzehnt eine sehr hohe In-

�ationsrate (131% pro Jahr) hatte. Island gilt als Hochin�ationsland und wurde von der Öl-
krise der siebziger Jahre besonders hart getro�en (vgl. Andersen & Gudmundsson 1998: 2-3).
Mit Island sind die Korrelationskoe�zienten etwas geringer (Maximaler Wähleranteil: r=-0.32,
durchschnittlicher Wähleranteil r=-0,36 ).
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Tabelle 7.7.: Jährliche In�ation (1980-1987) / Erfolg Grüner Parteien
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Hohe In�ation
(>10%)

Italien Australien, Griechenland,
Irland, Island, Neuseeland,
Norwegen, Portugal, Spanien

Mittlere In�ation
(>7% aber <10%)

Finnland, Schweden Dänemark, Frankreich,
Kanada, Groÿbritannien

Niedrige In�ation
(<7%)

Belgien, Deutschland
Luxemburg, Österreich
Niederlande, Schweiz

USA

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten des IMF (2004). Die Ursprungsdaten sind in Tabelle A.2
aufgeführt.

ger war. Setzt man voraus, dass eine hohe In�ation als Bedrohung für die persönli-
che wirtschaftliche Lage angesehen wird (vgl. Inglehart 1997: 132-138), dann rückt
bei einer relativ hohen In�ation das Bedürfnis nach ökonomischer Sicherheit (wie-
der) in den Vordergrund, und das Bedürfnis nach der Befriedigung postmaterieller
Wünsche tritt nicht auf. Auch wenn diese Überlegungen stimmig erscheinen, so
muss dennoch darauf hingewiesen werden, dass durchaus auch in Staaten mit mitt-
lerer und hoher In�ationsrate erfolgreiche Grüne Parteien entstanden sind (siehe
Tabelle 7.7).121

7.2.2. Politisches System

Auch bestimmte Aspekte der jeweiligen politischen Systeme sind laut den hier
wiedergegebenen Studien für die Erfolgschancen Grüner Parteien von Bedeutung.

7.2.2.1. Wahlsystem

Wie bereits in den Ausführungen zur Kodierung des Wahlerfolges der Grünen
Parteien in Groÿbritannien und Frankreich angedeutet wurde, spielt das Wahlrecht
eine zentrale Rolle für den Erfolg Grüner Parteien (vgl. Kapitel 6.3).
Die Ausführungen über die Bedeutung des Wahlrechts für die Entwicklung von

Parteiensystemen sind vielfältig.122 Dieter Nohlen stellt schlicht fest: �electoral sy-

121Zum Beispiel waren die Grünen Parteien in Italien (In�ationsrate 16,2%) sowie in Schweden
(9,6%) und Finnland (8,6%) erfolgreich.
122Zu den bedeutenden frühen Werken gehören sicherlich die von Duverger mittlerweile selber

relativierten Wahlgesetze von Duverger (1959, 1986). Weitere bis heute grundlegende Ausfüh-
rungen zu der Bedeutung des Wahlsystems für die Parteiensysteme wurden von Rae (1967) und
Sartori (1986) erstellt. Eine Übersicht über die verschiedenen Erklärungsansätze bietet Dieter
Nohlen in dem Schlusskapitel seines Kompendiums zu Wahlrecht und Parteiensystemen (vgl.
Nohlen 2000: 367-426). Siehe auch Schoen (2005), Schütt-Wetschky (1986) sowie Strohmeier
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stems matter�(Nohlen 2000: 56), merkt dabei aber an, dass die Parteienforschung
sich keineswegs einig ist, welches Wahlrecht welche Konsequenzen hat (vgl. Noh-
len 2000: 54�). Wahlsysteme haben sowohl psychologische wie auch mechanische
Wirkungen auf den Wahlerfolg von Parteien. Mechanische E�ekte (damit sind
E�ekte des Wahlsystems auf die Umsetzung der Stimmenverteilung einer Wahl
auf die Sitzverteilung im Parlament gemeint) treten zum Beispiel dann auf, wenn
aufgrund des Mehrheitswahlrechts eine Partei, welche nicht die absolute Mehrheit
der Stimmen bei einer Wahl gewinnt, dennoch die absolute Mehrheit der Sitze im
Parlament zugesprochen bekommt. Dies war zum Beispiel bei sämtlichen Wahlen
in Groÿbritannien in den Jahren 1945-74 und seit 1979 der Fall. Dort erreichte
die jeweilige Regierungspartei nie 50% der Wählerstimmen, konnte aber aufgrund
des Mehrheitswahlrechts stets die Mehrheit der Sitze gewinnen(vgl. Webb 2002:
17-18). Durch das Wahlverfahren können im Extremfall auch die Mehrheitsver-
hältnisse gewendet werden: So gewannen zum Beispiel die Konservativen bei der
Unterhauswahl in Groÿbritannien im Jahre 1951 zwar insgesamt weniger Stim-
men als Labour, konnten sich aber dennoch eine deutliche Mehrheit im Parlament
sichern.123

Auch die psychologischen Ein�üsse des Wahlsystems auf den Wähler sind zu be-
achten (vgl. Nohlen 2000: 56, kritisch Schoen 2005: 587-596). So führen das Mehr-
heitswahlrecht sowie hohe Sperrklauseln bei Verhältniswahlen dazu, dass Wähler
dazu neigen können, ihre Stimme nicht denjenigen Parteien zu geben, welche in
Gefahr sind, die Sperrklausel nicht zu scha�en, bzw. deren Antreten um mehrere
Mandate in Mehrheitswahlkreisen ho�nungslos erscheint. Schoen führt aus, dass
solche psychologischen E�ekte zwar empirisch nachweisbar sind, allerdings nicht in

(2006). Zur Bedeutung des Wahlrechts für die Entwicklungschancen neuer Parteien im Besonde-
ren siehe Hauss & Rayside (1978), Harmel & Robertson (1985) und Kim & Ohn (1992).
123Die Konservativen erreichten 48,0% der Stimmen, Labour 48,8%. Dennoch konnten die

Konservativen die Mehrheit der Parlamentssitze (321 von 625) gewinnen. Labour erhielt nur 295
Sitze (Daten nach Sturm (1999: 234)). Drastisches Beispiel für eine solche Umkehrung lieferte
auch die Präsidentsschaftswahl in den USA im Jahre 2000. Bei dieser erlangte der Kandidat der
Demokraten, Al Gore, zwar absolut auf nationaler Ebene gut 540.000 Stimmen mehr als der
Kandidat der Republikaner, George W. Bush, welcher aber durch das benutzte wahlmännerba-
sierte Wahlrecht, bei dem der Gewinner der jeweiligen Wahlkreise (hier Bundesstaaten) sämtliche
Verrechnungsstimmen zugesprochen bekommt, dennoch Präsident wurde.
Dabei ist diese Bevorzugung bestimmter Parteien nicht immer die Folge von statischen Wahl-

kreiseinteilungen, welche bestimmte Parteien bevorteilt, sondern kann auch Folge eines geschick-
ten Manipulierens der Wahlkreiseinteilung sein, welches auch als �Gerrymandering� bekannt ist.
Dieses Verfahren ist nach Elbridge Gerry, Gouverneur von Massachusetts benannt, welcher es
1812 mit Hilfe sehr geschickt gesetzter Wahlkreisgrenzen scha�te, sich einen sicheren Wahlkreis
zu bilden. Dabei wird seitens der Partei, welche die Wahlkreiseinteilung bestimmt, versucht,
eigene Kandidaten durch geschickte Wahlkreiseinteilung abzusichern, oder den Ein�uss des po-
litischen Gegners durch die Konzentrierung seiner Wähler in einigen wenigen Wahlkreisen zu
schwächen, da diese dann nur wenige Sitze erhalten können (vgl. Nohlen 2000, 80-82, Falter &
Winkler 2005, 125-129).
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einem Maÿe, welches dies als weitverbreitetes Phänomen klassi�zieren lässt (vgl.
Schoen 2005: 591, siehe hierzu auch Gschwend 2004).
Für die Grünen Parteien haben sich sowohl die Hürden der Mehrheitswahl wie

auch der hohen Sperrklauseln als Probleme herausgestellt: So scheiterten sie in der
Anfangsphase an existierenden Sperrklauseln, wobei diese später oft überwunden
worden sind. Mehrheitswahlrecht hat sich dagegen (mit Ausnahme Frankreichs in
den neunziger Jahren) in allen Fällen als verhindernd für die Wahl von Grünen
Abgeordneten auf nationaler Ebene erwiesen.
Empirisch lässt sich die Annahme bestätigen, dass das Verhältniswahlrecht neue

Parteien begünstigt, gleichzeitig muss aber angemerkt werden, dass die Präsenz
eines solchen Wahlrechts nicht in jedem Fall erfolgreiche Grüne Parteien hervor-
gebracht hat.

Direkte Einbeziehung des Wahlrechts in QCA (MV-)QCA ist darauf ausge-
legt, auch die direkte Einbeziehung von nominalen Variablen als Konditionen zu
ermöglichen. Das Wahlsystem kann direkt als qualitative Kondition in die Analyse
einbezogen werden, ohne dass eine Dummy-Variable wie z.B. der Proportionali-
tätsindex herangezogen werden muss.124 Zur Operationalisierung der Wahlsysteme
(Stand: 1980) wird, wie bei Redding und Viterna eine dichotome Kondition be-
nutzt, welche für Staaten mit Mehrheitswahlrecht den Wert 0 aufweist, während
Staaten mit Verhältniswahl mit 1 kodiert werden.
Verteilt man die Grünen Parteien auf diese zwei Typen der Wahlsysteme (siehe

Tabelle 7.8), so erkennt man, dass in keinem Staat mit Mehrheitswahlrecht eine
Grüne Partei in den 80er Jahren in das jeweilige Parlament gewählt wurde. Das
Mehrheitswahlrecht scheint also ein Ausschlusskriterium für den Erfolg Grüner

124Müller-Rommel stellt fest, dass der Erfolg Grüner Parteien in Staaten mit Mehrheitswahl-
recht interessanterweise dort am höchsten ist, wo die Disproportionalität zwischen Wahlergebnis
und Sitzverteilung im Parlament am höchsten ist (vgl. Müller-Rommel 1993a: 116). Zur Berech-
nung der Disproportionalität wird nach Mackie und Rose die absolute Di�erenz zwischen Anteil
an Wählerstimmen und damit gewonnenen Sitzen berechnet (vgl. T. D. Mackie & Rose 1982:
411). Der Indexwert wird dann durch die Summierung dieser Di�erenzwerte über alle Parteien
berechnet, durch zwei geteilt und dieser Wert dann von 100 Prozent abgezogen. Je näher dieser
Wert an 100 kommt, desto höher ist die Proportionalität zwischen den Wahlergebnissen und der
Sitzverteilung. Leider halten diese Berechnungen nicht stand, da der Rose Proportionality Index
falsch wiedergegeben wird und die in die Regressionsanalyse ein�iessenden Werte anscheinend
auch falsch berechnet wurden (vgl. Müller-Rommel 1993a: 116). Führt man die Berechnungen
mit der korrekten Formel durch, so ergibt sich im entsprechenden Streudiagramm eine willkürlich
erscheinende Verteilung der Fälle, welches durch den berechneten Korrelationkoe�zienten von r
= -.09 für die durchschnittlichen Wahlergebnisse und r=-0.14 für die maximalen Wahlergebnisse
bestätigt wird. Auch die Einbeziehung der ausgelassenen Fälle Dänemark, Norwegen, Portugal,
Island und Spanien ändert dies nicht (r = .05 für beide Operationalisierungen des Wahlergebnis-
ses). Diesen neuen Berechungen nach scheint es also keinen statistisch relevanten Zusammenhang
zwischen der Proportionalität zwischen Wahlergebnis und Sitzverteilung und dem Erfolg Grüner
Parteien zu geben.
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Parteien zu sein. Anders herum ist allerdings der Schluss nicht möglich, da es in
Staaten mit Verhältniswahl sowohl erfolgreiche wie erfolglose Grüne Parteien gab.

Tabelle 7.8.: Wahlrecht / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Verhältniswahlrecht Belgien, Deutschland,
Finnland, Italien,
Luxemburg, Niederlande,
Österreich, Schweden,
Schweiz

Dänemark, Griechenland
Island, Irland, Norwegen,
Portugal, Spanien

Mehrheitswahlrecht - Australien,
Frankreich (Ausnahme 1985),
Groÿbritannien, Kanada,
Neuseeland, USA

Quelle: Zusammenstellung nach Nohlen (2000) und Lijphart (1999: 45).

Es sind noch andere Unterteilungsmöglichkeiten denkbar als die in Tabelle 7.8 an-
gewandte dichotome Aufteilung des Wahlrechts. So könnte auch zwischen Staaten
mit �echter� Verhältniswahl (sämtliche Stimmen werden auf einer Ebene auf Par-
lamentssitze umgerechnet) sowie Staaten mit Wahl (ausschlieÿlich) in Mehrper-
sonenwahlkreisen unterschieden werden. Auch die Höhe der Sperrklausel könnte
zur Unterscheidung der Fälle benutzt werden, allerdings zeigt ein Blick auf die
Staaten, in welchen eine solche Sperrklausel von Belang ist, dass der E�ekt dieser
Sperrklauseln nicht eindeutig zu werten ist: So gab es in Staaten mit einer eher
hohen Sperrklausel sowohl erfolgreiche (BRD, 5% Sperrklausel, Schweden, 4%)
wie auch nicht erfolgreiche (Norwegen, 4%) Grüne Parteien, wie es auch in Staa-
ten mit einer relativ niedrigen Sperrklausel sowohl erfolgreiche (Niederlande, 2

3%
Sperrklausel) wie erfolglose (Dänemark, 2% Sperrklausel) Grüne Parteien gab.

7.2.2.2. Föderale Strukturen

Müller-Rommel (1993a: 198) stellt die These auf, dass Grüne Parteien föderative
Strukturen unmittelbar nach der Parteigründung zu benutzen wussten, und zuerst
erfolgreich auf Landesebene kandidierten und dann, nachdem sie dort Erfahrungen
und Pro�l gewinnen konnten, erfolgreich auf nationaler Ebene antraten. Zusätz-
lich argumentiert Müller-Rommel, dass die Grünen Parteien von einer wachsenden
Unzufriedenheit der Bürger mit der stärker werdenden Politikver�echtung in fö-
deralen Staaten pro�tieren.125 Dabei fällt auf, dass in allen vier föderalen Staaten,

125Diese Argumentation beruht auf Ausführungen von Scharpf et al.(1976) und Lehmbruch
(1976), aus welchen eine politische Starre in föderalen Systemen entstehen muss, da die Vielzahl
an möglichen Vetopositionen in föderalen Staaten (zum Bespiel durch ein zwei Kammersystem)
zu einer faktisch regierenden Groÿen Koalition führt, welches die Möglichkeiten eines politischen
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welche Müller-Rommel in seine Studie aufgenommen hat, erfolgreiche Grüne Par-
teien entstanden.126 Die These, dass Grüne Parteien von föderalen Strukturen
pro�tieren, lässt sich für die von Müller-Rommel ursprünglich untersuchten Fälle
auch durch die Regressionsanalyse bestätigen, die mit einem Wert von r = 0.57
einen Zusammenhang aufweist.

Tabelle 7.9.: Föderalismus / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Föderal Deutschland, Österreich,
Schweiz

Australien, Kanada,
Norwegen, USA

Semi-Föderal Belgien, Niederlande Spanien
Unitaristisch Finnland, Italien,

Luxemburg, Schweden
Dänemark, Frankreich,
Griechenland, Grossbritannien,
Irland, Island, Neuseeland, Portugal

Quelle: Föderalistische Strukturen nach Lijphart (1999: 185-186)

Um einen vergleichbaren Maÿstab für alle hier untersuchten Fälle zu erhalten, wur-
den zur Operationalisierung der Variable Föderalismus die entsprechenden Einstu-
fungen aus Arend Lijphart's Patterns of Democracy (1999) übernommen. Lijphart
unterteilt dabei die Staaten in solche mit einer laut Verfassung formell föderalen
Struktur und solche Staaten, welche unitaristisch konstituiert sind. Dabei wird
noch eine mittlere Kategorie eingeführt, in welche Staaten eingeordnet werden,
für welche diese Unterscheidung nicht eindeutig gemacht werden kann. Lijphart
(1999: 185-186) unterscheidet dabei weiter nach zentralisierten und dezentralisier-
ten Staaten. Um aber eine zu feine Unterteilung der Fälle zu vermeiden, wird
im Folgenden die Dreiteilung in föderale, semi-föderale und unitaristische Staaten
benutzt, wobei die jeweiligen Subkategorien der föderalen und unitarischen Staa-
ten nicht berücksichtigt werden. Die entsprechenden Zuordnungen sind Tabelle
7.9 zu entnehmen. Dabei entsprechen die Werte der in der Studie von Müller-
Rommel vorkommenden Fälle mit der Ausnahme Belgiens diesen Einstufungen.
Lijphart stuft Belgien erst seit der (vierten) Verfassungsreform von 1993 als föde-
ralen Staat ein, während Belgien davor als semiföderaler Staat eingestuft wurde.127

Wandels reduziert. Zur Politikver�echtungsfalle siehe auch Scharpf (1985).
126Müller-Rommel befasst sich nur mit westeuropäischen Fällen, so dass die einzigen föderal

strukturierten Staaten in seiner Studie die Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Österreich und
die Schweiz sind. In diesen Staaten entstanden überall früh erfolgreiche Grüne Parteien, so dass
die berechnete Korrelation nachvollziehbar ist. Dass die These der Förderung Grüner Parteien
nicht verallgemeinerbar ist, zeigen die weiteren, hier einbezogenen auÿereuropäischen Länder
USA, Kanada und Australien, in denen Grüne Parteien in den achtziger Jahren keine Erfolge
aufweisen können.
127Für den hier untersuchten Zeitraum wird auch diese Einstufung als semi-föderaler Staat

übernommen, da Belgien mit der Verfassungsreform von 1970 zwar in Regionen unterteilt wur-
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Führt man mit diesen Kodierungen für alle Fälle erneut eine Regressionsanalyse
mit den durchschnittlichen Wahlergebnissen durch, so wird der Regressionskoef-
�zient reduziert (r=.33 ) und ein Zusammenhang lässt sich hier statistisch nicht
mehr klar nachweisen. Bei der Betrachtung der maximalen Wahlergebnisse ver-
schwindet die Korrelation noch deutlicher (r=.22 ).
Auch Tabelle 7.9 weist keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen föderalen

Strukturen und dem Erfolg Grüner Parteien nach, da Grüne Parteien sowohl in
unitaristisch organisierten Staaten wie auch in Staaten mit ausgeprägtem Föde-
ralismus erfolgreich waren.

7.2.2.3. Praktizierte Referendumsdemokratie

Müller-Rommel stellt einen starken Zusammenhang zwischen der Durchführung
von Referenden auf nationaler Ebene und dem Erfolg Grüner Parteien fest (vgl.
Müller-Rommel 1993a: 120-124). Die theoretischen Ausführungen Müller-Rommels
hierzu sind allerdings komplex: Zum einen wird festgestellt, dass Volksabstimmun-
gen dem Bürger ermöglichen, jenseits der regelmäÿigen Wahlteilnahme politisch
zu partizipieren und er somit Protest über bestimmte Sachfragen auÿerhalb der
üblichen politischen Institutionen artikulieren kann. Dies versetzt die etablierten
Parteien in die Lage, die neu entstehenden gesellschaftlichen Protestströmungen
�exibel zu instrumentalisieren, weshalb es weniger wahrscheinlich ist, dass sich
neue Parteien aus diesen Strömungen heraus bilden, da diese von den etablier-
ten Parteien abgefangen werden. Allerdings stellt Müller-Rommel ebenfalls fest,
dass es in Staaten mit durchgeführten Referenden über Themen der �Neuen Po-
litik� ebenfalls Wahlerfolge Grüner Parteien gab, diese also gerade dann Erfolge
verbuchen konnten, wenn die entsprechenden Themen durch Referenden einen Mo-
bilisierungsschub erzeugten, welchen die Grünen Parteien ausnutzen konnten.128

de, diese aber ohne �nanzielle Kompetenzen blieben. Erst mit der Verfassungsreform 1993 wurde
Belgien formal zu einem föderalen Staat mit geteilten Kompetenzen zwischen nationalem Parla-
ment und regionalen Parlamenten (vgl. Fitzmaurice (1996: 121-169), Woyke (1999)).
128Einerseits konnten die Grünen Parteien in den von Müller-Rommel untersuchten Staaten

hohe Wahlerfolge erzielen, in denen von 1978 bis 1989 keine Referenden durchgeführt wurden
(Belgien, Deutschland, Luxemburg, Niederlande und Finnland). Andererseits scheinen Grüne
Parteien in den Staaten, in denen über Themen der �neuen Politik� abgestimmt wurde (meist
Abstimmungen über die Atomkraft), von den durch diese Referenden entstandenen politischen
Auseinandersetzungen eindeutig pro�tiert haben. In der Schweiz gab es 1979 und 1984 Referen-
den über den Ausstieg aus der zivilen Nutzung der Kernenergie, welche beide abgelehnt wurden.
Lediglich das 1990 durchgeführte Referendum über ein Moratorium im Kernkraftwerkebau wurde
angenommen (vgl. Butler & Ranney 1994: 123-127). In Österreich wurde 1978 eine Volksabstim-
mung über die Inbetriebnahme des bereits erbauten AKW Zwentendorf durchgeführt, mit dem
Ergebnis, dass das Atomkraftwerk nicht in Betrieb genommen wurde (vgl. Wurz 2004: 110). In
Schweden wurde 1980 ein Referendum über die zukünftige Atompolitik durchgeführt, in welchem
sich zwar eine relative Mehrheit für den Ausstieg aus der Atomkraft innerhalb von 30 Jahren
fand, diese Entscheidung aber von dem damaligen Ministerpräsidenten Fälldin der Zentrums-
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Dieses führt zu der komplexen These, dass Grüne Parteien dort erfolgreich waren
wo entweder keine praktizierte Referendumsdemokratie existierte oder Referenden
zur Atomkraft durchgeführt wurden. Lediglich in Fällen, in denen zwar von der
formellen Möglichkeit, Referenden durchzuführen, Gebrauch gemacht wurde, diese
aber nicht zu Themen der �neuen Politik� gestellt wurden, konnten die Grünen kei-
ne Wahlerfolge aufweisen. Tabelle 7.10 zeigt, dass dieser Zusammenhang zwischen
den beiden Variablen tatsächlich zu beobachten ist: Während alle Fälle mit Refe-
renden über Atomkraft in Staaten stattfanden, in denen Grüne Parteien erfolgreich
waren, gab es in keinem einzigen Fall mit praktizierter Referendumsdemokratie
ausschlieÿlich über andere Themen eine erfolgreiche Grüne Partei. Während es in
der Studie von Müller-Rommel in allen Staaten ohne praktizierte Referendumsde-
mokratie erfolgreiche Grüne Parteien gab, sind in dem erweiterten Datensatz hier
allerdings mehr Staaten ohne praktizierte Referendumsdemokratie auf nationaler
Ebene zu �nden, in welchen es die Grünen Parteien in den achtziger Jahren nicht
in die nationalen Parlamente scha�ten.

Tabelle 7.10.: Praktizierte Referendumsdemokratie / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Keine praktizierte
Referendumsdemokratie
1978-1989

Belgien, Deutschland,
Finnland, Luxemburg,
Niederlande

Island, Kanada,
Neuseeland, Norwegen,
Portugal, USA

Referenden zu anderen
Themen

- Australien, Dänemark,
Frankreich, Griechenland,
Groÿbritannien, Irland,
Spanien,

Referenden zu Atomkraft Italien, Schweiz,
Österreich

-

Quelle: Eigene Einstufung basierend auf Butler & Ranney (1994).

Der Zusammenhang zwischen Wahlergebnissen und angewandter Referendums-
demokratie war also unter anderem auf die Fallauswahl in der Studie von Müller-
Rommel zurückzuführen. Desweiteren ist auch die Frage zu stellen, in welcher
Richtung der Zusammenhang zwischen praktizierter Referendumsdemokratie und
den Wahlergebnissen Grüner Parteien theoretisch zu begründen ist. Da Referen-
den und Initiativen einen hohen Aufwand verursachen und (mit der Ausnahme
der Schweiz) nicht regelmäÿig statt�nden, sind sie als politische Instrumente zu
betrachten, welche zu ihrer Durchführung eine hohe Schwelle zu überwinden ha-

partei übergangen wurde, welcher den Bau neuer AKWs beschloss (vgl. Müller-Rommel (1993a:
124), siehe auch Jahn (1992)). Letztlich fand 1987 auch in Italien ein erfolgreiches Referendum
zum Ausstieg aus der Atomkraft statt, welches auch stark von der Implosion des sowjetischen
Atomkraftwerkes in Tschornobyl beein�usst war (vgl. Rhodes 1995: 171). In sämtlichen dieser
Staaten konnte sich eine Grüne Partei erfolgreich im Parlament etablieren.
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ben.129 Daher ist es begründet anzunehmen, dass Referenden über die Atompolitik
eines Landes dort statt�nden, wo es bereits eine weiterführende Diskussion über
dieses Thema gibt. Dies wirft die Frage auf, ob die kausale Verknüpfung �Refe-
renden über Atompolitik fördern Grüne Parteien� so eindeutig bestätigt werden
kann, oder ob die beiden Faktoren eventuell beide die Ergebnisse eines wachsenden
Kon�iktes um die Atomkraft darstellen, wofür das Durchführen eines Referendums
einen Indikator darstellt.

Referendumsdemokratie als Kondition der MVQCA Analyse Auch wenn der
Zusammenhang zwischen der Referendumsdemokratie und den Wahlergebnissen
Grüner Parteien komplex ist, soll diese mögliche erklärende Kondition in die weite-
re Analyse mit ein�iessen, um etwaige kausale Verknüpfungen mit dieser Kondition
zu erkennen. Die Kondition REF ist hier als nominale Kondition mit drei Stufen
wie in Tabelle 7.10 erfasst, wobei Fälle, welche in der Zeit von 1978-1989 kein
Referendum auf nationaler Ebene durchführten, als Fälle ohne praktizierte Refe-
rendumsdemokratie mit dem Wert 0 kodiert wurden. In Fällen mit praktizierter
Referendumsdemokratie wurde zwischen Fällen mit Referenden über Atomkraft
(Wert 2) und Staaten, in denen die Referenden ausschlieÿlich über andere Themen
stattfanden (Wert 1), unterschieden.

7.2.2.4. Bedeutung des Korporatismus

Redding und Viterna arbeiten mit der Hypothese, dass korporatistisch organi-
sierte Wohlfahrtsstaaten in zweierlei Hinsicht positiv für die Erfolgschancen links-
libertärer Parteien waren. Zum einen entstanden postmaterielle Forderungen erst
durch den in diesen Staaten vermehrt entstehenden Wohlstand (siehe Kapitel
7.2.1.2). Zum anderen lässt aber gerade das routinierte politische Zusammenspiel
der Akteure im Korporatismus wenig Raum für die Einbeziehung von postma-
teriellen Forderungen in den politischen Prozess (vgl. Kitschelt 1999: 182, siehe
auch Todosijevic & Enyedi 2003). Ein starker Korporatismus fördert somit links-
libertäre Parteien gleich zweifach, indem zunächst postmaterielle Wünsche durch
den gescha�enen Wohlstand entstehen und dann durch das existierende, korpora-
tistisch geprägte System nicht bedient werden können.

129Schiller unterscheidet zwischen Initiativen, welche 'von unten' (von Einzelpersonen oder
Gruppen) ausgelöst werden, und Referenden, bei welchen ein Gesetzesentwurf einer Volksab-
stimmung unterworfen wird. Dies kann auch nach bestimmten (meist verfassungstechnischen)
Normen der Fall sein, weshalb dann von einem obligatorischen Referendum die Rede ist. Deswei-
teren wird auch das Referendum von einem Plebiszit unterschieden. Während bei einem Referen-
dum der Gesetzgeber 'von unten' durch bestimmte Verfahren durch die Bürger gezwungen wird
ein Gesetz zur Abstimmung zu stellen, erfolgt ein Plebiszit nur von oben, indem ein Staatsorgan
das Gesetz zur Abstimmung stellt (vgl. Schiller 2002).
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Um diese Kondition anwenden zu können, ist es zuerst notwendig, eine alle Fälle
abdeckende und nach demselben Kriterium erstellte Datenbasis herzustellen. Da
der Begri� des �Korporatismus� von der politischen Ökonomie bereits ausführlichst
behandelt worden ist, stehen eine lange Reihe von benutzbaren Indikatoren zur
Verfügung.130 Im Folgenden soll der zeitlich passende Korporatismusindikator von
Schmidt (1982) benutzt werden, da der von Redding und Viterna benutzte Index
von Cameron (1984) nicht alle hier untersuchten Fälle beinhaltet. Die Werte der
Fälle, die sowohl in dem Index von Schmidt wie auch in dem Index von Cameron
vorkommen, weisen nur wenige Unterschiede auf. Auÿerdem korreliert der Index
von Schmidt mit den meisten anderen Korporatismusindices und kann daher als
repräsentativ angesehen werden (vgl. Kenworthy 2000: 19).131 Griechenland, Por-
tugal und Spanien sind nicht in dem Index von Schmidt (1982) enthalten. Für diese
Fälle wird übereinstimmend mit Siaro� (1999: 180) eine niedrige Ausprägung des
Korporatismus angenommen.

Tabelle 7.11.: Korporatismus / Erfolg Grüner Parteien
Erfolgreiche Grüne Parteien Keine erfolgreiche Grüne Parteien

Schwacher
Korporatismus

Italien Frankreich, Kanada,
Griechenland, Groÿbritannien,
Irland, Portugal, Spanien, USA

Mittelstarker
Korporatisms

Belgien, Deutschland,
Finnland, Luxemburg,
Niederlande

Australien, Dänemark,
Island, Neuseeland

Starker
Korporatismus

Österreich, Schweden,
Schweiz

Norwegen

Quelle: Daten nach Schmidt (1982) und Siaro� (1999).

Gruppiert man die Fälle nach den verschiedenen Einstufungen des Korporatis-
mus bei Schmidt und dem Erfolg der Grünen Parteien, so ergibt sich die Verteilung
in Tabelle 7.11. Au�ällig ist dabei, dass durchaus eine Ungleichverteilung der Fälle
je nach Kategorie festzustellen ist. In neun Fällen mit einem schwach ausgeprägten
Korporatismus hat es nur in Italien eine erfolgreiche Grüne Partei gegeben, wäh-

130Kenworthy (2000) zählt alleine 42 verschiedene Indikatoren auf.
131Der Index von Schmidt kategorisiert die Fälle nach Fällen mit schwachem, mittlerem und

starkem Korporatismus (vgl. Schmidt 1982: 245). Der von Redding und Viterna benutzte Index
beruht auf der Summe zweier Indikatoren (�Organizational Unity of Labour� und �Scope of
Collective Bargaining�) bei Cameron und ist somit eine intervallskalierte Variable (vgl. Redding
& Viterna 1999: 507). Dabei haben alle Fälle, welche laut Schmidt nur einen niedrigen Grad des
Korporatismus aufweisen, bei Redding und Viterna einenWert in einer Spanne von 0.7 bis 1.0. Die
Fälle mit einem mittleren Korportismuswert bei Schmidt liegen bei Redding und Viterna in einer
Spanne von 1.0 und 1.4. Fälle mit einem hohen Korporatismuswert bei Schmidt verfügen allesamt
über einen Wert von 1.4 oder höher bei Redding und Viterna. Lediglich Irland (Schmidt: niedriger
Korporatismuswert, Wert 1.3 bei Redding und Viterna) sowie Finnland (mittlerer Korporatismus,
1.8) sind höher eingestuft als bei Schmidt.
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rend es in den restlichen Fällen keine Grüne Partei gescha�t hat, sich zu etablieren.
Andererseits konnten sich die Grünen Parteien in drei der vier Fälle mit einem
starken Korporatismus im jeweiligen Parlament etablieren (Österreich, Schweden
und Schweiz), während dies nur in Norwegen nicht der Fall war.

7.2.2.5. Parteien�nanzierung

Eine weitere Frage besteht darin, ob eine staatliche Parteien�nanzierung Grüne
Parteien eher gefördert hat oder nicht. Zum einen gibt es Grund anzunehmen,
dass eine staatliche Parteien�nanzierung etablierten Parteien eher nützt, da diese
bereits existierenden Parteien eher Zugri� auf solche Finanzierungsquellen haben
als sich neu etablierende Parteien. Andererseits kann aber auch vermutet werden,
dass staatliche Unterstützung zum Beispiel in Form von Wahlkampfkostenerstat-
tung beschleunigend für den Erfolg Grüner Parteien wirken kann, sobald diese
erstmalig erworben worden ist. Dies liegt darin begründet, dass die Anzahl der
zu gewinnenden Wahlstimmen zur Gewährung von Wahlkampfkostenerstattung
in vielen Fällen deutlich unter der angewandten Hürde zum Parlamentseinzug
liegt.132 In den Ausführungen von Müller-Rommel ist kein eindeutiger Zusam-
menhang erkennbar, da es sowohl hohe wie niedrige Wahlergebnisse in Ländern
mit wie ohne Wahlkampfkostenerstattung gibt (vgl. Müller-Rommel 1993a: 181).
Aktuelle Verö�entlichungen weisen aber darauf hin, dass die Präsenz von Wahl-
kampfkostenerstattung durchaus einen positiven Ein�uss auf den Erfolg neuer Par-
teien haben kann (vgl. Hug 2000). Tabelle 7.12 vergleicht die Präsenz/Absenz von
Wahlkampfkostenerstattung mit den Wahlerfolgen der hier untersuchten Parteien.
Au�allend ist, dass Grüne Parteien mit drei Ausnahmen (Belgien, Luxemburg133,
Schweiz) meist in Staaten mit Wahlkampfkostenerstattung erfolgreich waren, wäh-
rend sich die Staaten ohne erfolgreiche Grüne Partei eher gleichmäÿig auf Staaten
mit und ohne Wahlkampfkostenerstattung verteilen. Dies ist kein fester Beweis
dafür, dass Grüne Parteien von Wahlkampfkostenerstattung pro�tieren. Dennoch
kann festgehalten werden, dass die gegenteilige Behauptung nicht haltbar ist. Grü-
ne Parteien scheinen nicht generell durch staatliche Zuschüsse an etablierte Partei-
en benachteiligt gewesen zu sein. Ein Groÿteil der erfolgreichen Grünen Parteien
sind gerade in Staaten mit Wahlkampfkostenerstattung entstanden.

132So muss in der Bundesrepublik seit 1968 eine Partei bei der Bundestagswahl 0,5% der Stim-
men erlangen, um einen Anspruch auf Wahlkampfkostenerstattung zu haben (vgl. Ebbinghausen
1996: 154)
133Eine eigentliche Wahlkampfkostenerstattung existiert in Luxemburg nicht. Kandidatengrup-

pen in den einzelnen Wahlbezirken, welche mehr als 5% der Wählerstimmen erhalten, erhalten
die Kosten für eine Postwurfsendung in diesen Bezirken erstattet. Weitere Wahlkampfkostener-
stattung und auch jede weitere Form der staatlichen Parteien�nanzierung gibt es in Luxemburg
nicht (vgl. Wivenes 1992: 325-326). In Belgien wurden in den achtziger Jahren ebenfalls nur als
gering einzustufende Aufwendungen zu den Wahlkämpfen erstattet (Suetens 1992).
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Tabelle 7.12.: Wahlkampfkostenerstattung (1980er Jahre) / Erfolg Grüner Partei-
en

Erfolgreiche Grüne Parteien Keine erfolgreiche Grüne Partei
Staaten mit
Wahlkampf-
kostenerstattung

Deutschland, Finnland, Italien,
Niederlande, Österreich,
Schweden

Dänemark, Griechenland,
Island, Norwegen, Spanien,
USA

Staaten ohne
Wahlkampf-
kostenerstattung

Belgien, Luxemburg, Schweiz Australien, Frankreich,
Groÿbritannien, Irland,
Portugal

Quelle: Wahlkampfkostenerstattung nach Paltiel (1981) ergänzt um folgende Fälle: Belgien
(Suetens 1992), Griechenland (Papadimitriou 1992), Island (Burgess & Arnason 2002), Luxem-
burg (Wivenes 1992), Portugal (Sousa 1992), Spanien (Puento Egido 1992). Seit der erfassten
Periode haben einige Staaten verschiedene Arten der direkten Parteien�nanzierung eingeführt
(eine Au�istung �ndet sich bei IDEA (2003: 209-213)). Für Neuseeland war für die achtziger
Jahre kein Wert ermittelbar.

7.2.2.6. Vertrauen der Bürger in die Parlamente

Eine weitere These Müller-Rommels beruht darauf, dass Wähler Grüner Parteien
besonders kritisch gegenüber der Funktionsweise der parlamentarischen Demokra-
tie waren, da sie nicht ihre Interessen durch die im Parlament vertretenen Parteien
verfolgt sahen, die vor allem die �sogenannten Erwerbsinteressen� (Müller-Rommel
1993a: 166) vertreten würden, während andere Politikfelder im Bereich zum Bei-
spiel der Umwelt- und Friedenspolitik unterrepräsentiert waren. Daraus folgt die
Annahme, dass Grüne Parteien vor allem dort stark sein müssen, wo das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Arbeit der jeweiligen Parlamente niedrig ist (vgl.
Müller-Rommel 1993a: 166-168).
Für die ihm vorliegenden Daten aus der ersten Welle des World Value Survey

von 1981-1983 errechnet Müller-Rommel eine doch bemerkenswerte negative Kor-
relation von r=-0.56, welches die Hypothese bestätigt, dass die Wahlergebnisse
Grüner Parteien steigen, wenn das Vertrauen der Bevölkerung in die Arbeit des
Parlamentes gering ist. Allerdings muss diese Aussage relativiert werden, da die
in die Berechnung eingehenden Daten in Frage zu stellen sind. Im World Value
Survey wird die Frage gestellt, wie viel Vertrauen die befragte Person in das Par-
lament hat, und dabei wird eine Vierwerteskala als Antwortmöglichkeit gegeben.
Dabei wird nur die Kategorie des höchsten Vertrauens benutzt und die Kategorie
�ziemlich viel Vertrauen� nicht mit in die Analyse einbezogen. Rechnet man die
Kategorie �ziemlich viel Vertrauen� in die Analyse mit ein, ergibt sich für die von
Müller-Rommel betrachteten Fälle ein deutlich geringerer Korrelationswert von
r=-0.21.
Ergänzt man die Berechnungen von Müller-Rommel um die hier behandelten
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zusätzlichen Fälle, so ergeben sich die in Tabelle 7.13 aufgeführten Werte für die
beiden ersten Wellen des World Value Surveys. Zwar korrelieren zumindest die
Kategorie starkes Vertrauen mit den Wahlergebnissen der Grünen Parteien leicht,
allerdings ist diese Korrelation nicht so deutlich wie in der ursprünglichen Unter-
suchung von Müller-Rommel. Betrachtet man aber auch die Kategorie ziemliches
Vertrauen, so ist die Korrelation für 1981 gering, während sie für 1990 ganz ver-
schwindet.

Tabelle 7.13.: Korrelation zwischen Vertrauen in Parlamente und Wahlergebnisse
der Grünen Parteien

Durchschnittliche
Wahlergebnisse

Maximale
Wahlergebnisse

starkes Vertrauen (1981-83) -0.36 -0.35
starkes und ziemliches Vertrauen (1981-83) -0.18 -0.17
starkes Vertrauen (1990-92) -0.39 -0.32
starkes und ziemliches Vertrauen (1990-92) -0.08 -0.05

Eigene Berechnungen nach den Daten aus der ersten und der zweiten Welle des World Values
Surveys auf der Webseite des Centre for Comparative European Survey Data Information Service
(http://www.ccesd.ac.uk). Fehlende Fälle: 1981: Griechenland, Luxemburg, Neuseeland, Öster-
reich, Portugal, Schweiz; 1990: Australien, Griechenland, Luxemburg, Neuseeland, Schweiz.

Auÿer der insgesamt schwachen Korrelation spricht auch die hohe Zahl an fehlen-
den (und nicht andersweitig zu requirierenden) Werten gegen die Aufnahme dieser
Variable in die weitere Analyse. Fehlende Werte (Missing Values) führen bei der
Anwendung von (MV)QCA zu einem erhöhtem Berechnungsaufwand und kom-
plizieren die Analyse der gefundenen Ergebnisse (siehe hierzu auch Kapitel 3.3).
Daher wird diese Variable nicht bei der weiteren Analyse berücksichtigt.

7.2.3. Parteiensysteme

Neben den durch das jeweilig angewandte Wahlrecht vorgegebenen instutionellen
Vorbedingungen bestimmt auch die Ausprägung des Parteiensystems die Chan-
cen neuer Parteien im Kampf um die Gunst der Wählerschaft. Werden die von
neuentstehenden Parteien vertretenen Politikinhalte von anderen Parteien ausrei-
chend berücksichtigt, so haben es diese neuen Parteien entsprechend schwerer, sich
bei den Wählern durchzusetzen. In diese Überlegungen �ieÿen auÿer der konkreten
Ausgestaltung des jeweiligen Parteiensystems auch die Zusammensetzung der in
dieser Zeit existierenden Regierungen im Allgemeinen und der Regierungszugehö-
rigkeit sozialdemokratischer Parteien im Besonderen mit ein. Alle diese Aspekte
dienen als Grundlage für die Interaktion zwischen neuentstehenden Wählergrup-
pen und den existierenden Parteien, welches bei fehlender Inklusionsfähigkeit des
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Parteiensystems auch in der Neugründung und erfolgreicher Etablierung von Par-
teien resultieren kann (vgl. Hug 2001).

7.2.3.1. Ausprägung der Parteiensysteme

Dabei wird das Hauptaugenmerk auf die Fähigkeit des gesamten Parteienspek-
trums gelegt, die Interessen von politischen Minderheiten zu vertreten. Müller-
Rommel argumentiert, dass es in gemäÿigt pluralisierten Parteiensystemen bessere
Ausgangsbedingungen für Grüne Parteien gibt, als in stärker polarisierten Partei-
ensystemen. In gemäÿigt pluralisierten Staaten mit zwei konkurrierenden Blöcken,
welche sich jeweils auf der gemäÿigten linken bzw. rechten Seite des Links-Rechts-
Spektrums bewegen, kommt es eher zu einer Stabilisierung der Grünen Parteien.
Begründet wird dies damit, dass die etablierten Parteien in dieser Situation um die
Wählerstimmen der ideologisch in der Mitte einzuordnenden Wähler kämpfen und
sich nicht um eine Adaptation der Interessen Grüner Wähler bemühen können, da
die traditionelle Masse der Wähler den Forderungen dieser neuen Wählergruppe
nur begrenzt o�en gegenüber steht. Andererseits sind kleinere Parteien in stär-
ker pluralisierten Parteiensystemen durch eine gröÿere Flexibilität bezüglich der
Anforderungen von (neuen) Minderheiteninteressen gekennzeichnet. Daher haben
es dort Grüne Parteien schwieriger, sich einen festen Wählerkern zu erwerben,
da die politischen Themen, welche von den Grünen Parteien vertreten werden,
ebenfalls von kleineren, sozialistischen, aber auch liberalen Parteien aufgegri�en
werden (vgl. Müller-Rommel 1993a: 135-137).
Der Unterscheidung in stark polarisierte und weniger stark polarisierte Partei-

ensysteme liegt die von Sartori erzeugte Unterteilung von Parteiensystemen in
Systeme mit hegemonialer Partei, Zweiparteiensysteme, gemäÿigte Vielparteien-
systeme und extreme Vielparteiensysteme zu Grunde (vgl. Sartori 1976). In den
hier untersuchten Fällen sind die drei letzteren Typen vertreten, in keinem Staat
kann eine hegemoniale Partei aus�ndig gemacht werden. In zwei Staaten tri�t das
Merkmal des Zweiparteiensystems zu (Neuseeland, USA) während die restlichen
Staaten mehr oder weniger polarisierte Parteiensysteme aufweisen. Benutzt man
die Klassi�zierung von Beyme's (1984) und setzt diese in Verbindung zu dem Er-
folg von Grünen Parteien, so ergibt sich die in Tabelle 7.14 dargestellte Verteilung.
Von dieser Verteilung ausgehend scheint es tatsächlich so zu sein, dass Grüne
Parteien eher in gemäÿigt polarisierten Parteiensystemen erfolgreich waren als
in stärker polarisierten Parteiensystemen. Allerdings ist keine eindeutige Aussage
möglich, da es sowohl in gemäÿigten wie in polarisierten Parteiensystemen erfolg-
reiche wie erfolglose Grüne Parteien gab.
Insgesamt ist also auch hier kein eindeutiger Zusammenhang zwischen existie-

rendem Parteiensystem und den Chancen Grüner Parteien zu erkennen. Zwar
scheinen Grüne Parteien dort etwas bessere Ausgangbedingungen vorgefunden zu
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Tabelle 7.14.: Parteiensystemtyp / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Partei

Zweiparteien-
systeme

- Neuseeland, USA

Gemäÿigter
Pluralismus

Belgien, Deutschland,
Luxemburg, Niederlande,
Österreich, Schweden,
Schweiz

Australien, Dänemark
Griechenland, Groÿbritannien,
Island, Kanada, Norwegen

Polarisierter
Pluralismus

Finnland, Italien Frankreich,
Irland, Portugal, Spanien

Quelle: Parteiensystemtyp nach von Beyme (1984: 321), Portugal: eigene Ergänzung.

haben, wo gröÿere Parteien(-blöcke) in einem gemäÿigt polarisierten Parteiensy-
stem um möglichst breite Zustimmung geworben haben, allerdings gibt es auch
Grüne Parteien, welche sich in stärker polarisierten Parteiensystemen etablieren
konnten (Italien, Finnland).

7.2.3.2. Parteipolitische Zusammensetzung von Regierungen

Die Wahlchancen Grüner Parteien hängen nicht unwesentlich davon ab, wie diese
ihr spezi�sches Pro�l gegenüber anderen Parteien abgrenzen und den Wählern
deutlich machen können. Dafür spielen auch die programmatischen Ausrichtungen
der anderen Parteien in den für Grüne Parteien spezi�schen Politikfeldern eine
wichtige Rolle. Die Pro�lierungsmöglichkeit der (neuen) Grünen Parteien waren
auch davon abhängig, welche Politikinhalte nicht durch die etablierten Parteien
abgedeckt wurden.
Die theoretischen Annahmen divergieren in diesem Punkt allerdings deutlich:

Müller-Rommel führt einerseits aus, dass die Erfolge Grüner Parteien unter an-
derem Folge einer sozialdemokratischen Regierungspolitik waren, welche die an-
gekündigten Reformen in den für Grüne Parteien wichtigen Politikfeldern nicht
ausgeführt haben, wodurch vermehrt Impulse zur Gründung Grüner Parteien ent-
standen. Andererseits bestand aber vermutlich auch ein Zusammenhang zwischen
der langjährigen Vorherrschaft bürgerlicher Regierungen und dem Erfolg Grüner
Parteien, da die Grünen, anders als die ebenfalls oppositionellen Sozialdemokra-
ten, eher linksorientierte Wählerschichten anziehen konnten, weshalb das Wähler-
potential für Grüne Parteien anstieg (vgl. Müller-Rommel 1993a: 127).134

134Ferdinand Müller-Rommel erklärt nicht, warum dies so ist. Die Andeutung kann damit
begründet werden, dass die oppositionellen Sozialdemokraten vor allem Wähler der regierenden
bürgerlichen Parteien abwerben wollen, weshalb sie von radikaleren Forderungen im Bereich der
�neuen Politik� Abstand halten, um mögliche Wechselwähler nicht zu verschrecken. Dadurch
entsteht bei Teilen des eher links orientierten Wählerpotentials mit neuer Werteorientierung die
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Redding und Viterna argumentieren in diesem Punkt anders und gehen davon
aus, dass sich eine längere Regierungsbeteiligung von linken Parteien positiv auf
die Entwicklungschancen von links-libertären Parteien auswirkt: Da die linken
Parteien in diesen Staaten stark genug sind, um eine Regierungsbeteiligung mit der
bestehenden Wählerschaft zu sichern, ist der Anreiz gering, sich neuen politischen
Strömungen zu ö�nen, um neue Wähler zu gewinnen (vgl. Redding & Viterna
(1999: 496), siehe auch Kitschelt (1988: 213)). Auÿerdem sind starke linke Parteien
auch daran interessiert, ihre Wählerschaft zu sichern, weshalb die Ö�nung zu neuen
Themen dann vermieden wird, wenn die Stammwählerschaft diese neuen Themen
ablehnen würde.
Zur Einbeziehung dieser Variable wurden die Werte, wie sie von Redding und

Viterna benutzt wurden, übernommen und um die fehlenden Fälle Griechland,
Island, Luxemburg, Portugal und Spanien ergänzt. Die Regierungsbeteiligung lin-
ker Parteien wurde dadurch ermittelt, dass die Anzahl der Monate, in denen eine
linke Partei an der Regierung beteiligt war, berechnet wurde. Eine Gewichtung
nach Kabinettsitzanteilen oder andere Verfeinerungen fand nicht statt. Redding
und Viterna geben den Schwellenwert für die Trennung in Staaten mit langer
linker Regierungsbeteiligung von den restlichen Fällen (genauso wie die anderen
benutzten Schwellenwerte) nicht explizit an. Da aber die Niederlande den Fall mit
dem höchsten Wert darstellen (52 Monate), welche den kodierten Wert 0 zuge-
wiesen bekommen und Groÿbritannien der Fall mit dem niedrigsten Wert ist (62
Monaten), welcher den kodierten Wert 1 zugewiesen bekommt, liegt die Grenze
irgendwo zwischen diesen beiden Werten.
Allerdings ist hier die von Redding & Viterna benutzte Kodierung problema-

tisch. Durch den Schwellenwert irgendwo zwischen 52 und 62 Monaten, fallen Fälle
mit einer sehr hohen linken Regierungsbeteiligung, welche zum Teil durchgängig
von 1970-1980 war, in die gleiche Kategorie wie Fälle, welche nur die Hälfte der
Zeit eine Regierung mit Beteiligung beziehungsweise Alleinregierung von linken
Parteien hatten. Es erscheint sinnvoller, diese Kondition dreistu�g zu kodieren.
Dabei sollen Staaten mit keiner oder sehr niedriger Beteiligung linker Parteien und
Staaten mit langer oder gar durchgängiger Regierungsbeteiligung linker Parteien
in je eine Kategorie eingestuft werden, während Fälle mit einer zeitweisen (aber
weder sehr hohen noch sehr niedrigen) Beteiligung linker Parteien in eine mitt-
lere Kategorie eingeordnet werden. Die Aufteilung wurde anhand eines einfachen
Clusterverfahrens getätigt, dessen Ergebnis aber noch im �Thresholdsetter� von
TOSMANA auf seine Plausibilität überprüft wurde (siehe Schaubild 7.2). Dabei
wurden die Schwellenwerte jeweils bei 24 und 109 Monaten gesetzt. Dadurch wur-
den Fälle ohne jegliche Regierungsbeteiligung in eine eigene Kategorie eingestuft,
während Fälle mit über 109 Monaten Regierungsbeteiligung linker Parteien in

Bereitschaft, Grüne Parteien zu wählen.
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Abbildung 7.2.: Verteilung der Regierungsbeteiligung linker Parteien

Quelle: Daten zur Regierungsbeteiligung nach eigenen Berechnung mit Daten aus Woldendorp
et al. (1998). Werte siehe Tabelle A.2. Die drei Linien entsprechen zum einem dem von Redding
und Viterna benutzen Schwellenwert zwischen 52 und 62 Monaten sowie den hier verwendeten
Schwellenwerten bei 24 und 109 Monate. Die einzelnen Kästen stellen jeweils einen Fall da.

die Gruppe der Fälle mit einer langen Regierungsbeteiligung eingeordnet wurden.
Insgesamt scheint diese Verteilung keine o�ensichtlichen künstlichen Trennungen
zwischen Fällen darzustellen, welche sehr ähnliche Ursprungswerte haben.135

Ein weiteres Problem besteht darin, dass für die Analyse die Daten von 1970-80
benutzt wurden, welches für die erst in den siebziger Jahren demokratisierten Staa-
ten nicht direkt möglich war. Zu der Kodierung der Fälle Griechenland, Portugal
und Spanien siehe Anhang A.1.
Benutzt man diese Dreiteilung der Daten, so ergibt sich bezüglich der Wahl-

erfolge Grüner Parteien die aus Tabelle 7.15 zu entnehmende Verteilung. Diese
verstärkt die von Redding und Viterna gemachte Annahme, dass eine lange Regie-
rungsbeteiligung linker Parteien für links-libertäre (und somit für Grüne) Parteien
bessere Ausgangsbedingungen bedeuteten. In allen Fällen mit einer langen Regie-
rungsbeteiligung linker Parteien waren die Grünen erfolgreich, welches tatsächlich
auf die fehlende Fähigkeit dieser traditionell linken Parteien hinweist, die For-

135Allerdings wären sicherlich auch andere Unterteilungen möglich. So kann diskutiert werden,
ob der Fall direkt oberhalb des höherem Schwellenwertes (Finnland, 112 Monate linker Regie-
rungsbeteiligung 1970-80) zu der höchsten Kategorie gehört, da hier keine durchgängige linke
Regierungsbeteiligung existierte, welches den Fall von den übrigen Fällen dieser Kategorie un-
terscheidet. Desweiteren könnte man auch überlegen, die mittlere Kategorie von Fällen mit einer
mittleren Dauer der Regierungsbeteiligung linker Parteien in zwei Gruppen zu unterteilen, um
Fälle mit einer niedrigen, aber existierenden Regierungsbeteiligung von Fällen mit einer etwas
höheren Regierungsbeteiligung zu trennen.
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Tabelle 7.15.: Regierungsbeteiligung linker Parteien / Erfolg Grüner Parteien
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine Regierungsbeteiligung lin-
ker Parteien

Italien Kanada, Frankreich,
Griechenland, USA

Mittellange Regierungsbeteili-
gung linker Parteien (zwischen
29 und 109 Monaten)

Belgien, Luxemburg,
Niederlande

Australien, Dänemark,
Groÿbritannien, Irland,
Island, Neuseeland,
Norwegen, Portugal, Spanien

Lange Regierungsbeteiligung
linker Parteien (über 109
Monaten)

Deutschland, Finnland
Österreich, Schweiz

-

Quelle: Daten zur Regierungsbeteiligung nach eigenen Berechnung mit Daten aus Woldendorp
et al. (1998). Werte siehe Tabelle A.2.

derungen neuer, postmaterialistisch eingestellter Wählergruppen zu adaptieren,
während es nur eine Grüne Partei in einem Land ohne linke Regierungsbeteiligung
scha�te, sich im Parlament zu etablieren. Allerdings handelt es sich auch hier
um keine alle Fälle erklärende Kondition, da eine Reihe von Fällen nicht erklärt
werden.
Wie in der in Kapitel 8 weiterführenden Analyse aber noch deutlich gemacht

werden soll, war die politische Ausrichtung anderer Parteien von Bedeutung für
die Entstehung und Pro�lierung von Grünen Parteien, vor allem die Atompolitik
sozialdemokratischer Parteien soll noch ausführlich besprochen werden.

7.2.3.3. Wähler�uktuation

Müller-Rommel stellt einen negativen Zusammenhang zwischen den Wahlergebnis-
sen Grüner Parteien und der allgemeinen Wähler�uktation fest, welches den all-
gemeinen Befund eines Zusammenhanges zwischen einer hohen Wähler�uktation
und einer hohen Wandlungsfähigkeit von Parteiensystemen zu bestätigen scheint
(vgl. auch Maguire 1983; Drummond 2006). Berechnet man die Volatilität anhand
des von Mogens Pedersen entwickelten volatility index (Pedersen 1983), so scheinen
Grüne Parteien dort erfolgreicher gewesen zu sein, wo die Volatilität am geringsten
war. Dies wird damit begründet, dass eine niedrige Wähler�uktation über längere
Zeiträume ein Indiz für die Starrheit von sowohl ideologischen wie auch organisato-
rischen Strukturen der etablierten Parteien sei, und somit die Wahrscheinlichkeit,
dass neuere Parteien mit neuer (alternativer) Programmatik erfolgreich sein könn-
ten, steigt. Müller-Rommel errechnet einen Regressionswert von r=-.55, welcher
allerdings rechnerisch auch auf zwei Staaten mit extrem hoher Volatilität und sehr
niedrigen Wahlergebnissen von Grünen Parteien zurückzuführen ist (Griechenland
und Spanien, vgl. Müller-Rommel 1993a: 139-142).
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Bei der Übertragung dieser Ergebnisse auf die hier einbezogenen Fälle ergibt
sich das Problem, dass zur Berechnung der Volatilität von Müller-Rommel jeweils
der Zeitraum von 1970 bis zur ersten Beteiligung der jeweiligen Grünen Partei zu
den Wahlen zum nationalen Parlament berücksichtigt wurde. Diese Berechnung
lässt sich in den Staaten nicht durchführen, in denen es gar keine Wahlbeteiligung
Grüner Parteien gegeben hat, bzw. diese erst nach dem hier untersuchten Zeit-
raum (1980er Jahre) erfolgte. Problematisch ist in diesem Zusammenhang auch,
dass eine zu einfache statische Festlegung des Zeitraums für die Bestimmung der
Wähler�uktation auch nicht möglich ist, da es dann zu einer Vermischung von
abhängiger und unabhängiger Variable kommt, da die Wahlergebnisse der Grünen
Parteien die Volatilität beein�ussen würden, falls Wahlen mit Grüner Beteiligung
in der Berechnung mit berücksichtigt werden. Daher wurde zur Berechnung der
Volatilität der Modus von Müller-Rommel übernommen. In Staaten, in denen Grü-
ne Parteien antraten, wurde die Volatilität der Wahlergebnisse von 1970 bis zur
letzten Wahl vor der ersten Wahlbeteiligung der Grünen Parteien gemessen. In
Staaten, in denen keine Grüne Parteien antraten, bzw. vor 1987 keine Wahlbetei-
ligung verzeichnet ist, wurden die Wähler�uktuationen bei Wahlen im Zeitraum
1970 - 1986 berücksichtigt.136

Probleme werfen hier vor allem Parteiensysteme im Umbruch auf, in denen es zu
Zusammenschlüssen beziehungsweise Spaltungen oder Neugründungen unter ande-
ren Namen kommt. Würden hier automatisch nur die Wahlergebnisse von Partei-
en mit identischer Bezeichnung verrechnet, so würde bei einem Zusammenschluss
zweier oder mehrerer Parteien eine sehr hohe Wähler�uktation berechnet, da neu
entstandene Parteien kein Pendant bei der vorherigen Wahl haben und somit sämt-
liche Stimmen für diese Parteien als Wechselwählerstimmen berechnet würden.
Gleichzeitig würden auch die Stimmen der Parteien, welche nicht mehr antreten,
sämtlich als Wechselwählerstimmen zählen. Dies würde zu deutlich überhöhten
Fluktutationswerte führen. Bei der Berechnung der Wechselwähleranteile ist somit
Fingerspitzengefühl und tiefgehende Fallkentniss erforderlich, um die Stimmenan-
teile korrekt zuordnen zu können. Daher entstehen unweigerlich Unterschiede in
den Berechnungen von unterschiedlichen Autoren. Die aufgeführten Werte in Ta-
belle A.2 sind daher als Richtungswerte zu verstehen, es wird kein Anspruch auf
absolute Korrektheit erhoben.
Berechnet man den Zusammenhang zwischen der Volatilität in allen in dieser

136Der entsprechende Wert wurde durch die Berechnung des arithmetischen Mittelwertes über
die Wähler�uktation bei den einzelnen Wahlen errechnet, wobei die Formel von Mogens Pedersen

für die Berechung der Volatilität benutzt wurde: 1
2

n∑
i=1

|Pi,w − Pi,w−1| (vgl. Pedersen 1983: 31-

34). Dabei wird für jede Partei (Pi) die absolute Di�erenz zwischen dem Wahlergebnis (Pi,w)
und dem Wahlergebnis der vorherigen Wahl (Pi,w−1) berechnet, diese Werte für alle Parteien
und alle Wahlen summiert und durch zwei geteilt.
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Untersuchung eingehenden Fällen und dem maximalen Wahlergebnis, so erhält
man r=-.33. Die von Müller-Rommel aufgewiesene Tendenz bestätigt sich also,
wenn auch in etwas schwächerem Maÿe für alle hier untersuchten Fälle.

Tabelle 7.16.: Wähler�uktuation / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

Keine erfolgreiche
Grüne Parteien

Hohe Volatilität
(>13.8%)

Luxemburg Dänemark, Griechenland,
Portugal, Spanien,

Mittlere Volatilität
(>8,8% aber <13,8%)

Italien, Niederlande Frankreich, Island,
Neuseeland, Norwegen,

Niedrige Volatilität
(<8.8%)

Belgien, Deutschland,
Finnland, Österreich,
Schweden, Schweiz

Australien, Groÿbritannien,
Kanada, Irland, USA

Quelle: Eigene Berechnungen mit Daten nach Mackie und Rose 1991 . Die Ursprungswerte sind
Tabelle A.2 zu entnehmen.

Teilt man die Volatilitätswerte anhand eines Clusterverfahrens auf, so ergibt sich
in Bezug auf den Erfolg Grüner Parteien die aus Tabelle 7.16 ersichtliche Vertei-
lung. In dieser kategorialen Betrachtung der Daten lässt sich die Vermutung, dass
Grüne Parteien in Staaten ohne hohe Wähler�uktuation erfolgreicher waren als in
Staaten mit einer solchen, zwar ansatzweise wieder�nden, da die meisten Staaten
mit erfolgreichen Grünen Parteien eine geringe Volatilität der Wähler aufweisen.
Allerdings gibt es auch Staaten mit hoher (Luxemburg) und mittlerer Volatilität
(Italien, Niederlande), in denen Grüne Parteien erfolgreich waren. Eine Aussage
bezüglich Staaten ohne erfolgreiche Grüne Parteien ist nicht möglich, da sich diese
Staaten gleichmäÿig über die drei Kategorien (niedrige, mittlere, hohe Volatilität)
verteilen.

7.2.4. Organisationsfähigkeit der Grünen Parteien

Es scheint legitim zu sein davon auszugehen, dass die Organisationsfähigkeit ei-
ner Partei auch deren Wahlchancen beein�usst: Eine Partei, welche über eine hohe
Anzahl von Mitgliedern verfügt, kann im Wahlkampf auf mehr Ressourcen zurück-
greifen. Andererseits kann ein erhöhtes Vorkommen von Flügelkämpfen innerhalb
einer Partei auf Wähler abschreckend wirken. Zu dem Zeitpunkt der Studien von
Müller-Rommel zu den Grünen Parteien lagen noch keine systematischen Län-
derstudien zu der Organisation Grüner Parteien vor (vgl. Müller-Rommel 1993a:
172). Systematische Vergleiche der Organisation und des Wandels der Organisation
Grüner Parteien sind erst knapp zehn Jahre später von Benoit Rihoux (2001) ver-
ö�entlicht worden. Müller-Rommels Fazit zu diesem Themenkomplex ist schlicht,
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dass die parteiinterne Organisationsfähigkeit für die Wahlergebnisse der Grünen,
wenn überhaupt, nur einen geringen Stellenwert hat (Müller-Rommel 1993a: 182).
Diesbezügliche Variablen werden daher im Folgenden nicht weiter berücksichtigt.

7.2.5. Neue Soziale Bewegungen

Aus vielen Fallstudien geht hervor, dass Grüne Parteien zum Teil direkt aus Grup-
pierungen der �Neuen Sozialen Bewegung� hervorgingen oder dass diese von An-
hängern dieser Bewegungen gegründet, beziehungsweise in der Frühphase dieser
Parteien stark beein�usst wurden (siehe die diversen Studien in Dalton (1993),
auch Talshir (2002)). Daher liegt die Vermutung sicherlich nahe, dass Grüne Par-
teien dort stark waren, wo die neuen sozialen Bewegungen ebenfalls einen groÿen
Zulauf erfuhren.
Allerdings gibt es keine ländervergleichenden Studien, welche den Zusammen-

hang zwischen den Wählern Grüner Parteien und den Mitgliedern von neuen so-
zialen Bewegungen untersucht haben, weshalb hierzu nur ungefähre Angaben ge-
macht werden können. Dabei stellt Müller-Rommel unter Verweis auf durchgeführ-
te Eurobarometer Umfragen fest, dass Anhänger von neuen sozialen Bewegungen
zwar organisatorisch entwickelte Grüne Parteien wählen würden, diese aber bei der
Wählergruppe stark mit kleinen Linksparteien um Stimmen konkurrieren müssen,
welche in Staaten ohne etablierte Grüne Parteien auch überproportional von den
Anhängern von neuen sozialen Bewegungen gewählt werden (vgl. Müller-Rommel
1993a: 147-148).
Insgesamt lässt sich also nicht nachvollziehen, dass Grüne Parteien vor allem in

Staaten mit starken neuen sozialen Bewegungen gute Entwicklungschancen hat-
ten, da sich die Anhänger der neuen sozialen Bewegungen innerhalb des jewei-
lig existierenden Parteiensystems bewegten und nicht unbedingt Grüne Parteien
stützten oder gar gründeten. Zwar wurden Grüne Parteien durchaus gewählt, falls
diese existierten, aber auch andere Parteien vor allem im linken Parteienspektrum
wurden von Anhängern neuer sozialer Bewegungen unterstützt.

7.2.6. Anti-Atombewegungen

Um den Zusammenhang zwischen neuen sozialen Bewegungen und Grünen Partei-
en systematisch darstellen zu können, untersucht Müller-Rommel zusätzlich noch,
ob es zwischen demWahlerfolg Grüner Parteien und der �Intensität nuklearer Kon-
�ikte�137 einen Zusammenhang gibt. Dabei stellt er fest, dass es in den meisten

137Müller-Rommel benutzt hierbei eine direkte Übersetzung von Kitschelt (1989: 27), welcher
mit �Intense Nuclear Con�icts� den Grad an gesellschaftlichen Auseinandersetzungen über die
Frage der zivilen Nutzung von Atomkraft meint.
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Staaten mit erfolgreichen Grünen Parteien starke Auseinandersetzungen über die-
se Fragen gab, während es in den meisten Staaten ohne erfolgreiche Grüne Partei
nur schwache Auseinandersetzungen diesbezüglich gab.
Da es keine benutzbaren Werte über die Intensität solcher Kon�ikte in allen hier

einbezogenen Fällen gibt, soll dies nicht weiter in der MVQCA Analyse berück-
sichtigt werden. Die Atomkraftfrage wird dennoch in Kapitel 8 eine bedeutenden
Rolle spielen, wobei die theoretischen Annahmen sowie die Operationalisierung
deutlich von der von Müller-Rommel benutzten abweichen.

7.3. Erweiterte MVQCA Analyse

Da es somit keine Variable gibt, welche allein den Erfolg beziehungsweise Miÿerfolg
Grüner Parteien erklären kann, soll nun mit MVQCA nach Kombinationen von
Konditionen gesucht werden, um die Erfolgsbedingungen Grüner Parteien zu iden-
ti�zieren. Zuerst sollen die von Redding und Viterna benutzen Konditionen auf ihre
Anwendbarkeit auf alle hier untersuchten Fälle mit MVQCA überprüft werden.
In einem weiteren Schritt sollen dann die aus dieser ersten Analyse resultieren-
den Lösungen durch die Hinzunahme weiterer der bisher diskutierten Variablen
ergänzt werden.

7.3.1. Analyse der Konditionen von Redding und Viterna

Bei der Anwendung der von Redding und Viterna benutzten Konditionen bei der
Suche nach Erklärungen für den variierenden Wahlerfolg Grüner Parteien lassen
sich wichtige Hinweise für die weitere Analyse �nden. Dabei werden die oben
eingeführten, verfeinerten Kategorisierungen benutzt, da die Anwendung der ur-
sprünglichen Schwellenwerte von Redding und Viterna zu vielen widersprüchlichen
Kon�gurationen in der Wahrheitstabelle führen, wie Tabelle 7.17 zeigt.138

Die groÿe Anzahl an Fällen (10 von 22) in widersprüchlichen Kon�gurationen
läÿt sich durch mehrere miteinander verbundene Ursachen erklären: Zum einen
haben einige Fälle in Kon�gurationen, welche mehrere Fälle abdecken, hier einen
anderen Wert für den Erfolg Grüner Parteien als in der Studie von Redding und
Viterna.139 Zum anderen führt das Hinzufügen der Fälle Griechenland und Portu-

138Hierbei muss beachtet werden, dass die Einstufung des Grades an Korporatismus bereits hier
von der Kondition in der Studie von Redding und Viterna abweicht, da die Werte für zusätzlich
hinzugefügte Fälle nicht recherchiert werden konnten, da sie in den der Studie von Redding
und Viterna zugrunde liegenden Texten (Cameron 1984) nicht enthalten waren. Stattdessen
wurden die entsprechenden Werte aus der Studie von Manfred G. Schmidt (1982) verwendet
(siehe Kapitel 7.2.2.4).
139Dies tri�t auf Dänemark und Norwegen zu, wo zwar erfolgreiche links-libertäre Parteien ent-

standen sind, diese aber keine Grüne Parteien im engeren Sinne sind (siehe hierzu Kapitel 6.1.1).
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Tabelle 7.17.: Kon�gurationstabelle zu den Konditionen von Redding & Viterna
zu dem Erfolg Grüner Parteien

Fälle WAHL BIP SOZ KORP LINKS O
UK 0 0 0 0 1 0
Neuseeland 0 0 0 1 0 0
Kanada, USA 0 1 0 0 0 0
Australien 0 1 0 1 0 0
Frankreich 0 1 1 0 0 0
Griechenland,Irland,
Italien,Portugal

1 0 0 0 0 C

Spanien 1 0 0 0 1 0
/Island(sozkosten:0)/ 1 1 0 1 0 0
Finnland 1 1 0 1 1 1
Norwegen,Schweiz 1 1 0 2 1 C

Niederlande 1 1 1 1 0 1
Belgien,BRD,
Dänemark,Luxemburg

1 1 1 1 1 C

Österreich,Schweden 1 1 1 2 1 1

Beschriftungen:
WAHL: Wahlsystem, 1 falls Verhältniswahlrecht, sonst 0.
BIP : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 1 falls über $ 10500, sonst 0.
SOZ : Ausgaben für das Sozialsystem gemessen am Anteil am BIP, 1 falls über 20, sonst 0.
KORP : Stärke des Korporatismus, 0: schwacher Korporatismus, 1: mittelstarker Korporatismus,
2: starker Korporatismus, siehe Kapitel 7.2.2.4.
LINKS : Regierungsbeteiligung linker Parteien, 1970-1980, 1 falls über 55 Monate, sonst 0.

gal dazu, dass diese Fälle sich mit Italien widersprechen und eine widersprüchliche
Kon�guration erzeugen, während in der Studie von Redding und Viterna Italien
ein Fall mit einer eigenen Kon�guration in der Wahrheitstabelle war.

7.3.1.1. Benutzung feingliedrigerer Konditionen

Zur Au�ösung der in Tabelle 7.17 gegebenen widersprüchlichen Kon�gurationen
werden nun die oben diskutierten dreistu�gen Konditionen BIP und LINKS be-
nutzt.140 Auÿerdem wurden die ebenfalls dreistu�g kodierten Sozialausgaben pro

Desweiteren wird hier für den Fall Italien für das Outcome ein Wert von 1 benutzt, da die italie-
nischen Grünen als erfolgreich eingestuft werden, während sie bei Kitschelt (1989) als erfolglos
eingestuft wurden, da sie unter der von Kitschelt benutzten Schwelle von 4% der zu erreichenden
Wählerstimmen liegen. Da Redding und Viterna die Werte von Kitschelt übernommen haben,
führen diese auch die italienischen Grünen als erfolglos auf. Zu Italien siehe Kapitel 6.4.1.
140Die Einstufung der Stärke des Korporatismus ist bereits mehrstu�g, siehe Fussnote 138.
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Kopf anstelle des Anteils der Sozialausgaben im BIP als Operationalisierung der
Sozialausgaben benutzt (siehe Kapitel 7.2.1.2).

Tabelle 7.18.: Kon�gurationstabelle für die dreistu�g kodierten Konditionen von
Redding und Viterna

Fälle WAHL BIP SOZ KORP LINKS O
Neuseeland 0 0 1 1 1 0
Australien 0 1 0 1 1 0
Kanada, USA 0 1 1 0 0 0
Groÿbritannien 0 1 1 0 1 0
Frankreich 0 1 2 0 0 0
Irland, Portugal,
Spanien, Griechenland

1 0 0 0 1 0

Italien 1 1 1 0 0 1
Finnland 1 1 1 1 2 1
BRD 1 1 2 1 2 1
Belgien, Dänemark, Niederlande 1 1 2 1 1 C

Österreich 1 1 2 2 2 1
Norwegen 1 2 1 2 1 0
Island, Luxemburg 1 2 2 1 1 C

Schweden 1 2 2 2 1 1
Schweiz 1 2 2 2 2 1

Beschriftungen:
WAHL: Wahlsystem, 1 falls Verhältniswahlrecht, sonst 0.
BIP : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 0 falls unter $ 7000, 1 falls zwischen $ 7000 und $14000,
2 falls über $ 14000.
SOZ : Kaufkraftbereinigte Sozialausgaben pro Kopf, 0 falls unter $1250, 1 falls zwischen $1250
und $1900, 2 falls über $1900.
KORP : Stärke des Korporatismus, 0: schwacher Korporatismus, 1: mittelstarker Korporatismus,
2: starker Korporatismus.
LINKS : Regierungsbeteiligung linker Parteien, 1970-1980, 0 falls unter 24 Monaten, 1 falls zwi-
schen 24 und 109 Monaten, 2 falls über 109 Monaten.
O : Outcome: Erfolgreiche Grüne Partein, 1 falls ja, 0 falls nein.

In der hierdurch entstehenden Kon�gurationstabelle (vgl. Tabelle 7.18) sind deut-
lich weniger Fälle in widersprüchlichen Kon�gurationen zu �nden. Durch die fein-
gliedrigere Aufteilung sind noch Belgien, die Niederlande und Dänemark in einer
widersprechenden Kon�guration, sowie Island und Luxemburg in einer weiteren
Kon�guration zu �nden. Statt zehn sind nun fünf Fälle in widersprechenden Kon-
�gurationen zu �nden. Dies ist zwar immer noch kein optimales Ergebnis, da die
Lösungen, welche hiervon abgeleitet werden können, nicht alle Fälle abdecken.
Dennoch wird es möglich sein, erste Hinweise auf Konditionen für den Erfolg Grü-
ner Parteien zu �nden.
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7.3.1.2. Auswertung Outcome 0

Berechnet man die Lösungen für die Fälle ohne erfolgreiche Grüne Partei, so erge-
ben sich unter Einbeziehung der hypothetischen Fälle die folgenden zwei Lösun-
gen:141

(S1a) O0+L = WAHL0 + SOZ0 + Ω1

(S1b) O0+L = WAHL0 +BIP0 + Ω1

In diesen Lösungen werden mehrere der oben gemachten Annahmen bestätigt. Der
erste Hauptimplikant ist für S1a und S1b identisch: Die Anwendung des Mehr-
heitswahlrechtes ist ausreichend, den Erfolg Grüner Parteien zu verhindern. Dieser
Hauptimplikant erklärt sechs der Fälle mit dem Outcome 0 (Australien, Frank-
reich, Groÿbritannien, Kanada, Neuseeland und die USA).
Desweiteren scheint auch die Annahme bestätigt zu werden, dass sich Grüne

Parteien nur dort etablieren können, wo ein gewisser Grad an sozialer Absiche-
rung existierte. Nur in Staaten ohne eine erfolgreiche Grüne Partei lagen geringe
Sozialausgaben vor. Fünf Staaten (Australien, Griechenland, Kanada, Portugal
und die USA) weisen nur geringe Sozialausgaben auf und werden in der Lösung
S1a durch den Hauptimplikanten SOZ0 erklärt. In der Lösung S1b ist ein ge-
ringes Pro Kopf BIP ausreichend, um das Ausbleiben des Wahlerfolges Grüner
Parteien zu erklären (BIP0). Dies gilt für fünf der Fälle mit dem Outcome 0
(Griechenland, Irland, Neuseeland, Portugal und Spanien). Damit scheinen sich
die in Kapitel 7.2.1.2 aufgeführten Thesen zum Postmaterialismus zu bestätigen,
da sich Grüne Parteien nicht in Staaten mit einer geringen sozialen Absicherung,
beziehungsweise einem allgemein niedrigen Wohlstand etablieren konnten.
Mit diesen beiden ersten Hauptimplikanten werden in beiden Lösungen alle Fäl-

le in Kon�gurationen mit dem Outcome 0 in Tabelle 7.18 erklärt auÿer Norwegen.
Dieser muss mit einem der in Ω1 zusammengefassten Hauptimplikanten erklärt
werden (siehe Fuÿnote 141). Für diese Hauptimplikanten gilt, dass sie zwar teil-
weise mit den gemachten Annahmen übereinstimmen. Allerdings beruhen diese
Hauptimplikanten stets auf sehr wenigen Fällen, welches die Erklärungskraft die-
ser Hauptimplikanten schwächt.
Auÿerdem darf hier nicht übersehen werden, dass nicht alle Fälle mit dem Outco-

141Ω1 steht für eine Gruppe von drei Hauptimplikanten: BIP2 ∗ SOZ1, SOZ1 ∗LINKS1 und
SOZ1 ∗KORP2. Da der norwegische Fall von keinem der in S1a sowie S1b einbezogenen Haupt-
implikanten abgedeckt wird, ist ein weiterer Hauptimplikant nötig, um diesen Fall zu erklären.
Dies geschieht mit einem dieser drei Hauptimplikanten, so dass genau genommen sechs Lösungen
für das Outcome 0 berechnet werden. Für den Hauptimplikanten SOZ1 ∗ LINKS1 gilt, dass
dieser auch für Neuseeland und Groÿbritannien zutri�t, während die beiden anderen Hauptimpli-
kanten nur für Norwegen zutre�en. Da so nur wenige Fälle durch die jeweiligen Hauptimplikanten
abgedeckt werden, ist deren Erklärungskraft gering.
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me 0 durch die Lösungen S1a und S1b abgedeckt werden, da zwei Fälle (Dänemark
und Island) in widersprüchlichen Kon�gurationen gebunden sind, und so nicht mit
in die Lösung eingehen.

7.3.1.3. Auswertung Outcome 1

Reduziert man die Kon�gurationstabelle 7.18 für das Outcome 1, so erhält man
unter Einbeziehung der hypothetischen Fälle folgende Lösung:

(S2) O1+L = LINKS2 + SOZ2 ∗KORP2 +WAHL1 ∗ LINKS0

Auch für dieses Outcome bestätigen sich einige der oben aufgeführten Überlegun-
gen: Zum einen gilt für vier Fälle der Hauptimplikant LINKS2. In Deutschland,
Finnland, Österreich und der Schweiz waren linke Parteien in den siebziger Jahren
lange Zeit an der Regierung beteiligt. Da dieses die einzigen Staaten waren, die
diesen Wert aufweisen, kann hier somit die Annahme, dass Grüne Parteien insbe-
sondere dort gute Ausgangsbedingungen fanden, wo linke Parteien eine langzeitige
Regierungsbeteiligung erlangten, bestätigt werden.
Der Hauptimplikant SOZ2 ∗ KORP2 gilt für Österreich, Schweden und die

Schweiz. Diese drei Staaten verfügten über hohe Sozialausgaben pro Kopf, und
auch der Grad des Korporatismus wurde hoch eingestuft. Da es in beiden Staaten
eine erfolgreiche Grüne Partei gegeben hat, bestätigt sich bezüglich dieser Fälle
die These, dass Grüne Parteien vor allem in Staaten mit groÿzügig ausgestat-
teten Sozialsystemen gute Ausgangsbedingungen vorgefunden haben, wo gleich-
zeitig auch ein hoher Grad an korporatistischen Strukturen vorherrschte (siehe
Kapitel 7.2.1.2).
Der letzte Implikant der Lösung (WAHL1∗LINKS0) ist dagegen nicht mit den

oben gemachten Annahmen zu erklären. Zwar sollen Grüne Parteien in Staaten
mit Verhältniswahlrecht (WAHL1) bessere Chancen gehabt haben als in Staaten
mit Mehrheitswahlrecht. Warum aber die Kombination von Verhältniswahlrecht
mit einer geringen Regierungsbeteiligung linker Parteien Grüne Parteien geför-
dert haben soll, lässt sich nicht erklären. Dieser Hauptimplikant scheint ein tech-
nisch begründeter Hauptimplikant zu sein, der lediglich deswegen in die Lösung
mit einge�ossen ist, da der eine Fall, welcher durch diesen Hauptimplikanten er-
klärt wird (Italien), einen Einzelfall darstellt, der nicht durch die anderen beiden
Hauptimplikanten in der Lösung abgedeckt war. Daher musste ein zusätzlicher
Hauptimplikant in die Lösung eingebunden werden, damit die Lösung alle Fälle
erklärt.
Auch hier gilt, dass nicht alle Fälle durch die Lösung abgedeckt werden, da drei

Fälle mit dem Outcome 1 in einer widersprüchlichen Kon�guration eingebunden
sind (Belgien, Luxemburg und die Niederlande).
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7.3.1.4. Analyse der MVQCA Ergebnisse

Die von Redding und Viterna ausgewählten Indikatoren scheinen sich somit auf
den ersten Blick in der MVQCA Analyse zu bestätigen und kommen meist in
der angenommenen Form in der entsprechenden Lösung vor. Da hier die hypo-
thetischen Fälle stets in die Berechnungen mit ein�iessen, unterscheiden sich die
gefundenen Lösungen auch deswegen deutlich von denen in der Ursprungsanalyse
bei Redding und Viterna (1999).
Die Annahme, dass Grüne Parteien vor allem dort bessere Chancen hatten,

wo ein Verhältniswahlrecht angewandt wurde, tri�t für sechs der 13 Fälle ohne
erfolgreiche Grüne Partei zu. Auch die Annahme, dass Grüne Parteien in Staaten,
in denen die Bevölkerung ökonomisch gut abgesichert ist, höhere Erfolgschancen
haben, tri�t zu. So ist der Hauptimplikant SOZ0 Teil der Lösung der MVQCA
Analyse für das Outcome 0 und erklärt fünf der Fälle ohne erfolgreiche Grüne
Partei. Auch ist ein hohes Bruttoinlandsprodukt pro Kopf kombiniert mit einem
hohen Anteil an Sozialkosten ebenfalls ein Hauptimplikant für das Outcome 1.
Auch die These, dass eine hohe Beteiligung von Linksparteien an Regierungen
Grüne Parteien fördert, tri�t zu.
Insgesamt werden hier also die Annahmen von Redding und Viterna bestätigt,

allerdings wird dem Prinzip der �Parsimony� kaum Rechnung getragen. So sind
für das Outcome 1 mehrere Hauptimplikanten mit in die Lösung einzubeziehen,
welche jeweils unterschiedliche Fälle erklären. Da diese Hauptimplikanten jeweils
unterschiedliche Fälle erklären und auf unterschiedliche theoretische Grundlagen
zurückzuführen sind, werden zur Erklärung von sechs Fällen drei theoretische Er-
klärungen benötigt. Auÿerdem ist hiermit das Problem verknüpft, dass eine Reihe
der Hauptimplikanten nur einen oder zwei Fälle erklären. Dieses kann auch auf
technische Hauptimplikanten hindeuten, welche keinerlei theoretische Relevanz ha-
ben (vgl. hierzu Kapitel 5.2).142

Ein weiteres Problem bei der vorliegenden Analyse ist, dass fünf Fälle (Belgien,
Dänemark, Island, Luxemburg und die Niederlande) sich in einer widersprüchli-
chen Kon�guration be�nden, so dass nicht alle Fälle mit den vorliegenden Lösun-
gen erklärt werden.

7.3.2. Hinzunahme weiterer Konditionen

Zur Verbesserung der in Kapitel 7.3.1 gefundenen Ergebnisse werden nun die oben
in diesem Kapitel als bedeutend bestimmten Variablen aus der Studie von Müller-

142Für das Outcome 1 ist dies für den nur den Fall Italien erklärenden Hauptimplikanten
WAHL1 ∗LINKS0 der Fall. Dieser Hauptimplikant wird in die Lösung einbezogen, da es jeweils
einzelne Fälle mit dem untersuchten Outcome gibt, welche nicht von den anderen Hauptimpli-
kanten der Lösung erklärt sind, und daher ein gesonderter Hauptimplikant für diese wenigen
Fälle einbezogen werden muss.
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Rommel in die Analyse eingebunden.
Dabei werden eine Reihe von Variablen ausgeschlossen, für welche keine ausrei-

chende Datenlage vorliegt. So werden die Ausführungen zu einer möglichen Bedeu-
tung der Organisationsfähigkeit Grüner Parteien (Mitgliederstärke, Flügelkämpfe,
Nähe zu Neuen Sozialen Bewegungen sowie Stärke der Anti-Atomkraftbewegung)
nicht weiter verfolgt. Auch wird das allgemeine Vertrauen in die Parlamente so-
wie der direkt gemessene Postmaterialistenanteil auf Grund der für viele Fälle
fehlenden Werte nicht weiter berücksichtigt. Zumindest für den ausgeschlossenen
Postmaterialistenanteil gilt aber, dass die theoretisch hinter dieser Variable lie-
genden Annahmen durch andere Konditionen in die weitere Analyse einbezogen
werden (siehe hierzu auch Kapitel 7.2.1.2).
Tabelle 7.19 zeigt die Kon�gurationen für die in die folgende Analyse einbezo-

genen Konditionen für alle Fälle.

7.3.2.1. Auswertung Outcome 1

Führt man für die Kon�gurationstabelle 7.19 für das Outcome 1 die komplette
MVQCA Analyse durch, so erhält man elf Lösungen, welche alle die gleiche Länge
haben. Diese Lösungen unterscheiden sich allerdings nur in einem Hauptimplikan-
ten, so dass man folgende zusammengefasste Lösung erstellen kann:143

(S3) O1+R = REF2 + LINKS2 + Ω3

Für vier Fälle (Italien, Österreich, Schweden und die Schweiz) gilt, dass die Durch-
führung von Referenden zu Fragen der Atomkraft im Sinne von QCA ausreichend
war, um die Präsenz einer erfolgreichen Grünen Partei zu erklären. Der zweite
Hauptimplikant LINKS2 zeigt an, dass die Dominanz von Regierungen mit Be-
teiligung linker Parteien ebenfalls die Präsenz einer erfolgreichen Grünen Partei
erklärt. Dies gilt ebenfalls für vier Fälle (Deutschland, Finnland, Österreich und
die Schweiz). Ω3 wird benötigt, um die BeNeLux Staaten abzudecken, welche weder
von LINKS2 noch REF2 erklärt sind. Ω3 umfasst alle Hauptimplikanten, welche

von DICHTE2 ∗


WAHL1

REF0

SOZ2

KORP1

 beziehungsweise INFL0 ∗



DICHTE1,2

WAHL1

FOED0,1

PARTEIEN1

SOZ2

LINKS1

KORP1,2


ableitbar sind. Zusätzlich werden bei einigen der Kombinationen noch weitere Fälle

143Die vollständigen Ergebnisse lassen sich dem Anhang D entnehmen.
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Tabelle 7.19.: Kon�gurationstabelle der erweiterten MVQCA Analyse zum Erfolg
Grüner Parteien

Fall D
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Neuseeland(WKKE:0) 0 0 0 0 0 0 0 0 1 1 2 1 1 0
Neuseeland(WKKE:1) 0 0 0 0 0 0 1 0 1 1 2 1 1 0
USA 0 0 0 2 0 0 1 1 1 0 0 0 0 0
Kanada 0 0 0 2 0 1 1 1 1 0 1 0 0 0
Australien 0 0 0 2 1 1 0 1 0 0 2 1 1 0
Norwegen 0 0 1 0 0 1 1 2 1 1 2 1 2 0
Island 0 1 1 0 0 1 1 2 2* 1 2 1 1 0
Finnland 0 1 1 0 0 2 1 1 1 0 1 2 1 1
Schweden 0 1 1 0 2 1 1 2 2 0 1 1 2 1
Griechenland 1 0 1 0 1 1 1 0 0 2 2 1 0 0
Dänemark 1 0 1 0 1 1 1 1 2 2 1 1 1 0
Irland 1 0 1 0 1 2 0 0 0 0 2 1 0 0
Frankreich 1 1 0 0 1 2 0 1 2 1 1 0 0 0
Portugal 1 1 1 0 0 2 0 0 0 2 2 1 0 0
Spanien 1 1 1 1 1 2 1 0 0 2 2 1 0 0
Österreich 1 2 1 2 2 1 1 1 2 0 0 2 2 1
Niederlande 2 0 1 1 0 1 1 1 2 1 0 1 1 1
Groÿbritannien 2 1 0 0 1 1 0 1 1 0 1 1 0 0
Italien 2 1 1 0 2 2 1 1 1 1 2 0 0 1
Belgien 2 1 1 1 0 1 0 1 2 0 0 1 1 1
Luxemburg 2 1 1 0 0 1 0 2 2 2 0 1 1 1
Deutschland 2 2 1 2 0 1 1 1 2 0 0 2 1 1
Schweiz 2 2 1 2 2 1 0 2 2 0 0 0 2 1

Die Quellen sowie Ursprungsdaten sind in Tabelle A.2 verzeichnet. Sind keine Schwellenwer-
te angegeben, so ist diese Kondition bereits in Tabelle A.2 nominal oder ordinal skaliert und
musste nicht umgerechnet werden. Dies gilt für die Konditionen WAHL (Wahlsystem), FOED
(Föderalismus), REF (Referendumsdemokratie), PARTEIEN (Parteiensystem), WKKE (Wahl-
kampfkostenerstattung) sowie KORP (Korporatismus). Die Kodierung dieser Konditionen ist
den Anmerkungen zu Tabelle A.2 zu entnehmen. Es wurden hier die folgenden, im Vorherigen
bereits diskutierten Schwellenwerte benutzt: DICHTE (Bevölkerungsdichte): 0: < 40 Einw./km2,
1: zwischen 40 und 140 Einw. / km2, 2: über 140 Einw. / km2. INDU (Industriearbeiteranteil):
0: < 22%, 1: zwischen 22% und 26%, 2: > 26%. BIP (Pro Kopf BIP): 0: < 7000 $, 1: zwischen
7000 $ und 14000$, 2: > 14000$. SOZ (Pro Kopf Sozialausgaben): 0: < 1250$, 1: zwischen 1250$
und 1900$, 2: > 1900$. *Für Island ist in der Quelle (OECD 2004) für die restlichen Angaben für
diese Variable kein Wert verzeichnet. Aufgrund der in den achtziger Jahren sehr hohen In�ation
ist ein Wert auch schwer ermittelbar. Nimmt man die Angaben des isländischen Statistikamtes
(Statistics Iceland 2006) und rechnet diese Werte anhand der von der OECD gegebenen kauf-
kraftbereinigten Wechselkurse um, so erhält man für alle Jahre ab 1982 einen Wert über $1900.
Daher wird Island für diese Variable der Wert 2 zugewiesen. VOLA (Volatilität): 0: < 8,8%, 1:
zwischen 8,8% und 13,8%, 2: > 13,8%. INFL (In�ation): 0 < 7%, 1: zwischen 7% und 10%, 2:
> 10%. LINKS (Regierungsbeteiligung linker Parteien) 0: < 29 Monate, 1: zwischen 29 und 109
Montage, 2: > 109 Monaten. O (Erfolg): Erfolg Grüner Parteien wie in Kapitel 6 bestimmt.
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abgedeckt, welche ebenfalls von REF2 und/oder LINKS2 abgedeckt werden.144

Für diese Lösungen gilt, dass alle Hauptimplikanten den bisher gemachten theo-
retischen Annahmen zu den kausalen Zusammenhängen zwischen den Konditionen
und dem Erfolg Grüner Parteien entsprechen. Auÿerdem sind keine Hauptimpli-
kanten dabei, welche rein technisch bedingt sein müssen, da alle Hauptimplikanten
mindestens drei Fälle erklären und meist noch mehr Fälle abdecken.
In Kapitel 7.2.2.3 wurde aber bereits auf die Problematik der Verwendung der

angewandten Referendumsdemokratie als Kondition für das Entstehen erfolgrei-
cher Grüner Parteien hingewiesen, und es wurde vermutet, dass die Durchführung
von Referenden über Fragen der Atomkraft eher ein Indikator für gesellschaftli-
che Auseinandersetzungen über die Frage der zivilen Nutzung der Atomkraft sind,
und weniger eine kausale Begründung für den Erfolg Grüner Parteien darstellt.145

Zur Vermeidung der Einbeziehung eines solchen Scheinzusammenhangs soll daher
eine weitere MVQCA Analyse ohne die Kondition Referendumsdemokratie durch-
geführt werden.

Berechnung ohne die Kondition Referendumsdemokratie Die
MVQCA Analyse für das Outcome 1 ohne Einbeziehung der Kondition REF ergab
folgende Lösungen:

(S4a) LINKS2 +DICHTE2 ∗WAHL1 + Ω4

(S4b) LINKS2 + SOZ2 ∗ V OLA0 +DICHTE2 ∗ V OLA1,2

(S4c) WAHL1 ∗DICHTE2 +WAHL1 ∗WKKE1 ∗ V OLA0

Diese Lösungen sind jeweils um eine einbezogene Kondition länger als die Lösung
S3. Die bislang angenommen Hypothesen scheinen sich in den in S4a bis S4c ein-
bezogenen Hypothesen zu bestätigen. Lediglich die Volatilität der Wählerschaft
entspricht nicht den Erwartungen, da diese nicht wie angenommen nur bei nied-
rigen Werten zum Vorteil Grüner Parteien wird, sondern auch mittlere und hohe
Volatilität in Fällen mit erfolgreichen Grünen Parteien vorliegt (Lösung S4b).
Wie dies bereits in der Lösungen S3 der Fall war, erklärt in den Lösungen S4a

und S4b zum einen die lange Präsenz von Regierungen mit linken Parteien den
Erfolg Grüner Parteien in vier Staaten (Deutschland, Finnland, Österreich und
die Schweiz). Desweiteren entstanden sechs der erfolgreichen Grünen Parteien (in
Belgien, Deutschland, Luxemburg, den Niederlanden und der Schweiz) in Staaten
mit hoher Bevölkerungsdichte und mit Verhältniswahl. Die in Ω4 zusammenge-

144Die vollständigen Ergebnisse lassen sich dem Anhang D entnehmen.
145Die Bedeutung von Fragen der zivilen Nutzung von Atomkraft wird in Kapitel 8 ausführlich

besprochen.
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fassten Hauptimplikanten, welche von KORP2 ∗


INDU1

V OLA0

SOZ2

INFL1

 beziehungsweise

BIP2 ∗
{
INFL0,1

V OLA0,2

}
ableitbar sind und wozu noch der SOZ2 ∗ V OLA0 gehört,

wurden in S4a benötigt, um den schwedischen Fall zu erklären, welcher nicht
von den Hauptimplikanten LINKS2 und DICHTE2 ∗WAHL1 miterklärt wur-
de. Diese zusätzlichen Hauptimplikanten in S4b und S4c decken zum Teil auÿer
Schweden weitere Fälle mit ab, und sind daher nicht unbedingt als rein technische
Hauptimplikanten einzustufen.
Die Lösung S4b enthält auÿer den enthaltenen Hauptimplikanten LINKS2 und

SOZ2 ∗ V OLA0 auch den Hauptimplikanten DICHTE2 ∗ V OLA1,2 welcher die
Fälle Italien, Luxemburg und die Niederlande abdeckt. Dies bestätigt zwar die
Annahme, dass eine hohe Bevölkerungsdichte die Entwicklung Grüner Parteien
fördert, widerspricht aber der allgemeinen Annahme von Müller-Rommel, dass
Grüne Parteien vor allem in Parteiensystemen mit bisher geringer Volatilität bes-
sere Erfolgschancen hatten.
Interessant ist die letzte Lösung S4c. Diese lässt sich zu dem logischen Aus-

druck WAHL1 ∗
{
DICHTE2

WKKE1 ∗ V OLA0

}
zusammen ziehen. In dieser Lösung ist

die Präsenz des Verhälntniswahlrechts eine notwendige Bedingung für den Erfolg
Grüner Parteien, und dieses Wahlrecht wird in allen Fällen mit einer erfolgreichen
Grünen Partei angewendet. Allerdings ist die Präsenz des Verhältniswahlrechts
nicht ausreichend zur Erklärung des Erfolges Grüner Parteien, da es auch Staa-
ten mit Verhältniswahlrecht gibt, in denen die Grünen Parteien nicht erfolgreich
waren (siehe Kapitel 7.2.2.1). Daher sind weitere Bedingungen notwendig, um die
Fälle mit erfolgreicher Grüner Partei zu beschreiben. Eine hohe Bevölkerungsdich-
te (sechs Fälle) oder die Existenz von allgemeiner Wahlkampfkostenerstattung in
Kombination mit einer geringen Volatilität der Wählerschaft (vier Fälle) erklä-
ren in Kombination mit dem Verhältniswahlrecht alle Fälle mit einer erfolgreichen
Grünen Partei.

7.3.2.2. Auswertung Outcome 0

Führt man die MVQCA Analyse für die Fälle ohne erfolgreiche Grüne Partei
durch, wobei in einem ersten Schritt die Kondition REF weggelassen wird, so
erhält man die folgenden Lösungen:

(S5a) O0+R = WAHL0 +DICHTE0,1 ∗ V OLA1,2 +BIP0

(S5b) O0+R = WAHL0 +DICHTE0,1 ∗ V OLA1,2 + SOZ0
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Beide Lösungen enthalten die Abwesenheit des Verhältniswahlrechts als ausrei-
chende Erklärung für das Ausbleiben des Erfolges Grüner Parteien. Diese Kondi-
tion deckt sechs der Fälle mit dem Outcome 0 ab (Australien, Frankreich, Groÿ-
britannien, Kanada, Neuseeland und die USA). Desweiteren ist die Kombination
einer niedrigen oder mittleren Bevölkerungsdichte mit einer mittleren oder hohen
Volatilität der Wählerschaft ebenfalls ausreichend, um acht der Fälle ohne er-
folgreiche Grüne Partei zu erklären (Dänemark, Frankreich, Griechenland, Island,
Neuseeland, Norwegen, Portugal und Spanien). Der letzte Hauptimplikant der bei-
den Lösungen wird benötigt, um den von WAHL0 sowie DICHTE0,1 ∗V OLA1,2

nicht erklärten irischen Fall in die Lösung einzubeziehen. Sowohl der Hauptimpli-
kant BIP0 (niedriges Pro Kopf BIP), wie auch geringe Ausgaben für die soziale
Absicherung (SOZ0) leisten dies und decken dabei auch eine Reihe weiterer Fälle
mit ab.
Auch für die Lösungen zu dem Outcome 0 gilt, dass alle eingehenden Konditio-

nen mit den bisher getro�enen Annahmen übereinstimmen. Da stets viele Fälle
von den einzelnen Hauptimplikanten abgedeckt werden, scheinen diese Hauptim-
plikanten alle nicht rein technischer Natur zu sein.

7.3.2.3. Einbeziehung der Kondition REF

Bindet man die Kondition REF (Referendumsdemokratie) trotz der oben auf-
geführten Bedenken ein, so erhält man ebenfalls die in S5a und S5b gegeben
Ergebnisse. Zusätzlich ergeben sich noch folgende drei Lösungen:

(S6a) O0+R = WAHL0 +REF1 +DICHTE0,1 ∗ V OLA1,2

(S6b) O0+R = WAHL0 +REF1 +REF0 ∗ INFLATION2

(S6c) O0+R = WAHL0 +REF1 + LINKS1 ∗ INFLATION2

In diesen drei Lösungen ist die Durchführung von Referenden zu anderen Themen
als der Atomkraft ausreichend zur Erklärung des ausbleibenden Erfolges Grü-
ner Parteien. Zusätzlich ist in S6b die vollständige Abwesenheit von Referenden
(REF0) in Kombination mit einer hohen In�ation (INFL2) ebenfalls ausreichend
für das Outcome 0, welches für die vier hiervon ableitbaren Fälle (Island, Neusee-
land, Norwegen und Portugal) ebenfalls die getro�ene Annahme der Bedeutung
der In�ation und Referenden bestätigt. Der letzte Hauptimplikant der Lösung S6c
scheint dagegen nicht mit den bisherigen Überlegungen überein zu stimmen. Es ist
nicht o�enlichsichtlich, warum gerade eine mittelhohe Beteiligung linker Parteien
kombiniert mit einer hohen In�ation für das Ausbleiben des Wahlerfolges Grüner
Parteien erklärend sein soll, allerdings tri�t dieser Hauptimplikant für insgesamt
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acht Fälle zu.146

7.3.3. Zusammenfassung der bisherigen Ergebnisse

Das Wahlrecht spielt insgesamt eine wichtige Rolle für den Erfolg Grüner Parteien.
Die Abwesenheit eines Verhältniswahlrechts ist ausreichend, um die Abwesenheit
von erfolgreichen Grünen Parteien zu erklären (siehe Lösungen S5a, S5b und S6a-
S6c), und das Verhältniswahlrecht wurde in jedem Staat mit einer erfolgreichen
Grünen Partei angewendet (S4c). Im Sinne der in Kapitel 1.2.1.2 eingeführten Un-
terscheidung zwischen ausreichenden Konditionen, notwendigen Konditionen sowie
Konditionen, welche weder notwendig noch ausreichend sind (INUS-Konditionen),
ist die Anwendung des Verhältniswahlrechts eine notwendige Kondition für den
Erfolg Grüner Parteien.
Die bereits in Kapitel 7.3.1 erläuterte Bedeutung der Präsenz von Regierungen

mit Beteiligung linker Parteien �ndet sich in den Lösungen ebenfalls wieder.147

Eine hohe Beteiligung linker Parteien ist in den Lösungen S4a und S4b eine aus-
reichende Bedingung für den Erfolg Grüner Parteien, wobei diese Kondition nicht
in die Lösungen des entgegengesetzten Outcomes eingeht.
Auch �ndet sich die ebenfalls oben erläuterte Bedeutung des Pro Kopf Brutto-

inlandsproduktes wieder: So ist ein niedriges BIP ausreichend, um das Ausbleiben
des Erfolges Grüner Parteien zu erklären (S5a), und ein hohes BIP �ndet sich auch
in einigen Lösungen für die Fälle mit dem Outcome 1 wieder, wobei allerdings die
Kondition BIP2 weder notwendig noch ausreichend zur Erklärung des Erfolges
Grüner Parteien ist (Ω4 in S4a).
Die Bedeutung der zweiten zur Messung des ökonomischen Wohlstandes benutz-

ten Kondition, die Ausprägung der sozialen Absicherung, bestätigt sich ebenfalls in
der MVQCA Analyse: Niedrige Ausgaben für soziale Aufgaben (SOZ0) existierten
nur in Staaten ohne erfolgreiche Grüne Partei, und sind alleine ausreichend, um
das Ausbleiben des Erfolges Grüner Parteien zu erklären (S5b). Hohe Ausgaben
�ieÿen als INUS-Kondition in einige Lösungen für das Outcome 1 ein (S4a+S4b).
Dies bestätigt die ursprünglichen Annahmen von Redding und Viterna, dass Grüne
Parteien dort gute Erfolgschancen hatten, wo die Wähler generell ökonomisch gut
situiert waren und sich auch gut abgesichert fühlen konnten (vgl. Kapitel 7.2.1.2).

146Die vollständigen Ergebnisse mit Angabe der von den einzelnen Hauptimplikanten abge-
deckten Fälle �nden sich in Anhang D.
147Technisch gesehen ist dies auch nicht verwunderlich. Wird eine Kondition, welche in einer

QCA Analyse als ausreichende Kondition in einer Lösung ist, in eine weitere QCA Analyse
einbezogen, wird diese Kondition in der neuen Berechnung ebenfalls ausreichend sein. Allerdings
muss diese nicht wie in diesem Fall in der Lösung der neuen QCA Analyse vorkommen. Es ist
durchaus möglich, dass andere Lösungen existieren, welche nicht diese in der ursprünglichen
Lösung vorkommende Kondition enthalten.
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Auch die In�ation hat die vermutete Wirkung: Angenommen wurde, dass eine
hohe In�ation die Chancen Grüner Parteien minderte, da eine hohe In�ation zu
einer (materiellen) Verunsicherung der Wähler führte, da sie ihren ökonomischen
Wohlstand gefährdet sahen. Dies wird auch durch die MVQCA Analyse bestätigt,
da eine niedrige In�ation in die Lösungen zum Outcome 1 (Ω3 in S3, Ω4 in S4b) als
INUS-Kondition eingeht, und somit eine niedrige In�ation als Teil einer Erklärung
für den Erfolg Grüner Parteien gesehen werden kann. Auch trat eine hohe In�ation
in einer Lösung für das Outcome 0 auf (S6b).
Eine hohe Bevölkerungsdichte erklärt als INUS-Ursache den Erfolg Grüner Par-

teien und ist in den Lösungen S4a-S4e für das Outcome 1 eingebunden. Da auch
eine niedrige beziehungsweise mittlere Bevölkerungsdichte als INUS-Ursache in
die Lösungen zu dem Outcome 0 ein�ieÿt, scheint hier die Annahme, dass Grüne
Parteien vor allen in Staaten mit hoher Bevölkerungsdichte gute Erfolgschancen
hatten, bestätigt zu werden, ohne dass diese Kondition allerdings alleine ausrei-
chend oder notwendig zur Erklärung ist.
Auch die Ausführungen von Müller-Rommel zu der Bedeutung von Referenden

werden durch die MVQCA-Analysen bestätigt, da die Durchführung von Referen-
den zu Fragen der zivilen Nutzung der Atomkraft stets in Staaten mit erfolgrei-
cher Grüner Partei erfolgten und es in Staaten mit Referenden ausschliesslich zu
anderen Fragen keine erfolgreiche Grüne Partei gab (siehe Lösung S3 sowie S6a-
S6c). Allerdings ist, wie bereits öfters angesprochen, der kausale Zusammenhang
hier strittig, da nicht die Durchführung von Referenden unbedingt kausal verant-
wortlich für den Erfolg Grüner Parteien sein muss, möglich wäre auch, dass beide
Phänomene (Erfolg Grüner Parteien, Durchführung von Referenden) die Folge an-
derer Ereignisse sein können. Dieses soll in dem folgenden Kapitel noch erläutert
werden.
Ambivalent fällt die Analyse der Wähler�uktuation aus. So bestätigen zwar die

Lösungen S5a, S5b sowie S6a die These Müller-Rommels, dass kleinere Parteien in
volatilen Wählermärkten eher auf die Bedürfnisse neuer Wählergruppen reagieren
können. Somit existierten geringere Chancen für Grüne Parteien, da kleinere linke
Parteien in Staaten mit hoher Volatilität das Wählerpotential Grüner Parteien
abschöpften.148 Allerdings �ndet sich die Kondition in den Lösungen zum Outco-
me 1 sowohl in der Form V OLA0 (S4c) wie auch V OLA1,2 (S4b) wieder. Zwar
ist es in QCA auch explizit vorgesehen, dass Konditionen in verschiedener Form
(sprich mit gegensätzlichen Werten) in die gleiche Lösung ein�ieÿen können (sie-
he Kapitel 1.2.1.1). Es ist aber zumindest nicht unmittelbar einleuchtend, warum
einerseits eine niedrige Wähler�uktuation in Kombination mit einem hohen Pro
Kopf BIP oder in Kombination mit Verhältniswahlrecht und Wahlkampfkostener-
stattung positiv auf die Erfolgschancen Grüner Parteien wirken soll, während dies

148V OLA1,2 geht in diesen Lösungen als INUS-Kondition ein.
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andererseits ebenfalls für die Kombination einer mittleren oder hohen Wähler�uk-
tuation mit einer hohen Bevölkerungsdichte der Fall sein soll.
Teilweise bestätigen lässt sich auch die Annahme, dass sich das Vorhandensein

von Wahlkampfkostenerstattung positiv auf die Erfolgschancen Grüner Parteien
auswirkt. So ist die Präsenz einer solchen als INUS-Kondition in die Lösung S4e
eingebunden und diese erklärt zusammen mit einer niedrigen Wähler�uktuation
und der Anwendung von Verhältniswahlrecht den Erfolg Grüner Parteien. Eine
fehlende Wahlkampfkostenerstattung ist aber in keiner der Lösungen für das Out-
come 0 als Bedingung aufgeführt.
Letztlich bleibt noch festzustellen, dass die drei Konditionen INDU, FOED so-

wie PARTEIEN nicht in der erwarteten Form in den aufgeführten Lösungen ent-
halten sind.149 Wie in Kapitel 3.6.1 ausgeführt wurde, heiÿt dies nicht, dass diese
Konditionen somit automatisch als bedeutungslos angesehen werden dürfen. Diese
können auch in Hauptimplikanten einbezogen sein, welche nur deswegen nicht in
den Lösungen enthalten sind, da sie nur in Kombinationen von Hauptimplikanten
eingehen, welche länger sind als die kürzest mögliche Kombination von Hauptim-
plikanten und somit nicht als (MV-)QCA Lösung gelten.150

In diesem Fall scheint es aber so, dass INDU und FOED tatsächlich keine Be-
deutung haben, da auch aus der Betrachtung der Hauptimplikanten, welche nicht
in die Lösung ein�iessen, keine wesentlichen theoretischen Erklärungen ausgemacht
werden können, welche zur Erklärung des hier untersuchten Phänomens beitragen
können.
Für die Ausprägung des Parteiensystems zeigt sich bei der Betrachtung der

nicht in die Lösungen eingehenden Hauptimplikanten aber, dass die Präsenz eines
Zweiparteiensystems eine ausreichende Bedingung für das Ausbleiben des Erfolges
für Grüne Parteien war. Da dies allerdings nur für drei Fälle zutri�t (Australien,
Neuseeland und die USA), �ieÿt diese Kondition nicht in die gefundenen Lösungen
(S5a+S5b) mit ein, da diese drei Fälle bereits durch die Abwesenheit des Verhält-
niswahlrechts (WAHL0) abgedeckt wurden, welches auch weitere Fälle einbezieht
und daher PARTEIEN0 in den Lösungen vorgezogen wird. Auch theoretisch ist
es naheliegend, dass sich das Wahlrecht in diesen Staaten primär auf die Chancen
Grüner Parteien ausgewirkt hat, wie auch die von dem Wahlsystem abhängige
Ausprägung des Parteiensystems.

149PARTEIEN1(Ω3) und INDU1(Ω4) gehen jeweils mit einem mittleren Wert als INUS-
Kondition für das Outcome 1 in die Lösung ein. Da diese Kondition nicht in die Lösung für das
Outcome 0 eingeht, ist eine theoretische Folgerung nicht möglich. Für FOED gilt gar, dass diese
Kondition entgegen der ursprünglichen Annahme in Ω3 eingeht, da ein niedriger (oder mittlerer)
Grad des Föderalismus in Kombination mit einer niedrigen In�ation als Hauptimplikant für den
Erfolg Grüner Parteien berechnet wird. Dies widerspricht den Ausführungen in Kapitel 7.2.2.2,
wo angenommen wird, dass Grüne Parteien in föderalen Strukturen eher bessere Chancen haben
als in zentralistisch ausgerichteten Staaten.
150Zur De�nition von QCA Lösungen siehe Kapitel 1.3.3.3.
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Tabelle 7.20.: Zusammenfassung der durch die MVQCA Analyse bestätigten An-
nahmen

Kondition Outcome 1 Outcome 0
WAHL N + S -
BIP + S -
SOZ + S -
LINKS S + 0
DICHTE + -
REFE S + S -
WKKE + 0
INFL - +

+: Positiver Wert dieser Kondition führt zu Outcome. -: Negativer Wert dieser Kondition führt
zu Outcome. N: Kondition ist notwendig (necessary) S: Kondition ist ausreichend (su�cient) 0:
Keine oder unklare Bedeutung der Kondition für Outcome.

7.3.3.1. Notwendige und ausreichende Erfolgsfaktoren

Au�allend ist bei der Betrachtung der in Tabelle 7.20 gegebenen Zusammenfas-
sung der bislang betrachteten Annahmen, dass sich viele der vermuteten Zusam-
menhänge zu dem Erfolg Grüner Parteien durch die MVQCA Analyse tendenziell
bestätigen lassen. Damit kann immer noch keine einheitliche Erklärung für den
Erfolg Grüner Parteien gegeben werden, und alle gefundenen Ergebnisse weisen
eine hohe Komplexität auf. Zwar werden sowohl für das Outcome 0 wie für das
Outcome 1 durchgängig viele Fälle durch die einzelnen Hauptimplikanten erklärt.
Allerdings müssen, von der Lösung S4e abgesehen, stets drei Hauptimplikanten
in die Lösungen einbezogen werden, um eine alle Fälle abdeckende Lösung für die
einzelnen Fallgruppen zu �nden. Es ist durchaus möglich, dass für eine bestimmte
Fragestellung keine einheitliche Lösung besteht und das untersuchte Phänomen
nur durch eine komplexe Erklärung begründet werden kann.
In dem folgenden Kapitel wird aber aufbauend auf diese Ergebnisse nach ei-

ner möglichst einfachen Lösung gesucht, welche auch dem Ziel der QCA Analyse,
nämlich möglichst sparsame (�parsimonious�) Lösungen zu �nden, gerecht wird.
Dabei wird eine bislang nur indirekt betrachtete Kondition (der Bau von Atom-
kraftwerken) in den Mittelpunkt gestellt, was zu einer bedeutenden Verbesserung
der bisherigen Ergebnisse führt.

170



8. Erfolgsbedingungen Grüner
Parteien

Die vorgestellten und hier wiederholten Analysen von Ferdinand Müller-Rom-mel
sowie von Kent Redding und Jocelyn Viterna haben zwar Ansatzpunkte für ei-
ne Erklärung des Erfolges beziehungsweise des Misserfolges von Grünen Parteien
liefern können, eine Erklärung, welcher zurecht das Prädikat �parsimonious� ge-
geben werden könnte, ist dabei aber nicht gefunden worden. Im Folgenden soll
nun anhand des in Kapitel 5.5 vorgestellten Ansatzes zur Theorieentwicklung mit
MVQCA ein möglichst einfaches Erklärungsmodell erstellt werden, welches ohne
Spezialerklärungen für Einzelfälle auskommen soll.
Zuerst werden nur sehr wenige Konditionen berücksichtigt, mit welchen eine

erste MVQCA Analyse durchgeführt wird. Enstehen dabei widersprüchliche Kon-
�gurationen in der Wahrheitstabelle, so werden diese nach möglichen weiteren
Konditionen untersucht, welche die Fälle in diesen Kon�gurationen unterscheiden
können.
Als Ausgangskonditionen werden zur Bestimmung von Erklärungsmustern zwei

Konditionen benutzt, welche bereits in den vorhergehenden Ausführungen als aus-
reichend und teilweise sogar notwendig zur Erklärung des Erfolges beziehungsweise
Misserfolges Grüner Parteien identi�ziert worden sind. In Kapitel 7.2.1.2 wurde ein
Zusammenhang zwischen dem Wohlstand eines Staates (gemessen am Pro Kopf
BIP) und dem Erfolg Grüner Parteien aufgezeigt. Dabei war ein niedriges Brutto-
inlandsprodukt eine ausreichende Kondition für den Misserfolg Grüner Parteien:
In keinem Staat mit einem niedrigen Pro Kopf BIP konnte sich eine Grüne Par-
tei in den 80er Jahren erfolgreich im Parlament etablieren. Andererseits war die
Präsenz eines hohen Pro Kopf BIP eine INUS-Kondition für den Erfolg Grüner
Parteien.
Als zweite Kondition wurde hier das Wahlsystem in die Analyse einbezogen.

Auch zwischen diesem und dem Erfolg Grüner Parteien scheint ein Zusammen-
hang zu bestehen, konnte doch in keinem Land mit einem Mehrheitswahlrecht
eine Grüne Partei in das Parlament einziehen. Die Abwesenheit eines Verhält-
niswahlrechts war ausreichend zur Erklärung des ausbleibenden Erfolges Grüner
Parteien und die Anwendung des Verhältniswahlrechts sogar notwendig für die
Etablierung Grüner Parteien.
Die Konditionen WAHL und BIP wurden zum einen wegen der in Kapitel 7.2
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Tabelle 8.1.: Kon�gurationstabelle zur MVQCA Analyse mit Wahlrecht und Pro
Kopf BIP

Fall WAHL BIP Erfolg
Irland, Neuseeland 0 0 0
Australien, Frankreich, Groÿbritannien, Kanada, USA 0 1 0
Griechenland, Portugal, Spanien 1 0 0
Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland,
Italien, Niederlande

1 1 C

Island, Luxemburg, Norwegen, Schweden, Schweiz 1 2 C

Anmerkungen:
WAHL: Wahlsystem, 1 falls Verhältniswahlrecht, sonst 0.
BIP : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 0 falls unter $ 7000, 1 falls zwischen $ 7000 und $14000,
2 falls über $ 14000.

festgestellten Bedeutung dieser beiden Konditionen zur weiteren Betrachtung in
dieser Analyse ausgewählt. Zum anderen geschah dies aber auch, da diese beiden
Konditionen völlig unterschiedliche Aspekte abdecken, und nicht wie zum Beispiel
die Höhe der Sozialausgaben und das Pro Kopf BIP möglicherweise interdependent
sind.

8.1. MVQCA Analyse mit BIP und WAHL

Kombiniert man die beiden Konditionen in einer MVQCA Analyse, so erhält man
die in Tabelle 8.1 wiedergegebene Kon�gurationstabelle. Für das Outcome 0 (kei-
ne erfolgreiche Grüne Partei), können die oben gemachten Ausführungen direkt
aus der Wahrheitstabelle entnommen werden. Falls eine (oder beide) der Kondi-
tionen den Wert 0 aufweist (Mehrheitswahlrecht oder niedriges BIP), so konnte
sich in dem entsprechenden Staat keine erfolgreiche Grüne Partei etablieren. Für
die anderen Kon�gurationen ist das Outcome aber widersprüchlich. Sowohl für
WAHL1 ∗ BIP1 (Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Itali-
en, Niederlande) wie auch für WAHL1 ∗ BIP2 (Island, Luxemburg, Norwegen,
Schweden, Schweiz) ist das Outcome C. Es gibt also sowohl Fälle mit wie ohne
erfolgreiche Grüne Partei in diesen Kon�gurationen.
Es gibt desweiteren keinen Hauptimplikanten, welcher den Erfolg Grüner Par-

teien erklärt, da es keine Kon�guration gibt, welche für das Outcome den Wert
1 hat. Dies bedeutet, dass nach weiteren Konditionen gesucht werden muss, wel-
che die Varianz im Outcome der Fälle in den widersprüchlichen Kon�gurationen
erklären können.
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8.2. Umweltfragen als 'Rokkanscher Cleavage'

Anscheinend war die Präsenz von günstigen wahlrechtlichen Rahmenbedingun-
gen sowie eines relativ hohen Bruttoinlandsproduktes pro Kopf nicht ausreichend,
um erfolgreiche Grüne Parteien hervorzubringen. Welche Gründe können für den
unterschiedlichen Erfolg der Grünen Parteien in diesen Staaten als Erklärung her-
angezogen werden?
Untersucht man diese Frage, indem man Anleihe bei dem Cleavage- (Spaltung)

Begri� der Theorie Stein Rokkans nimmt, so muss nach Kon�ikten innerhalb einer
Gesellschaft gesucht werden, welche stark genug waren, direkten Ein�uss auf das
Parteiensystem eines Landes zu haben. Unter einer Spaltung versteht Stein Rok-
kan �grundlegende Gegensätze innerhalb einer territorialen Bevölkerung�(Flora
2000: 20), wobei nicht alle Kon�ikte als Spaltungen anzusehen sind. Lediglich die
Kon�ikte, welche sich durch ihre Bedeutung und wiederkehrende Natur von der
Masse der Kon�ikte abheben, können als Spaltungen bezeichnet werden.151 Da-
her ist hier also die Frage zu stellen, ob es ökologisch bezogene politische Fragen
gab, deren Auswirkungen stark genug waren, nachhaltig Veränderungen im Par-
teiengefüge zu bewirken. Klar ist dabei, dass es in allen hier untersuchten Staaten
politische Auseinandersetzungen über Fragen des Umweltschutzes gab. Dies führte
aber nicht in allen Fällen zu der Gründung einer erfolgreichen Grünen Partei. Wel-
che ökologischen Fragen waren also stark genug, um bei günstigen politischen und
sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen eine erfolgreiche Grüne Partei hervorzu-
rufen, in der sich der gesellschaftliche Protest gegen umweltbezogene Probleme
sammeln konnte?

8.2.1. Erfolg Grüner Parteien in Nordeuropa

Betrachtet man die nordeuropäischen Staaten bezüglich der Erfolgsbilanz Grü-
ner Parteien, so �nden sich Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden
in wiedersprüchlichen Kon�gurationen in der Kon�gurationstabelle 8.1 wieder. In
allen nordeuropäischen Staaten wird nach Verhältniswahlrecht gewählt, und alle
hatten in den 80er Jahren ein mittleres oder hohes pro Kopf Bruttoinlandspro-
dukt. Dennoch unterscheiden sich die Fälle bezüglich des Erfolgs Grüner Parteien:
Während sich in Schweden und Finnland Grüne Parteien etablieren konnten und
bis heute in den jeweiligen nationalen Parlamenten vertreten sind, war dies in
Dänemark, Island und Norwegen nicht der Fall.
Dies bedeutet nicht, dass umweltpolitische Themen dort keine Rolle spielten.

Vielmehr verteilten sich diese breit über das Parteienspektrum. In Dänemark wur-
den ökologische Forderungen zuerst in die Parteiprogrammatik kleinerer Links-

151Zu dem Cleavage-Modell siehe Lipset & Rokkan (1967) sowie Rokkan (2000).
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parteien (Venstresocialisterne (Linkssozialisten) und Socialistisk Folkeparti (So-
zialistische Volkspartei)) aufgenommen, aber auch die sozialliberale Radikale Ven-
stre implementierte weitreichende umweltpolitische Forderungen in ihre Partei-
programmatik (vgl. O'Neill 1997: 372). Ein ähnliches Bild kann in Norwegen aus-
gemacht werden, wo etablierte Parteien ökologische Fragen ebenfalls ausführlich
aufnahmen. Dies lieÿ auch in Norwegen kaum Platz für eine Grüne Partei, sich in
einer Nischenposition zu etablieren, da die Fragen der Umweltpolitik im norwegi-
schen Parteiensystem von vielen Parteien aufgegri�en wurden (vgl. O'Neill 1997:
385). In Island existierte in den achtziger Jahren keine Grüne Partei.152

Warum also konnten sich in Schweden und Finnland die Grünen Parteien eta-
blieren, während es in den anderen nordeuropäischen Staaten zu einer Di�usion
umweltpolitischer Themen über einen Teil bzw. das gesamte parteipolitische Spek-
trum kam, und es keine Nische gab, in denen sich die Grünen anfangs sammeln
konnten?
Ein Vergleich von Schweden und Dänemark zeigt, dass sich in Schweden die

Miljöpartiet erfolgreich im Parlament etablieren konnte, während �De Grønne�
in Dänemark erfolglos geblieben war und nie einen Sitz im dänischen Parlament
gewinnen konnte. Ein erster Hinweis, warum dies so ist, lässt sich aus der Entste-
hungsgeschichte dieser beiden Parteien erahnen. Die schwedische Umweltbewegung
kann auf eine lange Tradition zurückblicken. Eine Reihe neuer Umweltorganisa-
tionen wurde seit den späten sechziger Jahren gegründet und auch die Wurzeln
der Miljöpartiet können in den sozialen Bewegungen der sechziger Jahre gefun-
den werden. Dennoch gilt das Referendum im März 1980 zur weiteren Nutzung
der Atomenergie als 'Katalysator' für die Gründung der Miljöpartiet (vgl. Bennulf
1995: 129-131). Bei dieser Abstimmung konnten die Bürger zwischen drei Alter-
nativen zur Zukunft der Kernenergie in Schweden abstimmen. Der Vorschlag der
Sozialdemokraten, die Atomkraft bis zum Jahre 2010 auslaufen zu lassen, gewann
gegen einen weitergehenden Vorschlag, die Atomkraft innerhalb von 10 Jahren
auslaufen zu lassen und gegen einen Vorschlag der bürgerlichen Parteien, ebenfalls
die Atomkraft bis 2010 auslaufen zu lassen, aber ohne den Besitz in ö�entliche
Hand zu geben, wie dies im erfolgreichen Vorschlag der Sozialdemokraten vor-
gesehen war (vgl. Jahn 1992). Nach diesem Referendum schien es so, dass auÿer
den Kommunisten alle Parteien inklusive der Sozialdemokraten für eine zukünftige
Nutzung der Atomkraft waren.
Eine ähnliche Ausgangssituation existierte in den siebziger Jahren in Dänemark:

Die Umweltschutzbewegung war seit Beginn des 20. Jahrhunderts ein�ussreich,
aber obwohl bedeutende Neue Soziale Bewegungen auch in Dänemark in den 60er
Jahren entstanden waren, konnte sich keine Grüne Partei auf nationaler Ebe-

152Erst 1999 enstand die links-Grüne Allianz (Vinstrihrey�ngin - grænt framboð, welche als
Zusammenschluss dreier (links-orientierter) Parteien entstand (siehe Kapitel 6.4.2).
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ne etablieren (vgl. O'Neill 1997: 368). Einer der groÿen Unterschiede zwischen
der politischen Entwicklung in Dänemark und in Schweden in der zweiten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts besteht dabei in der Atompolitik. Während Schweden
seine Energiepolitik um eine groÿe Anzahl von Atomkraftwerken konzentrierte,
wurden Pläne zur Errichtung von Atomkraftwerken in Dänemark schnell ad acta
gelegt. Nach der Energiekrise 1974/75 wurden zwar auch in Dänemark Pläne zum
Bau von Atomkraftwerken diskutiert. Zuerst wurden diese Pläne nur von der neu
gegründeten linkssozialistischen Partei kritisiert, welche die Kampagne der eben-
falls neu gegründeten Antiatomgruppe Organisationen til oplysning om atomkraft
- OOA (Organisation zur Information über Atomkraftwerke) unterstützte. Aller-
dings befürchteten die Sozialdemokraten eine Abwendung von atomkritischen jün-
geren Wählern von ihrer Partei, so dass sie sich von den Plänen zur Errichtung von
Atomkraftwerken abwendeten (vgl. O'Neill 1997: 368-369). Dies führte zu einem
Stopp sämtlicher Pläne zur Umsetzung des Baus von Atomkraftwerken durch eine
parlamentarische Initiative der Sozialdemokraten, zweier kleinerer Linksparteien
sowie den Sozial-Liberalen im Jahre 1985, und damit zu dem endgültigen Aus
dänischer Pläne zur zivilen Nutzung der Atomkraft.
Diese breite Ablehnung der Atomkraft machte es für die dänischen Grünen

schwierig, sich als ernstzunehmende Alternative in dem bereits fragmentierten dä-
nischen Parteiensystem zu etablieren. Auf der einen Seite hatten sich kleinere
linke Parteien in Umweltfragen pro�liert, und anderseits hatten auch die etablier-
ten Parteien Umweltfragen in ihren Wahlprogrammen verankert und konnten diese
auch glaubwürdig vertreten, da sie nicht, wie z.B. die schwedischen Sozialdemo-
kraten, mit dem Bau von Atomkraftwerken identi�ziert wurden. Dies führte zu
der Situation, dass Umweltfragen von vielen Parteien im Parteienspektrum Dä-
nemarks aktiv verfolgt wurden, und so keine Nische übrigblieb, in der sich eine
Grüne Partei etablieren konnte. Dagegen hatten z.B. die schwedischen Sozialde-
mokraten bei Umweltfragen ein Glaubwürdigkeitsproblem, da die Partei durch
das frühe Eintreten für den Bau von Atomkraftwerken (und die Weigerung, die-
se 1980 kurzfristig abzuschalten) von vielen Wählern nicht als umweltbewusste
Partei angesehen wurden.
Auch für andere hier untersuchte Fälle kann die Atomkraftpolitik als ein ent-

scheidenes Momentum für die Entwicklung der Grünen Parteien angesehen werden.
Die Auseinandersetzung über dieses Thema war ausreichend, den sozialen Kon�ikt
über Umweltfragen zu einem Cleavage im rokkanschen Sinne zu wandeln und in
den meisten Fällen etablierten sich Grüne Parteien in den achtziger Jahren dort,
wo Atomkraftwerke gebaut wurden (siehe Tabelle 8.2).
Zwei Gründe können dieses erklären: Erstens bestand in der strikten Ablehnung

von Atomkraft eine starke Abgrenzungsmöglichkeit gegenüber anderen Parteien,
vor allem gegenüber den Sozialdemokraten. In Schweden und Deutschland waren
die Sozialdemokraten zum Beispiel maÿgeblich an der Planung und dem Bau von
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Atomkraftwerken beteiligt.153 Dies erschwerte es diesen Parteien, sich als umwelt-
freundliche Parteien zu präsentieren, da der Teil der Wählerschaft, welcher eine
umweltfreundliche Politik forderte, die Atomkraft als eine unakzeptable Gefahr
für die Umwelt de�nierte. Dagegen konnten die Sozialdemokraten zum Beispiel in
Norwegen und Dänemark durchaus umweltschutzbezogene Politikinhalte glaub-
würdig vertreten, da sie, nach einer Periode genereller Diskussion über den Bau
von Atomkraftwerken, diese ablehnten. Dies wiederum lieÿ wenig Platz für die
Grünen Parteien, sich als Nischenpartei in diesen Staaten zu etablieren, da ein
Hauptthema zur Pro�lierung gegenüber anderen Parteien nicht existierte, und
auch andere Parteien (glaubwürdig) für einen aktiven Umweltschutz eintraten.
Zweitens half der gemeinsame Widerstand gegen die Atomkraft auch den Grü-

nen Parteien, die unterschiedlichen Gruppen, welche sich innerhalb der Grünen
Parteien organisierten, zusammen zu halten. Hierdurch konnten auch zum Teil in-
nerparteiliche Flügelkämpfe überstanden werden. Die entstehenden Grünen Par-
teien konnten sich um den Widerstand gegen die Atomkraft sammeln und hoch
heterogene Gruppen aus verschiedenen sozialen Bewegungen konnten so eine er-
ste gemeinsame Basis �nden, ohne sich über vorhandene ideologische Spaltungen
wieder zu zerstreiten.

8.3. Atomkraft

In der nächsten Stufe der MVQCA Analyse soll nun der Bau von Atomkraftwerken
als Kondition einfügt werden. Falls in einem Staat Atomkraftwerke gebaut wurden,
ist dieser Fall für die Kondition ATOM mit 1 kodiert, sonst mit 0.154 Dement-
sprechend wurden alle Staaten, in denen Atomkraftwerke in Betrieb genommen
wurden, mit 1 kodiert. Dies gilt aber auch für Österreich, wo ein Atomkraftwerk
in Zwentendorf zwar gebaut, aber nie in Betrieb genommen wurde, da ein Referen-
dum zum Stopp der Inbetriebnahme erfolgreich war (vgl. O'Neill 1997: 139). Fügt
man diese Kondition zu den beiden hier behandelten Konditionen hinzu, so ergibt
sich die Kon�gurationstabelle in Tabelle 8.3. In dieser Tabelle sind nur drei Fälle
in einer widersprüchlichen Kon�guration aufgeführt gegenüber 15 in Tabelle 8.1.
Der Nichtbau eines Atomkraftwerkes separiert Dänemark von den anderen Fällen
mit einem mittlerem Pro Kopf BIP und Verhältniswahlrecht. Auch alle Fälle mit
einem hohen Pro Kopf BIP sowie Atomkraftwerken sind in einer widerspruchsfrei-
en Kon�guration mit dem Outcome 1 zu �nden. Der einzige Widerspruch �ndet
sich in der Gruppe von Fällen mit hohem Pro Kopf BIP und Verhältniswahlrecht,

153Siehe Jahn (1992) zu der Entwicklung der Atomkraftpolitik in Schweden und Deutschland.
154Dabei werden nur Atomkraftwerke berücksichtigt, welche primär zur Energieerzeugung ge-

baut wurden. Ausgenommen von dieser Kodierung sind daher Staaten, in denen ausschliesslich
Forschungsreaktoren gebaut wurden, wie zum Beispiel der Forschungsreaktor Risø in Dänemark.
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in welcher keine Atomkraftwerke gebaut wurden: In Luxemburg waren Dei Gréng
Alternativ (GAP) in den achtziger Jahren erfolgreich, während sich in Norwegen
und Island keine erfolgreiche Grüne Partei etablieren konnte.

Tabelle 8.2.: Bau von Atomkraftwerken / Erfolg Grüner Parteien.
Erfolgreiche
Grüne Parteien

keine erfolgreiche
Grüne Parteien

Bau von Atomkraftwerken Belgien, Deutschland,
Finnland, Italien,
Niederlande, Österreich,
Schweden, Schweiz

Frankreich, Groÿbritannien
Kanada, Spanien
USA

Kein Bau von
Atomkraftwerken

Luxemburg Australien, Dänemark,
Griechenland, Island,
Irland, Neuseeland,
Norwegen, Portugal

Quelle: Eigene Darstellung mit Daten der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA 2003).

Nun mag mit Blick auf Luxemburg eingewendet werden, dass die geringe Ent-
fernung des Grossherzogtums und dessen Hauptstadt zu dem französischen Kern-
kraftwerk Cattenom auch in Luxemburg zu einer erheblichen Mobilisierung gegen
Atomkraftwerke führte, von welcher die GAP pro�tieren konnte. In der Tat war
die Bekämpfung französischer Atomkraftanlagen Bestandteil der Politik der GAP,
und diese organisierte sogar Demonstrationen gegen diese in der französischen
Hauptstadt (vgl. Dietz 1997: 54). Allerdings lässt sich für die These, dass der Bau
von Atomkraftwerken in unmittelbarer Grenznähe Grüne Parteien in ähnlicher
Weise förderte wie inländische Atomkraftwerke, sofort ein Gegenbeispiel liefern:
So errichtete Schweden auf der anderen Seite des schmalen Öresundbelts direkt
gegenüber der dänischen Hauptstadt Kopenhagen ebenfalls ein Atomkraftwerk
(Barsebäk) welches bis 2005 Strom produzierte. Allerdings konnten die dänischen
Grünen nicht hiervon pro�tieren, da auch viele andere dänische Parteien gegen
das Kraftwerk in Barsebäk protestierten (vgl. O'Neill 1997: 370-373).

8.3.1. MVQCA Analyse mit WAHL, BIP und ATOM

Führt man die MVQCA Analyse für die Kon�gurationstabelle in Tabelle 8.3 durch,
so ergeben sich bei der Einbeziehung der hypothetischen Fälle folgende Lösungen,
welche 19 der 22 Fälle berücksichtigen, und nur die drei in der widersprüchlichen
Kon�guration be�ndlichen Fälle (Island, Luxemburg sowie Norwegen) nicht mit
einbeziehen:

(S7) O1+R = BIP2 ∗ATOM1 +WAHL1 ∗BIP1 ∗ATOM1

(S8) O0+R = WAHL0 +BIP0 +BIP1 ∗ATOM0
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Tabelle 8.3.: Kon�gurationstabelle des um ATOM erweiterten Datensatzes

Fall WAHL BIP ATOM Outcome
Irland, Neuseeland 0 0 0 0
Australien 0 1 0 0
Frankreich, Groÿbritannien,
Kanada, USA

0 1 1 0

Griechenland, Portugal 1 0 0 0
Spanien 1 0 1 0
Dänemark 1 1 0 0
Belgien, Deutschland, Finnland,
Italien, Niederlande, Österreich

1 1 1 1

Island, Luxemburg, Norwegen 1 2 0 C
Schweden, Schweiz 1 2 1 1

Anmerkungen:
WAHL: Wahlsystem, 1 falls Verhältniswahlrecht, sonst 0.
BIP : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 0 falls unter $ 7000, 1 falls zwischen $ 7000 und $14000,
2 falls über $ 14000.
ATOM : Bau von Atomkraftwerken, 1 falls ja, sonst 0.

Wiederum bestätigt sich, dass sowohl die Abwesenheit von nach Verhältniswahl-
recht durchgeführten Wahlen, wie auch ein niedriges Pro Kopf BIP ausreichende
Ursachen waren, um den ausbleibenden Erfolg Grüner Parteien zu erklären. Auch
die Kombination eines mittleren Pro Kopf BIP und dem ausbleibenden Bau von
Atomkraftwerken sind zusammen ausreichend, um den fehlenden Wahlerfolg zu
erklären. Andererseits scheint der Bau von Atomkraftwerken in S7 notwendig ge-
wesen zu sein, damit sich Grüne Parteien etablieren konnten, welches die obigen
Ausführungen bestätigen würde. Ebenso bestätigt sich wieder, dass das Verhält-
niswahlrecht sowie ein mittleres oder hohes Pro Kopf BIP INUS-Ursachen für den
Erfolg Grüner Parteien sind.

8.3.2. Vereinfachtes Modell

Ausgehend von diesen Ausführungen kann man folgendes Modell zur Erklärung
des Erfolges beziehungsweise des Misserfolges Grüner Parteien aufstellen:

(M1) ERFOLG = WAHL1 ∗BIP1,2 ∗ATOM1

(M2) KEINERFOLG = WAHL0 +BIP0 +ATOM0

(M1) sagt aus, dass Grüne Parteien dort erfolgreich waren, wo das Verhältnis-
wahlrecht angewendet wurde, das Bruttoinlandsprodukt mittel oder hoch war und
Atomkraftwerke gebaut wurden. Anderseits sagtM2 aus, dass Grüne Parteien dort
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keinen Erfolg hatten, wo (mindestens) einer dieser drei Faktoren nicht zutraf, al-
so nach Mehrheitswahlrecht gewählt wurde, ein niedriges Bruttoinlandsprodukt
erzielt wurde oder keine Atomkraftwerke gebaut wurden. Dieses Modell tri�t für
21 der 22 untersuchten Fälle zu, nur in Luxemburg konnten die Grünen sich er-
folgreich etablieren, obwohl Modell M2 zutraf, da keine Atomkraftwerke gebaut
wurden.

8.4. Hohe Bevölkerungsdichte als Kondition

Der hohe Anteil an erklärten Fällen für das oben entwickelte Modell mag befrie-
digend sein, sind doch 21 der 22 Fälle erklärt. Allerdings ist es Ziel dieser Unter-
suchung, ein alle Fälle abdeckendes Modell zu �nden, weshalb hier noch weitere
der bisher betrachteten Konditionen nochmals berücksichtigt werden sollen.
Eine der stärksten Korrelationen in der Studie zu den Erfolgsbedingungen von

Grünen Parteien bei Müller-Rommel war die Korrelation zwischen den Wahler-
gebnissen und der Bevölkerungsdichte. Theoretisch lässt sich dies damit erklären,
dass die Lärmbelästigung, die wachsenden Müllberge und generell die ökologi-
schen Probleme in dicht besiedelten Staaten gröÿer sind. Dies führt zu einem
gröÿeren Bewusstsein für Umweltprobleme, welches auch zu einem gröÿeren Wäh-
lerpotential ökologisch orientierter Parteien führt (vgl. Kapitel 7.2.1.1). Auch die
MVQCA Analyse in Kapitel 7.3.2 identi�zierte die Bevölkerungsdichte als ausrei-
chende Kondition, welche alleine in der Lage war, Fälle mit erfolgreicher Grüner
Partei zu erklären.

8.4.1. Bevölkerungsdichte als zusätzliche Kondition

In der abschliessenden MVQCA Analyse soll daher die Bevölkerungsdichte als ei-
ne dreistu�ge Kondition DICHTE eingefügt werden, wobei die Fälle in Fälle mit
niedriger Bevölkerungsdichte (unter 40 Einwohner pro km2), mittlerer Bevölke-
rungsdichte (40-140 Einwohner pro km2) und hoher Bevölkerungsdichte (über 140
Einwohner pro km2) eingeteilt werden (siehe auch Kapitel 7.2.1.1). Erweitert man
nun die MVQCA Analyse um diese Kondition, so erhält man die widerspruchsfreie
Kon�gurationstabelle in Tabelle 8.4, in welcher auch der letzte Widerspruch aus
Tabelle 8.3 aufgelöst worden ist. Norwegen und Island sind nun in einer anderen
Kon�guration als Luxemburg zu �nden (siehe Tabelle 8.4).
Aus Tabelle 8.4 können nun unter Berücksichtigung der hypothetischen Fälle

folgende MVQCA Lösungen abgeleitet werden:

(S9a) O1+R = WAHL1 ∗ATOM1 ∗BIP1,2 +WAHL1 ∗DICHTE2

(S9b) O1+R = WAHL1 ∗ATOM1 ∗BIP1,2 +BIP2 ∗DICHTE2
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Tabelle 8.4.: Kon�gurationstabelle des um DICHTE erweiterten Datensatzes

Fall WAHL BIP ATOM DICHTE Outcome
Neuseeland 0 0 0 0 0
Irland 0 0 0 1 0
Australien 0 1 0 0 0
Kanada, USA 0 1 1 0 0
Frankreich 0 1 1 1 0
Groÿbritannien 0 1 1 2 0
Griechenland, Portugal 1 0 0 1 0
Spanien 1 0 1 1 0
Dänemark 1 1 0 1 0
Finnland 1 1 1 0 1
Österreich 1 1 1 1 1
Belgien, Deutschland,
Italien, Niederlande

1 1 1 2 1

Island, Norwegen 1 2 0 0 0
Luxemburg 1 2 0 2 1
Schweden 1 2 1 0 1
Schweiz 1 2 1 2 1

Anmerkungen:
WAHL: Wahlsystem, 1 falls Verhältniswahlrecht, sonst 0.
BIP : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 0 falls unter $ 7000, 1 falls zwischen $ 7000 und $14000,
2 falls über $ 14000.
ATOM : Bau von Atomkraftwerken, 1 falls ja, sonst 0.
DICHTE : (Bevölkerungsdichte): 0: < 40 Einw./km2, 1: zwischen 40 und 140 Einw. / km2, 2:
über 140 Einw. / km2.

(S9c) O1+R = WAHL1 ∗ATOM1 ∗BIP1,2 +ATOM0 ∗DICHTE2

(S10) O0+R = WAHL0 +BIP0 +DICHTE0,1 ∗ATOM0

Diese Ergebnisse bestätigen die früheren Ausführungen: Grüne Parteien konn-
ten sich dort nicht etablieren, wo das Wahlsystem neue Parteien benachteiligte
(Mehrheitswahlrecht) und/oder das Bruttoinlandsprodukt niedrig war. Auÿerdem
konnten Grüne Parteien sich dort nicht etablieren, wo keine Atomkraftwerke ge-
baut wurden und die Bevölkerungsdichte niedrig oder mittel war, und wo so keine
ausreichende Basis zur Bildung eines ökologischen Cleavage zu �nden war.

Anderseits können sowohl die Anwendung von Verhältniswahlrecht wie auch die
Präsenz eines zumindest mittleren Bruttoinlandsproduktes als notwendige Bedin-
gungen für den Erfolg von Grünen Parteien angesehen werden, aber auch minde-
stens eine der Konditionen ATOM1 (Bau von Atomkraftwerken) oder BIP2 (hohe
Bevölkerungsdichte) mussten präsent sein, damit sich eine Grüne Partei etablieren
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konnte.155 Diese Lösung ist gegenüber den Lösungen S9b und S9c hervorzuheben,
da diese beiden zusätzlichen Konditionen nicht gänzlich unterschiedliche Mengen
von Fällen repräsentieren. Die meisten Fälle mit erfolgreichen Grünen Parteien
weisen beide Merkmale auf, in welchen sowohl Atomkraftwerke gebaut wurden,
wie auch eine dichte Besiedelung vorlag. Nur in Luxemburg wurde kein Atom-
kraftwerk gebaut, und nur Schweden und Finnland sind dünn besiedelt.
In der Lösung S9b ist es allerdings bemerkenswert, dass anscheinend ein hohes

BIP kombiniert mit einer hohen Bevölkerungsdichte ebenfalls ausreichend war,
um den Erfolg Grüner Parteien zu begründen. Es sollte allerdings davor gewarnt
werden diesen Hauptimplikanten unüberlegt zu generalisieren, da er nur zwei Fäl-
le betri�t (Luxemburg, Schweiz), welche beide nach Verhältniswahlrecht wählen.
Daher darf nicht von diesem Hauptimplikanten darauf geschlossen werden, dass
das Wahlrecht im Falle der Präsenz eines hohen Pro Kopf BIP sowie einer hohen
Bevölkerungsdichte irrelevant ist.
Zu der Lösung S9c ist anzumerken, dass der Hauptimplikant ATOM0∗

DICHTE2 nur den Fall Luxemburg abdeckt. Da es auch nicht mit den bishe-
rigen Ausführungen vereinbar ist, warum Grüne Parteien gerade in Staaten mit
hoher Bevölkerungsdichte entstanden sind, welche keine Atomkraftwerke bauten,
muss davon ausgegangen werden, dass dieser Hauptimplikant technisch bedingt ist.
Dieser wurde nur deswegen einbezogen, weil Luxemburg nicht durch den Haupt-
implikanten WAHL1 ∗ ATOM1 ∗ BIP1,2 erklärt wird, und durch einen den Fall
Luxemburg erklärenden Hauptimplikanten zusätzlich ergänzt werden musste, da-
mit alle Fälle abgedeckt werden. Daher soll die Lösung S9c nicht weiter verfolgt
werden.

8.4.1.1. Von MVQCA zu QCA

Besonders bei den durch S9a und S10 gegebenen Lösungen ist, dass man diese
ohne Verlust zu QCA Ergebnissen umwandeln kann, und somit eine rein dichoto-
me Lösung zum Erfolg beziehungsweise Misserfolg Grüner Parteien entsteht. Die
Kondition BIP geht nur in der Form BIP1,2 in die Lösung S9a und nur in der
Form BIP0 in die Lösung S10 ein. Gleichermaÿen gilt, dass die Kondition DICH-
TE nur in der Form DICHTE2 in S9a sowie in der Form DICHTE0,1 in die
Lösung S10 eingeht. Da die beiden anderen Konditionen bereits dichotom kodiert

155In der MVQCA Lösung S9a ist das Bruttoinlandsprodukt nicht in dem zweiten Hauptim-
plikanten WAHL1 ∗DICHTE2 einbezogen. Dies ist eine technische Folge der Einbeziehung der
hypothetischen Fälle. Da es keinen Fall mit Verhältniswahlrecht, hoher Bevölkerungsdichte und
niedrigem Bruttoinlandsprodukt gibt, wurde diese Kon�guration WAHL1 ∗BIP0 ∗DICHTE2

als hypothetischer Fall in die Analyse einbezogen und zur Reduktion des Hauptimplikanten
WAHL1 ∗DICHTE2 benutzt. Dennoch sollte festgehalten werden, dass alle Fälle, welche durch
WAHL1 ∗DICHTE2 repräsentiert werden, auch ein mittleres oder hohes Bruttoinlandsprodukt
pro Kopf aufwiesen.
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Tabelle 8.5.: Wahrheitstabelle des dichotomisierten Datensatzes

Fall WAHL B̂IP ATOM ̂DICHTE Outcome
Neuseeland 0 0 0 0 0
Australien 0 1 0 0 0
Frankreich, Kanada, USA 0 1 1 0 0
Groÿbritannien 0 1 1 1 0
Griechenland, Irland, Portugal 1 0 0 0 0
Spanien 1 0 1 0 0
Dänemark, Island, Norwegen 1 1 0 0 0
Luxemburg 1 1 0 1 1
Finnland, Österreich, Schweden 1 1 1 0 1
Belgien, Deutschland,
Italien, Niederlande, Schweiz

1 1 1 1 1

Anmerkungen:
WAHL: Wahlsystem, 1 falls Verhältniswahlrecht, sonst 0.
B̂IP : Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, 0 falls unter $ 7000, 1 falls über $ 7000.
ATOM : Bau von Atomkraftwerken, 1 falls ja, sonst 0.̂DICHTE: (Bevölkerungsdichte): 0: unter 140 Einw./km2, 1: über 140 Einw. / km2.

sind, ist es durch eine Umkodierung von DICHTE und BIP möglich, eine rein
dichotome Lösung zu erhalten.
Die neue Kondition B̂IP wird so kodiert, dass BIP1 und BIP2 zu B̂IP1 zusam-

mengefasst werden, während B̂IP0 mit BIP0 identisch ist.156 Ebenso entspricht̂DICHTE0 nun DICHTE0 und DICHTE1, während ̂DICHTE1 DICHTE2

entspricht.157

Benutzt man ̂DICHTE und B̂IP anstatt der ursprünglich dreistu�gen Konditi-
on, so erhält man die Wahrheitstabelle 8.5. Diese lässt sich zu folgenden Lösungen
reduzieren:158

(S11) O1+R = WAHL1 ∗ATOM1 ∗ B̂IP1 +WAHL1 ∗ ̂DICHTE1

(S12) O0+R = WAHL0 + B̂IP0 + ̂DICHTE0 ∗ATOM0

156BIP wird dichotom kodiert, indem der untere Schwellenwert, welcher vorher BIP0 und BIP1

getrennt hat, als Schwellenwert für B̂IP benutzt wird ($7000), während nicht mehr zwischen
Werten mit mittlerem und Fällen mit hohem BIP unterschieden wird.
157Der Schwellenwert für ̂DICHTE liegt bei 140 Einwohner pro km2 und entspricht dem

oberen Schwellenwert der dreistu�gen Kondition DICHTE.
158Es gibt noch eine weitere Lösung für das Outcome 1, welche wie die Lösung S9c zur Er-

klärung des luxemburgischen Falles die Kombination ATOM0 ∗ ̂DICHTE1 einbezieht. Wie aber
ausgeführt, ist dabei anzunehmen, dass dieser Hauptimplikant technisch bedingt ist. Die Lösung
O1+R = WAHL1 ∗ ATOM1 ∗ B̂IP1 + ATOM0 ∗ ̂DICHTE1 soll daher nicht weiter verfolgt
werden.
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8.5. Einschränkung der Ergebnisse

Diese Lösungen sind zu den Lösungen S9a und S10 jeweils äquivalent, und die
hierzu gemachten theoretischen Ausführungen gelten auch für S11 und S12. Die-
se mögliche Vereinfachung der MVQCA Ergebnisse zu einem QCA Ergebnis darf
nicht zu dem Schluss führen, dass MVQCA im Prinzip eine über�üssige Erweite-
rung von QCA ist, da keineswegs jede mit MVQCA berechnete Lösung zu einer
QCA Lösung verwandelt werden kann. Dies ist nur in dem speziellen Fall möglich,
in dem, wie in S9a und S10, die einbezogenen Konditionen mit vollständig unter-
schiedlichen Werten in die Lösung für die verschiedenen Fallgruppen einbezogen
werden, und dabei alle möglichen Werte für diese Konditionen in den Lösungen
vorkommen. Ist dies nicht der Fall, würden nach der Umkodierung keine Lösungen
mit QCA berechnet werden, welche wie hier funktional äquivalent zu den MVQCA
Lösungen sind.159

Desweiteren ist es nicht möglich, vor der MVQCA Analyse zu sagen, welcher
der Schwellenwerte der mehrstu�gen Kodierung letztendlich als Schwellenwert ei-
ner dichotomen Kondition verwendet werden soll. Zwar kann dies duch �Auspro-
bieren� verschiedener Schwellenwerte vielleicht auch erreicht werden. Es scheint
aber legitimer zu sein, durch die Konvertierung von legitim erhaltenen mehrwer-
tigen Konditionen zu einer dichotomen Kondition einen solchen Schwellenwert zu
bestimmen.

8.5. Einschränkung der Ergebnisse

Bei der Fallauswahl sowie zur Festlegung des Erfolgskriteriums zur Analyse des
Erfolges Grüner Parteien wurden eine Reihe von Entscheidungen getro�en, welche
nochmals in Erinnerung gerufen werden sollen.
Erstens wurde Frankreich als Staat mit einem Mehrheitswahlrecht kodiert. Die

Wahlen zum Europaparlament wurden aber nach Verhältniswahlrecht abgehal-
ten und Les Verts wurden dabei auch in das Europaparlament gewählt. Dies
muss aber als separater Fall angesehen werden, da durch das abweichende Wahl-
recht eine andere Kon�guration für die Europawahlen in Frankreich zu benutzen
ist, welche von der Kon�guration für Frankreich in dieser MVQCA Analyse ab-
weicht. Tatsächlich wird die Kon�guration für die Europawahlen in Frankreich
(WAHL1BIP1ATOM1DICHTE1) durch die MVQCA Lösung korrekt für das
Outcome 1 abgedeckt.160

159Der in Kapitel 7.3.1 benutzte, ergänzte Datensatz zu den Konditionen in der Analyse Red-
ding und Viterna ist hierfür ein Beispiel: LINKS ist in den Lösungen S1a. S1b und S2 nicht
dichotom zerlegbar. LINKS0 sowie LINKS2 gehen in S1a ein, während dies in Lösung S2 für
LINKS1 der Fall ist. Hier kann keine dichotome Zerlegung erstellt werden, da LINKS ursprüng-
lich eine intervallskalierte Variable war, und es keinen Sinn macht LINKS0 und LINKS2 zu
vereinen. Daher können die Ergebnisse nicht in eine dichotome Lösung umgewandelt werden.
160Dies ist durch den Hauptimplikanten WAHL1BIP1,2ATOM1 in S9a bis S9c der Fall.
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Zweitens wurde Island als Land ohne erfolgreiche Grüne Partei kodiert. Falls
die Frauenallianz aber als Grüne Partei berücksichtigt worden wäre (und somit
Island als Staat mit einer erfolgreichen Grünen Partei gegolten hätte), so wäre der
isländische Fall nicht mehr durch die Lösung in S9a berücksichtigt worden und der
Fall würde in Tabelle 8.4 dem norwegischen Fall widersprechen. Da die Frauenal-
lianz trotz ihrer inhaltlichen Nähe letztendlich andere Schwerpunkte setzt als die
Grünen Parteien in Westeuropa, könnte dies ein Ansatzpunkt für eine vertiefende
Fallstudie sein. Dabei sollte untersucht werden, warum sich die diversen sozialen
Bewegungen, welche in anderen Staaten in Grünen Parteien mündeten, in Island
zum Teil in einer feministischen Partei sammelten. Besonders interessant ist in die-
sem Zusammenhang die Tatsache, dass die hier beschriebenen umweltpolitischen
Fragen, deren Präsenz zu dem Erfolg Grüner Parteien beigetragen haben, auf Is-
land in den achtziger Jahren nicht präsent waren, und es in dieser Zeit nicht zur
Etablierung einer Grünen Partei kam. Erst als Ende der neunziger Jahre durch
den geplanten Bau des Stausees im Kárahnjúkar-Tal ein brisantes umweltpoliti-
sches Problem entstand, bildete sich mit der (Vinstrihrey�ngin - grænt framboð)
eine Grüne Partei, welche auch in den AlÞingi einziehen konnte. Dies kann auch
als Bestätigung des hier gefundenen Modells gewertet werden, da es zeigt, dass
günstige institutionelle und sozio-ökonomische Bedingungen, wie sie für eine Grü-
ne Partei zweifellos auf Island schon länger existieren, nicht alleine ausreichen,
um den Erfolg einer Grünen Partei zu erklären, sondern dass es auch eine starke
umweltbezogene Problematik geben muss, damit sich eine Grüne Partei etablieren
kann.
Letzlich sollte für den Fall Portugal daran erinnert werden, dass dieser Fall in

Staaten ohne erfolgreiche Grüne Partei eingeordnet wurde, obwohl im portugie-
sichen Parlament Abgeordnete nominell Grüner Parteien saÿen. Es wurden zwar
mehrere Grüne Abgeordnete gewählt, allerdings erscheint die Nähe dieser zu der
kommunistischen Partei so groÿ, dass nicht von einer eigenständigen Grünen Par-
tei die Rede sein konnte, weshalb Portugal als Staat ohne erfolgreiche Grüne Partei
kodiert wurde.
Eine direkte Übernahme der Lösungen S11 und S12 ohne Berücksichtigung

dieser Punkte würde diese Einschränkungen übersehen und ein verzerrtes Bild
abliefern. Dies ist nicht eine Schwäche des QCA Ansatzes, sondern es zeigt im Ge-
genteil die Wichtigkeit des ständigen �Dialoges zwischen Theorie und Fakten�161,
welcher mit dieser Methodik möglich ist. Zum einen wird mit QCA und MVQCA
eine formelle Analyse durchgeführt, andererseits ist aber durch die Betrachtung
von Kon�gurationen und die geringe Fallzahl stets eine direkte Überprüfung der
einzelnen Ergebnisse mit den einbezogenen Fällen möglich. Dies erlaubt es, die
einzelnen erklärenden Hauptimplikanten im Kontext des gesamten Falles zu be-

161Original �Dialogue between Theory and Evidence� (Ragin 1987: 164)
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trachten, und somit bleibt eine ganzheitliche Betrachtung der Fälle erhalten. Dies
ist allerdings nur dann möglich, wenn die durchgeführten Konvertierungs- und
Kodierungsschritte korrekt dokumentiert werden, und sämtliche Schritte der Ana-
lyse nachvollzogen werden. Nur dann ist die vollständige Transparenz der Analyse
gewährleistet.
Es tri�t auch hier zu, dass die gefundenen Ergebnisse von den getro�enen Ent-

scheidungen zum Beispiel über die Kodierung Portugals und Irland als Fälle ohne
erfolgreiche Grüne Partei abhängig sind. Wäre dies nicht der Fall gewesen, wären
andere Ergebnisse berechnet worden, welche teilweise andere Hauptimplikanten
hervorgebracht hätten. Allerdings wurden alle Entscheidungen genau begründet
und o�en dokumentiert, so dass alle Berechnungen klar nachvollziehbar sind. So
sind die Lösungen zwar von subjektiven Entscheidungen abhängig. Diese sind aber
eindeutig formuliert und somit durchwegs überprüfbar.

8.6. Erfolgsbedingungen Grüner Parteien

Die Benutzung eines Booleschen Kausalmodells erlaubt es hier, eine einheitliche
Erklärung für den Erfolg Grüner Parteien zu geben. Diese Erklärung ist zwar kom-
plex, weil sie mehrere verknüpfte Aussagen enthält. Dennoch ist sie auch relativ
einfach gehalten, da es nur einen Pfad zur Erklärung gibt, welcher für alle Fälle
zutri�t.
Grundbedingung für den Erfolg Grüner Parteien in den achtziger Jahren war

die Präsenz eines für neue Parteien günstigen Wahlrechts. Grüne Parteien konnten
sich nur dort erfolgreich etablieren, wo dies nicht durch die Anwendung eines
Mehrheitswahlrechts im Prinzip von Beginn an ausgeschlossen schien.
Zum anderen scheint auch die Bedeutung eines relativen Wohlstandes wichtig

zu sein, da sich die Grünen Parteien nur in Staaten entwickeln konnten, in wel-
chen kein geringer Wohlstand zu messen war. Dies bestätigt die Ausführungen
zum Postmaterialismus von Inglehart und anderen. Parteien, welche im Maslow-
schen Sinne �höhere Ziele� verfolgen, werden nur dann gewählt, wenn die Wähler
sich materiell abgesichert fühlen. Allerdings wird dieser Befund hier insofern spe-
zi�ziert, dass zwar ein geringer Wohlstand negativ auf die Wahlchancen Grüner
Parteien gewirkt hat. Ist aber ein gewisses Wohlstandsniveau erreicht worden,
scheint es wenig Ein�uss auf den Erfolg Grüner Parteien gehabt zu haben, wie
hoch der Wohlstand einer Gesellschaft ist, da es bezüglich des Erfolgs Grüner Par-
teien keinen Unterschied zwischen Staaten mit mittlerem und hohem Wohlstand
gab (siehe Kapitel 7.2.1.2).
Die Präsenz aller drei Konditionen ist dabei tatsächlich notwendig: In Staaten,

in denen zwar nach Verhältniswahlrecht gewählt wurde und ein nicht niedriges
BIP erzielt wurde, es aber keine Umweltprobleme gab, mit welchen die etablier-
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ten Parteien direkt als Verursacher in Verbindung gebracht wurden, konnten die
anderen Parteien ebenfalls Fragen der Umweltproblematik in ihre Parteiprogram-
matik einbeziehen, da diese auch glaubhaft Umweltfragen vertreten konnten. Dies
erklärt, warum sich in Dänemark, Island und Norwegen keine Grüne Parteien in
den achtziger Jahren etablieren konnten, obwohl andere Faktoren dafür sprachen.
Auch die Präsenz einer anderen Kombination von Ursachen reichte nicht zur

Etablierung erfolgreicher Grüner Parteien aus. So wurden zwar in Spanien Atom-
kraftwerke gebaut und nach dem Verhältniswahlrecht gewählt, aber keine Grüne
Partei scha�te es auf nationaler Ebene gewählt zu werden. Auch wurden in Frank-
reich, Groÿbritannien, Kanada und den USA Atomkraftwerke in Staaten gebaut,
in welchen das Wohlstandsniveau eigentlich zur Etablierung Grüner Parteien hätte
hoch genug sein müssen. Allerdings verhinderte das Wahlsystem in diesen Staaten
die Wahl der Grünen Parteien in die jeweiligen nationalen Parlamente.

8.6.1. Bedeutung umweltpolitischer Fragestellungen

Neben der Feststellung der Verknüpfung der Erklärungsfaktoren ist die dritte ein-
bezogene Komponente in dem Erklärungsmodell zum Erfolg Grüner Parteien eine
wesentliche Ergänzung bisheriger Untersuchungen: Wie gezeigt, war zusätzlich zu
günstigen Wahlverfahren und sozio-ökonomischen Ausgangsbedingungen auÿer-
dem der Bau von Atomkraftwerken und / oder eine hohe Bevölkerungsdichte not-
wendig, damit eine Grüne Partei ins jeweilige Parlament gewählt wurde. Diese bei-
den Faktoren können insofern zusammen gezogen werden, als sie als eine dringende
umweltpolitische Fragestellung angesehen werden, anhand derer sich die Grünen
Parteien pro�lieren konnten, und dies als dritte Bedingung in ein allgemeines Er-
klärungsmodell einbezogen werden kann. Sowohl der Bau von Atomkraftwerken
wie auch die Probleme, welche durch eine hohe Bevölkerungsdichte gegeben wa-
ren, führten zu einem Bewuÿtsein für Umweltprobleme bei den Wählern, welche
Grüne Parteien dadurch als ernstzunehmende Wahlmöglichkeit wahrnahmen. Zum
anderen erlaubten diese Umweltprobleme es aber den Grünen Parteien auch sich
gegenüber anderen Parteien, vor allen den Sozialdemokraten, welche zum Teil die
gleiche Wählerklientel ansprachen, abzugrenzen (vgl. Kapitel 8.3).
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Schlussbemerkung

Es gibt keine Methode, welche für jede Fragestellung der Vergleichenden Politik-
wissenschaft oder gar der empirischen Politikwissenschaft im Allgemeinen ange-
wendet werden kann. Die Methode muss stets der Fragestellung angepasst sein.
Dazu ist es notwendig, dass die verfügbaren Methoden ausführlich beschrieben
werden und auch ihre Grenzen umfassend dargestellt werden. Nur so ist es dem
nachfragenden Anwender möglich, die für seine Zwecke geeigneten Methoden zu
bestimmen und diese gewinnbringend anzuwenden. Die vorliegende Arbeit sollte
die von Charles Ragin ursprünglich entwickelte QCA Methode sowie die hier vor-
gestellte mehrwertige Erweiterung bezüglich ihrer Vorteile, aber auch ihre Grenzen
darstellen.
In der vorliegenden Dissertationsschrift konnten dabei in inhaltlicher und auch

in methodologischer Hinsicht beträchtliche Weiterentwicklungen vollzogen werden,
wobei die inhaltlichen Fortschritte zur Erklärung des divergierenden Erfolges Grü-
ner Parteien auch auf die methodologische Weiterentwicklung des QCA Ansatzes
zurückzuführen sind.
Bei der Erklärung der Erfolgsfaktoren der Grünen Parteien sind einige wesentli-

che Aspekte hervorzuheben: Erstens scheint es tatsächlich so zu sein, dass es keine
nur aus einer einzigen Variable bestehende Erklärung gibt, die den Erfolg Grüner
Parteien erklären kann. Es existiert vielmehr eine konjunktionelle Erklärung, wel-
che mehrere notwendige Faktoren verknüpft. Diese ist aber in der Lage, alle 22
hier untersuchten Fälle einheitlich zu erklären, ohne dass ein Fall als Ausreiÿer aus
der Analyse entfernt werden muss. Zweitens gehen zwei auch in anderem Zusam-
menhang öfters diskutierte Variablen in diese Erklärung ein. So bestätigte sich die
vermutete Bedeutung des Wahlrechts für die Entwicklungschancen Grüner Par-
teien. Nur in Staaten, wo die Wahlchancen Grüner Parteien durch ein angewand-
tes Verhältniswahlrecht gegeben waren, konnten Grüne Parteien sich erfolgreich
etablieren. Ebenfalls bestätigt wird die Annahme der Postmaterialismustheorie,
dass Grüne Parteien als Vertreter postmaterieller Einstellungen nur in Staaten
mit höherem Wohlstand reale Erfolgschancen hatten. In keinem Staat mit einem
niedrigen Pro Kopf Bruttoinlandsprodukt konnte sich in den achtziger Jahren eine
Grüne Partei im Parlament etablieren. Drittens aber wurde auch mit der Einbe-
ziehung der Frage nach gebauten Atomkraftwerken ein Aspekt einbezogen, welcher
bislang in dieser Form nicht in den vergleichenden Analysen berücksichtigt worden
ist. Festgestellt wurde, dass die beiden vorher erwähnten Konditionen (Wahlrecht,
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Wohlstand) alleine nicht in der Lage waren, den Erfolg beziehungsweise Misser-
folg Grüner Parteien zu erklären. Nur wenn eine umweltpolitische Fragestellung
(bedingt zum Beispiel durch den Bau von Atomkraftwerken oder durch die Folgen
einer sehr hohen Bevölkerungsdichte) es den Grünen Parteien ermöglichte, sich
als ernst zu nehmende Wahlalternative zu präsentieren, konnten diese erfolgreich
die positive Ausgangssituation in relativ reichen Staaten mit Verhältniswahlrecht
ausnutzen, da ansonsten, wie in Dänemark, Island und Norwegen, die politischen
Ziele der Grünen Parteien über das Parteienspektrum streuten, und somit der
Nährboden für die Entwicklung Grüner Parteien nicht vorhanden war.
Bei der Analyse der Erfolgsfaktoren der Grünen Parteien erwiesen sich so-

mit zwei Eigenschaften der MVQCA Analyse als vorteilhaft: Zum einen konn-
te durch die direkte Implementierung nominaler Variablen wie dem Wahlrecht
und dem Bau von Atomkraftwerken eine direkte Implementierung der vermuteten
Thesen erfolgen, und so konnte auf eine möglicherweise fehleranfällige Dummy-
Operationalisierung verzichtet werden. Zum anderen scheint der Erfolg Grüner
Parteien tatsächlich eher mit einem komplexen Kausalmodell faÿbar zu sein, da
die Grünen Parteien nur in Staaten erfolgreich waren, in denen die gefundenen
notwendigen Konditionen gemeinsam auftraten.
Diese Beispielstudie zeigt dabei die Vorzüge der von Charles Ragin entwickelten

QCA Methode deutlich. Durch die Anwendung von QCA können auch für kleine
Fallzahlen Erklärungsansätze berechnet werden. Wesentlich für das Verständnis
der Analyseergebnisse mit QCA ist es dabei aber zu verstehen, dass QCA mit
einem Modell der komplexen Kausalität arbeitet, welches sich grundlegend von
dem statistischen Modell der Kausalität unterscheidet. Während das statistische
Modell nach dem durchschnittlichen Ein�uss einer oder mehrerer unabhängiger
Variablen auf die abhängige Variable sucht, und diesen mit einer weiten Reihe
von Gütekriterien bewerten kann, geht das komplexe Modell der Kausalität davon
aus, dass es einen solchen durchschnittlichen Ein�uss auf alle Fälle nicht gibt, da
Variablen in verschiedenen Kontexten unterschiedliche Wirkung auf ein Phänomen
haben können. Tri�t dies zu, macht es weniger Sinn nach einem durchschnittlichen
Ein�uss von Variablen zu suchen, als vielmehr den Kontext zu bestimmen, in
welchem eine bestimmte Kondition in Verbindung mit anderen Konditionen einen
Ein�uss auf das untersuchte Phänomen hatte (siehe auch Kapitel 1.2.1).
Daher sind die mit QCA erarbeiteten Ergebnisse auch von einer hohen internen

Validität, während es nicht möglich ist, etwas über die externe Validität zu sagen,
und daher auch keine Generalisierung im Sinne der Statistik möglich ist (siehe
Kapitel 3.7). Ein wesentliches Problem von QCA, der Zwang zur Dichotomisierung
aller Daten, kann durch die in Kapitel 4 vorgestellte mehrwertige Erweiterung
durch MVQCA behoben werden, ohne dass die eigentlichen Grundideen von QCA
davon betro�en sind.
Insgesamt zeigen sich QCA und MVQCA als anspruchsvolle methodische An-
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Schlussbemerkung

sätze, deren korrekte Anwendung von einer Reihe von zu beachtenden Punkten
abhängt. Besonders wesentlich scheint es zu sein, in Zukunft noch stärker auf
eine transparente Gestaltung der mit QCA und MVQCA durchgeführten Analy-
sen zu achten. Dazu ist es notwendig, dass alle durch den Forscher getro�enen
Entscheidungen bezüglich dem Setzen von Schwellenwerten genau so begründet
werden wie die eigentliche Auswahl der Konditionen, und dass alle berechneten
Ergebnisse auch in der theoretischen Analyse berücksichtigt werden. Zusätzlich
sollten auch alle Hauptimplikanten auf ihre theoretische Bedeutung hin überprüft
werden. Nur so ist es möglich, die gesamte Breite an möglichen Erklärungen zu �n-
den und sicherzustellen, dass die letztendlich getro�enen Schlussfolgerungen nicht
von nicht überprüfbaren, subjektiven Entscheidungen mitbestimmt sind. Die im
Rahmen der Entwicklung von MVQCA ebenfalls entwickelte TOSMANA Software
ist dabei auch daraufhin konzipiert worden, diese Transparenz möglichst einfach
sicherzustellen.
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A.1. Anmerkung zu der Kodierung von LINKS

A.1. Anmerkung zu der Kodierung von LINKS

Für die Analyse der Regierungsbeteiligung linker Parteien wurden Daten von 1970-
80 benutzt. Dies ist insofern ein Problem, da die erst in den siebziger Jahren
demokratisierten Staaten so nicht erfasst werden können:
Da die dichotomisierten Werte für die QCA Analyse bei Redding und Viterna

dadurch berechnet wurden, dass Fälle, in denen linke Parteien über einen nicht
explizit genannten Schwellenwert zwischen 52 und 62 Monaten (siehe Text oben)
an einer Regierung beteiligt waren mit 1 kodiert wurden, und die restlichen Fälle
den Wert 0 zugewiesen bekamen, muss für diese drei Fälle eine Berücksichtigung
der späten Demokratisierung erfolgen, da die Umrechnung sonst fehlerhaft wäre.
Bei der Berechnung gibt es zwei Möglichkeiten. Zum einen wäre es möglich, die
Zeit von der ersten Regierungsbildung bis Ende 1980 auf die gesamten zehn Jah-
re hochzurechnen. Dies würde mit der Formel ZeitA = Regierungszeit

11−Jahre berechnet
werden. Andererseits besteht auch die Möglichkeit, die Zeit so zu berechen, dass
einfach die elf Jahre nach der ersten demokratischen Wahl betrachtet werden und
somit ein gleichlanger Zeitraum betrachtet wird wie bei den anderen Fällen. Dieser
wird mit ZeitB angegeben.
In Griechenland war in der Zeit nach dem Ende der Militärdiktatur 1974 bis

Oktober 1981 die konservative Néa Dimokratia - (ND) alleinige Regierungspar-
tei, während die sozialdemokratische Panellínio Sosialistikó Kínima - (PASOK)
von Oktober 1981 bis Juli 1989 alleinige Regierungspartei war (vgl. Zervakis
1999). Für die Berechnung der Regierungsbeteiligung der linken Parteien in Grie-
chenland ergeben sich mit den oben gemachten Ausführungen folgende Werte:
ZeitA = 38, ZeitB = 0 Monate. Beide Werte liegen unter dem von Redding und
Viterna benutzten Schwellenwert; egal welche Berechnungsweise benutzt wird, gilt
Griechenland also als ein Staat ohne starken Ein�uss der linken Parteien. Bei der
im Folgenden benutzten dreistu�gen Einteilung der Regierungszeit linker Parteien
ist die Einstufung Griechenlands allerdings von der gewählten Berechnungsweise
abhängig. Würde nach ZeitB gar keine Regierungsbeteiligung vorliegen und so-
mit eine Einstufung in die niedrigste Kategorie erfolgen, so liegt die berechnete
Zeit nach ZeitA im mittleren Bereich. Da die Operationalisierung von Redding
und Viterna für den Zeitraum 1970 bis 1980 vorgenommen wurde, soll im Folgen-
den auch der Wert ZeitB für die drei Fälle Griechenland, Portugal und Spanien
benutzt werden, welcher ausschliesslich die Zeit bis 1980 mit einbezieht. Daher
wird für Griechenland im Folgenden der Wert 0 für die Beteiligung linker Partei-
en kodiert. Interessant ist es dabei anzumerken, dass die Ergebnisse der MVQCA
Analyse letztendlich bei der Zuweisung des Wertes LINKS1 für Griechenland
identisch sind. In diesem Falle würde Griechenland in der entsprechenden Wahr-
heitstabelle mit Irland, Spanien und Portugal eine Kon�guration mit einer eindeu-
tigen MVQCA Charakteristik bilden, statt eine eigene Kon�guration darzustellen
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A. Daten

(siehe Tabelle 7.18).
Für Portugal ist die benutzte Berechnungsformel entscheidend dafür, wie der

Ein�uss der linken Parteien dichotom kodiert wird. In Portugal war die sozialde-
mokratische Partido Socialista (PS) in der Zeit von 1974 bis 1984 insgesamt 51
Monate an einer Regierung beteiligt, davon 22 Monate in der Zeit bis Ende 1980
(vgl. Merkel & Stiehl 1999). Rechnet man die Zeit von 1974 bis 1980 hoch, so
erhält man rein rechnerisch eine Regierungsbeteiligung von ZeitA = 54.8 Mona-
ten. Während der eine Wert unter dem benutzten Schwellenwert liegt, liegt der
Wert von 54.8 in dem Bereich zwischen dem höchsten Wert der Gruppe ohne ho-
her linker Regierungsbeteiligung und dem niedrigsten Wert der Gruppe mit hoher
angenommener Regierungsbeteiligung linker Parteien. Bei der dreistu�gen Kodie-
rung der Regierungsbeteiligung linker Parteien spielt die Operationalisierung keine
Rolle: Portugal liegt für beide Varianten in der mittleren Kategorie (LINKS1).
Für Spanien ist die benutzte Berechnungsformel ebenfalls entscheidend dafür,

wie der Ein�uss der linken Parteien dichotom kodiert wird. In der Zeit von der
Beendigung der Franco Diktatur 1975 bis zum Antritt der sozialdemokratischen
Regierung unter Felipe Gonzàlez im Dezember 1982 war keine linke Partei an der
Regierung beteiligt. Für ZeitA, also der hochgerechneten Regierungsbeteiligung
linker Parteien bis 1980 sich ergibt dadurch ein Wert von 0. Verlängert man aber
den Berechnungszeitraum bis elf Jahre nach der ersten Wahl im Jahre 1977, so
ergibt sich eine Regierungsbeteiligung linker Parteien von 61 Monaten, welches
knapp unter dem kleinsten Wert der Gruppe mit hoher linker Regierungsbetei-
ligung (62 Monaten) liegt (vgl. zu Spanien Barrios 1999). Bei der dreistu�gen
Kodierung der Regierungsbeteiligung linker Parteien spielt für Spanien die Ope-
rationalisierung ebenfalls keine Rolle: Spanien liegt wie Portugal bei beiden Vari-
anten in der mittleren Kategorie (LINKS1).
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B. Benutzte Algorithmen

Die Durchführung einer QCA Analyse kann zwar prinzipiell per Hand erfolgen,
allerdings ist die Suche nach Hauptimplikanten und QCA-Lösungen bereits bei
wenigen Konditionen so komplex, dass eine solche manuelle Berechnung fehleran-
fällig wird, und unter Umständen nicht mehr alle Hauptimplikanten bzw. QCA-
Lösungen �entdeckt� werden. Ursprünglich baute die Implementierung von QCA
auf dem sogenannten Quine-McCluskey Algorithmus auf (vgl. Drass 1998: 33),
welcher auf einem Artikel von McCluskey (1956) beruht, welcher sich wiederum
auf einen Artikel von Quine (1952) bezog. Da dieser Ansatz nur für rein Boolesche
Konditionen benutzt werden kann, war es nötig für die Einbeziehung von mehr-
wertigen Konditionen diesen abzuwandeln, oder aber, weil der Quine-McCluskey
Algorithmus eher als langsam einzustufen ist, einen neuen Algorithmus zu ent-
wickeln.

B.1. Ursprung der Algorithmen

Das folgende Kapitel soll die Vorgehensweise und die Entwicklung der verschiede-
nen mit QCA benutzten Algorithmen wiederspiegeln. Dabei soll zuerst die Funk-
tionsweise des Quine-McCluskey Ansatzes vorgestellt werden. Danach soll ein auf
diesen Ansatz aufbauender Algorithmus vorgestellt werden, welcher durch die Er-
weiterung der logischen Auswertung von einzelnen Aussagensymbolen die Einbe-
ziehung von mehrwertigen Konditionen erlaubt. Da dieser Algorithmus allerdings
als Erweiterung die mangelhafte Geschwindigkeit des Quine-McCluskey Ansatzes
übernimmt, wurde ein neuer Algorithmus für die Software TOSMANA entwickelt,
welcher eine andere Datenstruktur benutzt und damit deutlich schneller arbeitet.

B.1.1. Elektrotechnik als Ursprung der Algorithmen

Viele der hier vorgestellten Algorithmen haben ihren Ursprung in der Elektrotech-
nik. Dort wird die Boolesche Algebra unter anderem zur Schaltkreisminimierung
verwendet: Komplexe Schaltkreise sollen zu möglichst kleinen Schaltkreisen re-
duziert werden, welche in ihrer Funktionsweise identisch mit dem ursprünglichen
Schaltkreis sind, aber deutlich weniger Bauelemente brauchen, und somit deutlich
günstiger sind.
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Die Erfahrungen der Elektrotechnik können vorteilhaft benutzt werden, da auf
durchgearbeitete und funktionierende Berechnungsverfahren zurückgegri�en wer-
den kann. Problematisch ist dabei aber, dass die Ziele der Elektrotechnik und der
Sozialwissenschaft auseinander gehen, welches bei der Implementierung von sol-
chen Vorgehensweisen von Bedeutung ist: Während die Elektrotechnik lediglich
einen minimierten Schaltkreis braucht (also eine Lösung sucht), sind für sozial-
wissenschaftliche Ansätze auch �alternative Schaltkreise� von Belang. Die Elek-
trotechnik braucht nur diesen einen Schaltkreis, da bei dessen Vorliegen das Ziel
(Minderung der Kosten) erreicht ist. Dagegen können andere Ergebnisse für die so-
zialwissenschaftliche Analyse wichtig sein, da durch diese weitere wichtige Aspekte
in die Analyse einbezogen werden. Daher war auch die Implementierung in eigene
Software nötig, da die im folgenden vorgestellten Algorithmen an die unterschied-
lichen Zielvorstellungen angepasst werden mussten, um die gezielte Findung der
QCA Lösungen zu ermöglichen.
Auÿerdem reichen in der Elektrotechnik oft optimierte Lösungen aus, während

für die Benutzung von QCA die Ergebnisse genau berechnet werden müssen. Auch
soll nicht verschwiegen werden, dass eine eigene Software zusätzlich dem Ziel die-
nen sollte, eine möglichst einfache Benutzung von (MV)-QCA zu ermöglichen. Die
Softwarelösungen, welche seitens der Elektrotechnik entwickelt wurden, sind ent-
weder für den kommerziellen Einsatz entworfen und somit zu teuer und auÿerdem
unzweckmäÿig für den Einsatz im Rahmen sozialwissenschaftlicher Forschung. An-
dere Programme, wie das MVSIS, sind zwar sehr mächtig in der Rechenkapazität,
sind aber auf technisch versierte Benutzer zugeschnitten (Kommandozeileneinga-
be) und weisen keine benutzerfreundliche Bedienober�äche (Graphical User Infer-
face) auf.162

B.2. Der Quine-McCluskey Ansatz

Die Programme QCA 2 (Drass & Ragin 1986) und QCA 3 (Drass & Ragin
1992), welche als erste den QCA Ansatz implementierten, benutzen den �Quine-
McCluskey� Algorithmus zur Durchführung von QCA Berechnungen. Dieser Al-
gorithmus, von McCluskey (1956) auf Basis eines Artikels von Quine (1952) ent-
worfen, eignet sich für dieses Vorhaben, da sich hiermit simpel sämtliche QCA
Lösungen berechnen lassen. Allerdings ist der Algorithmus, wie später festzu-
stellen ist, bei komplexen Rechenaufgaben relativ langsam, weshalb in neueren

162MVSIS wird bereits gestellt von einer Forschergruppe an der Universität Berkeley und im-
plementiert eine weite Reihe von Algorithmen zur Schaltkreisminimierung sowie Validierung von
Schaltkreisen und bezieht dabei unter anderem auch mehrwertige Logik ein. Die Software wird auf
der Webseite http://embedded.eecs.berkeley.edu/Respep/Research/mvsis/index.html bereit
gestellt [letzter Zugri�: 28.10.2006].
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Softwareprogrammen neuere Algorithmen zum Einsatz kommen. In der aktuellen
Fassung von fsQCA (version 2.0, (Ragin et al. 2006)) sind auÿer des ursrpüngli-
chen Quine-McCluskey Algorithmus allerdings nur Funktionen enthalten, welche
sich auf neuere Verö�entlichungen von Charles Ragin (2006b) beziehen.
Der Quine-McCluskey Algorithmus läuft in zwei Stufen ab: In einer ersten Stufe

werden sämtliche Hauptimplikanten berechnet und dann in einer zweiten Stufe zu
kürzest möglichen QCA Lösungen zusammen gesetzt.163

B.2.1. Bestimmung der Hauptimplikanten

Die Bestimmung der Hauptimplikanten kann direkt von der in Kapitel 3.1.2 ein-
geführten Minimierungsregel (Regel 3.1) abgeleitet werden. Diese besagt, dass,
wenn zwei logische Ausdrücke der gleichen Fallgruppe (mit dem gleichen Outco-
me) sich nur in dem Wert einer bestimmten Kondition unterscheiden, und der
restliche Ausdruck identisch ist, diese unterscheidende Kondition nicht weiter be-
rücksichtigt werden muss. Die beiden logischen Ausdrücke können zu einem neuen
Ausdruck ohne diese Kondition verknüpft werden. Ziele eines Algorithmus, welcher
diese Regel implementiert, muss es sein, alle möglichen Paare möglichst e�zient
auf solche Paare hin zu durchsuchen.

B.2.1.1. Reduktion nach Quine

Die Suche nach solchen Paaren lässt sich so realisieren, dass sämtliche logischen
Ausdrücke der untersuchten Fallgruppe in einer Menge zusammengefasst werden.
Innerhalb dieser Menge mit logischen Ausdrücken gleicher Länge wird dann nach
Paaren von Ausdrücken gesucht, welche sich gemäÿ der Reduktionsregel in nur
einem Wert unterschieden. Diese neuen Ausdrücke werden dann in einer neuen
Menge mit logischen Ausdrücken gesammelt, in welcher wiederum in dem nächsten
Iterationsschritt nach möglichen Reduktionsschritten gesucht wird. Dies wird so
lange wiederholt, bis keine Reduktionen mehr möglich sind (s.a. Quine 1952: 525).
Am einfachsten lässt sich programmiertechnisch die Suche nach Reduktionsmög-

lichkeiten in einer Menge mit logischen Ausdrücken der gleichen Länge durch eine
zweifach verschachtelte Schleife realisieren.164 Dabei wird der Reihe nach für jedes
Paar von logischen Ausdrücken überprüft, ob dieses gemäÿ der Minimierungsregel
zu einem kürzeren Ausdruck verschmolzen werden kann. Ist dies der Fall, wird
der aus der Reduktion resultierende logische Ausdruck in einer neuen Menge an

163Die in diesem Abschnitt benutzte Terminologie wurde in Kapitel 2 eingeführt
164Eine Schleife ist ein programmiertechnisches Verfahren, welches einen bestimmten Pro-

grammteil so lang wiederholt, bis eine bestimmte Abbruchbestimmung eingetreten ist. Hier wird
der Vergleich zweier Fälle so lange durchgeführt, bis alle Fälle der Reihe nach verglichen worden
sind.
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logischen Ausdrücken übernommen. Diese Schleife ist zwar programmiertechnisch
einfach umsetzbar, hat aber eine sehr hohe Laufzeit, da tatsächlich alle Paare
überprüft werden müssen.165

Sämtliche logische Ausdrücke, welche in einer Iteration des Reduktionsvorgan-
ges entstehen, haben die gleiche Länge. Diese Länge entspricht genau der Länge
der Fälle der Reduktionspaare minus eins. Daher wird in der nächsten Iteration
die Menge aller im vorherigen Durchlauf berechneten Implikanten nach weiteren
Reduktionsmöglichkeiten durchsucht. Ist diese Menge leer, so ist der Reduktions-
vorgang abgeschlossen.

B.2.1.2. Bestimmung der Hauptimplikanten

Hauptimplikanten sind genau diejenigen logischen Ausdrücke, welche in der Ur-
spungsmenge der logischen Ausdrücke oder in einer der im Reduktionsverfahren
entstandenen Mengen Element vorkommen und nicht selber in einem Reduktions-
schritt benutzt worden sind. Dazu wird jedem logischen Ausdruck eine Eigenschaft
(Flag) zugewiesen, welche anzeigt, ob der Ausdruck in einem Reduktionschritt be-
nutzt worden ist oder nicht. Dieser Wert wird bei Initialisierung mit falsch belegt
und in dem Moment auf wahr gesetzt, wenn der logische Ausdruck in einen Re-
duktionsschritt einbezogen wird. Nach Beendigung der Reduktion können dann
die logischen Ausdrücke aus den berechneten Mengen einfach herausge�ltert wer-
den, welche nicht in einer Reduktion einbezogen worden sind, und deren Flag
immer noch falsch ist. Diese logischen Ausdrücke müssen dennoch zusätzlich auf
ihre Hauptimplikanteneigenschaft überprüft werden, da es durchaus möglich ist,
dass kürzere Ausdrücke eine logische Kon�guration implizieren, ohne dass diese
an der Reduktion dieses eigentlichen Hauptimplikanten beteiligt sind. Diese Über-
prüfung geschieht dadurch, dass für jeden Eintrag geprüft wird, ob es mindestens
einen Eintrag in den Mengen mit kürzeren logischen Kon�gurationen gibt, welche
diesen impliziert. Ist dies der Fall, ist die logische Kon�guration kein Hauptimpli-
kant und kann von der weiteren Analyse ausgeschlossen werden.
Ein Pseudo-Code des Algorithmus zur Berechnung der Hauptimplikanten nach

Quine-McCluskey ist in Kapitel C.3.1 wiedergegeben.

165Die innere Schleife muss dabei nicht alle Fälle abprüfen, sondern, bei einer Repräsentation
der Fälle in einer indexierten Liste mit durchgehenden Werten von 0 bis n-1 (wobei n die Anzahl
der Fälle in der Menge ist) reicht es aus, die innere Schleife für den Fall i von i+1 bis n-1 laufen
zu lassen, da die Reduktionsregel (Red) symmetrisch ist, d.h. aus Red(F0, F1) folgt Red(F1, F0).
Dies ändert nichts an der hohen Komplexität eines solchen Verfahrens, mindert aber die absolute
Laufzeit merklich, da nur halb so viele Vergleiche für die Findung der Hauptimplikanten nötig
ist wie dies bei einer vollständigen inneren Schleife der Fall gewesen wäre.
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Tabelle B.1.: Logische Kon�gurationen, welche zur Reduktion einer kürzeren logi-
schen Kon�guration benutzt worden sind, sind durchgestrichen. Die
Hauptimplikanten sind fett formatiert.

Schritt 1 Schritt 2 Schritt 3
ABc
ABC
aBC
aBc
Abc

AB
BC
AB
Bc
Ac

BC
aB

B

Länge 3 Länge 2 Länge 1

B.2.2. Minimierung in Quine-McCluskey, eine
Beispielsrechnung

Ein Beispiel soll nun die Vorgehensweise des Quine-McCluskey Algorithmus illu-
strieren. Der Datensatz besteht aus dem Outcome (O) und drei unabhängigen
Konditionen A,B und C. Gegeben seien die folgenden Fälle einer Fallgruppe mit
ihren logischen Kon�gurationen in der QCA Notation: f1 = ABc, f2 = ABC, f3 =
aBC, f4 = aBc, f5 = Abc.

In dem ersten Zwischenschritt werden nun sämtliche logischen Kon�gurationen
der Fallgruppe in einer Menge zusammengefasst, und es wird Schritt für Schritt
nach möglichen Reduktionsmöglichkeiten gesucht. Für den Fall f1 ergibt sich eine
Reduktionsmöglichkeit mit dem Fall f2. Diese beiden Fälle unterscheiden sich in
dem Wert der Kondition C, während sie den übrigen Teil des logischen Ausdrucks
(AB) teilen. Somit kann C ausgelassen werden, und die logische Kon�guration AB
kann der Menge der reduzierten logischen Ausdrücke hinzugefügt werden. Für den
Fall f1 sind ebenfalls Reduktionen mit den Fällen f4 (neue logische Kon�guration
Bc) und f5 (neue Kon�guration Ac) möglich. Tabelle B.1 zeigt die aus diesem
und den weiteren Schritten gewonnenen neuen Kon�gurationen an. In dem zweiten
Schritt werden AB und aB sowie Bc und BC zu B reduziert.

Nach dem Reduktionsverfahren sind die logischen Kon�gurationen B und Ac
nicht durchgestrichen, welches auch der Menge der Hauptimplikanten entspricht.
In einem zweiten Schritt müssen nun diese Hauptimplikanten zu möglichst kurzen
Lösungen zusammen gesetzt werden.
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Abbildung B.1.: Hauptimplikantentabelle nach McCluskey (1956)

ABc ABC aBC aBc Abc

B

Ab

x x x x

x

Ein 'X' zeigt an, dass die in der Spalte be�ndliche Kon�guration durch den Hauptimplikanten
in der Zeile erklärt wird.

B.3. Bestimmen der kürzesten Lösung

Der zweite Schritt bei der Berechnung der QCA Lösung ist die Berechnung der
kürzest möglichen Kombination von Hauptimplikanten, welche die gesamte unter-
suchte Fallgruppe abdeckt. Dieser Schritt verläuft ebenfalls in mehreren Iteratio-
nen. In einem ersten Schritt werden sämtliche unbedingt nötigen Hauptimplikan-
ten ausgewählt (der Kern der Lösung), welcher dann noch um Hauptimplikanten
ergänzt werden muss, die alternierend benutzt werden können (McCluskey 1956).
Abbildung B.1 zeigt die Hauptimplikantentabelle für die Hauptimplikanten des

oben berechneten Beispiels. Jeder Hauptimplikant wird durch eine Zeile reprä-
sentiert und jeder Fall ist durch eine Spalte repräsentiert. Die jeweiligen Kreu-
zungspunkte in der Tabelle zeigen an, ob der jeweilige Fall den Hauptimplikanten
impliziert oder nicht. Impliziert der Fall den Hauptimplikanten, so wird an dem
zugehörigen Kreuzungspunkt ein 'x' notiert, falls dies nicht der Fall ist, bleibt der
Kreuzungspunkt leer. Das Kreuz (x) in dem Kreuzungspunkt der Spalte 'ABc' mit
der Zeile 'B' zeigt also an, dass der Fall 'ABc' den Hauptimplikanten 'B' impliziert.
Der Kern der QCA Lösung166 besteht aus den Hauptimplikanten, welche unbe-

dingt in die Lösung ein�ieÿen müssen, da diese sonst nicht vollständig wäre. Ein
Hauptimplikant p ist dann unbedingt nötig, wenn ein Fall f ausschlieÿlich diesen
impliziert, d.h. dass es keinen weiteren Hauptimplikanten gibt, der durch diesen
Fall impliziert wird. Da durch die Lösung alle Fälle abgedeckt werden müssen,
muss p in die Lösung einbezogen werden, da sonst nicht alle Fälle der untersuch-
ten Fallgruppe abgedeckt werden würden: Wird p nicht in die Lösung einbezogen,
so wird der Fall f auf keinen Fall durch die Lösung abgedeckt werden. Da f keinen
anderen Hauptimplikant impliziert, wäre die Lösung nicht vollständig.

166Die Unterteilung in Kernimplikanten und alternierenden Implikanten entstammt im Ur-
sprung von McCluskey. Die folgenden Abschnitte bauen auf die jeweiligen Kapitel in diesem
Aufsatz auf (vgl. McCluskey 1956).
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In der Hauptimplikantentabelle ist der Kern der Lösung einfach zu erkennen:
Falls in einer Spalte der Hauptimplikantentabelle nur ein Kreuz zu �nden ist,
so ist der Hauptimplikant, welcher in der Spalte mit dem Kreuz steht, für die
Lösung unabdingbar, da kein weiterer Hauptimplikant den zur Spalte gehörenden
Fall abdeckt. In der Abbildung B.1 existiert in der Spalte zu dem Fall f ' mit der
logischen Kombination ABc nur ein Kreuz in der Spalte des Hauptimplikanten
B, da die anderen Hauptimplikanten diesen Fall nicht abdecken. Daher muss der
Hauptimplikant B in die QCA Lösung mit einbezogen werden, da sonst der Fall
f ' nicht durch die QCA Lösung abgedeckt werden würde. Die gleiche Situation
tri�t für den Fall f � Abc mit dem Hauptimplikanten p� Ab zu. Hier ist p� der
einzige Hauptimplikant, welcher f � abdeckt, d.h. auch p� muss in die QCA Lösung
einbezogen werden, da sonst f � (und somit nicht alle Fälle der Fallgruppe) durch
die QCA Lösung abdeckt werden würden.
Nachdem sämtliche dem Kern zugehörigen Hauptimplikanten bestimmt worden

sind, werden diese in der Hauptimplikantentabelle als benutzt markiert, und die
durch die Hauptimplikanten implizierten Fälle werden als abgedeckt markiert. In
Abbildung B.2 sind diese Fälle und Hauptimplikanten durchgestrichen. Eventuell
noch abzudeckende Fälle wären durch die fehlende Streichung erkennbar.

Abbildung B.2.: Hauptimplikantentabelle nach Streichung des Kerns

ABc ABC aBC aBc Abc

B

Ab

x x x x

x

Abbildung B.2 zeigt in diesem Fall, dass alle Fälle bereits durch den Kern abge-
deckt sind, und keine weiteren Schritte nötig sind, um die minimale QCA Lösung
(hier B + Ab) zu bestimmen. In vielen Fällen ist es aber nicht möglich, eine
Lösung zu bestimmen, die nur aus Hauptimplikanten besteht, die dem Kern an-
gehören. Dies ist dann der Fall, wenn es bei der Auswahl der Hauptimplikanten
mehrere Möglichkeiten gibt, einen (oder mehrere) Fälle abzudecken:
Gegeben sei ein Datensatz mit drei unabhängigen Konditionen (A,B,C ) und

der Outcome-Variable O. Die Fallgruppe O(0) setzt sich zusammen aus den Fäl-
len abC, aBc,Abc und die Fallgruppe O(1) setzt sich zusammen aus den Fällen
abc, aBc,AbC,ABc,ABC. Für die Fallgruppe O(1) ergeben sich die Hauptimpli-
kanten ac,Bc,AB,AC, woraus sich die Hauptimplikantentabelle in Abbildung B.3
ergibt.
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Abbildung B.3.: Hauptimplikantentabelle mit Kern ohne komplette Abdeckung al-
ler Fälle

abc aBc AbC ABc ABC

ac

Bc

AB

AC

x x

x

x

x

x

x

x

In diesem Beispiel gehören zwei Hauptimplikanten zum Kern der Lösung. Zum
einen wird der Fall mit der logischen Kon�guration abc nur durch den Hauptim-
plikanten ac abgedeckt, weshalb dieser Hauptimplikant ac auf jeden Fall in die
Lösung eingebunden werden muss. Zum anderen muss auch der Hauptimplikant
AC in die Lösung eingebunden werden, da nur er den Fall mit der logischen Kon�-
guration AbC ableitet. Durch diese beiden Hauptimplikanten werden vier der fünf
Fälle der Fallgruppe O(1) impliziert. Der einzige nicht erklärte Fall bleibt hier der
Fall mit der logischen Kombination ABc. Dieser wird von keinem der beiden Impli-
kanten des Kerns erklärt, wird aber von zwei anderen Hauptimplikanten (Bc und
AB) abgedeckt. In diesem Fall muss zur Erstellung der QCA Lösung eine Wahl
getro�en werden, welcher Hauptimplikant in die Lösung einbezogen werden soll.
In Abbildung B.3 existieren zwei Auswahlmöglichkeiten zur Abdeckung des letz-
ten Falles ABc: Sowohl der Hauptimplikant Bc wie auch der Hauptimplikant AB
erfüllen diese Aufgabe, und auch hinsichtlich des angestrebten Ziels der minimal-
sten Lösung gibt es keinen Unterschied zwischen den beiden Hauptimplikanten, da
beide die Länge zwei aufweisen. Daher können in diesem Fall beide Hauptimpli-
kanten gleichermaÿen in die QCA Lösung eingebunden werden. Allerdings ist eine
solche einfache Auswahl bei komplexeren Datensätzen nicht die Regel, sondern es
müssen eine Reihe von komplizierenden Faktoren berücksichtigt werden.

B.3.1. Probleme bei der Wahl der Hauptimplikanten

Das Hauptproblem besteht darin, dass es keine Regel gibt, welche Wahl bei dem
Vorhandensein von mehreren möglichen Wahlmöglichkeiten eindeutig die beste ist,
und dass es nötig ist, alle möglichen Hauptimplikanten versuchsweise zu berück-
sichtigen, um die kleinst mögliche Lösung zu �nden. Bevor allerdings eine solche
komplexe Mehrfachberechnung durchgeführt werden muss, gibt es die Möglichkeit,
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logische Kombinationen auszuschlieÿen, welche geringere Erklärungskraft als an-
dere Hauptimplikanten haben. Dazu unterscheidet McCluskey (1956: 1428-1430)
zwischen nicht-zyklischen und zyklischen Hauptimplikantentabellen.

B.3.1.1. Nicht-Zyklische Hauptimplikantentabellen

Um den Begri� von zyklischen Hauptimplikantentabellen einzuführen, muss zuerst
die Möglichkeit des Ausschlusses von Hauptimplikanten diskutiert werden, welche
weniger Erklärungskraft besitzen als andere Hauptimplikanten gleicher Länge. Mc-
Cluskey führt an, dass es möglich ist, einen Hauptimplikanten p aus der weiteren
Analyse auszuschlieÿen, wenn ein anderer Hauptimplikant q der gleichen Länge
die gleichen, bislang nicht abgedeckten Fälle wie p sowie mindestens einen weite-
ren bislang nicht abgedeckten Fall abdeckt. Ist dies der Fall, so werden Lösungen,
welche q einbeziehen, kürzer sein als Lösungen, welche p einbeziehen, da die Fälle,
welche durch q erklärt werden und nicht durch p erklärt werden, durch einen oder
mehrere zusätzliche Hauptimplikanten erklärt werden müssen, welche die Länge
der Lösung vergröÿern würde (McCluskey 1956: 1426-1427).
Daher ist es möglich, nach dem Festlegen des Kerns der QCA Lösung solche

Hauptimplikanten aus der weiteren Analyse zu entfernen, deren Erklärungskraft
für noch nicht erklärte Fälle von anderen Hauptimplikanten übertro�en wird.

Abbildung B.4.: Exklusion erklärungsarmer Hauptimplikanten

1 2 3

A

BC

CD

x

x

x x

Abbildung B.4 zeigt eine solche Situation. In diesem (sehr einfachen) Beispiel
deckt der Hauptimplikant A den Fall 1 ab und muss, da Fall 1 nur durch diesen
Hauptimplikanten abgedeckt wird, in den Kern der Lösung eingefügt werden. Für
die nun übrigen Fälle ergibt sich das folgende Bild: Während Fall 2 von sowohl BC
und CD impliziert wird, wird Fall 3 nur von CD impliziert. Der Hauptimplikant
CD deckt somit die Fälle 2 und 3 ab, während der Hauptimplikant BC nur Fall
2 abdeckt. In diesem Fall kann nun der Hauptimplikant BC aus der weiteren
Analyse ausgeschlossen werden, da alle Fälle, welche von diesem Hauptimplikanten
abgedeckt werden, auch von dem Hauptimplikanten CD abgedeckt werden, und
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dieser noch zusätzliche unerklärte Fälle impliziert. Diese Fälle müssen bei der
Benutzung von CD durch einen zusätzlichen Hauptimplikanten erklärt werden,
wodurch die Länge der Lösung länger werden würde als mit BC.

B.3.1.2. Zyklische Hauptimplikantentabellen

Können zu dem obigen Fall zu dem unerklärten Fall f alle Hauptimplikanten bis
auf einen aus der Analyse ausgeschlossen werden, so ist dieser übrig gebliebenen
Implikant Teil der QCA Lösung, da er nun der einzige Hauptimplikant ist, wel-
cher f erklärt. In diesem Fall sind die sich überlappenden Hauptimplikanten nicht
zyklisch. Von zyklisch angeordneten Fällen spricht man dann, wenn die Haupt-
implikanten sich in ihrer Erklärungskraft so überscheiden, dass immer mindestens
zwei andere Hauptimplikanten nötig sind, um die von einem Hauptimplikanten
erklärten Fälle ebenfalls zu implizieren.

Abbildung B.5.: Zyklische Implikation von Fällen

1 2 3

A

BC

CD

x x

x x

x x

Abbildung B.5 zeigt die einfachst mögliche Form einer solchen zyklischen Anord-
nung von Implikanten an. In dieser Hauptimplikantentabelle ist es nicht möglich
eindeutig festzulegen, welcher Hauptimplikant auf jeden Fall in die QCA Lösung
mit ein�ieÿen soll, da es weder einen Fall gibt, welcher nur durch einen Hauptim-
plikanten impliziert wird (alle Fälle werden von zwei Hauptimplikanten erfasst),
noch Hauptimplikanten anhand einer geringeren Erklärungskraft ausgeschlossen
werden können. Kein Hauptimplikant deckt sämtliche Fälle eines anderen Haupt-
implikanten: Zur Abdeckung der durch einen jeden Hauptimplikanten implizierten
Fälle müssten hier jeweils die beiden anderen Hauptimplikanten benutzt werden.
In diesem Fall existiert eine zyklische Hauptimplikantentabelle (cyclic prime im-
plicant table, vgl. McCluskey (1956: 1428-1432)), in welche die kürzeste Lösung
nur durch das Durchprobieren aller Möglichkeiten bestimmt werden kann.
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B.3.2. Strategien zur e�zienten Bearbeitung von (zyklischen)
Hauptimplikantentabellen

Aufgrund der aus der hohen Komplexität folgenden benötigten Rechenzeit ist es
nötig zu überlegen, mit welchen Maÿnahmen diese reduziert werden kann. Mc-
Cluskey (1956: 1432-1440) stellt dabei zwei mögliche Vorgehensweisen vor. Die ei-
ne Möglichkeit besteht darin, mit einem approximierenden Verfahren eine schnell
zu berechende, aber unter Umständen nicht perfekte Minimierung vorzunehmen,
während die andere Möglichkeit darin besteht, im Rahmen einer sogenannten
Baumstruktur tatsächlich alle Möglichkeiten durchzugehen.
Bei dem approximierten Verfahren wird versucht, durch ein schnelles Verfah-

ren eine gute Minimierung der Komplexität des Datensatzes zu erreichen, ohne
dass diese Minimierung optimal sein muss. Dies macht aus Sicht der Elektrotech-
nik, aus welcher diese Algorithmen zur Schaltkreisminimierung stammen, Sinn:
Zu dem Zeitpunkt, zu dem die Artikel von Quine (1952) und McCluskey (1956)
geschrieben worden sind, existierten bereits sehr groÿe Schaltkreise, welche re-
duziert werden mussten, allerdings war die Kapazität der damaligen Computer
so gering, dass eine deterministische Minimierung, wie sie unten vorgestellt wird,
wenn überhaupt nur mit sehr hohen Kosten realisierbar war. Da es bei der Mini-
mierung von Schaltkreisen vor allem um Kostenersparnisse bei den Materialkosten
durch verkleinerte Schaltkreise mit wenigeren Komponenten ging, und es sich um
sehr groÿe Schaltkreise handelte, war eine angenäherte Lösung ausreichend, da
diese auch erhebliche Kostenersparnisse brachte.
Der heuristische Ansatz soll hier allerdings nicht weiter verfolgt werden, da sich

die Situation aus zwei Gründen bei dem heutigen Einsatz von QCA in der Sozi-
alwissenschaft anders darstellt. Zum einen sind die Datensätze, welche im sozial-
wissenschaftlichen Bereich eingesetzt werden, deutlich kleiner als die Schaltkreise,
welche in der Elektrotechnik vorkommen, und die heutige Kapazität von Com-
putern im Vergleich zu den fünfziger Jahren ist um ein vielfaches höher, welches
durchaus die vollständige Überprüfung aller Möglichkeiten einer Hauptimplikan-
tentabelle erlaubt. Zum anderen reicht die Suche nach einer angenäherten Lösung
in den Sozialwissenschaften nicht aus, da im Prinzip alle QCA Lösungen (sowie
Hauptimplikanten) von theoretischer Bedeutung sein können und daher alle mög-
lichen QCA Lösungen auch ausgerechnet werden sollten.

B.4. Ausmultiplikation der Repräsentation von
Fällen

Bei der Multiplikation der Booleschen Repräsentation von Fällen werden zu jedem
Fall f die Hauptimplikanten, welche f abdecken, zu einem Booleschen Ausdruck
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mit einer ODER Verknüpfung verbunden und alle diese Ausdrücke mit UND ver-
knüpft. Dieser Ausdruck wird dann ausmultipliziert und aus den hieraus hervor-
kommenden Ausdrücken die kürzesten Lösungen ausgewählt. Durch diese ebenfalls
von McCluskey vorgestellte Vorgehensweise wird auf jeden Fall die kürzeste Mög-
lichkeit berechnet (vgl. McCluskey 1956: 1437-1440).

Abbildung B.6.: Ausmultiplikation der Hauptimplikantentabelle mit Kern ohne
komplette Abdeckung aller Fälle

abc aBc AbC ABc ABC

X = ac

Y = Bc

Z = AB

V = AC

x x

x x

x

x x

x

Zur Illustration soll hier nun die QCA Lösung der Hauptimplikantentabelle in
Abbildung B.3 berechnet werden, in dem es keine ausschlieÿlich aus dem Kern be-
stehende Lösung gibt, und es mehrere mögliche QCA Lösungen gibt. In Abbildung
B.6 ist nochmals der Inhalt der Hauptimplikantentabelle wieder gegeben, wobei für
jeden Hauptimplikanten jeweils zur besseren Lesbarkeit ein Bezeichner eingesetzt
worden ist (X für ac, Y für bc, Z für AB und V für AC). Die Ausmultiplikation
geschieht nun so, dass für jeden Fall die durch den Fall implizierten Hauptimpli-
kanten mit ODER verknüpft notiert werden (für den Fall abc ist dies 'X', für den
Fall aBc 'X + Y ') und die logischen Ausdrücke mit UND verknüpft werden. Für
die gesamte Hauptimplikantentabelle ergibt sich der folgende Ausdruck:

(X)*(X+Y)*(V)*(Y+Z)*(Z+V)
Im Prinzip können die möglichen Lösungen nun durch Boolesche Multiplikation

ausgerechnet werden, allerdings ist eine solche Berechnung bei groÿen Datensätzen
sehr aufwändig, weshalb man sich einige Sätze der Booleschen Algebra zunutze
machen kann.167

So gilt stets 168

167Die Multiplikation zweier mit ODER verknüpften logischen Kombinationen p, q erfolgt da-
durch, dass jeder Teilausdruck der logischen Kombinationen des einen logischen Ausdruckes p
mit allen Teilausdrücken der anderen logischen Kombination q mit UND verknüpft werden und
diese logischen Ausdrücke wiederrum mit ODER verknüpft werden (Beispiel p = a+ b, q = c+ d
dann ist p ∗ q = ac+ ad+ bc+ bd).
168Bei der Rechenregel A∗A = A handelt es sich um die Idempotenz. Die Rechenregel A∗ (A+
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(i) A*A = A
(ii)A*(A+B) = A

Anhand von Regel (ii) kann der oben stehende Ausdruck wie folgt reduziert wer-
den:169

(X) ∗ (X + Y ) ∗ (V ) ∗ (Y + Z) ∗ (Z + V ) =
(X) ∗ (V ) ∗ (Y ∗ Z) ∗ (Z + V ) = (X) ∗ (V ) ∗ (Y + Z)

Durch einfache Multiplikation ergibt sich dann folgender Ausdruck:
(X) ∗ (V ) ∗ (Y + Z) = XV Y +XV Z

Daraus ergibt sich, dass sich die QCA Lösung entweder aus den Hauptimplikanten
(X,V, Y ) oder (V,X,Z) zusammen setzen kann. Die dazugehörigen QCA Lösun-
gen lauten also ac + AC + Bc oder ac + AC + AB. In diesem Fall sind beide
gefundenen Ausdrücke gleich lang und können beide als minimierte Ausdrücke
ausgeben werden, im Allgemeinen muss aber nach der Berechnung der QCA Lö-
sungen nach der kürzesten Länge gesucht werden. Dies bedeutet, dass stets alle
Multiplikationen durchgeführt werden müssen, um die minimalen Lösungen zu �n-
den. Später vorgestellte, algorithmisch anspruchsvollere Ansätze vermeiden diese
vollständige Berechnung, in dem sie immer Teile der Lösungsmenge berechnen
und sich die Länge der bislang kürzest möglichen Lösung merken, und gegebe-
nenfalls die Berechnungen abbrechen, wenn keine kürzere Lösung berechenbar ist
(vgl. Kapitel B.6).

B.5. Quine-McCluskey und QCA / MVQCA

Der von McCluskey (1956) vorgestellte deterministische Ansatz liefert stets die
vollständige Menge an minimalen QCA-Lösungen und ist daher bei einfachen
Berechnungen gut anwendbar. Allerdings entstehen durch die Erweiterungsmög-
lichkeiten von QCA (und MVQCA) Probleme bei der Anwendung des Quine-
McCluskey Algorithmus. Die Einbindung von hypothetischen Fällen (logical re-
mainders) führt zu einer sehr hohen Anzahl von logischen Kombinationen, welche
in die Suche nach Hauptimplikanten ein�ieÿen. Dies führt zu einer hohen Anzahl
von Hauptimplikanten, welches die Suche nach den kürzest möglichen Lösungen
deutlich verlängert.
Betrachtet wird zur Erklärung im Folgenden ein strikt dichotomer Datensatz

mit acht Konditionen v1 bis v8 und einem zu erklärenden dichotomen Outcome o
mit acht logischen Kombinationen in der Wahrheitstabelle mit einem Wert von 0

B) = A lässt sich unter Anwendung dieser Idempotenz sowie der Booleschen Distributivgesetze
und der Identitätsregel (vgl. Stöcker 1993: 706) leicht beweisen: A ∗ (A+B) = A ∗A+A ∗B =
A+A ∗B = A ∗ T +A ∗B = A ∗ (T +B) = A ∗ T = A.
169Aus (X)*(X+Y) wird mit der Regel (ii) (X), aus (V)*(Z+V) wird (V)
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für o und neun Einträge in der Wahrheitstabelle mit einemWert von 1 für o. Sucht
man nach einer QCA Lösung für die Fallgruppe 1 ohne Einbeziehung der logischen
möglichen, aber nicht real existierenden Kombinationen, so müssen neun logische
Ausdrücke in die Suche nach Hauptimplikanten einbezogen werden. Wie bereits
in dem Kapitel zu QCA (siehe Kapitel 3.2) beschrieben wurde, ist der Redukti-
onsvorgang schnell abgeschlossen, da kaum Kombinationen existieren, welche sich
lediglich in einer Kondition unterscheiden. Schlieÿt man nun die hypothetischen
Fälle mit in die Analyse ein, so dreht sich dieses Bild um, da eine sehr hohe Zahl
von Fällen in die Analyse einbezogen wird. In einem dichotomen Datensatz mit N0

logischen Kombinationen mit dem Outcome 0, N1 logischen Kombinationen mit
dem Outcome 1 und NC logischen Kombinationen mit widersprüchlichem Outco-
me beträgt die Anzahl der hypothetischen Fälle NR = 2|v|−N0−N1−NC wobei
|v| die Anzahl der Konditionen bezeichnet. In diesem Beispiel gibt es dementspre-
chend NR = 28 − 10− 9− 0 = 237 logische Kombinationen, welche nicht real exi-
stieren, logisch aber möglich sind. Die Zahl von 237 logischen Kombinationen mag
auf den ersten Blick nicht so hoch wirken, aber es sei noch mal darauf hingewie-
sen, dass alleine bei der ersten Iteration der Hauptimplikantenminimierung bereits
eine zweifach verschachelte Schleife mit n(n+1)

2 überprüfenden Rechenschritten nö-
tig ist, um nach Minimierungsmöglichkeiten zu suchen (vgl. Kapitel B.2.1 - dies
entspricht hier 28203 Überprüfungen). Wenn noch berücksichtigt wird, dass die
Anzahl der logischen Kombinationen in den folgenden Iterationen höher ist, so
liegt die Gesamtzahl an nötigen Überprüfungen in diesem Beispiel bereits bei weit
über 100.000. Da jede Überprüfung auch aus mehreren Teilschritten besteht, wird
die Gesamtrechenzeit bei einer Anwendung des Quine-McCluskey Algorithmus für
die Fallgruppe 1+R sehr hoch.

B.5.1. Das Gesetz von deMorgan

Zur Berechnung der Hauptimplikanten gibt es daher die Möglichkeit, das Gesetz
von deMorgan anzuwenden (vgl. Ragin 1987: 98-101). Formell lautet die dahinter-
stehende Boolesche Rechenregel wie folgt:

M : ¬(A ∗B) = ¬A+ ¬B
Diese Regel ist in ihrer Aussage einfach nachzuvollziehen: Sie besagt, dass die Ver-
neinung der UND - verknüpften Aussagen A und B der ODER - Verknüpfung der
Verneinung der beiden einzelnen Aussagen entspricht.170

170Umgangssprachlich kann dies so formuliert werden, dass falls die Aussage �Wir gehen Sams-
tag ins Kino und Sonntag in die Kirche� falsch ist (und somit die Aussage �Wir gehen nicht
am Samstag ins Kino und am Sonntag in die Kirche� wahr ist), so ist die ODER Verknüpfung
von �Wir gehen Samstag nicht ins Kino oder wir gehen Sonntag nicht in die Kirche� wahr, da
zumindest eine der beiden Aussagen nicht wahr ist, und somit die Verneinung dieser Aussage
zu einer wahren Teilaussage in der ODER Verknüpfung führt, welche die gesamte Aussage wahr

228



B.5. Quine-McCluskey und QCA / MVQCA

Abbildung B.7.: Graphische Darstellung der Menge alle Fälle

1

C

0

R

Das groÿe Rechteck stellt die Gesamtheit der Fälle da. Jede Fallgruppe ist durch ihr Outcome
gekennzeichnet (0,1,C). So be�nden sich sämtliche Fälle mit dem Outcome 1 in dem Dreieck in
der oberen rechten Hälfte der Graphik. Die hypothetischen Fälle be�nden sich in dem Bereich
'R'.

Diese Aussage kann aber nicht nur für einzelne Booleschen Ausdrücke verwen-
det werden, sondern kann auch für die Berechnung von Hauptimplikanten be-
nutzt werden: Es existieren in jedem für QCA benutzten Datensatz vier Gruppen
von Fällen. Die Fallgruppen 0 (im Folgenden als F0 notiert) und 1 (F1), die
Fallgruppe der widersprüchlichen Kombinationen (Contradictions, FC) und die
�Fallgruppe� der hypothethischen Fälle (FR). Die Gesamtheit (G) aller logischen
Kombinationen ist immer gegeben durch die Vereinigung dieser vier Gruppen, also
G = F0 ∪ F1 ∪ FC ∪ FR.
Da es nur diese vier Gruppen gibt, kann das Komplement der nicht in die Ana-

lyse einzubeziehenden Gruppen zur Berechnung der Hauptimplikanten benutzt
werden. Mit einigem mathematischen Geschick kann bewiesen werden,171 dass
hier stets gilt, dass die Menge M = F0 + FR das Komplement von M ′ = F1 + FC

macht.
171Dies ist zwar auch für den matehmatischen Laien aus der Graphik in Abbildung B.7 ersicht-

lich, der Vollständigkeit halber soll aber hier kurz die Beweisidee skizziert werden. Zu zeigen ist,
dass die Zugehörigkeit eines Falles bzw. einer Menge von Fällen W zu der Gruppe M = F0 +FC

auch als das Komplement von M ′ = F1 + FR berechnet werden kann. Die Funktion 'Zuge-
hörigkeit' wird im folgenden durch ein Γ mit der entsprechenden Kennzeichnung der Gruppe
markiert (Γ1 zeigt z.B. die Zugehörigkeit zur Gruppe F1 an). Zu zeigen ist also für alle Fälle,
dass Γ1+ΓR = ¬(Γ0+ΓC). Der Beweis beruht nun auf der Tatsache, dass stets gilt ΓG = Wahr,
da ein Fall immer zur Gesamtheit der Fälle gehört. Da die vier Teilmengen F0, F1, FCundFR

eine abgeschlossene Darstellung von G sind, gilt auch F0 + FR = G − (F1 + FC) - die Teil-
mengen mit dem Outcome 0 und R entsprechen der Gesamtheit der Fälle abzüglich den Fäl-
len mit dem Outcome 1 und C. Dies kann auf die Zugehörigkeitsfunktion übertragen werden:
Γ1 + ΓR = ΓG − (Γ1 + ΓC). Die Boolesche Minusfunktion ist gegeben durch A − B = A ∗ ¬B.
Hieraus folgt Γ1 + Γ1 = ΓG ∗ ¬(Γ0 + ΓC). Da jeder Fall Teil der Gesamtheit ist, ist Γ1 immer
wahr (>). Daher gilt weiter Γ1 + ΓR = > ∗ ¬(Γ0 + ΓC) = ¬(Γ0 + ΓC) was zu zeigen war.
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ist172 und das die Menge der Hauptimplikanten, welche M abdecken, durch die
Berechnung des Komplements der Hauptimplikanten von M' errechnet werden.
Dies geschieht einfach dadurch, dass die Hauptimplikanten von M' miteinander
durch ODER verknüpft werden, und von diesem logischen Ausdruck das Komple-
ment berechnet wird. Aus dieser Menge von logischen Ausdrücken werden dann
die Ausdrücke als Hauptimplikanten übernommen, welche auch tatsächlich min-
destens einen real existierenden Fall der Fallgruppe F0 implizieren und aus dieser
Menge der Hauptimplikanten kann dann wie in Kapitel B.4 dargestellt, die Menge
der minimalen Lösungen berechnet werden.
Auch wenn die dahinterliegende Idee sehr simpel ist, so ist die Durchführung

duchaus anspruchsvoll, da durch die Berechnung des Komplements mit DeMorgans
Gesetz eine Vielzahl von Redundanzen entstehen, die zu einem komplexen Aus-
druck führen.173 Das in der Fuÿnote 173 berechnete, noch relativ kleine Beispiel,

172Dies gilt natürlich auch für die Menge M ′′ = F1 +FR, welche das Komplement von M ′′′ =
F0 + FC ist. Sämtliche folgenden Ausführungen gelten entsprechend mit umgekehrten Werten
auch für die Berechnung von den Hauptimplikanten der Fallgruppe F1 unter Einschluss der
hypothetischen Fälle.
173Ein einfaches Beispiel soll dies illustrieren. Gegeben sei ein Datensatz mit fünf Konditio-

nen A, B, C, D und E. Zur Fallgruppe 0 gehören die Fälle mit den logischen Ausdrücken
AbcDe, abcDE,Abcde,ABCDE und zur Fallgruppe 1 gehören die Fälle mit den logischen Aus-
drücken abcde, aBcdE, abCDe und ABcDE. Da die Anzahl der Reduktionsschritte für die Fall-
gruppe 0 sehr gering ist (nur die Reduktion AbcDe + Abcde → Abce ist möglich), sollen die
hypothetischen Fälle mit in die Analyse eingezogen werden. Die Berechnung der Hauptimplikan-
ten für 0 und R (P0,R) geschieht nun durch die Berechnung des Komplementes der logischen
Ausdrücke der Fallgruppen 1 und C (diese ist leer) wie folgt:
P0,R = ¬P1,C = ¬(abcde+ aBcdE+ abCDe+ABcDE) = ¬(abcde) ∗¬(aBcdE) ∗¬(abCDe) ∗

¬(ABcDE) = (A + B + C + D + E) ∗ (A + b + C + D + e) ∗ (A + B + c + d + E) ∗ (a + b +
C + d + e) = (1) = (A + C + D + Be + bE) ∗ (A + B + c + d + E) ∗ (a + b + C + d + e) =
(2) = (A + B(C + D + E) + bE + cD + C(d + E) + DE) ∗ (a + b + C + d + e) = (3) =
Ab+AC +Ad+Ae+BC +Be+ bE + bcD + Cd+ CE + acD + aDE + aBD + cDe.
In den hier nicht aufgeführten Zwischenschritten, welche durch (1), (2), (3) gekennzeichnet

sind, wurden jeweils zwei Klammern miteinander multipliziert. Dies geschieht wie in Fuÿnote
167 ausgeführt dadurch, dass die einzelnen mit ODER verknüpften Aussagen der einen Klammer
mit sämtlichen mit ODER verknüpften Aussagen der anderen Klammer multipliziert werden. In
dem mit (1) gekennzeichneten Zwischenschritt wurden so die Ausdrücke (A + B + C +D + E)
und (A + b + C + D + e) durch 25 einzelne Multiplikationen mit einander multipliziert. Dabei
werden nicht erfüllbare Ausdrücke, welche nie wahr sein können (z.B. aA) ausgeschlossen, sowie
Ausdrücke, welche mehrmals das gleiche Symbol beinhalten, zusammengefasst (aus AA wird A,
aus AAb wird Ab etc.). Um die Berechnung zu vereinfachen, wird dann jeder der berechneten
Ausdrücke daraufhin überprüft, ob er durch einen anderen berechneten Ausdruck impliziert wird,
und gegebenfalls aus der Analyse ausgeschlossen (so wird zum Beispiel in (1)Ab ausgeschlossen,
da A ebenfalls aus der Multiplikation hervorgeht).
Nachdem das Komplement der Hauptimplikanten berechnet worden ist, können zuerst dieje-

nigen Elemente ausgeschlossen werden, welche nicht tatsächlich mindestens einen Fall aus der
Fallgruppe 0 implizieren. Dies ist für die Elemente Be, Cd und aBD der Fall. Daraus folgt, dass
die Menge der Hauptimplikanten wie folgt ist: Ab,AC,Ad,Ae,BC, bE, bcD,CE, acD, aDE, cDe.
Aus dieser Menge muss nun noch wie oben beschrieben die kürzest mögliche Lösung berechnet
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zeigt den hohen Umfang einer solchen Berechnung bereits deutlich. Dabei ist die
Anzahl der durchzuführenden Multiplikationen nicht nur von der Konditionenzahl
abhängig, sondern steigt auch mit der Anzahl der in die komplementäre Menge
einzubeziehenden Fälle an. Daher mag der Weg über das Komplement der ent-
gegengesetzten Fallgruppe zur Berechnung der Hauptimplikantenmenge für kleine
Datensätze noch anwendbar sein; für komplexere Berechnungen scheint aber ein
Verbesserungspotential durch neue Algorithmen vorhanden zu sein, wie dies auch
später in diesem Kapitel behandelt werden soll.

B.5.2. Höhere Komplexität durch MVQCA

Die bisherigen Ausführungen wurden anhand eines rein dichotomen Datensatzes
gemacht. Datensätze mit mehrwertigen Konditionen führen aufgrund der höheren
Anzahl an möglichen Ausprägungen zu einer deutlich höheren Anzahl an logi-
schen Kombinationen und benötigen somit deutlich mehr Rechen- und vor allem
Speicherkapazität. Die Anzahl der möglichen logischen Kombinationen steigt da-
bei proportional mit der Anzahl der möglichen Ausprägungen an. Werden in einer
Kondition drei statt zwei mögliche Werte benutzt, so steigt die gesamte Anzahl lo-
gischer Kombinationen alleine auf Grund dieser einen Veränderung um 50% an.174

Allerdings steigt die Komplexität auch mit der Anzahl der nicht-dichotomen Kon-
ditionen. Dabei tritt der gleiche E�ekt auf wie bei dem Zinses-Zins-E�ekt: Der
Anstieg der Komplexität betri�t nicht nur die Anzahl der anfänglichen logischen
Kombinationen, sondern bezieht sich auch auf die anderen bereits durchgeführten
Komplexitätssteigerungen.175. Man kann die Komplexität eines Datensatzes mit
mehrwertigen Konditionen mit der Formel

∏n
i=1 |vi| = |v0| ∗ |v1| ∗ . . . ∗ |vn| be-

rechnen, wobei |vi| jeweils für die Anzahl der möglichen Werte für die Kondition
vi steht. Der prozentuale Anstieg der Komplexität des Datensatzes mit mehrwer-
tigen Konditionen im Vergleich zu einem dichotomen Datensatz mit der gleichen
Anzahl an Konditionen kann dann mit der Formel

∏n
i=1(

|vi|
2 − 1) ∗ 100 berechnet

werden.176 So würde z.B. in einem Datensatz mit acht Konditionen eine durchgän-

werden.
174Gibt es z.B. in einem dichotomen Datensatz mit vier unabhängigen Konditionen 24 = 16

mögliche Kon�gurationen, so gibt es in einem Datensatz mit vier unabhängigen Konditionen mit
einer dreistu�gen Kondition und drei dichotomen Konditionen bereits 3 ∗ 2 ∗ 2 ∗ 2 = 24 mögliche
Kombinationen.
175So würde sich eine zusätzlich dreistu�ge Konditionen nicht nur auf die ursprünglichen 16

Kombinationen auswirken, sondern die Zahl der 24 möglichen Kombinationen um 50% erhöhen,
so dass insgesamt 36 logische Kon�gurationen möglich wären. So steigt die Anzahl der logischen
Kon�gurationen nicht um 100% durch zwei dreistu�ge Konditionen, sondern um (36− 16)/16 =
125%.
176So auch für die oben berechneten Datensätze. Bei zwei dreistu�gen und zwei dichotomen

Konditionen ergibt sich K′ = ( 3
2
∗ 3

2
∗ 2

2
∗ 2

2
−1)∗100% = (9/4−1)∗100% = 125%. Dies entspricht

dem angegeben Zuwachs in der Fuÿnote 175.
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gige Benutzung von dreistu�gen statt zweitstu�gen Kondition die Komplexität um
(( 3

2 )8 − 1) ∗ 100% = 2362, 6% erhöhen, also über 23 mal so viele logische Kon�gu-
rationen erzeugen. Bei der Verwendung von vierstu�gen Kondition würden bereits
255 mal so viele Kombinationen erzeugt werden.

B.5.3. DeMorgans-Gesetz und mehrwertige Logik

Eine so hohe Zahl an logischen Kombinationen macht die Minimierung von komple-
xen mehrwertigen Datensätzen unter Einbeziehung der hypothetischen Fälle quasi
unmöglich, würde nur die Vorgehensweise in Betracht bezogen werden, sämtliche
in die Minimierung einbezogene Kombinationen paarweise zu vergleichen: Bei dem
oben aufgeführten Datensatz mit acht dreistu�gen Konditionen wären in der ersten
Stufe unter Einbeziehung der logischen Kombinationen bereits über 21 Millionen
paarweise Vergleiche nötig, welches die zur Verfügung stehenden Rechnerkapa-
zitäten eines durschnittlich ausgestatteten Sozialwissenschaftlers bereits deutlich
überfordern würden.177

Wie bei der rein dichotomen QCA Anwendung kann die deMorgansche Regel
hier gewinnbringend eingebracht werden. Die Regel von deMorgan (¬(A ∗ B) =
¬A+ ¬B) funktioniert für mehrwertige Logik genau so wie für dichotome Logik,
bis auf die Tatsache, dass die Komplementfunktion der einzelnen Symbole auf
Grund der Mehrwertigkeit dieser anders notiert werden muss: Das Komplement
eines Symbols L, also einer Kondition V mit einer Wertzuweisung, entspricht dem
Symbol L', welches genau die Werte für die Kondition V enthält, die nicht in L
enthalten sind. Ist also die Kondition A vierstellig, und ist das Symbol L gegeben
durch L = A0,1 so ist das Komplement ¬L = A2,3.178

Allerdings ist die Berechnung von MVQCA Lösungen mit Hilfe der Regel von
DeMorgan sehr kompliziert (und zeitaufwändig), weshalb zur Implementierung
von MVQCA ein neuer Algorithmus entwickelt wurde, welcher zum einen für die
in der Vergleichenden Politikwissenschaft zu erwarteten kleinen Datensätze in an-
nehmbarer Zeit exakte Lösungen berechnet, und zum anderen auch einen einfachen
Zugri� auf alle Hauptimplikanten erlaubt.

177Bei einem Datensatz mit acht dreistu�gen Konditionen existieren 6561 mögliche logische
Kon�gurationen. Bei der Berechnung der Hauptimplikanten wird zuerst nach Kon�gurationspaa-
ren gesucht, welche sich nur in demWert einer Kondition unterscheiden. In diese Suche werden bei
der Einbeziehung der logischen Kon�gurationen in der ersten Stufe alle logischen Kon�guratio-
nen, die nicht real existieren, sowie die Kon�gurationen der analysierten Fallgruppe einbezogen.
Nur die Kon�gurationen, welche real existieren und nicht zur untersuchten Fallgruppe gehören,
werden nicht in die Minimierung einbezogen. Da dies in den benutzten Small-N Datensätzen re-
lativ wenige sein werden, kann auf jeden Fall davon ausgegangen werden, dass über 6500 logische
Kon�gurationen in die Analyse einbezogen werden. Dafür sind 6500∗6499

2
= 21121750 paarweise

Vergleiche nötig.
178Zur Notation von mehrwertiger Logik siehe Kapitel 4.1.2.
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B.6. Agentenbasierte Hauptimplikantensuche

Auch wenn sämtliche bisher vorgestellten Algorithmen bei kleineren Datensätzen
mit der mittlerweile verfügbaren Computertechnik ohne messbare Wartezeit sofort
die Ergebnisse ausrechnen, so ergeben sich bei komplexeren Datensätzen doch
merkbare Rechenzeiten und auch die bisher für QCA verwendete Software kann
nicht mit gröÿere Fallzahlen umgehen (siehe hierzu Fuÿnote 61 auf Seite 70).
Daher wurde bei der Erstellung des TOSMANA Programms die agentenba-

sierte Hauptimplikantensuche neu entwickelt. Ziel war es, den durch die sehr
groÿe Anzahl an möglichen logischen Kombinationen in MVQCA bedingten hohen
Speicherbedarf zu begrenzen, und die durch die Vielzahl an nötigen Vergleichen
zwischen diesen logischen Kombinationen resultierende lange Rechenzeit zu redu-
zieren: Durch die exponentiell wachsende Anzahl an möglichen logischen Kombi-
nationen entsteht ein hoher Speicherbedarf, welcher durch die Einbeziehung von
mehrwertigen Konditionen weiter erhöht wird (siehe Kapitel B.5.3). Auch bei der
Benutzung von deMorgan's Regel entstehen viele solcher Kombinationen, was auch
bei Anwendung der mittlerweile stark fortgeschrittenen PC Technik zu Kapazi-
tätsproblemen führt. Der hier vorgestellte Algorithmus verhindert solche hohen
Kapazitätsanforderungen, indem die logischen Kombinationen nicht mehr durch
einzelne Objekte gespeichert werden, sondern als Verbindungen innerhalb eines
Netzes markiert werden.
Die grundlegende Idee dieses Algorithmus soll nun hier erläutert werden, eine

ausführliche Beschreibung �ndet sich im Anhang C.

B.6.1. Das Datennetz

Die Suche nach Hauptimplikanten erfolgt in einem virtuellen Netz von Daten.
Bei der agentenbasierten Hauptimplikantensuche wird zuerst dieses Datennetz er-
stellt, in dem die einzelnen Daten der einzelnen Fälle gespeichert werden. Ein
solches Netz ist in Abbildung B.8 dargestellt. In diesem Netz wird zu jeder Kon-
dition eine Spalte eingerichtet und in dieser Spalte wird für jeden möglichen Wert
ein Datenpunkt eingerichtet (leerer Kreis) sowie ein Null-Datenpunkt eingerichtet
(grauer Kreis), auf dessen Bedeutung weiter unten eingegangen werden soll.
In das Datennetz werden nun die einzelnen Fälle eingetragen. Jeder Fall wird in

jeder Kondition im jeweiligen Datenpunkt des Wertes der jeweiligen Kondition für
den Fall notiert und auÿerdem im NULL-Datenpunkt markiert. Die markierten
Felder der jeweils im Datennetz benachbarten Spalten werden mit einer Linie
verbunden. Somit entstehen im Datennetz Pfade, welche sämtliche Teilausdrücke
(inklusive dem eigentlichen logischen Ausdruck) des Falls darstellen.
In Abbildung B.9 ist ein solcher Fall eingezeichnet. Die Konditionen sind hier der

Einfachheit halber von links nach rechts mit A,B,C,D und E beschriftet. Die erste
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Abbildung B.8.: Datennetz mit Konditionen sowie Datenpunkte für mögliche Wer-
te und NULL-Datenpunkt
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Kondition A wie die zweite Kondition B hat vier mögliche Werte (zu erkennen
durch die vier leeren Kreise in der ersten Spalte). Die dritte Spalte zeigt zwei
mögliche Werte auf, die Kondition C ist also dichotom, ebenso wie die Kondition
E in der fünften Spalte. Die Kondition D hat drei mögliche Werte. Für den Fall f
mit dem Ausdruck A0B1C0D0E1 ist der Pfad in Abbildung B.9 mit einer fetten,
durchgezogenen Linie dargestellt.
Die NULL-Datenpunkte dienen dazu, auch Teilausdrücke in dem Datennetz dar-

stellen zu können. So ist in Abbildung B.9 ein Teilausdruck von f durch die dünne,
durchgezogene Linie repräsentiert. Falls der Pfad eines Teilausdruckes durch den
NULL-Datenpunkt führt, so wird die jeweilige Kondition für diesen Teilausdruck
nicht gebraucht. Der in Abbildung B.9 eingezeichnete Teilausdruck stellt somit
den Ausdruck A0D0E1 dar.
Ein Fall gehört zu einem Pfad, wenn sämtliche durch den Pfad inkludierte

Werte ebenfalls in dem Fall vorkommen. Der Fall f (A0B1C0D0E1) in Abbil-
dung B.9 gehört also zu dem Pfad A0D0E1, da alle von dem Pfad besuchten Werte
(A0, D0 sowie E1) in dem Fall vorkommen. Dagegen gehört zum Beispiel der FAll
A1B0C0D0E1 nicht zu dem Pfad, da unterschiedliche Werte von A vorliegen.

B.6.2. Berechnung der Hauptimplikanten

Das Datennetz wird zur Berechnung der Hauptimplikanten benutzt. Dafür wer-
den alle Fälle der Wahrheitstabelle in das Datenfeld wie beschrieben eingelesen,
und dabei wird zwischen guten, der untersuchten Fallgruppe zugehörigen Fällen
und Pfaden, sowie schlechten, der untersuchten Fallgruppe nicht zugehörigen Fäl-
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Abbildung B.9.: Datennetz mit Fallpfad und einem Teilausdruck
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len und Pfaden unterschieden. Hauptimplikanten sind dann zum einen diejenigen
Datenpunkte, welche ausschlieÿlich mit guten Fällen belegt sind. Zum anderen
bestehen Implikanten aus den Pfaden, zu dem ausschlieÿlich gute Fälle gehören.
Ein guter Pfad ist dann ein Hauptimplikant, wenn es keinen Teilpfad gibt, welcher
ebenfalls einen guten Pfad darstellt, der Pfad also nicht verkürzt werden kann,
ohne dass auch ein schlechter Fall einbezogen wird.
In dem in TOSMANA eingebauten Algorithmus werden allerdings die Pfade

nicht gespeichert sondern lediglich in jedem Datenpunkt die guten und die schlech-
ten Fälle notiert. Das Datennetz wird dann von einem Agenten besucht, welcher
dann die Hauptimplikanten ��ndet�. Der Agent ist, bildlich dargestellt, ein virtu-
elles Geschöpf, welches sich im Datennetz nach vorher festgelegten Regeln bewegt,
und somit die Hauptimplikanten durch die Überprüfung der jeweiligen Pfade her-
aus�ndet.
Der Agent merkt sich die Fälle die durch den Pfad, auf welchem sich der Agent

bisher durch das Datennetz bewegt hat, repräsentiert werden. Zu Beginn sind die-
se Repräsentationsmengen identisch mit der Gesamtheit der jeweils guten bzw.
schlechten Fälle. Für jeden Datenpunkt, den der Agent besucht, werden die Men-
gen neu berechnet, indem die Schnittmenge zwischen der aktuellen Repräsentati-
onsmenge und den Mengen der guten bzw. schlechten Fälle des jeweiligen Daten-
punktes berechnet wird.
Der Agent beginnt mit dem ersten Wert der ersten Kondition und arbeitet sich

dann Spalte für Spalte durch das Datennetz durch. Dabei baut sich der Agent eige-
ne Pfade durch das Datennetz. Wird ein Agent nach der Berechnung der Schnitt-
mengen nicht durch die unten aufgeführten Regeln zurückgeschickt, so überprüft
er ausgehend von seinem aktuellen Feld mögliche Pfade rechts von seinem Stand-
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punkt: Der Agent besucht zu jedem Wert der nächsten (also in Schaubild B.9
direkt rechts von der aktuellen Kondition stehenden) Kondition den entsprechen-
den Datenpunkt und überprüft diese, gegebenfalls rekursiv, auf mögliche Haupt-
implikanten, und merkt sich diese für die spätere Weiterverarbeitung. Nach der
Berechnung der Schnittmengen hat der Agent in jedem Datenpunkt drei Möglich-
keiten:

1. Falls die Menge der guten Fälle leer ist, hat kein guter Fall den logischen
Ausdruck, wie er von dem aktuellen Pfad des Agenten repräsentiert wird,
als Teilausdruck. Der Pfad kann also kein Implikant sein, da kein Fall der
untersuchten Fallgruppe ihn impliziert. Es macht keinen Sinn, die restlichen
Konditionen zu besuchen, da die Schnittmenge einer leeren Menge mit einer
anderen Menge immer leer ist. Der Agent kann an diesem Punkt den ak-
tuellen Pfad abbrechen und zum letztbesuchten Datenpunkt der vorherigen
Kondition zurückkehren.

2. Falls die Menge der schlechten Fälle leer ist und die Menge der guten Fäl-
le mindestens ein Element besitzt, so ist ein Implikant gefunden worden:
Der logische Ausdruck des Pfades, welcher vom Agenten repräsentiert wird,
existiert nur in guten Fällen. Der Implikant wird der Menge der bisher ge-
fundenen Implikanten hinzugefügt.

3. Falls beide Mengen nicht leer sind, so müssen noch weitere Konditionen zur
Berechnung mit einbezogen werden. Der Agent besucht die Datenpunkte der
nächsten Kondition der Reihe nach, falls eine solche Kondition existiert. Falls
keine weiteren Konditionen existieren, so kann keine Erweiterung des Pfades
erfolgen und kein Implikant gefunden werden. In diesem Fall geht der Agent
zurück zum letztbesuchten Datenpunkt der vorherigen Kondition.

Der NULL-Datenpunkt wird dabei stets wie die anderen Datenpunkte der je-
weiligen Kondition behandelt, wobei die Repräsentationsmengen des Agenten je-
weils unverändert bleiben, da der NULL-Datenpunkt von sämtlichen Fällen bei der
Konstruktion des Datennetzes belegt wird, und somit die Repräsentationsmenge
mit einer Menge aller möglichen Fälle geschnitten wird und somit unverändert
bleibt. Hierdurch wird auf jeden Fall die nächste Kondition nach dem Besuch des
NULL-Datenpunktes besucht, da die Repräsentationsmengen nach Berechnung der
Schnittmenge beide nicht leer sein werden, und somit der Agent die obige Regel
(3) befolgen wird.179

179Wäre eine der beiden Repräsentationsmengen leer, so müsste dies auch vor der Berechnung
der Schnittmenge der Fall gewesen sein und der Agent hätte diesen NULL-Datenpunkt gar nicht
erreicht, da bei dem vorher besuchten Datenpunkt eine der beiden Regeln (1) oder (2) gegri�en
hätte.
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B.6.3. Aussortierung von Implikanten ohne
Hauptimplikanteneigenschaft

Durch die Anwendung des Agenten kann nicht verhindert werden, dass auch solche
logischen Ausdrücke durch den Agenten gefunden werden, welche zwar Implikan-
ten der untersuchten Fallgruppe darstellen, nicht aber die Hauptimplikanteneigen-
schaft erfüllen (also selber einen anderen Implikanten implizieren). Die Aussonde-
rung dieser Implikanten ohne Primeigenschaft geschieht dadurch, dass für jeden
Implikanten I der Länge n überprüft wird, ob er von einem anderen Implikanten
Î mit einer Länge gröÿer als n impliziert wird. Ist dies der Fall, ist Î nicht prim
und kann gelöscht werden. Alle Implikanten, welche nicht durch dieses Verfahren
gelöscht werden, sind Hauptimplikanten und können durch die Anwendung der
oben aufgeführten Verfahren zu möglichst kurzen Lösungen kombiniert werden.
Ein Pseudo-Code des in TOSMANA implementierten Algorithmus mit weiter-

führenden Erklärungen �ndet sich in Anhang C. Das Verfahren soll nun anhand
des Teildurchlaufes eines einfachen Beispiels verdeutlicht werden. Dabei soll klar
werden, dass dieser Algorithmus von der Idee her anspruchsvoller umzusetzen ist
als das oben dargestellte Quine-McCluskey Verfahren, dafür aber auch deutlich
schneller und vor allem kapazitätssparender zu Werke geht.

B.6.4. Beispiel für Agenten basierte Hauptimplikantensuche

Im folgende Beispiel sollen die Hauptimplikanten für das Outcome 0 des einfachen
Datensatzes aus berechnet werden.

Tabelle B.2.: Datensatz zur Demonstration der Agenten Basierten Hauptimplikan-
tensuche

FallId A B C O FallId A B C O
c1 0 0 0 0 - 1 1 0 -
c2 0 0 1 0 c8 1 1 1 1
c3 0 1 0 0 c9 2 0 0 1
c4 0 1 1 0 c10 2 0 1 1
c5 1 0 0 0 c11 2 1 0 1
- 1 0 1 - c12 2 1 1 1

Für das Outcome 0 sind für den Algorithmus die ersten fünf Fälle (c1 − c5) die
guten Fälle, während die Fälle c8 − c12 die schlechten Fälle darstellen. Als erstes
werden die Fälle des Datensatzes bestehend aus drei Konditionen mit drei (für die
Kondition A) bzw. zwei möglichen Werten (B und C ) in das Datennetz eingelesen.
Dies führt zu dem Datennetz in Abbildung B.10.
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Abbildung B.10.: Datennetz zu Beispiel
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Beginnt der Agent nun in dem ersten Datenpunkt für einen existierenden Wert
der Kondition A (A0), so werden die Fälle, die der aktuelle Pfad des Agenten (hier
A0) repräsentiert, durch die Schnittmenge aller Fälle mit den im Datenpunkt für
A0 gespeicherten Fällen errechnet. Es werden die guten Fälle 1-4 repräsentiert und
kein schlechter Fall wird repräsentiert. Nach der Berechung der neuen Repräsen-
tationsmenge muss der Agent dann anhand der oben aufgeführten Regeln (1) -
(3) entscheiden, was als nächstes zu tun ist. Hier ist die Bedingung der Regel (2)
erfüllt: Die Menge der schlechten Fälle ist leer, während mindestens ein guter Fall
existiert: Der Agent hat also bereits im ersten Schritt einen Implikanten gefunden:
A0.
Als nächstes besucht der Agent den DatenpunktA1. Die neuberechneten Schnitt-

mengen lauten für die guten Fälle 5 und für die schlechten Fälle 8. Hier ist weder
die Menge der guten, noch die Menge der schlechten Fälle leer, so dass die Regel
(3) greift und die nächste, rechtstehende Kondition vom Agenten besucht wer-
den muÿ. Als erstes wird der Datenpunkt für B0 besucht. Die Berechnung der
Repräsentationsmengen läuft wie folgt:

Gute Fälle: {5} (bisherige Repräsentationsmenge guter Fälle des Agenten)
∩ {1, 2, 5} (Gute Fälle von B0) = {5}

Schlechte Fälle: {8} (schlechte Fälle des Agenten) ∩ {9, 10} (schlechte Fälle
von B0) = ∅.

Wiederum greift nun die Regel (2), da die Menge der schlechten Fälle leer ist,
und mindestens ein guter Fall durch den Agenten repräsentiert wird. Der derzeitige
Pfad des Agenten (A1B0) ist also ein weiterer Implikant. Der Agent merkt sich
auch diesen Hauptimplikanten und springt zurück zur vorherigen Kondition.
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Es sind noch nicht alle möglichen Werte von B für A0 abgegangen worden. Diese
müssen alle überprüft werden, da sich noch weitere Hauptimplikanten in Kombi-
nation mit A0 �nden könnten. Die restlichen Datenpunkte für B werden nun von
dem Agenten aus besucht, wobei als Repräsentationsmenge stets die Menge aus
A0 benutzt wird und die Änderungen an der Repräsentationsmenge durch vorher
besuchte Datenpunkte von B wieder rückgängig gemacht werden. Als nächstes
wird der Datenpunkt B1 besucht. Die Repräsentationsmenge der guten Fälle ent-
spricht nun {5} ∩ {3, 4} = ∅, die der schlechten Fälle {8} ∩ {8, 11, 12} = {8}. Da
die Repräsentationsmenge der guten Fälle leer ist greift die Regel (1). Der Pfad,
welcher vom Agenten gegangen worden ist, kann kein Implikant sein, da keine gu-
ten Fälle durch diese logische Kombination abgedeckt sind. Daher kann der Agent
zu dem vorherigen Datenpunkt (A1) zurückgehen, ohne weitere Konditionen für
die Kombination A1B1 zu betrachten.
Für den Datenpunkt A1 müssen letztlich auch die Kombinationen ohne die

Kondition B untersucht werden. Dazu besucht der Agent für die Kondition B den
NULL-Datenpunkt und danach die unterschiedlichen Werte von C. Der Besuch
des NULL-Datenpunktes ändert die Repräsentationsmengen wie oben beschrie-
ben nicht, da die NULL-Datenpunkte alle Fälle als gute beziehungsweise schlechte
Fälle haben und somit die Repräsentationsmengen des Agenten durch die Bildung
des Schnittes mit den Repräsentationsmengen des Datenpunktes nicht verklei-
nert werden. Vom NULL-Datenpunkt aus werden die Datenpunkte der nächsten
Kondition genau so besucht wie von den anderen Datenpunkten der jeweiligen
Kondition. Ist der Agent den Weg A1BNULL gegangen, so besucht er als nächstes
den Datenpunkt C0. Die Repräsentationsmenge der guten Fälle entspricht nun
{5} ∩ {1, 3, 5} = {5} und die der schlechten Fälle {8} ∩ {9, 11} = ∅. Da die Menge
der guten Fälle nicht leer ist, die Menge der schlechten Fällen aber leer ist, ist ein
weiterer Implikant (A1C0) gefunden.
Als nächstes besucht der Agent nun C1. Die Repräsentationsmenge der guten

Fälle entspricht nun {5}∩{2, 4} = ∅ und die der schlechten Fälle {8}∩{8, 10, 12} =
{8}. Da kein guter Fall repräsentiert wird, kann der Pfad des Agenten keinen
Implikanten mehr hervorbringen.
Es sind noch eine Reihe von weiteren Schritten möglich, aber da diese Vorstel-

lung nur die grobe Vorgehensweise des Algorithmus erklären sollte, soll hier auf
die weitere Ausführung verzichtet werden.
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For the calculation of solutions for the QCA Analysis, the TOol for SMAll-N Ana-
lysis (TOSMANA) employes di�erent algorithms. Similar to the original approach
known as the �Quine-McCluskey� algorithm (Quine 1952; McCluskey 1956), TOS-
MANA performs the QCA Analysis in two steps. In a �rst step,the prime impli-
cants for the cases with the speci�ed outcome are determined, and then, in a second
step, these prime implicants are combined to as short as possible solutions.180

Depending on the conditions used in the processed data set and the use or non-
use of logical remainders, di�erent algorithms are employed to calculate the prime
implicants. For the minimisation of dichotomous data sets without the inclusi-
on of logical remainders, the original Quine-McCluskey algorithm has been used
(chapter C.3). For the reduction of non-dichotomous data sets without logical re-
mainders, an algorithm similar to the Quine-McCluskey algorithm but enhanced
to process multi valued conditions was developped for TOSMANA (chapter C.4).
A completely new algorithm was developeed for calculations of prime implicants
including logical remainders. The algorithm is used for dichotomous as well as
non-dichotomous data sets (chapter C.5). Finally, the algorithm used to combi-
ne the (MV-)QCA solutions (which is the same for all data sets) is explained
(chapter C.6).
A �rst introduction of MVQCA was given in Cronqvist (2003)), where also some

features of the TOSMANA software (Cronqvist 2006a) are presented.

C.1. Introductory Remarks

In the pseudo code below, the following rules have been used for variable names:

• Lower-case greek letter (α, β, γ,...) are used for global varibles.

• Upper-case letters (A,B,C,...) are used for local variables within the proce-
dures.

• Lower-case letter (a,b,c,..) are used for schleifen.
180In QCA, the length of a solution is de�ned as the sum of the length of each included prime

implicant. The length of a prime implicant is determined by the number of conditions combined
in the implicant. Example: The logical expression A0B1 + B1C1D1 has the length 5 - A0B1 is
of the length 2 and B1C1D1 of the length 3.
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C.1.1. Conditions

The number of conditions is accessible by #COND. The conditions are ordered
by an array structure, giving them numbers from 1 to #COND. The array γ
contains the number of possible values of each condition. (The number of possible
values of the condition #3 is accessed by γ3.)

C.1.2. Logical Expression

The values of a logical expression are saved in an array ordered according the
condition list. For a case, the value of all conditions together constitute the logical
expression of the case. Also minimised expressions are represented by logical ex-
pressions. Conditions not represented by the logical expression do have the value
'-' in the pseudo code.181 The value of a condition for a speci�c case can is accessed
in the pseudo-code by setting the number of condition (as in the condition list) in
underscore after the condition name.
Example: In a dataset with two conditions A,B, for a case C1, C1,1 contains the
value of A and C1,2 contains the value of B.

C.1.3. Remarks on notation

To facilitate the reading of this document, some remarks on the notation have to
be made.

• Good Cases: All cases to be minimised by the QCA Analysis are denominated
"Good Cases". (Setting in TOSMANA: include)

• Bad Cases: All cases not to be minimised nor treated as don't cares allowed
to be included in the minimisation process to determine the primeimplicants
are denominated "Bad Cases". These are the cases showing an outcome not
included for minimisation. (Setting in TOSMANA: exclude)

• #X: The label #X indicates the size of the set of X. E.g. if a set of cases C
contains three cases, the value of #C is 3.

The code for the algorithms is given as a mix of PASCAL-style pseudo code and
set notation (∩,∪, ∅). > means true while ⊥ means false.

181Please note that '-' is not a missing value. Missing values are identi�ed and eliminated
by the software according to �x rules to be discussed elsewhere before the use of minimisation
algorithms.
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C.2. General Routine and global variables

The main routine is given below. The class Settings contains information on the
data set to be processed. These informations have to be calculated before calling
the main function:

• isDichotomous Boolean value. > if all conditions are dichotomous, ⊥ else.

• useLogicalRemainders Boolean value. > if logical remainders are to be in-
cluded. ⊥ else.

• NumberofConditions integer. Number of conditions included in the data set.

• Grading set of integer. Array with the number of possible vaues for each
condition.

The global variables used are found in Table C.1.

Tabelle C.1.: Global variables used in Appendix C

type description
α set of cases Good cases
β set of cases Bad cases
ψ set of integer number of possible values of each condition
λ set of logical expressions prime implicants found
ρ set of set of cases set of set of cases represented by

a �eld in the map (�nding prime implicants, chapter C.4)
ν set of set of cases set of set of cases represented by

a �eld in the map (�nding prime implicants, chapter C.5)
θ set of set of cases set of cases represented by

a �eld in the map (�nding solutions,chapter C.6)

C.2.1. Main routine

procedure main(G: set of cases; B: set of cases, settings: Settings)
begin

var P : set of logical expressions;
α := G;
β := B;
#COND :=settings.NumberofConditions;
ψ :=settings.grading ;
if (setting.isDichotomous=> and

settings.useLogicalRemainders=⊥) then
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P :=QuineMinimize();
else if (setting.isDichotomous=⊥ and

settings.useLogicalRemainders=⊥) then
P :=SimpleMVMinimize();

else P := GraphBasePrimeImplicantSearch();
λ:=SORT(P); [1]
main:=GraphBasedSolutionSearch();
end

[1] The sort function not de�ned here orders the found prime implicants ascending
by their length.

C.3. Quine-Algorithm

To �nd prime implicants for a QCA analysis in a purely dichotomous data set not
using logical remainders, an algorithm is used which builds on the discussions by
Quine (1952). This very simply algorithm compares all cases chosen for reduction
pair-wise and uses the minimisation rule where approbiate.

C.3.1. Pseudo-Code Quine Algorithm as used in TOSMANA

The set (S) is iteratively searched for minimisation possibilities (reduceSet). The
set of logical expressions extracted is collected in N . All logical expression of S not
implied by any logical expression in N can be considered prime implicants and
are added to P (ExtractPrimeImplicants) checks for the logical expression in S
not implied by any expression in N). This is repeated with the logical remainders
minimised as long as any minimisations are possible.

function QuineMinimize(): set of logical expressions
begin

var P,N, S: set of logical expressions;
P := ∅;
S := α;
while (S 6= ∅) do
begin

N :=reduceSet(S);
P := P ∪ extractPrimeImplicants(S,N);
S := N ;
end;

QUINE:=P ; end;
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reduceSet pairwise combines the logical expressions of the given set S
and makes minimisations if possible.
function reduceSet (S: set of logical expressions): set of logical expressions
begin

var resultSet: set of logical expressions;
resultSet := ∅;
for i:=1 to #S do

begin

for j:=i+1 to #S do

begin

if (canMinimize(Si, Sj)) do
resultSet.add(doMinimize(Si, Sj));

end;
end;

reduceSet:=resultSet.removeDoubles(); [1]
end;

[1]RemoveDoubles eliminates all duplicate copies of prime implicants from
the list of new logical expressions (this function is not de�ned in
this technical note).

canMinimize checks if a minimisation is possible. This is true
if two logical expressions are combinations of the same conditions and one,
and only one, value of these conditions di�er.
function canMinimize (A: logical expression, B: logical expression): bool
begin

var i,di�erences: int;
di�erences:=0;
i := 1;
while (i ≤ #COND and di�erences < 2) do
begin

else if (Ai 6= Bi) then di�erences=di�erences+1; [2]
end;

if (di�erences=1) then canMinimize = >; [3]
else canMinimize = ⊥;
end;

[1] If one condition appears in one logical expressions but not in the other,
di�erent conditions are combined. No minimisation is possible.
Example: A1B1 and A1C1.
[2] The logical expressions are combined both including condition number i,
but have di�erent values. The number of di�erences is increased by one.

245



C. Algorithms used by TOSMANA

[3] If only one di�erence is found and no missmatch of conditions has
occured, a minimsation is possible.

doMinimize performs the minimisation of two logical expressions.
As the possibility of reduction is checked in canMinimise , no further
checks are necessary.
function doMinimize (A: logical expression, B: logical expression)

: logical expression
begin

var E: logical expression;
for i:=1 to #COND do

begin

if (Ai = Bi) then Ei = Ai;
end;

doMinimize = E;
end;

extractPrimeImplicants After each iteration for each logical expression
in S it is checked if the logical expression is implied by any logical
expression in P .
function extractPrimeImplicants (S: set of logical expressions,

P: set of logical expressions): set of logical expressions
begin

var E: set of logical expressions;
var remove: bool;
var j: integer;
E := ∅;
for i:=1 to #S do

begin

remove := ⊥;
j := 1;
while (remove = ⊥ and j ≤ #P ) do
begin

if (isIncluded(Si, Pj)) then remove := >;
j := j + 1;
end;

if (remove = ⊥) then E.add(Si);
end;

extractPrimeImplicants:=E;
end;
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isIncluded checks if B is a implicant of A. This is true if
it is true for all values that either Ai = Bi or Bi =′ −′ (= the condition
i is not included in B)
function isIncluded (A: logical expression, B: logical expression): bool
begin

var founderror: bool;
var i: integer;
founderror := ⊥;
i := 1;
while (founderror = ⊥ and i ≤ #COND) do [1]
begin

i := i+ 1;
end;

extractPrimeImplicants:=¬founderror;
end;

[1] The function will return false as soon as an 'error' is found (Ai 6= Bi

and condtion i included in B).
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C.4. Extended Quine Algorithm for MVQCA
minimisation without logical remainders

To �nd prime implicants for a QCA analysis in a non-dichotomous data set not
using logical remainders, a rami�cation of the Quine-McCluskey approach is used
including to search for minimisations in multi-valued data sets.
This algorithm was designed especially for the TOSMANA software. In its design

it is rather slow, but for the data sets used with Small-N analysis, the speed is
su�cient.

C.4.1. Pseudo-Code as used in TOSMANA

Same function as QuineMinimize() but calling the minimization function
for multi value data sets (reduceMVSets).
function SimpleMVMinimize (): set of logical expressions
begin

var P,N, S: set of logical expressions;
P := ∅;
S := α;
while (S 6= ∅) do
begin

N :=reduceMVSet(S);
P := P ∪ extractPrimeImplicants(S,N);
S := N ;
end;

SimpleMVMiminize:=P ;
end;
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reduceMVSet: For each logical expression, for all conditions cx a search
is performed if other logical expressions exist with the possible values of
cx sharing the values for the other conditions. Example: In a data set
with A having three possible values and B dichotomous, for the logical
expression A2B0 and for the condition A, a search is performed for A0B0

and A1B0).

function reduceMVSet (S: set of logical expressions)
: set of logical expressions

begin

var resultSet: set of logical expressions;
resultSet := ∅;
for i:=1 to #S do

begin

for j:=1 to #COND do

begin

var X: logical expression;
X:=copy(Si); [1]
var k: integer;
k:=0;
var canMinimize: bool;
canMinize := >;
while (canMinimize = > and k ≤ γj) do [2]
begin

Xj := k;
canMinimize:=setHasItem(S,X);
k := k + 1;
end

if (canMinimize = >) then
begin

Xj ='-';
resultSet.add(X);
end

end

end

reduceSet:=resultSet;
end;

[1] Copy creates an independent clone of the logical expression Si

[2] As soon as the �rst combination is identi�ed which is not
covered by any logical expression, the search is abandoned for this condition.
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setHasItem checks if A is contained in S.
function setHasItem(S: set of logical expressions, A: logical expression)
begin

var ret: bool;
ret := ⊥;
var i: integer;
i := 1;
while (ret = ⊥ and i ≤ #S) do
begin

if (equals(Si, A)) then ret := >;
i := i+ 1;
end

setHasItem:=ret;
end

equals: Simple function, returns > if A is equal to B. This is true if
all values of included conditions are equal and the same conditions are
combined.

function equals(A: logical expression, B: logical expression)
begin

var ret: bool;
ret := >;
var i: integer;
i := 1;
while (ret = > and i ≤ #COND) do
begin

if (Ai 6= Bi) then ret := ⊥;
i := i+ 1;
end

equals:=ret;
end

function extractPrimeImplicants (S: set of logical expressions,
P: set of logical expressions): set of logical expressions

Identical to extractPrimeImplicants in chapter C.3.1

function isIncluded (A: logical expression, B: logical expression): bool
Identical to isIncluded in chapter C.3.1
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C.5. Agent-based Prime Implicant Finder
Algorithm

The graph-based agent algorithm is used with datasets including logical remainders
for as well purely dichotomous as well as multi-valued data sets. This algorithm
was designed especially for the TOSMANA software.
M is a map of possible values with #COND conditions represented as columns

(c1, ..., c#COND). Each column Ci has ψi possible values represented as �elds and
a NULL �eld. For a dataset with three conditions c1, c2, and c3, c1 and c2 having
three values and c3 dichotomous, the following map is created:

~ ~ ~

0

�
���
���
��
�
���
���
��
�
���
��

C3C2C1Value

NULL

0

1

2

Each �eld represents one of the possible value of a condition, and has a set
ρrow,column of good cases having the value r of the condition which is represented
by the �eld and a set νrow,column of bad cases with the value assigned. At initiation
both sets are empty (∅).

C.5.1. Loading the map

In a �rst step, for each case in α in each column for the �eld having the value of
the case processed the set of good cases is extended with this case. The same is
done for each case in β adding the cases to the respective �elds set of bad cases.

C.5.2. Extracting the prime implicants

To determine the prime implicants, a virtual agent A is used, which travelsthrough
mapM . The agent moves through the map visiting one �eld in every column. The
logical expression of the agent is then determined by the �elds visited. If theNULL
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Tabelle C.2.: Agent with the logical expression A0C1

~ ~ ~
�
���
���
��
�
���
���
��
�
���
��

CBAValue

NULL

0

1

2

�
�

�A
A
A
A
A
A

�eld is visited by the agent, the column is not represented in the logical expression
of A.
The agent has two sets of cases attached: Good cases (G) explained by the path

followed by the agent and bad cases (B) explained by the agent's path. For every
non-null �eld visited the cases represented by the �eld are intersected with the
cases explained by the prior path of the agent and the intersection is assigned to
the agent.
The agent starts at a virtual �eld outside of the map. At initialisation, the sets

explained by A are equal to all good cases (G = α) respective bad cases (B = β).
Subsequently, A visites all �elds of the (�rst) column C1 (this includes the NULL
�eld as well).
In each non NULL �eld the case sets of A are intersected with the sets of the �eld
and only these cases found in the intersection are still considered to be represented
by the agent. After each step, the following situations are possible:

A: G = ∅, B 6= ∅ The agent only represents bad cases, the expression represented
by the path of the agent is thus not a implicant. The agent will return to
the previous column.

B: G = ∅, B = ∅ The agent does not represent any case, the expression repre-
sented by the path of the agent is not a implicant. The agent will return to
the previous column.

C: G 6= ∅, B = ∅ The agent does only represent good cases, the expression re-
presented by the path of the agent is a implicant. Add this implicant to the
set of found implicants. The agent will return to the previous column.

D: G 6= ∅, B 6= ∅ The agent does represent good as well as bad cases. More �elds
must be visited. The following possible situations exist:
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D1: no more unvisited columns exist The agent can not perform any further
steps. As B 6= ∅, the expression represented by the path of the agent
can not be a implicant.

D2: further unvisited columns exist The agent visits the next unvisited co-
lumn, and, one by one, all �elds including the NULL �eld are included.

For the Null �eld no calculations are made, and the Agent is passing to the next
column (if a further unvisited column exists).

C.5.3. Pseudo-Code of the Graph-Based Algorithm

procedure GraphBasedPrimeImplicantSearch();
begin

var G,B: set of cases;
G := α;
B := β;
initialiseMap();
for i:=1 to ψi do visit(G,B, 1, i);
visitNull(G,B, 1);
GraphBasedPrimeImplicantsSearch :=extractPrimeImplicantsWithLR(); [1]
end

[1] extractPrimeImplicantsWithLR extracts the prime implicants from the set of
implicants retrieved. This function is not included in this technical not but is rather
simple: For each implicant imp found it is checked if this implicant is implied by
any shorter implicant. If so, imp is not a prime implicant and imp is excluded.

procedure initialiseMap (); %see C.5.1.
begin

for i:=1 to α do

begin

for j:=1 to #COND do

begin

ρj,value(αi,j) := ρj,value(αi,j) ∪ αi;
end

end

for i:=1 to β do

begin

for j:=1 to #COND do
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begin

νj,value(βi,j) := νj,value(βi,j) ∪ βi;
end

end

end

procedure value(αi: case, j: integer)
begin

Returns the value of condition #j of case αi.
end

procedure visitNull(G: set of cases, B: set of cases, column: integer, row : integer)
begin

if column < #COND then

begin

for i:=1 to ψcolumn+1 do visit(G,B,column+1, i);
visitNull(G,B,column+1 );
end

end procedure visit(G: set of cases, B: set of cases, column: integer, row : integer)
begin

var Ĝ, B̂: set of cases;
Ĝ := G ∩ ρcolumn,row;
B̂ := B ∩ νcolumn,row;
if Ĝ 6= ∅ then
begin

if B̂ = ∅ then
add expression represented by current path to set of found implicants

else

begin

if column < #COND then

begin

for i:=1 to ψcolumn+1 do visit(Ĝ, B̂,column+1, i);
visitNull(Ĝ, B̂,column+1 );

end

end

end

end
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C.6. Graph-based Agent Algorithm (Solutions)

To determine the solutions, a graph-based agent algorithm similar to the algorithm
used to calculate prime implicants with the use of logical remainders is used (see
chapter C.5). This algorithm was designed especially for TOSMANA and is used
as the second step in the MVQCA analysis, no matter what procedure is used to
calculate the prime implicants.
Q is a map of possible values with #P prime implicants represented as columns

(D). Each column Di has two possible �elds: The USED �eld and the NULL
�eld. With 8 prime implicants, this the following map is created:

~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~
�
���
���
���
���
���
���
���
��

D8D7D6D5D4D3D2D1Value

NULL

USED

Each �eld Di,USED has a set θ of good cases explained by the prime implicant.

C.6.1. Loading the map

In a �rst step, for every column all cases fromG which are covered by the respective
prime implicant Pi are placed in θi.

C.6.2. Extracting the shortest solution

To determine the shortest solution(s), again a virtual Agent A is used to traveltt-
hrough Q. The agent moves through the map visiting all columns. The agent is
assigned a value agentlength which expresses the added length of all prime im-
plicants included in the agents path so far (= implicants in columns for which
the USED �eld is visited.) If the NULL �eld is visited by the agent, the prime
implicant of the column is not represented in the logical expression of A.
The agent has one set of cases attached: M contains good cases not yet explained
by the path followed by the agent. For every USED �eld visited the cases repre-
sented by this �eld are removed from the cases not yet explained by the path of
the agent.
The agent starts at a virtual �eld outside of the map. For initialisation, the set
not yet explained by A is equal to all good cases (M = α). Subsequently, A visites
both �elds of the (�rst) column D1.
In each USED �eld cases explained by the �eld are intersected with the cases not
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yet explained by the agent (I = M ∩ θi). The cases in I are removed from M . The
next step depends on the result of the intersection procedure:

A: I = ∅ The intersection of cases not yet explained band the cases covered by
the prime implicant is empty: The prime implicant Pi does not explain any
cases not yet covered by A. Adding Pi thus makes no sense. The agent will
return to the previous column.

B: M = ∅ The agent does now explain all good cases. The expression represen-
ted by the path of the agent is a solution. Add this solution to the set of
solution if the length of the new solution is the same as the best solution
found so far. If the solution is shorter than the solutions found so far, discard
the longer solutions. The agent will return to the previous column.

C: M 6= ∅, I 6= ∅ Adding Pi to the solution did explain some more cases not yet
covered by A, but not all cases are explained (more prime implicants must
be included). More �elds must be visited. The following possible situations
exist:

C1: no more unvisited columns exist The agent can not perform any further
steps. As M 6= ∅, the expression represented by the path of the agent
can not be a solution (not all cases are covered). The agent will return
to the previous column.

C2: further unvisited columns exist

C2A: length(Pi) + agentlength ≤ minLength The agent visits the next
unvisited column.

C2B: length(Pi) + agentlength > minLength Adding further prime im-
plicants to the solution would extend the length of the minimal
solution found so far. As P is ordered ascending by length of the
prime implicant also adding any further prime implicant would
burst the length of the solution. The agent will return to the pre-
vious column.

For the NULL �eld no calculations are made, and the Agent is passing to the next
column (if a further unvisited column exists).
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C.6.3. Pseudo-Code of the Graph-Based Algorithm

procedure GraphBasedSolutionSearch()
begin

var minLength: int;
minLength = ∞;
var M : set of cases;
M = α;
initialiseSolutionMap();
visitUSED(M ,1,length(α1));
visitNULL(M ,1,0);
end

procedure initialiseSolutionMap ();
begin

for i:=1 to α do

begin

for j:=1 to λ do

begin

if (isIncluded(αi, λj)) then θj := θj ∪ αi;
end

end

end

procedure addSolution()
begin

if (minLength > agentlength) then
begin

discard other solutions;
place solution represented by agent as sole solution;
minLength:=agentlength;
end

else

add solution to set of solutions
end
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procedure visitUSED(M : set of cases, column: int, agentlength: int)
begin

var T : set of logical expressions;
T = T ∩ θcolumn;
if T 6= ∅ then
begin

M̂ = M − T ;
if M̂ = ∅ then

addSolution();
else

begin

if column+ 1 ≤ #λ
and length(λcolumn+1) + agentlength ≤ minLength then

begin

visitUSED(M̂, column+ 1, agentlength+length(αcolumn+1)); [1]
visitNULL(M̂, column+ 1, agentlength); [2]

end

end

end

end

[1] Visit the USED �eld of the next column. As an other prime implicant is inclu-
ded, the length of the logical expression represented by the agent is increased by
the length of the prime implicant of the next column.
[2] Visit the NULL �eld of the next column. No further prime implicant is included,
and the length of the logical expression represented by the agent is unchanged.

procedure visitNULL(M : set of cases, column : int, agentlength: int)
begin

if column+ 1 ≤ #λ
and length(λcolumn+1) + agentlength ≤ minLength then

begin

visitUSED(M, column+ 1, agentlength+ length(αcolumn+1));
visitNULL(M, column+ 1, agentlength);
end

end

procedure isIncluded(A: logical expression, B: logical expression)
Identical to isIncluded in chapter C.3.1
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D. Programmausgabe zu den
MVQCA Lösungen

Im Folgenden �nden sich die detailierten Lösungen zu den MVQCA Berechnungen
in Kapitel 7 und 8. Für die Fälle wurden folgende Abkürzungen benutzt:

AU Australien
AT Österreich
BE Belgien
CA Kanada
CH Schweiz
DE Deutschland
DK Dänemark
ES Spanien
FR Frankreich
GR Griechenland
IR Irland
IS Island
IT Italien
LU Luxemburg
NL Niederlande
NO Norwegen
NZ Neuseeland
PO Portugal
SF Finnland
SW Schweden
UK Groÿbritannien
US USA
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Vollständige Angaben zu S3 und S6

Lösungen zu der Kon�gurationstabelle 7.19 auf Seite 163 unter Einbeziehung der
Kondition REF.

Outcome 0

WAHL0 + REF1 + DICHTE0,1V OLA1,2

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (AU, DK, FR, GR, IR,
ES, UK)

(DK, FR, GR, IS,
NO, PO, ES, NZ)

WAHL0 + REF1 + REF0INFL2

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (AU, DK, FR, GR, IR,
ES, UK)

(IS, NO, PO, NZ)

WAHL0 + REF1 + INFL2LINKS1

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (AU, DK, FR, GR, IR,
ES, UK)

(AU, GR, IR, IS,
NO, PO, ES, NZ)

WAHL0 + BIP0 + DICHTE0,1V OLA1,2

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (GR, IR, PO, ES, NZ) (DK, FR, GR, IS,
NO, PO, ES, NZ)

WAHL0 + SOZ0 + DICHTE0,1V OLA1,2

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (AU, GR, IR, PO, ES) (DK, FR, GR, IS,
NO, PO, ES, NZ)
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Outcome 1

REF2 + LINKS2 + DICHTE1,2INFL0

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL, CH, AT)

REF2 + LINKS2 + DICHTE2WAHL1

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH)

REF2 + LINKS2 + DICHTE2REF0

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL)

REF2 + LINKS2 + DICHTE2SOZ2

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL, CH)

REF2 + LINKS2 + DICHTE2KORP1

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL)

REF2 + LINKS2 + WAHL1INFL0

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL, CH, AT)

REF2 + LINKS2 + FOED0,1INFL0

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, LU, NL)

REF2 + LINKS2 + PARTEIEN1INFL0

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL, CH, AT)

REF2 + LINKS2 + SOZ2INFL0

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL, CH, AT)

REF2 + LINKS2 + INFL0LINKS1

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, LU, NL)

REF2 + LINKS2 + INFL0KORP1,2

(IT, SW, CH, AT) (DE, SF, CH, AT) (BE, DE, LU, NL, CH, AT)
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Vollständige Angaben zu S4 und S5

Lösungen zu der Kon�gurationstabelle 7.19 auf Seite 163 ohne die Kondition REF.

Outcome 0

WAHL0 + BIP0 + DICHTE0,1V OLA1,2

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (GR, IR, PO, ES, NZ) (DK, FR, GR, IS,
NO, PO, ES, NZ)

WAHL0 + SOZ0 + DICHTE0,1V OLA1,2

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (AU, GR, IR, PO, ES) (DK, FR, GR, IS,
NO, PO, ES, NZ)

Outcome 1

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + INDUSTRIE1KORP2

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (SW)

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + BIP2V OLA0,2

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (LU, SW, CH)

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + BIP2INFL0,1

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (LU, SW, CH)

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + SOZ2V OLA0

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (BE, DE, SW, CH, AT)

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + SOZ2KORP2

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (SW, CH, AT)

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + V OLA0KORP2

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (SW, CH, AT)

LINKS2 + DICHTE2WAHL1 + INFL1KORP2

(DE, SF, CH, AT) (BE, DE, IT, LU, NL, CH) (SW)

LINKS2 + DICHTE2V OLA1,2 + SOZ2V OLA0

(DE, SF, CH, AT) (IT, LU, NL) (BE, DE, SW, CH, AT)

DICHTE2WAHL1 + WAHL1WKKE1V OLA0

(BE, DE, IT, LU, NL, CH) (DE, SF, SW, AT)
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Vollständige Angaben zu S7 und S8

Lösungen zu der Kon�gurationstabelle 8.3 auf Seite 178.

Outcome 0

WAHL0 + BIP0 + BIP1ATOM0

(AU, FR, CA, UK, US, NZ) (GR, IR, PO, NZ, ES) (AU, DK)

Outcome 1

BIP2ATOM1 + WAHL1BIP1ATOM1

(SW, CH) (BE, DE, SF, IT, NL, AT)
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Vollständige Angaben zu S9 und S10

Lösungen zu der Kon�gurationstabelle 8.4 auf Seite 180.

Outcome 0

WAHL0 + BIP0 + DICHTE0,1ATOM0

(AU, FR, CA, US, NZ, UK) (GR, IR, PO, NZ, ES) (AU, DK, GR, IR,
PO, IS, NO, NZ)

Outcome 1

DICHTE2WAHL1 + BIP2ATOM1 + WAHL1BIP1ATOM1

(BE, DE, IT, NL, LU, CH) (SW, CH) (BE, DE, IT, NL, SF, AT)

DICHTE2BIP2 + BIP2ATOM1 + WAHL1BIP1ATOM1

(LU, CH) (SW, CH) (BE, DE, IT, NL, SF, AT)

DICHTE2ATOM0 + BIP2ATOM1 + WAHL1BIP1ATOM1

(LU) (SW, CH) (BE, DE, IT, NL, SF, AT)
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